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Zu Beginn der Weltwirtschaftskrise 
(Ende 1929 bis Anfang 1930) 


1. Die ökonomische und politische Problematik 


Ende des Jahres 1929 wurde es merkwürdig still im Lager der sonst 
so aufdringlich lauten Theoretiker des Monopolkapitalismus. Das Gerede 
von der „ewigen Prosperität‘ der kapitalistischen Wirtschaft, von der 
„dauerhaften“ kapitalistischen Stabilisierung und von der „Wirtschafts- 
demokratie“ verstummte angesichts der drohenden Schatten, die ein 
schlimmes Unwetter anzukündigen schienen. 

In den USA brachen im Oktober 1929 mehrere New Yorker Banken 
zusammen. Damit wurde der Beginn der großen Krise offenbar, die das 
Gefüge der gesamten kapitalistischen Welt erschütterte. 

Nur die Kommunisten wurden vom Ausbruch der Krise nicht über- 
rascht. Auf Grund ihres Wissens um die Gesetzmäßigkeiten kapitali- 
stischer Entwicklung hatte bereits der VI. Weltkongreß der Kommuni- 
stischen Internationale, der von Juli bis September 1928 tagte, den 
Ausbruch der Weltwirtschaftskrise vorausgesagt: „Die Entwicklung der 
Widersprüche der kapitalistischen Stabilisierung führt ... schließlich 
unvermeidlich zu einem Umschlagen der gegenwärtigen ‚Stabilisierungs- 
periode‘ in eine Periode gewaltiger Katastrophen.“ 

Die Weltwirtschaftskrise trug den Charakter einer zyklischen Über- 
produktionskrise; sie war insofern eine gesetzmäßige Erscheinung inner- 
halb des kapitalistischen Systems. Dennoch war sie keine „normale“ 
kapitalistische Krise. Ihre Grundlage war die allgemeine Krise des 
Kapitalismus, die seit dem ersten Weltkrieg und besonders seit dem 
Bestehen des ersten sozialistischen Staates der Erde alle Bereiche der 
kapitalistischen Wirtschaft, der Politik, der Kultur und der Wissenschaft 
gleichermaßen erfaßt hatte, Alle Widersprüche des Imperialismus und 
die gesetzmäßigen zyklischen Krisen verschärften sich dadurch außer- 
ordentlich. So ist erklärlich, daß die Weltwirtschaftskrise in „Dauer, 
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tıele una vernichtungskrait” bıs dahin einzigartig in der Geschichte 
des Kapitalismus war. Das zeigte sich besonders daran, daß nicht nur 
der industrielle Sektor der kapitalistischen Weltwirtschaft, sondern auch 
die Landwirtschaft sowie das Geld- und Kreditsystem in den Strudel 
der Krise hineingezogen und zerrüttet wurden und nun ihrerseits krisen- 
verschärfend wirkten. Dabei waren die Monopolisten bemüht, die Haupt- 
lasten der Krise den Massen der Werktätigen aufzubürden, um selbst 
noch aus dem Elend Profit zu schlagen oder wenigstens möglichst un- 
geschoren über die Zeit der Krise hinwegzukommen. Das ökonomische 
Grundgesetz des modernen Kapitalismus zeigte in dieser Krisenzeit 
seine Auswirkungen besonders deutlich. 

Dem Chaos der kapitalistischen Wirtschaft stand der stetige Auf- 
schwung der sozialistischen Wirtschaft in der Sowjetunion gegenüber. 
Das Jahr 1929 war das „Jahr des großen Umschwungs“. Es brachte 
„gewaltige Erfolge des Sozialismus in der Industrie, die ersten ernst- 
haften Erfolge in der Landwirtschaft, die Wendung der Mittelbauern 
zu den Kollektivwirtschaften“ und „den Beginn der kollektivwirt- 
schaftlichen Massenbewegung“. Unter Führung der Kommunistischen 
Partei war es den sowjetischen Werktätigen gelungen, diese Erfolge 
trotz der Angriffe innerer Feinde, der Störungsversuche von Agenten 
und der Provokationen imperialistischer Mächte zu erringen. Die Bour- 
geoisie verschiedener Länder war bestrebt, die Welt neu aufzuteilen und 
zugleich die Sowjetunion zu beseitigen. Sie wandte sich mehr und mehr 
dem Faschismus zu, da sie in ihm das Werkzeug erkannte, das geeignet 
schien, die Arbeiterklasse und alle demokratischen Kräfte im eigenen 
Lande niederzuhalten und das gesamte Leben auf die abenteuerliche 
militaristische Politik einzustellen. Krieg und Faschismus, das sollten 
sowohl die Auswege aus der allgemeinen Krise des Kapitalismus als auch 
die Mittel zur Rettung vor der ausgebrochenen Weltwirtschaftskrise 
sein. Im Grunde dokumentierten sie jedoch die Schwäche der Bour- 
geoisie, die nicht mehr in der Lage war, ihre Macht in der alten Weise 
aufrechtzuerhalten. 

Die ausbrechende Krise wirkte sich auf Deutschland besonders stark 
aus, da die ausländischen Kapitalgeber die Zahlung von weiteren Kre- 
diten verweigerten und die Rückzahlung der geliehenen Gelder forderten. 
Im Vergleich zu 1928 sank die industrielle Großproduktion Deutsch- 
lands bereits im ersten Quartal des Jahres 1930 um ca. 1 Yas 

Die arbeitenden Menschen hatten die Lasten zu tragen: rapid steigende 
Arbeitslosigkeit, stärkere Ausbeutung, sinkende Kaufkraft des Lohn- 
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einkommens, steigende Lebenshaltungskosten waren die ersten fühl- 
baren wirtschaftlichen Folgen der Krise. 

Nach amtlichen Angaben betrug z.B. die Zahl der „Hauptunter- 
stützungsempfänger‘‘ in Deutschland am 11. Dezember 1929 1350000, 
am 15. Januar 1930 jedoch bereits 2050000. Die amtlichen Zahlen gaben 
jedoch kein richtiges Bild von der wirklichen Lage, denn dazu kamen 
einige hunderttausend „Krisenunterstützungsempfänger“ und viele 
Hunderttausende, die aus irgendwelchen Gründen nicht unterstützt 
wurden, so daß man bereits Anfang 1930 mit über 3 Millionen Arbeits- 
losen rechnen mußte. Gerade um die Weihnachtszeit 1929 setzte eine 
große Entlassungswelle ein. Zur gleichen Zeit wurden in Berlin die Gas- 
preise ab 1, Januar 1930 von 16 auf 18 Pfennig und der Straßenbahn- 
tarif von 20 auf 25 Pfennig heraufgesetzt. 

Mit dem Ausbrechen der Krise machte sich im Gefüge der politischen 
Parteien und Institutionen der deutschen Bourgeoisie erneut ein deut- 
licher Ruck nach rechts bemerkbar. Der Reichsverband der deutschen 
Industrie, die Organisation der deutschen Monopolkapitalisten, ver- 
suchte einen Großangriff auf die Demokratie und die Rechte der Arbeiter- 
klasse einzuleiten. In einer Denkschrift, die im Dezember 1929 ver- 
öffentlicht wurde, verlangten die Herren von Kohle und Stahl eine noch 
stärkere Berücksichtigung ihrer Profitinteressen von der Regierung und 
gaben den „hohen“ Löhnen und den Steuern die Schuld an der Krise. 
Mit Besorgnis sahen sie die steigende antikapitalistische Stimmung 
großer Teile des Volkes und den wachsenden Einfluß der Kommuni- 
stischen Partei. Keiner bürgerlichen Partei war es gelungen, eine wirk- 
liche Massenbewegung zur Unterstützung der großbürgerlichen Politik 
zu organisieren. Die reaktionärsten Kreise des deutschen Finanzkapitals 
richteten deshalb ihr Augenmerk auf die Hitler-Partei; sie glaubten, 
in ihr das geeignete Werkzeug zur Unterdrückung der unzufriedenen 
Volksmassen gefunden zu haben. Schon vor Beginn der Krise hatten 
bestimmte Kreise der deutschen Junker, der deutschen Schwerindustrie 
und auch ausländische Monopolisten die Nazipartei durch beträchtliche 
finanzielle Mittel unterstützt. Mit dem Anwachsen der Krisenerschei- 
nungen floß auch das Geld an Hitler und seine Anhänger noch reich- 
licher. 

Die Faschisten rüsteten mit diesen Geldern ihre Terrororganisationen, 
die sogenannten Sturm-Abteilungen (SA) und Schutzstaffeln (SS), 
aus und entfalteten einen großangelegten Propagandafeldzug. Bei diesen 
Aktionen gingen sie mit einer beispiellosen Demagogie vor und machten 
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jeder Bevölkerungsschicht besondere, meist radikal anmutende Ver- 
sprechungen, um sich eine Massenbasis zu verschaffen. Auf Grund einer 
solchen auf Demagogie, Terror und Industriegeldern aufgebauten Politik 
gelang es den Faschisten, ihren Einfluß ständig zu verstärken. Die 
NSDAP wurde immer mehr zum Zentrum der reaktionärsten Kräfte 
Deutschlands und zum Sammelbecken der Entwurzelten und Unzu- 
friedenen fast aller Bevölkerungsschichten. Es gelang den Faschisten 
jedoch nicht, im Industrieproletariat festen Fuß zu fassen. Ihre stärksten 
Einflußsphären lagen auf dem Lande, dem Machtbereich der Cuts- 
besitzer, und vor allem in den Schichten des Mittelstandes und des 
Kleinbürgertums. Unter den letzteren befanden sich vor allem die- 
jenigen, die Elend und Armut, wirtschaftliche Unsicherheit und ideo- 
logische Ratlosigkeit besonders anfällig für die demagogischen Ein- 
flüsterungen der Faschisten gemacht hatten. Dem Klasseninhalt nach 
aber war die NSDAP das Instrument der reaktionärsten Teile der 
deutschen Großbourgeoisie. 

Das Einschwenken der bürgerlichen Parteien nach rechts verursachte 
gleichzeitig breite Risse in der großen Koalition, die von Vertretern der 
Bourgeoisie mit den Führern der Sozialdemokratie während der zeit- 
weisen Stabilisierung des Kapitalismus abgeschlossen worden war. Ob- 
wohl die SPD-Minister im Einverständnis mit ihrer Parteiführung eine 
Politik durchführten, die letzten Endes der Großbourgeoisie diente, 
wurden sie nun, bei der Verschärfung des reaktionären Kurses, zu einem 
Hemmnis, weil sie bei den einfachen SPD-Mitgliedern, die mit einer 
solchen Politik nicht einverstanden waren, ständig an Kredit verloren. 

Die Kommunisten hingegen beantworteten die Offensive der Groß- 
bourgeoisie, indem sie ihrerseits nach dem XII. Parteitag in Berlin- 
Wedding (9.—16. 6. 1929) in verstärktem Maße zum Gegenangriff über- 
gingen. Ihre entscheidende Aufgabe bestand vor allem darin, die Mehr- 
heit der Arbeiterklasse zu gewinnen. Um dieses Ziel zu erreichen, war 
es notwendig, den Massenkampf gegen Teuerung, Massenentlassungen, 
Lohnabbau und verschärfte Ausbeutung mit Hilfe von Streiks und 
Demonstrationen entschlossen zu führen, ein festes Bündnis der Arbeiter- 
klasse mit den werktätigen Bauern herzustellen und den Einfluß der 
rechten sozialdemokratischen Führung auf große Teile der Arbeiter- 
klasse zu brechen. Letzteres galt besonders für den Kampf innerhalb 
der Gewerkschaften, aber auch für den Kampf innerhalb anderer Massen- 
organisationen, wie dem Freidenkerverband und den Turn- und Sport- 
organisationen, Auch war es dringend erforderlich, den verstärkten Be- 
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strebungen der Bourgeoisie, Turnen und Sport ihrer reaktionären Politik 
dienstbar zu machen, tatkräftig zu begegnen. 

Von jeher waren Inhalt und Form der Turn- und Sportorganisationen 
von den gesellschaftlichen, d.h. von den politischen Kräften ihrer Zeit 
bestimmt worden. Sie hatten sich als gesellschaftliche Organisationen 
niemals den historischen Entwicklungsgesetzen entziehen können — 
mochten auch solche Illusionen in den Köpfen einzelner vorhanden ge- 
wesen sein. Sie standen immer im Spannungsfeld des Klassenkampfes. 
Als sich mit Beginn der Weltwirtschaftskrise die Klassengegensätze er- 
heblich verschärften, wurden die Turn- und Sportorganisationen noch 
stärker als bisher zum Kampffeld der politischen Tendenzen. Daß es 
sich hierbei nicht um einen nebengeordneten Kampfplatz handelte, 
wird schon aus der Statistik deutlich, aus der abzuleiten ist, daß 1929 
ca. 8 Millionen deutsche Staatsbürger — also über 10%, der Gesamt- 
einwohnerzahl des Deutschen Reiches — in den Turn- und Sport- 
organisationen der verschiedensten Art erfaßt waren. Nach Schätzungen 
gehörten über 25%, aller Jugendlichen zwischen 14 und 20 Jahren 
einem Turn- oder Sportverein an. 

Damit ist allerdings noch nichts über die politische Struktur der Turn- 
und Sportbewegung und die Klassenlage in der Körperkultur gesagt. 
Es gab in Deutschland neben den bürgerlichen Turn- und Sportorgani- 
sationen, die von Vertretern der Bourgeoisie in deren Sinne beeinflußt, 
gelenkt und geführt wurden, eine sehr starke Arbeiter-Turn- und Sport- 
bewegung, die sich die Arbeiterklasse im Kampf gegen die bürgerlichen 
Organisationen geschaffen hatte. Es ging auch im Sport letztlich um die 
Gewinnung der Menschen für eine demokratische Zielsetzung oder aber 
um ihren Mißbrauch durch Faschisten und Militaristen. 


2. Die bürgerliche Turn- und Sportbewegung 


Der äußere Aufbau der bürgerlichen Sportbewegung war kompliziert 
und vielgestaltig. Die überwiegende Mehrzahl der Verbände war im 
„Deutschen Reichsausschuß für Leibesübungen“ (DRA) zusammen- 
gefaßt. Ihm gehörten nach eigenen Angaben 38 Verbände verschiedener 
Art und unterschiedlicher Größe mit über 6 Millionen Mitgliedern an 
— angefangen von der Deutschen Turnerschaft (DT) mit 12863 Ver- 
einen und 1,6 Millionen Mitgliedern über verschiedene Turnvereini- 
gungen und die große Zahl der sportlichen Fachverbände (Leicht- 
athletik, Fußball, Schwimmen, Segeln, Kegeln, Fechten usw.) bis zu 
den Luft-, Reit-, Motorsport-, Schieß-, Sportlehrer- und Wander- 
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verbanden und dem Keichsverband tur Jıu-Jıtsu mıt ZU Vereinen und 
500 Mitgliedern. Neben dem DRA existierten noch eine Reihe so- 
genannter „freier Verbände“, die nicht dem DRA angeschlossen waren. 
Die Größe dieser Verbände war sehr unterschiedlich, so zählte die „Ver- 
einigung Deutscher Radsportverbände“ 70000, der „Deutsche Rodel- 
bund“ 1325, der „Verband der Golf-Berufsspieler in Deutschland“ aber 
nur 28 Mitglieder. Insgesamt gaben die „freien“ Turn- und Sport- 
verbände eine Mitgliederzahl von über 150000 an. 

Die Zahlenangaben der DRA-Verbände und der ‚freien Verbände“ 
sind nur mit Vorsicht zu verwenden. Auf sie trifft der Ausspruch eines 
bürgerlichen Sportstatistikers über den Wert der bürgerlichen Statistik 
zu, der „ueben der Notlüge und der gemeinen Lüge die Statistik“ als 
„die dritte Form der Lüge“ bezeichnete. Schon eine nur oberflächliche 
Betrachtung der Zahlen ergibt, daß Hunderttausende von Verbands- 
mitgliedern doppelt gezählt wurden. Man muß z. B. als sicher annehmen, 
daß der größte Teil der über 200000 Mitglieder von Berufsverbänden 
(für Sportlehrer, Sportjournalisten usw.) Mitglied eines Sportverbandes 
war. Auch sonst war Doppelmitgliedschaft auf Grund der engen Be- 
grenzung der meisten Verbände auf eine Sportart durchaus üblich. 
Ebenso d:rf man aus den Mitgliederzahlen der bürgerlichen Verbände 
keinesfalls auf eine auch nur annähernd so hohe Zahl von Sporttreiben- 
den schließen. Selbst der Statistiker des DRA, Dr. Brandt, schätzte die 
Zabl der Sporttreibenden in den bürgerlichen Organisationen auf nur 
45% der angegebenen Mitgliederzahlen. Andere Fachkenner nahmen 
noch weniger an. 

Der Vielzahl dieser Verbände entsprach eine Vielzahl von verschiede- 
nen Auffassungen in Einzelfragen. Oftmals waren es kleinliche Zänke- 
reien und typische Züge von bürgerlicher Vereinsmeierei, die den Streit 
zwischen einzelnen Gruppen bürgerlicher Sportführer oder zwischen 
einzelnen Verbänden hervorriefen. Es gab jedoch auch „tiefer liegende** 
Probleme, über die man sich erbitterte Pressefehden und Redeschlachten 
lieferte. Der Kampf zwischen Turnen und Sport gehörte zu dieser Art 
von Problemen. Er entspann sich aus den Vorwürfen der Turnführer, 
daß dem Sport „eine tragende Idee“ fehle, daß er nur auf die sportliche 
Leistung, nicht auf „vaterländische Erziehung“ gerichtet sei und daß 
er mit seinen internationalen Verbindungen zu den „Feindmächten“ die 
Ehre Deutschlands verletze. Diesem Streit lagen u. a. die unterschied- 
lichen Auffassungen verschiedener Teile der deutschen Bourgeoisie über 
den Weg des Aufstiegs Deutschlands zu einer imperialistischen Groß- 
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macht zugrunde. Deshalb betraf dieser Streit letzten Endes nur die 
Methoden, mit denen dieser Aufstieg am schnellsten und am sichersten 
zu erreichen war. Die laut streitenden bürgerlichen Sportführer waren 
sich im allgemeinen jedoch sehr schnell einig, wenn es gegen das „feind- 
liche Ausland“ oder gegen das Proletariat und gegen wahrhafte Demo- 
kraten ging. 

Um die Einigkeit auch nach außen zu dokumentieren, strebten ein- 
flußreiche Turn- und Sportführer eine offizielle Zusammenarbeit der 
Verbände an. Nachdem die Deutsche Turnerschaft schon 1927 wieder 
in den DRA, dem sie 1925 den Rücken gekehrt hatte, eingetreten war, 
beschloß der Verbandstag der Deutschen Turnerschaft am 4. Oktober 
1929, „unter dem Gedanken der deutschen Volksgemeinschaft‘ die 
„engste Zusammenarbeit der Turn- und Sportverbände so bald wie mög- 
lich zu erstreben“ . 

Das Endziel dieser Bestrebungen war die Zentralisierung, der organi- 
satorische Zusammenschluß aller Verbände zu einer straff geleiteten 
Organisation, die es ermöglichen sollte, die Ziele der Bourgeoisie im 
Sport schneller und gründlicher durchzusetzen. Es gab jedoch starke 
liberalistische und föderalistische Kräfte in den Verbänden, die sich 
solchen Plänen widersetzten und die Meinung vertraten, daß die poli- 
tischen Aufgaben auch mit der vorhandenen Organisationsform zu lösen 
wären. So blieben die Zentralisationsbestrebungen fürs erste ohne den 
gewünschten Erfolg, wenn man von einigen Verträgen bzw. Arbeits- 
gemeinschaften absieht, die von der Deutschen Turnerschaft mit meh- 
reren Verbänden — wie z. B. im März 1930 mit dem „Deutschen Fuß- 
ballbund‘ und der „Deutschen Sportbehörde für Leichtathletik — 
abgeschlossen wurden. 

Der „Deutsche Reichsausschuß für Leibesübungen“ blieb deshalb als 
einfache Dachorganisation der meisten bürgerlichen Verbände das um- 
fassendste bürgerliche Sportgremium. Durch die weitreichenden Be- 
ziehungen seiner führenden Köpfe beeinflußte der DRA die Sport- 
politik der staatlichen Stellen und gab sich im internationalen bürger- 
lichen Rahmen als Sprecher des deutschen Sports schlechthin aus. 

Laut Satzung des DRA sollte innerhalb der Organisation Partei- 
politik ausgeschlossen sein. Die wahre Praxis aber sah so aus, daß man 
sich bemühte, nicht von Parteipolitik zu sprechen, desto eifriger aber, 
unter dem Vorwand, nationale Politik zu treiben, die bürgerliche Klassen- 
politik durchsetzte. 

Die Stoßrichtung dieser „unpolitischen‘ Politik machte sehr deutlich, 


T 


dal der DKA aut dem Gebiet der Körperkultur Führungsorgan der 
Bourgeoisie war. Das zeigte sich in der Tätigkeit der von Diem geleiteten 
Geschäftsstelle mit ihren 40 Angestellten ebenso, wie in der Stellung- 
nahme des DRA zu den politischen Grundfragen im damaligen Deutsch- 
land. Proletarischen Organisationen, wie dem Roten F rontkämpferbund, 
wurde selbstverständlich das dem DRA gehörende Grunewald-Stadion 
verweigert, weil es, wie es hieß, nur sportlichen, nicht aber politischen 
Veranstaltungen dienen dürfe. Der „Reichsfrontsoldatentag‘“ des Stahl- 
helm jedoch durfte ebenso selbstverständlich im Stadion stattfinden. 
Der DRA begrüßte alle Bestrebungen, den Sport in den Dienst der 
deutschen Militaristen zu stellen. 

Bereits im Jahre 1920 hatte Lewald ‚der seit 1919 Vorsitzender des 
DRA war, auf der ersten Sitzung erklärt: „Mit der Abschaffung der all- 
gemeinen Wehrpflicht müssen neue Methoden zur körperlichen Aus- 
bildung der Jugend gesucht werden.“ Und in seiner Schrift „Sport, 
deutsche Wirtschaft und Volksgesundheit‘ bedauerte er 1926, daß „‚die 
gewaltigste Volksschule, die wir besaßen, die Heeresschule“ nicht 
mehr bestehe. Er behauptete, daß alles Elend in Deutschland eine Folge 
des „verlorenen Krieges‘ sei, und stellte fest, daß Deutschland dank 
„der Volksschule und der Heeresschule“ die „disziplinierteste Arbeiter- 
schaft der ganzen Welt“ besessen habe. Er empfahl als Übergangs- 
lösung, die Leibesübungen stärker zu fördern. 

Die Einführung der Reichsjugendwettkämpfe, des Deutschen Turn- 
und Sportabzeichens, die Forderung nach der täglichen Turnstunde in 
den Schulen und andere Bestrebungen der DRA erscheinen so als ein 
Teil des großen politischen Planes der Bourgeoisie, die deutsche jugend 
auf einen neuen Kampf um die imperialistische Neuverteilung der Welt 
vorzubereiten, der nach Lage der Dinge die Gefahr eines zweiten Welt- 
krieges in sich barg. Manche dieser Ideen und Maßnahmen, wie z. B. die 
Forderung nach der täglichen Turnstunde, hätten als solche begrüßt 
werden können, wenn sie nicht mit der Propagierung und Einführung 
gefährlicher politischer Ziele verknüpft gewesen wären. 

Die politischen Ziele der reaktionärsten Teile der deutschen Bourgeoisie 
zeigten sich in zwei miteinander verbundenen Tendenzen: Militari- 
sierung und Faschisierung. Sämtliche politischen Bestrebungen der Zeit, 
die sich davon nicht bewußt und unmißverständlich abgrenzten, mußten 
im Endeffekt unweigerlich dieser doppelten Zielsetzung dienen. Die 
sportpolitischen Bestrebungen machten dabei keine Ausnahme. 

Die Militarisierung des deutschen Sports stand auf der Tagesordnung 
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der deutschen Großbourgeoisie. Sie war Bestandteil eines Gesamt- 
prozesses, Bestandteil der systematischen Unterwerfung aller Lebens- 
bereiche der Nation unter die Gewalt eines imperialistischen Militär- 
apparats, der im Auftrage der Monopolherren tätig war und mit Hilfe 
der bewaffneten Macht die Eroberung anderer Länder sowie die Unter- 
drückung aller wahrhaft demokratischen Bewegungen im eigenen Lande 
anstrebte. Mit dem Vordringen der faschistischen Ideen nach dem ersten 
Weltkrieg begann zugleich die langsame Faschisierung der bürgerlichen 
Sportbewegung. Auch dieser Prozeß — eng mit der Militarisierung ver- 
flochten — ist nur als Teil eines Gesamtprozesses zu verstehen, in dessen 
Verlauf weite Kreise insbesondere des deutschen Bürgertums schon lange 
vor dem Machtantritt Hitlers mit faschistischen Gedanken verseucht 
wurden. Der Faschismus, die offene terroristische Diktatur der reak- 
tionärsten und chauvinistischsten Elemente des Finanzkapitals, wurde 
auf diese Art und Weise ideologisch vorbereitet. Als reaktionärste Abart 
des Faschismus entpuppte sich bald der Faschismus deutschen Schlages, 
der sich, wie Dimitroff später formulierte, „dreist als Nationalsozialismus 
bezeichnet, der aber weder mit dem Sozialismus noch mit der Verteidi- 
gung der wirklichen Interessen des deutschen Volkes irgend etwas ge- 
mein hat, sondern lediglich die Rolle eines Lakaien der Großbourgeoisie 
spielt und kein bloßer bürgerlicher Nationalismus, sondern bestialischer 
Chauvinismus ist‘, 

Zu Beginn der Krise konnte von einer Beherrschung der Turn- und 
Sportbewegung durch die NSDAP natürlich noch nicht die Rede sein. 
Wohl aber war zu bemerken, daß sich halb- und profaschistische Ideen 
immer stärker ausbreiteten. 

Militaristen und Faschisten arbeiteten dabei fast immer Hand in Hand. 
Auch ihre Argumentation war in vielem gleich. So gehörte z. B. zum 
Repertoire beider der Schrei nach Revanche für den verlorenen imperia- 
listischen Weltkrieg. 

Die Methoden zur langsamen Militarisierung und Faschisierung des 
deutschen Sports waren verschiedenartig. Auf Grund der in Deutsch- 
land seit jeher starken militaristischen Traditionen, die in vielen Ver- 
einen bürgerlicher Turn- und Sportbewegung schon vor dem ersten 
Weltkrieg sorgfältig gepflegt wurden, war es leicht, einer solchen Ideo- 
logie in breitereem Umfange Einfluß auf das Bewußtsein der Mitglieder 
zu verschaffen. Alle Register der Propaganda wurden gezogen. Die an- 
fangs sehr leisen und „gemütvollen“ Töne in den vielen Erzählungen 
über die so menschlichen (weil sich auch mit Sport beschäftigenden) 
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Prinzen und Generale und über die Ausübung des Sports mitten im 
Weltkriege wurden bald übertönt von den immer stärkeren Rufen nach 
besserer Förderung des Flugwesens durch die Sportverbände, nach 
Ordnungsübungen alter preußischer Art im Sportunterricht und nach 
besonderer „‚Ertüchtigung‘“ der Schuljugend. 

Zwischen einzelnen Gruppen von Turn- und Sportführern kam es da- 
bei zu wilden Wortgefechten, wie man den nach ihrer Meinung „matio- 
nalen“ Aufgaben am besten gerecht werden könne. Die einen forderten, 
neben dem Sport solle eine offene Militärausbildung für die Jugend ein- 
geführt werden; die anderen lehnten „Soldatenspielerei‘ ab und meinten, 
eine allgemeine und großzügige Förderung des Sports wäre die beste 
Methode, die Jugend auf den Dienst in der imperialistischen Armee vor- 
zubereiten, da sich die Waffentechnik sehr schnell ändere. Die einen ver- 
langten ein Sportpflichtjahr für alle Jugendlichen; die anderen wieder 
hielten die Arbeitsdienstpflicht mit betonter Sportausbildung für besser 
als das einfache Sportpflichtjahr. Die einen wollten, daß der Staat die 
„Ertüchtigung‘ der Jugend in eigene Regie nähme; die anderen fürchte- 
ten einen Eingriff in ihr geheiligtes Verbandsleben, hielten aber die geld- 
liche Unterstützung der Vereine durch den Staat für notwendig und ver- 
pflichteten sich, dieses Geld „aweckentsprechend“ anzuwenden.®® Auch 
in diesen Diskussionen spiegelten sich die in Einzelfragen voneinander 
abweichenden politischen Auffassungen verschiedener Teile der Bour- 
geoisie wider. 

Die militärischen Spitzen des deutschen Imperialismus hatten sich 
jedoch schon längst für die direkte vormilitärische Ausbildung ent- 
schieden. Ein Schreiben, das der Chef des Truppenamtes im Reichs- 
wehrministerium am 29. Juli 1926 an den Reichsinnenminister sandte, 
zeigte das deutlich. In dem Schreiben wurde u. a. ausgeführt: „Der 
militärischen Schulung der Jugend vor der Militärzeit muß ... be- 
deutender Wert für die Kriegsrüstungen eines Landes beigemessen 
werden. Durch diese Schulung wird die spätere rein-militärische Aus- 
bildung unter den Fahnen ausgezeichnet vorbereitet und dieser wesent- 
liche Zeit gespart...“ 

Es ist mehr als aufschlußreich, daß in bürgerlichen Sport-Publika- 
tionen der zwanziger Jahre eine wirklich grundsätzliche Ablehnung der 
Militarisierung des Sports nicht zu finden ist. Die Führer der Verbände 
und die Redakteure und Finanziers der Zeitschriften vertraten ein- 
deutig die Interessen ihrer Klasse. In den unteren Einheiten der bürger- 
lichen Turn- und Sportbewegung gab es allerdings zum Teil recht spür- 
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bare antimilitärische Strömungen, die vor allem von den werktätigen 
Mitgliedern ausgingen und gegen die Förderer der reaktionären Tradi- 
tionen gerichtet waren. Einen direkten und entscheidenden Einfluß auf 
die Gestaltung der Verbandspolitik konnten diese Kräfte jedoch nicht 
ausüben. Der Deutsche Fußballbund mit seinen über 800000 Mit- 
gliedern, die sich zu einem hohen Prozentsatz aus Arbeiterkreisen 
rekrutierten, hatte z.B. nach dem Geständnis selbst bürgerlicher Zei- 
tungen „das reaktionärste Wahlrecht unter den Sportverbänden“. 
Durch dieses Wahlrecht waren die Vereine des Bundes von einer echten 
Mitgestaltung der Bundespolitik ausgeschaltet und der Diktatur der 
Führung unterworfen. Die Phrase vom unpolitischen Sport wurde in 
kritischen Fällen dazu benutzt, eine grundsätzliche Kritik am deutschen 
Militarismus als „parteipolitisch‘ zu verurteilen; die Mithilfe bei der 
Verwirklichung der militaristischen Pläne aber wurde als „vaterländische 
Pflichterfüllung‘‘ gepriesen. 

Bei der Durchsetzung ihrer Ziele geriet die Bourgeoisie allerdings in 
die Widersprüche ihres eigenen politischen und wirtschaftlichen Systems. 
Dem Willen bestimmter Kreise, den Sport recht schnell und vollkommen 
der Militarisierung unterzuordnen, stand die beginnende Krise mit 
ihren ständig zunehmenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten gegenüber. 
Der Streit ging deshalb um den zweckmäßigsten Einsatz der Staats- 
gelder im Dienst ihrer militaristischen Politik. Es gab einflußreiche 
bürgerliche Politiker, die alle Ausgaben für die körperliche Ertüchti- 
gung als Luxusausgaben betrachteten. 

Hand in Hand mit der Militarisierung der Turn- und Sportbewegung 
ging ihre Durchdringung mit halb- und profaschistischen Gedanken. 
Die Vertreter der faschistischen Ideologie konnten dabei an die reaktio- 
närsten Seiten der bürgerlichen Auffassung von Staat, Gesellschaft und 
Leibesübungen anknüpfen und fanden in den bürgerlichen Organisationen 
kaum einen ernsthaften Widerstand bei der Verbreitung ihrer Ideen. 

Ab 1929 häuften sich in den Sportzeitungen die Hinweise auf das 
faschistische Italien. Als Mussolinis Sportstaatssekretär Turati brutal 
in die Belange des italienischen Boxsports eingriff, betonten „Die Leibes- 
übungen“, daß „eine gerecht ordnende strenge Hand nicht vom Nach- 
teil“ sein werde. Als die Provinzialausschüsse für Leibesübungen in 
Italien durch Dekret aufgelöst wurden und die Verbandssekretäre der 
faschistischen Partei die Leitung des Sports übernahmen, wurde das in 
der gleichen Zeitschrift so kommentiert: „Die Gleichsetzung von Staat 
und Partei, die die Diktatur Mussolinis in Italien geschaffen hat, kommt 
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dem italienischen Sport zweifellos zugute.“ Und in der „Deutschen 
Turnzeitung‘, dem Organ der „Deutschen Turnerschaft‘, wurde Mus- 
solini als „meisterhafter Menschenkenner“ bezeichnet, der „den Geist 
und den Wert der Bewegung (gemeint ist der Sport — G. Wo.) erfaßt“ 
habe, weil er anläßlich der Wiederkehr des faschistischen Putsches 
einige Sportplätze errichten ließ. Mit diesen Sympathieerklärungen be- 
kundeten nicht wenige Sportführer schon zu Beginn der Krise ihre 
faschistische Grundeinstellung. 

Die Vortrupps des Faschismus bestanden zu dieser Zeit als sogenannte 
„völkische Flügel“ bereits in allen bürgerlichen Verbänden. Sie fühlten 
sich in den meisten Verbänden aber noch zu schwach, um ganz offen auf- 
zutreten. Anders war das allerdings im „Deutschen Turnerbund“. In 
seinen deutschen Vereinen standen etwa 10000 Mitglieder unter direkter 
faschistischer Beeinflussung und Leitung. Trotz der geringen Mit- 
gliederzahl kam ihm insofern eine erhebliche Bedeutung zu, als seine 
„Dietwarte‘‘ offen und aktiv die faschistischen Ideologien verbreiteten. 
Insbesondere wurde vom „Deutschen Turnerbund“ der Kampf gegen 
die Reste demokratischer und humanistischer Gesinnung in der Deut- 
schen Turnerschaft geführt. 

„Wehrhaftigkeit, Befreiung, Deutschheit“ hießen die Schlagworte, 
mit denen die Ziele des aggressiven deutschen Imperialismus verhüllt 
werden sollten. „Wehrhaftigkeit‘“ — darunter war sowohl die Militari- 
sierung des deutschen Sports im Auftrage der eroberungslüsternen deut- 
schen Imperialisten und Revanchepolitiker als auch die Vorbereitung 
auf den Terror gegen die demokratischen Kräfte im Lande, auf die so- 
genannte „nationale Diktatur‘ „zu verstehen. Zur „geistigen Wehr- 
haftmachung“ diente die „Dietarbeit“, d. h. die politische Schulung 
im faschistischen Sinne. „Befreiung“ — dahinter versteckte sich vor 
allem die Forderung nach völliger Freiheit für die Aufrüstung. Dafür 
wurden die nationalen Gefühle der Massen gegen den Versailler Vertrag 
geschickt ausgenutzt und für eine Ideologie, die den Bestrebungen des 
aggressiven deutschen Imperialismus entsprach, mißbraucht. „Deutsch- 
heit‘ — das war die Umschreibung der barbarischen Rassentheorie, die 
nur „‚Völkische“, d.h. Deutsche arischer Abstammung als vollwertig 
bezeichnete und eventuell noch die Angehörigen der sogenannten „nNOT- 
dischen‘ Völker als beinahe gleichberechtigt anerkannte. Alles, was 
nicht zu diesen Völkern gehörte, wurde als „Fremdtum‘‘ bekämpft. 
Sportliche Wettkämpfe „mit Gegnern niehtdeutschen Stammes“ waren 
selbstverständlich verboten. In der Argumentation richtete sich der 
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Feldzug besonders gegen die Juden; tatsächlich bekäm 
all jene, die für wirkliche Demokratie eintraten und — * die * 
mungslose Diktatur des Finanzkapitals kämpften. 

Der „Deutsche Turnerbund“ hatte zu den reaktionärsten Kreisen der 
deutschen Bourgeoisie nicht nur ideologische, sondern auch organisa- 
torische Bindungen. In München gab es z. B. eine „Nationale Feet 
gemeinschaft“, die bereits im Jahre 1926 gegründet worden war und der 
neben Frontkriegerbund, Jungdeutschem Orden, Stahlhelm, Wehrwolf 
und anderen rechtsradikalen Organisationen auch der —5— Turner- 
bun “ angehörte. Die Mitgliedschaft des Bundes setzte sich größten- 
teils aus Angehörigen „völkischer‘ Kreise zusammen. Daß im Bundes- 
abzeichen die vier „F‘ der bürgerlichen Bewegung in Hakenkreuzform 
angebracht waren, bewies rein äußerlich, wes Geistes Kind man war 

Wenn auch die profaschistischen Ideologien im „Deutschen Trade 
bund“ eine besondere Heimstatt fanden, so waren sie doch in der übrigen 
deutschen Turn- und Sportbewegung ebenfalls überall zu spüren. Die 
bekannteste theoretische Sportzeitschrift „Die Leibesübungen“ stellte 
2. B. Anfang 1930 ihre Spalten dem Studienrat M. Kirsten für einen 
Artikel zur Verfügung, der den Titel trug „Leibesübungen als Mittel der 
Rassenerhaltung in ethischer Beleuchtung“, Kirsten kritisierte darin 
die Unterschätzung der Leibesübungen und forderte „eine solide ethische 
Grundlage“, damit den deutschen Leibesübungen ein Ziel gegeben 
werde: „Die ganze Entwicklung schreit nach Ethik, nach vollkommener 
Umstellung.“ — Wie sah nun Kirstens „Ethik“ aus? Er ging von der 
abstrakten Phrase des sozialen Darwinismus aus, daß das gesellschaft- 
liche Leben Kampf ums Dasein sei, und forderte statt „„Sozialhygiene“* 
die dem „Menschheitsselbstmord“ gleichkomme, — — 
wahl und rücksichtslose Vernichtung alles Kranken und Schwachen“ 
wobei er als Vorbild den Pferdezüchter (!) hinstellte. Demgemäß een 
urteilte er die „sittliche Einstellung“, nach der „die Ausscheidung oder 
Vernichtung alles Kranken und Elenden als barbarisch“ — Doch 
Kirsten ging noch weiter: Indem er seine Ablehung der modernen Kriegs- 
führung — nicht des Krieges! — begründete, schrieb er: „Heutzuta 
wird dieser einzige Sinn und Zweck allen Kampfes (die "Sahwadlen 
und Unfähigen“ auszurotten — G. Wo.) durch die sogenannte Musterun, 
trügerisch * Da werden nämlich die natürlicherweise für die — 
gräber bestimmten Vertreter des Elends und der Schwäche sorgfälti 
ausgewählt und im Lande zurückbehalten zur Fortpflanzung der Rasse . 

Dieser unmenschlichen Einstellung entsprach sein Ssfürtprögreniuk 
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für die „Erziehung“ der Jugend. Jeden Nachmittag sollte die Jugend 
nach Kirsten unter Kontrolle Sport betreiben und dafür ein Sonder- 
zeugnis erhalten. Dieses Sonderzeugnis war als Grundlage für die Zensur 
in „Leibesübungen“ gedacht, die als erste Hauptzensur gleichberechtigt 
neben der sich aus allen übrigen Fächern ergebenden zweiten Haupt- 
zensur stand. Das Sonderzeugnis aber sollte die „Bewertungsunterlage“ 
für einen “staatlichen ‚Fortpflanzungsüberwachungsdienst‘ sein“, der 
darauf zu achten habe, ‚daß die Grundsätze der Rassenveredelung auch 
im weitesten Umfange bei uns Menschen in Anwendung“ kämen, Der 
Plan sah weiter die Einteilung der Staatsbürger in „drei große Klassen“ 
vor, „denen zwar das Recht der Liebe und Heirat frei” bleiben, aber 
„das Recht der Nachkommenzeugung erst bei Erreichung einer ge- 
wissen Höhenklasse ... möglichst mit einer Titelverleihung verbunden“ 
zustehen sollte. Die „Höhenklasse“ sollte bessere Lebensbedingungen 
erhalten und verpflichtet sein, nur einen Gatten aus der gleichen Klasse 
zu wählen. „Der Schlußstein dieser ganzen körperlich-geistigen Ent- 
wieklung“, so beendete Kirsten die Darlegung seines Planes, „würde 
eine einjährige, allgemeine Arbeitsdienstpflicht unter Aufsicht der 
Leiter des Turnunterrichts sein. ..*‘ 

Als Herausgeber der „Leibesübungen“ zeichneten zu dieser Zeit 
Dr. Edmund Neuendorff — Direktor der Preußischen Hochschule für 
Leibesübungen in Berlin-Spandau, Vorsitzender des Jugendausschusses 
der DT; Dr. h. c. Carl Diem — Prorektor der I eutschen Hochschule für 
Leibesübungen in Berlin und Generalsekretär des Deutschen Reichs- 
ausschusses für Leibesübungen; Professor Dr. Hermann Ottendorf — 
Ministerialrat im Preußischen Ministerium für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung; Erich Harte — ehemaliger Stadtturnrat in Berlin, seit 
April 1929 Direktor des Staatlichen Amtes für Leibesübungen in Ham- 
burg, langjähriger Hauptschriftleiter dieser Zeitschrift, Sozialdemokrat. 
Die Bedeutung, die der Veröffentlichung des Kirstenschen Artikels zu- 
kam, wurde durch den Untertitel, den die Zeitschrift „Die Leibes- 
übungen“ trug, noch unterstrichen: „... Zeitschrift für Veröffent- 
lichung des Deutschen Turnlehrervereins und der Deutschen Hoch- 
schule für Leibesübungen, amtliches Organ des Deutschen Ärztebundes 
zur Förderung der Leibesübungen...“ 

Der Artikel Kirstens blieb in der Zeitschrift unwidersprochen. Ihm 
folgten andere, in denen die gleichen barbarischen Pläne der Faschisten 
propagiert wurden. Diese verbrecherischen Ideen setzte der deutsche 
Faschismus nach 1933 skrupellos in die Tat um. 
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Welche Schlußtolgerungen aus dieser „Lehre“ für die Schulpraxis 
gezogen wurden, illustrierte ein Dr. Giese in einem Artikel „Wozu die 
Turnreifeprüfung ?“: „Ich habe schon einige Male Abiturienten, die in 
den wissenschaftlichen Fächern schwach standen, gerettet, indem ich 
ihnen im Turnen die Note ‚Sehr gut‘ erteilte und eine besondere Be- 
merkung hinzufügte, wonach der Betreffende bei ausgezeichneten Lei- 
stungen in den Leibesübungen als ‚Führernatur‘ anzuschen sei. Welch 
ein Ansporn, und wichtig für diejenigen, welche als Philologen Turn- 
und Sportiehrer werden wollen oder bei der Schutzpolizei oder Reichs- 
wehr eintreten möchten!“ Das war eine sehr umschriebene, aber 
schon unverkennbare Anwendung des Prinzips, das die NS-Schulen 
später verwirklichten und das von Hitler bereits in „Mein Kampf“ 
formuliert worden war: „Der völkische Staat hat ... seine gesamte Er- 
ziehungsarbeit in erster Linie nicht auf das Einpumpen bloßen Wissens 
einzustellen, sondern auf das Heranzüchten kerngesunder Körper. Erst in 
zweiter Linie kommt dann die Ausbildung der geistigen Fähigkeiten‘ 
(hervorgehoben — G. Wo.). Die Überbewertung der „Leibeserziehung‘“, 
gepaart mit Verachtung der Geisteserziehung, war ein Wesenszug der 
„philosophischen Lehren‘ des deutschen Imperialismus, die wiederum 
eng mit der reaktionären Rassentheorie _ verbunden waren. Eine der 
wichtigen Tendenzen dieser „Philosophie“ war der Irrationalismus, 
der Unglaube an die Erkenntnisfähigkeit und die gesellschaftliche 
Kraft der menschlichen Vernunft — ein Unglaube, der im Imperialis- 
mus zur Grundlage verschiedener «bürgerlicher „philosophischer Sy- 
steme“ wurde. Er beeinflußte die bürgerlichen Sportideologen, die sich 
vor allem auf Ludwig Klages stützten. 

Neben den Vertretern der Gymnastikbewegung gehörte Neuendorff 
zu den aktivsten Predigern der sogenannten Lebensphilosophie, die 
an die Stelle wissenschaftlicher Erkenntnis und objektiver Gesetzmäßig- 
keiten Glauben, Gefühl und Intuition setzen wollten, ja zum Teil „alle 
Weltprobleme auf den Generalnenner von Erstarrung und Leben“ zu 
bringen versuchten. „System oder Leben“ überschrieb er einen Anfang 
1930 verfaßten Artikel, in dem er gegen das österreichische Schulturnen 
wetterte und das preußische Schulturnen wegen seiner „Natürlichkeit“und 
„Erdhaftigkeit“ anpries. Schon die Wahl der Begriffe, das Gegenüber- 
stellen von System und Leben als Gegensätzlichkeiten deutete auf Zu- 
sammenhänge mit der irrationalistischen „Lebensphilosophie“ hin. 
Statt logischer Systematik, d.h. statt eines Lehrplans, der nach ver- 
nünftigen Grundsätzen aufgebaut war, wollte Neuendorff „Richt- 
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linien“, die nich’ „lebenszerstörend‘“ wirkten. Er stellte die rationale 
Einsicht und Erkenntnis gegen „das Leben“ und forderte seine Schüler 
auf, sich dem Verstand, der Vernunft, dem Rationalismus entgegen- 
zuwerfen, um das Leben zu retten. — „Kampf der Vernunft!“ — das 
war auch Neuendorffs Parole, nach der er und seine Mitarbeiter eine 
Generation von Schulsportlehrern in Spandau erzogen, die dann mit 
den Schlagworten „Natürlichkeit“, „Erdhaftigkeit“, „Instinkt“ und 
„Rhythmus“ den Faschismus vorbereiten halfen oder ihm zumindest 
hilflos gegenüberstanden. 

Neuendorff tränkte seine profaschistischen Ideologien als Jugend- 
wart auch den Jugendlichen der DT, insbesondere ihren Jugendführern, 
ein: „Wie wird man Führer ? — Überhaupt nicht. Man ist es oder ist es 
nicht. Führertum wird angeboren. Es liegt im Willen und wurzelt in den 
Tiefen der Seele, im Unbewußten, im Trieb- und Schicksalhaften.“ 

Solche Ausflüsse waren mit den Forderungen nach „Volksgemein- 
schaft“ und „Deutschtum‘, mit dem Ruf nach dem „Führer“, der „der 
Masse das Schwert und den Kampf und die ewige Unruhe“ bringen 
sollte, verbunden. Sie dokumentierten, wem Nenendorff diente. 

Die Hauptvertreter der deutschen bürgerlichen Gymnastikbewegung 
standen mit Neuendorff in der Front des Irrationalismus zum Sturm 
auf die Vernunft bereit. Bode z. B. nannte bereits 1926 seine Gymna- 
stik „ein Gebiet der Leibeserziehung, das sich seiner eigentlichen Natur 
nach aller theoretischen Erfassung entzieht“. Er behauptete: „Die 
lebendige Bewegung des Leibes ist verstandesmäßig ebensowenig faßbar 
wie seine lebendige Form.“ Auch bei Bode war die Verwandtschaft 
zur Lebensphilosophie vorhanden. Er war eifriger Schüler von Klages, 
dem er in allen theoretischen Winkelzügen folgte. Seine Mystik offen- 
barte schon damals ihren wahren Kern: den Aggressionsgeist des deut- 
schen Imperialismus. Bode forderte das deutsche Volk auf, die „s66- 
lischen Kräfte zu sammeln, die man später vielleicht wieder einmal 
im stoßhaften Angriff entladen kann“. 

Es entsprach dem Charakter seiner Weltanschauung, wenn Bode 
offen zu den Faschisten überging. Bode gehörte zu den Mitbegründern 
des faschistischen „Kampfbundes für deutsche Kultur“, der im Januar 
1929 in München ins Leben gerufen wurde und dessen Zweck es nach 
$ 1 seiner Satzung u. a. war, „jede arteigene Äußerung kulturellen deut- 
schen Lebens zu fördern“, sowie „das deutsche Volk über die Zusammen- 
hänge zwischen Rasse, Kunst und Wissenschaft, sittlichen und willen- 
haften Werten aufzuklären...“ (hervorgehoben — G. Wo.). Der Name 
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des Naziideologen Alfred Rosenberg stand mit Bodes Namen genauso 
unter dem Gründungsaufruf des „Kampfbundes...‘“ wie der Eva 
Chamberlains, der Frau des faschistischen Rassentheoretikers Houston 
Stewart Chamberlain. 

Den Äußerungen Lewalds, Neuendorffs, Bodes und anderer „Promi- 
nenter“ der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung entsprach auch 
die Grundhaltung eines großen Teils ihrer Kollegen in den Vorständen 
und Präsidien der Organisationen. Die Vertreter der deutschen Groß- 
bourgeoisie zeigten zu Beginn der Weltwirtschaftskrise, daß sie gewillt 
waren, den Sport für die ideologische und praktische Vorbereitung 
eines neuen Krieges rücksichtslos auszunutzen. Der Übergang vom 
„neutralen, unpolitischen‘ Sport, vom Sport als Mittel, die Massen vom 
Klassenkampf abzulenken, zu einem Sport, dessen soziale Funktion als 
Teil der Militarisierungs- und Faschisierungsbestrebungen bedenkenlos 
eingestanden wurde, bahnte sich an. Eine tiefere Durchdringung des 
Bewußtseins der Masse der Mitglieder in den einzelnen Vereinen mit der 
Ideologie des Faschismus war aber noch nicht erreicht. Noch gab es auch 
in den Führungen der Verbände relativ starke Kräfte, die sich zu einem 
kleinen Teil aus grundsätzlichen, zum größeren Teil aus taktischen Er- 
wägungen und aus Rücksicht auf die Mitgliedermassen der offenen 
Militarisierung und Faschisierung und vor allem der Zentralisierung 
der Turn- und Sportbewegung widersetzten. Dennoch war nicht mehr 
zu übersehen, dafl die reaktionärsten Kräfte der deutschen Bourgeoisie im 
Sport eine Politik betrieben, die auf folgende Grundziele gerichtet war: auf 
die mit der Zentralisierung verbundene Militarisierung und Faschisierung 
der verschiedenen Organisationen. 


3. Die Arbeitersportbewegung 

Die äußere Struktur der Arbeitersportbewegung war nicht so kompli- 
ziert wie die der bürgerlichen Sportbewegung. Es gab Anfang 1930 ins- 
gesamt 11 Verbände: den Arbeiter-Turn- und -Sportbund (über 750000 
Mitglieder), den Arbeiter-Radfahrerbund „Solidarität“ (über 300000 
Mitglieder), den Touristenverein „Die Naturfreunde (ca. 90000 Mit- 
glieder), den Arbeiter-Athletenbund Deutschlands (ca. 65000 Mitglieder), 
den Arbeiter-Samariterbund (ca. 45000 Mitglieder), den Verband Volks- 
gesundheit (über 15000 Mitglieder), den Arbeiter-Schachbund (ca. 13000 
Mitglieder), der Arbeiter-Keglerbund (über 8000 Mitglieder), den Ar- 
beiter-Anglerbund (über 6500 Mitglieder), den Arbeiter-Schützenbund 
{ca. 6000 Mitglieder) und den Freien Segler-Verband (über 2000 Mit- 
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glieder). Der Arbeiter-Turn- und Sportbund (ATSB) nahm eine be- 
sondere Stellung ein. In ihm wurden verschiedene Sportarten organi- 
siert und wettkampfmäßig betrieben: Turnen, Leichtathletik, Schwim- 
men, Wintersport, Handball, Faustball, Fußball, Raffball, Schlagball, 
Trommelball, Tennis, Hockey, Eishockey, Segeln, Rudern, Kanu- und 
Faltbootsport. Alle diese Sportarten waren in drei Sparten — Turnen, 
Fußball, Wassersport — zusammengefaßt. Die Leichtathletik und alle 
Spiele, außer Fußball, gehörten zur Turnsparte., 

Da es im Arbeitersport relativ wenig Doppelzählungen gab, kann 
der Gesamtmitgliederstand aller Arbeitersportverbände mit über 
1300000 angenommen werden. Davon waren über 225000 Frauen. 
Im Gegensatz zu den bürgerlichen Sportorganisationen war der Anteil 
der wirklich sporttreibenden Mitglieder hoch. Er betrug ca. 80%, der 
Gesamtmitgliedschaft. 

Als Dachorganisation der Arbeitersportverbände bestand seit 1912 
die „Zentralkommission für Arbeitersport und Körperpflege“ in Berlin. 
Vorsitzender der „Zentralkommission‘ war der hauptamtliche Vor- 
sitzende des ATSB, Cornelius Gellert. Besoldeter Geschäftsführer war 
Fritz Wildung. Beide gehörten zum rechten Flügel der SPD und wurden 
von den oppositionellen Mitgliedern mit Recht als Führer der reformi- 
stischen Bürokratie, die in den Arbeitersportverbänden immer mehr 
zur Herrschaft gekominen war, betrachtet. 

In den Ländern und Provinzen, in den Kreisen, Städten und Ge- 
meinden bestanden Arbeitersportkartelle, die eine Zusammenfassung 
der Arbeitersportvereine aller Verbände des entsprechenden Terri- 
toriums darstellten. 

Äußerlich erschien die deutsche Arbeitersportbewegung geschlossen. 
Innerhalb der Verbände selbst bestanden große Gegensätze. 

Der Kampf zwischen den rechten Führern der Sozialdemokratie, die 
aus der ehemals ruhmreichen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
eine bürgerlich-reformistische Arbeiterpartei gemacht hatten, und den 
revolutionären Kräften der deutschen Arbeiterklasse, die von der Kom- 
munistischen Partei Deutschlands geführt wurden, spiegelte sich auch 
in den Reihen der proletarischen Massenorganisationen, nicht zuletzt in 
den Arbeitersportverbänden, wider. 

Die Reformisten fühlten, daß durch den zunehmenden Einfluß der 
revolutionären Opposition auf die Massen ihre Herrschaft über die Ar- 
beiterorganisationen immer stärker ins Wanken geriet und der Zeit- 
punkt immer näher rückte, wo ihnen in nicht wenigen Organisationen 
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oder Organisationsteilen die Mehrheit der Mitglieder das Vertrauen ent- 
ziehen würde. Ihre Rettung sahen sie in der Spaltung, im Ausschluß der 
führenden Vertreter der Opposition. Die Spaltungsaktion beschränkte 
sich nicht auf die Arbeitersportorganisationen, sondern lief durch alle 
Massenorganisationen des Proletariats im nationalen und internationalen 
Rahmen. Gewerkschaften, Freidenkerverband und Konsumgenossen- 
schaften wurden ebenso gespalten wie die Kulturorganisationen. Das 
Signal zur Spaltung kam offensichtlich aus den von Reformisten be- 
herrschten internationalen Büros der entsprechenden Arbeiterorgani- 
sationen. Im Arbeitersport wurden die Beschlüsse des IV. Kongresses 
der Sozialistischen Arbeitersportinternationale, die im August 1927 
in Helsinki gefaßt warden. zum Aufruf an die Reformisten aller Länder, 
die Spaltung einzuleiten. Es wurde beschlossen, sich noch enger an die 
II. Internationale anzuschließen und den Sportverkehr zur Roten Sport- 
internationale, einschließlich der Sportverbände der Sowjetunion, ab- 
zubrechen. Die deutschen Reformisten untersagten noch im gleichen 
Jahr unter einer fadenscheinigen Begründung den Sportverkehr mit 
den sowjetischen Sportlern, obwohl sie erst wenige Monate vorher ein 
„Deutsch-Russisches Sportabkommen‘“‘ abgeschlossen hatten. 

Der offizielle Auftakt zur Spaltung des deutschen Arbeitersports war 
eine Tagung des Bundestages des Arbeiter-Turn- und Sportbundes im 
Juni 1928. Hier beschloß eine reformistische Mehrheit, fünf Berliner 
Delegierten die ihnen von den Berliner Arbeitersportlern erteilten Man- 
date abzuerkennen. Gegen diese Berliner Delegierten und sieben weitere 
Führer der Opposition wurde ein Ausschlußverfahren eingeleitet. 

Vorsorglich war dem Bundestag ein neues Bundesstatut vorgelegt 
worden — es wurde ohne Diskussion en bloc von der Mehrheit an- 
genommen —, das den Beamten des Bundes, vor allem dem Vorstand, 
fast unbeschränkte Vollmachten zum Ausschluß von Mitgliedern und 
zur jederzeitigen Amtsenthebung unbequemer Funktionäre gab. Dieses 
Statut beschnitt die Rechte der Mitglieder in den Vereinen sehr stark 
und bildete die Handhabe für die Ausschlußverfahren gegen die Oppo- 
sition, Das Bekanntwerden der Ausschlüsse oppositioneller Funktionäre 
und Mitglieder rief in vielen Vereinen wahre Proteststürme hervor. Es 
zeigte sich, daß die Stimmung breiter Kreise der Vereinsmitglieder 
durchaus nicht der reformistischen Grundhaltung der rechten Führer 
entsprach. 

Die Mitglieder in vielen Vereinen waren empört über die Maßnahmen 
der Bundesbürokratie und brachten das dadurch zum Ausdruck, daß 
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sie sich zum Teil mit großer Mehrheit hinter die ausgeschlossenen Funk- 
tionäre stellten und deren Ausschluß einfach ablehnten. Die Bundes- 
beamten aber setzten sich über die Proteste hinweg und drohten allen 
Vereinen und Institutionen mit dem Ausschluß aus dem Bund, falls sie 
nicht gewillt seien, ihre Anordnungen sofort und bedingungslos aus- 
zuführen. Als sich die Mitglieder vieler Vereine nicht einschüchtern 
ließen, wurde das Ungeheuerliche Wirklichkeit: Ganze Vereine, ja ganze 
Organisationsteile erhielten Ausschlußdekrete. 

Der Hauptstoß richtete sich gegen den Kreis 1 des ATSB, gegen Berlin, 
„wo die Opposition die Oberhand“ hatte. Die Arbeitersportkartelle 
Berlin und Halle wurde einfach für aufgelöst erklärt. Wildung setzte 
seine Vertrauensleute als Vorsitzende neu geschaffener Kartelle ein, die 
nur solche Vereine aufnehmen durften, die die Anordnungen der Bundes- 
bürokratie ausgeführt hatten. Eine derartige, aller innerorganisato- 
rischen Demokratie hohnsprechende Handlungsweise wurde von den 
Massen der Mitglieder in den betroffenen Bezirken verurteilt. Sie standen 
hinter den alten Kartelleitungen, die schon jahrelang ihr Vertrauen be- 
sessen hatten. Die „neuen“ Kartelle wurden von solchen Vereinen ge- 
bildet, in denen es den Reformisten gelang, einen großen Teil der Mit- 
glieder auf ihre Seite zu ziehen. 

Mit der Zerstörung der einheitlichen Kartelle gingen Massenaus- 
schlüsse in allen Verbänden und in allen Bezirken Hand in Hand. Der 
Bundesvorstand des ATSB mußte allein für 1928 und 1929 zugeben, 
daß seiner Spaltungspolitik über 33000 Mitglieder durch offiziellen Aus- 
schluß zum Opfer gefallen waren. Schätzungsweise sind von den 
reformistischen Vorständen bis Anfang 1930 etwa 60000 Arbeiter- 
sportler aus den verschiedenen Verbänden ausgeschlossen worden. Die 
Begründungen der Ausschlüsse waren stereotyp: „bundesschädigendes 
Verhalten‘, „Übertretungen der Bundessatzungen‘‘, „bundesschädigende 
Politik“. Die wahren Gründe waren jedoch andere. Ernst Thälmann konnte 
auf dem XII. Parteitag der KPD im Juni 1929 mit vollem Recht ausrufen: 

Ist es nicht Tatsache, daß in solchen Massenorganisationen wie der Sportorgani- 
sation und dem Freidenkerverband die Reformisten deshalb offen zu dem Spal- 
tungskurs übergegangen sind, weil wir heute sonst in ihnen bestimmt die Mehrheit 
erobert hätten ?%? 

Schon 1926 hatte der Reformist Berg auf dem XV. Bundestag des 
ATSB die Spaltung gefordert und seinen Gesinnungsgenossen zu- 
gerufen: „Wollt ihr warten, bis die KPD hier die Mehrheit hat, wie heute 
die SPD? Dann würde die KPD nicht zögern, den Bund mitzureißen.“ 
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Auch Wildung mußte zugeben, daß „die Masse der jüngeren Mitglieder 
das Rekrutierungsobjekt des Bolschewismus* bildete, wie er im Jargon 
bürgerlicher Zeitungsschreiber die Abwendung vieler junger Arbeiter- 
sportler von seiner Politik nannte. Die Reformisten beschuldigten die 
oppositionellen Arbeitersportler, eine „fremdländische, eine russisch- 
bolschewistische Staatspolitik“ zu treiben und „nur die Befehle von 
Moskau“ zu empfangen , weil sie für die Freundschaft mit der Sowjet- 
union eintraten. Für Deutschland, so schrieben sie, würde der Kom- 
munismus „den Untergang bedeuten‘, „Die Deutschen sind eben ein 
anderes Volk, immer den Russen weit voraus gewesen, geschulter, ge- 
bildeter, fortschrittlicher. . .** 

Diese nationalistische Überheblichkeit unterschied sich kaum von 
jenen groben Verleumdungen, die von der reaktionären Presse zur Ver- 
dummung der Menschen und zu ihrer Vorbereitung auf einen Krieg 
gegen die „ungeschulten, ungebildeten, rückständigen Russen“ ver- 
breitet wurden und die sich im zweiten Weltkrieg am deutschen Volk 
bitter rächen sollten. 

Die Argumente der Reformisten gegen die Opposition waren wider- 
spruchsvoll, oft sogar lächerlich und absurd in einem. Der Opposition 
warfen sie vor, „im Auftrage der KPD‘ und im „rein kommunistischen 
Sinne“ tätig zu sein, selbst aber forderten sie ganz offen, daß mit allen 
Mitteln „Kleinarbeit für die Partei“, d. h. für die SPD, geleistet werden 
solle.*% Fritz Wildung gab z. B. in seiner Rede auf der „‚Führertagung 
der Zentralkommission“ am 1. Dezember 1929 in Leipzig zu, daß sich 
die reformistische Führung des Arbeitersports „eng an die Sozial- 
demokratische Partei“ anlehne und zog in gleichem Atemzuge gegen die 
Opposition zu Felde, weil sie „parteipolitisch“ wirke.: Für Wildung 
war alles, was nicht in seine Linie paßte, „Spaltungsarbeit‘; alles was 
antireformistisch war, wurde von ihnen als „bundesschädigend“ usw. 
bezeichnet. Dabei gebärdete er sich als Hüter der Traditionen des Ar- 
heitersports — als wenn die Arbeitersportbewegung von jeher ein Hort 
des antirevolutionären Reformismus gewesen und nicht erst durch 
Teure seines Schlages dazu gemacht worden wäre. 

Den Kommunisten wurde vorgeworfen, „Fraktionsarbeit‘ zu leisten 
und „Zellenbauerei“ zu betreiben, aber sogar Gellert, der Vorsitzende 
aera ATSB, gestand, schon im Januar 1928 eine gemeinsame Sitzung 
mit der Landtagsfraktion und der Parteileitung der SPD gehabt zu 
hahen. Die rechte SPD-Führer zogen jedoch nicht nur ein weit ver- 
zweigtes Fraktions- und Vertrauensmännersystem in den Arbeitersport- 
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organisationen auf, sondern sie schufen eine Organisation innerhalb der 
Organisation, indem sie ganze Abteilungen des „Reichsbanners“ und 
der SPD-Jugendorganisation kooperativ in die Arbeitersportverbände 
übernahmen und zur Stärkung ihrer eigenen Macht innerhalb der Ver- 
binde ausnutzten. Beide Parteien, KPD und SPD, faßten ihre Mit- 
glieder in den Arbeitersportorganisationen zusammen, bildeten also 
„Fraktionen“. Aber die Kommunisten, die allein die Interessen der Ar- 
beiterklasse vertraten, verheimlichten und verschleierten ihre politische 
Tätigkeit nicht, die rechten Sozialdemokraten dagegen, die ihren Verrat 
an dem deutschen Proletariat zu bemänteln suchten, verfuhren nach 
der Methode „Haltet den Dieb“. 

Durch ihre Machenschaften drängten die Reformisten die Arbeiter- 
sportbewegung immer weiter von ihrem ursprünglichen Ziel, der Er- 
ziehung der Mitglieder zum revolutionären Klassenkampf, ab und 
scheuten auf diesem Wege selbst vor der Spaltung der Organisationen 
nicht zurück. Die Kommunisten dagegen handelten im Sinne der revolu- 
tionären Traditionen der deutschen Arbeiterklasse und der Arbeiter- 
sportbewegung, wenn sie sich dafür einsetzten, die Arbeitersport- 
organisationen zu festen Stützen des Proletariats auch im außerparlamen- 
tarischen Kampf gegen Krieg und Faschismus auszubauen. Gerade das 
wollten aber die reformistischen Sportbeamten verhindern. Sie be- 
folgten die Aufträge, die sie von rechten SPD-Führern erhielten und 
versuchten, die Leitungen der Arbeitersportorganisationen, insbesondere 
die Arbeitersportkartelle, noch fester in die Hand zu bekommen. Die 
„Zentralkommission für Arbeitersport und Körperpflege‘ wurde aus 
einer Institution, die der Koordinierung aller Aktionen der Arbeiter- 
sportler im erbitterten Kampf gegen die Militarisierung und Faschi- 
sierung des Sports hätte dienen sollen, zum Ausgangspunkt und Zentrum 
der Spaltungsaktion, mit der die Reformisten den Feinden der Arbeiter- 
klasse letztlich in die Hände arbeiteten. 

Der antirevolutionären Gesinnung entsprachen die Methoden, mit 
denen gegen die Opposition vorgegangen wurde. Gellert z. B. unter- 
zeichnete eigenhändig Drohbriefe an alle aus dem ATSB ausgeschlossenen 
Vereine, in denen u.a. die sofortige Begleichung von Extrabeiträgen, die 
bis zum Zeitpunkt des Ausschlusses fällig gewesen wären, gefordert 
und „gerichtliche Eintreibung‘ angekündigt wurde. Zur gleichen Zeit 
jedoch wurden dem Ausgeschlossenen, denen infolge Sportunfalls eine 
Unterstützung aus der Sportversicherung zustand, die bereits vor dem 
Ausschluß fällig gewesenen Beträge vorenthalten, 
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Die ausgeschlossenen Sportler standen vor großen Schwierigkeiten. 
Die ganze Macht des bürgerlichen Staatsapparates und der Druck der 
reformistischen Sportbürokratie, die eng mit der rechten SPD-Führung 
zusammenarbeitete, stand ihnen entgegen. Die Opposition sah sich des- 
halb gezwungen, ihre Kräfte zusammenzufassen., 

Im Mai 1929 fand eine Reichskonferenz oppositioneller Arbeiter- 
sportler statt, auf der Vertreter aus 39 Städten Deutschlands anwesend 
waren. Es kam zur Gründung einer „Interessengemeinschaft zur Wieder- 
herstellung der Einheit im Arbeitersport“ (1G), deren Ziel es war, die 
wirkliche Einheit der Arbeitersportbewegung wiederherzustellen, Ihr 
sollten nicht nur „die durch die verbrecherische Machtpolitik der In- 
stanzen abgespaltenen Organisationen“, sondern auch alle „auf dem 
Boden des Klassenkampfes stehenden, noch in den Bünden befindlichen 
Organisationsteile und Mitglieder‘ ’ angehören. 

Die „Interessengemeinschaft“ erlangte in den Industriegebieten eine 
besondere Stärke. In Gebieten wie Berlin, Halle-Merseburg, Rheinland- 
Westfalen und Teilen Sachsens war das Klassenbewußtsein der Arbeiter 
hoch entwickelt, Das wirkte sich auch auf die Arbeitersportorgani- 
sationen aus, die in diesen Gebieten sehr stark ihren eigentlichen Cha- 
rakter als Kampforganisation des Proletariats bewahrten. Da sich die 
Ausschlußkampagne der Reformisten vor allem gegen jene Gebiete 
richtete, in denen die Opposition am aktivsten war, zeugt die Zahl der 
Ausgeschlossenen von dem Grad der revolutionären Stimmung der Ar- 
beitersportler in diesen Gebieten. Schon die nachweislich „frisierten“ 
Angaben über Ausschlüsse, die der Vorstand des ATSB veröffentlichte, 
ergeben ein aufschlußreiches Bild. Nach dem Geschäftsbericht des 
ATSB für das Jahr 1928 und 1929 wurden im 1. Kreis (Berlin-Branden- 
burg) über 20000, im 4. Kreis (Sachsen) über 1500, im 6. Kreis (Rhein- 
land-Westfalen) über 8500 und im 2. Kreis (Sachsen-Anhalt, Braun- 
schweig) über 2000 Mitglieder ausgeschlossen. In Sachsen wurden 
relativ wenige Vereine, dafür aber viele oppositionelle Einzelmitglieder, 
meist die führenden Köpfe der Opposition, ausgeschlossen, Das traf 
den revolutionären Flügel der Arbeitersportbewegung besonders hart. 

Die Stärke der Opposition und die Sympathien, die ihren Zielen und 
Gedanken in den meisten Vereinen entgegengebracht wurden, lassen 
sich selbst aus den Veröffentlichungen der Reformisten erkennen. Der 
Leiter des Sächsischen Arbeitersportkartells mußte diese Tatsachen so- 
gar in seinem Jahresbericht von 1930 eingestehen: „In mehreren Orten 
hat man auch versucht, Sportgenossen, die wegen bundesschädigenden 
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Verhaltens ausgeschlossen wurden, in Bundesverbänden unterzubringen. 
Ist es doch eine Selbstverständlichkeit, daß man Ausgeschlossenen nicht 
in anderen der Zentralkommission angeschlossenen Vereinen Unter- 
schlupf gewährt, so muß es als eine direkte Herausforderung betrachtet 
werden, wenn solche Personen noch als Delegierte in das örtliche Kartell 
gesandt werden. Vereine, die sich solcher Handlungsweise bedienen, 
haben Ausschluß aus dem Kartell und aus ihrem Verband zu gewär- 
tigen.‘1® Der Geschäftsbericht für das Jahr 1928/29, den der reformi- 
stische Leiter des 5. Kreises (Thüringen) des ATSB gab, enthielt u. a, 
die folgenden bezeichnenden Stellen: „Von besonderer Bedeutung waren 
die Beschlüsse des Bundestages in Leipzig für unsere Organisation. Die 
Maßnahmen fanden verschiedentlich Widerstand, die sich in Resolu- 
tionen an Kreis und Bund auswirkten ... vom Bund ausgeschlossene 
Mitglieder wurden von den Vereinen wieder aufgenommen ... Konfe- 
renizen einberufen ... Fortgesetzte Verstöße von Mitgliedern führten 
zu Bestrafungen und Ausschlüssen.... Ausgeschlossen wurden folgende 
Vereine: Eintracht Erfurt, Vorwärts Erfurt, Fußballabteilung Arbeiter- 
Turn- und -Sportverein Erfurt, Geraberg, Gispersleben, Buttstädt, Spiel- 
vereinigung Pößneck, Sundhausen, Sportvereinigung Gotha, Freie 
Schwimmer Eisenach, Friesen Sangerhausen, Thalia Greußen, Stottern- 
heim, 1893 Weißenfels. Mit dem Arbeiter-Turn- und -Sportverein schwebt 
ein Prozeß um das Vereinseigentum. Außerdem wurde noch eine Anzahl 
Einzelmitglieder ausgeschlossen...“ Während die reformistischen 
Führer ihre Spaltungspläne rigoros durchführten, kämpften die opposi- 
tionellen Mitglieder um die Erhaltung oder Wiederherstellung ihrer 
durch jahrelange aufopfernde Tätigkeit erworbenen Mitgliederrechte. 
Die Opposition kämpfte um die Einheit. Sie forderte die Wiederauf- 
nahme der ausgeschlossenen Mitglieder. Die Reformisten aber verlangten 
dafür nicht weniger als die Verleugnung der politischen Überzeugung; 
sie forderten z. B. die Unterschriften unter Reverse, in denen die Ver- 
pflichtung enthalten war, die ergangenen und noch ergehenden An- 
weisungen aller reformistischen Leitungen rückhaltlos auszuführen, jed- 
wede Beziehungen zu Ausgeschlossenen abzubrechen und Beschlüsse der 
KPD, die den Anwejungen der Reformisten widersprechen sollten, ab- 
zulehnen. 

Das war Gesinnungsterror und offene Provokation in einem, denn 
die Beschlüsse der reformistischen Leitungen waren in so hohem Grade 
politischer Natur, daß jeder, der sich ihnen wirklich „restlos“ unter- 
ordnete — wie in den Reversen verlangt — zum Verfechter einer opportu- 
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nistischen Politik wurde, durch die der drohenden Militarisierung und 
Faschisierung indirekt Vorschub geleistet wurde. Die Meldungen über 
die Spaltungsmaßnahmen wurden von der bürgerlichen Presse stets im 
Tone hämischer Zustimmung kommentiert, Und Reichswehrminister 
Groener belohnte Wildungs Arbeit schon Ende 1928, wenige Monate 
nach dem Beginn dieser Maßnahmen, indem er die Politisch-Erklärung 
der „Zentralkommission‘“ mit dem Hinweis aufhob, daß dies nach Aus- 
schluß der „radikalen Elemente“ möglich geworden sei. 

Die Vereine der Opposition wurden von der Regierungsseite mit allen 
Mitteln, die für den bürgerlich-demokratischen Staatsapparat charak- 
teristisch sind, verfolgt. Gegen die ausgeschlossenen Vereine wurden 
Versammlungs- und Veranstaltungsverbote erlassen, es wurden ihnen 
die städtischen Sportplätze, Sporthallen, Schwimmbäder und Heime 
gesperrt oder nur gegen Zahlung riesiger Summen überlassen, die Funk- 
tionäre waren ständigen Bespitzelungen durch die politische Polizei aus- 
gesetzt, Fortwährend wurden Mitglieder dieser Vereine aus nichtigen 
Gründen verhaftet und von den Reformisten beantragte Pfändungen 
durchgeführt. 

Alles dies geschah mit Billigung und Unterstützung der reformistischen 
Leitung des Bundes. Wildung lieferte der politiselten Polizei der Bour- 
geoisie Unterlagen, um eine schnelle und vollständige Unterdrückung 
und Verfolgung der Opposition zu ermöglichen. Am 24. August 1929 gab 
er dem Regierungsrat Kunze im Reichsministerium des Innern schrift- 
lich Hinweise für die politische Einstellung der Gründer des „Deutschen 
Arbeiterflugsportverbandes“ in Gelsenkirchen und schrieb dann auf 
Kopfbogen der „Zentralkommission für Arbeitersport und Körper- 
pflege‘‘(!): „Weiter überreiche ich Ihnen die Liste der ausgeschlossenen 
rheinisch-westfälischen Arbeitersportvereine. Leider kann ich Ihnen 
ein Verzeichnis der ausgeschlossenen Berliner Vereine immer noch nicht 
geben, weil das letzte Exemplar, das wir hatten, dem Berliner Polizei- 
präsidium zur Verfügung gestellt wurde. Wir müssen versuchen, von 
Leipzig eine neue Aufstellung zu bekommen. Das wird immerhin noch 
8 Tage in Anspruch nehmen. Vielleicht ist es Ihnen aber möglich, die im 
Polizeipräsidium vorhandene Liste schneller zu bekommen.“ Wildung 
bestätigte durch seine eigenhändige Unterschrift auf diesem Brief, daß 
er als verantwortlicher Funktionär einer Arbeiterorganisation für die 
Bourgeoisie Agentendienste leistete. 

Auf dem 16. Bundestag des ATSB im Jahre 1928 war auf Antrag Gel- 
lerts festgelegt worden: „Jeder durch Beschluß rechtskräftige Ausschluß 
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ist dem Bundesvorstand zu melden. Der Bund führt darüber eine Liste.“ 
Der Zweck, für den diese Listen bestimmt waren, ist offensichtlich. 

Trotz Terror, Schikanen und Verrat wuchs die Opposition. Anfang 
1930 waren es etwa 100000 Arbeitersportler, die von der „Interessen- 
gemeinschaft‘ in ausgeschlossenen und nichtausgeschlossenen, aber 
sympathisierenden Vereinen erfaßt wurden. Auch die große Zahl von 
Sportveranstaltungen, die vor allem in Berlin stattfanden, bewies schon 
1929 die Kraft der Opposition sehr augenscheinlich. Das 14. Kreisfest 
des oppositionellen 1. Kreises des ATSB, das am 29. und 30. Juni 1929 
im überfüllten Berliner Poststadion durchgeführt wurde, muß hier an 
erster Stelle genannt werden. Mehrere tausend Arbeitersportler nahmen 
an den verschiedenen Wettkämpfen und Massenübungen teil. „Die 
Rote Fahne“ berichtete darüber: 

70.000 beim 14. Kreisfest des oppositionellen 1. Kreises vom Arbeiter-Turn- und 
Sportbund! Das war ein gigantischer Erfolg. Das war mehr, als die zuversicht- 
lichsten Optimisten sich auszumalen wagten. Das hat gezeigt, daß die Herzen des 
Berliner revolutionären Proletariats für den roten Arbeitersport schlagen. Das gibt 
noch mehr Mut!!!t 

Das Sportfest fand unter internationaler Beteiligung statt. Fußballer 
aus Paris, Leichtathleten aus Norwegen und Finnland sowie Tennis- 
spieler aus England und Frankreich traten zum friedlichen Wettkampf 
auf Rasen, Bahn und Hartplatz gegen ihre deutschen Sportfreunde an, 
Auch Schweizer, schwedische, österreichische und tschechische Arbeiter- 
sportler befanden sich unter den Gästen. Aus Moskau aber traf ein Tele- 
gramm ein: „Einreisevisum sowjetrussischer Sportdelegation zum Kreis- 
fest durch deutsche Botschaft verweigert.‘ 

Während der Vorbereitungszeit des Kreisfestes hatte Fritz Heckert 
die Berliner Arbeitersportler aufgerufen, jn solch entscheidenden Zeiten 
nicht teilnahmslos zu verharren, sondern sich in die vorderste Reihe der 
proletarischen Kämpfer zu stellen. 

Heckerts Worte fanden offene Ohren. Berlins Arbeitersportler ge- 
stalteten ihr 14. Kreisfest zu einer Demonstration gegen Faschismus und 
Krieg. 

Für die Situation im Arbeitersport hatte das Kreisfest eine besondere 
Bedeutung. Sie bestaud darin, daß eine Bresche in den Blockadering ge- 
schlagen wurde, den die reformistischen Sportbeamten um Berlin gelegt 
hatten, indem sie jeden sportlichen Verkehr mit der Opposition bei 
Strafe sofortigen Ausschlusses verboten. So nahmen z. B. aus Leipzig 
etwa 100 Arbeitersportler am Kreisfest teil. 


26 


In den folgenden Wochen wurde dieser Ring um Berlin durchbrochen: 
die zahlreichen Solidaritätsspiele, die während dieser Zeit stattfanden, 
wurden zu einer mächtigen Waffe der Opposition. Im Dresdner Fußball- 
bezirk beispielsweise erklärten sich mehr als 50 Vereine bereit, gegen 
Ausgeschlossene zu spielen, und im Arbeiterturnverein Erfurtsprachen 
sich in einer ersten Versammlung 88 von den 95 anwesenden Mitgliedern 
für den Sportverkehr mit Ausgeschlossenen aus, in einer zweiten Ver- 
sammlung, die von der reformistischen Leitung zur Revidierung des 
Beschlusses der ersten Versammlung einberufen wurde, waren es sogar 
167 von 185 Anwesenden, die für die praktische Solidarität mit ihren aus 
dem Bund gedrängten Sportgenossen stimmten. 

Die Bourgeoisie blickte jedoch argwöhnisch auf die Erfolge der revo- 
lutionären Sportler. Nicht selten wurde der Polizeiapparat gegen sport- 
liche Veranstaltungen mobil gemacht. Allerdings erreichten die Gegner 
des revolutionären Arbeitersports damit in einzelnen Fällen gerade die 
entgegengesetzte Wirkung, die sie beabsichtigt hatten. „Die Rote Fahne“ 
berichtete am 16. April 1929 z. B. über folgende Begebenheit : 


Am Sonntag veranstaltete die Faltbootabteilung des Arbeitersportvereins 
„Fichte“ ihr offizielles Anpaddeln. Die von 79 Booten beschiekte Werbefahrt ging 
durch den Landwehrkanal und sollte in Pichelsdorf enden. An der Charlottenburger 
Schleuse erschien plötzlich ein Lastauto mit Schupos, und von der Kaimauer herab 
verkündete ein Polizeioffizier, daß er den Auftrag hat, alle Boote zu beschlag- 
nahmen und die Insassen zu verhaften. Die Zahl der Schupos wuchs inzwischen 
auf 60 (sechzig!) Mann an, wozu noch drei herbeigeholte Polizeiboote des Reichs- 
wasserschutzes kamen. Alle Teilnehmer wurden namentlich festgestellt, und unter 
Polizeibedeckung setzte die Flotte ihren Weg bis Fürstenbrunn fort. Jedenfalls war 
diese Werbeveranstaltung eine äußerst gelungene. Herr Zörgiebel hat durch seine 
unsinnige Maßnahme für eine Reklame gesorgt, wie man sie sich besser nicht 
wünschen kann. Die „Fichte“-Faltbootfahrer sind heute in aller Munde.!17 


Die Auseinandersetzungen zwischen der Opposition und den Refor- 
misten bestimmten die gesamte Entwicklung der Arbeitersportbewegung 
zu Beginn der Weltwirtschaftskrise. Im Verlauf der Auseinandersetzungen 
wurde immer deutlicher, daß es um die politische Grundlage der Arbeiter- 
sportbewegung ging: entweder proletarische Massenorganisation mit 
klarer antifaschistischer und antimilitaristischer Zielsetzung und ent- 
sprechenden Aktionen oder Sportorganisation, die — gewollt oder 
ungewollt — vor der militaristischen und faschistischen Offensive 
zurückwich. 

Eine grundsätzlich verschiedene Antwort auf diese Alternative gaben die 
Parteitage der SPD und KPD, die im Mai bzw. Juni 1929 stattfanden. 
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Auf dem Magdeburger Parteitag der SPD wurde als Punkt 7 der Tages- 
ordnung „Arbeitersport und Sozialdemokratie‘ behandelt. Es war erst- 
malig, daß ein Parteitag der SPD sich in dieser Form mit Sportfragen 
befaßte, 

Von einem echten und verantwortungsbewußten Ringen um die Pro« 
bleme war allerdings wenig zu spüren. Das Referat Karl Schrecks, des 
Sportbeauftragten der SPD und Spalters der Naturfreundebewegung, 
wurde „ohne Aussprache zur Kenntnis genommen“. Dies schockierte 
sogar die rechten Sozialdemokraten in den Leitungen der Arbeiter- 
sportorganisationen. Vor dem Parteitag hatten sie sich nicht genug tun 
können in Lobpreisungen auf die SPD-Führung, die ein solches Ver- 
ständnis für die Sportfrage zeige. Nachher wurde die Reklametrommel 
mit wesentlich geringerem Kraftaufwand gerührt. 

Sehrecks Referat und drei den Sport betreffende, ebenfalls diskussions- 
los angenommene Anträge zeigten jedoch deutlich genug, wohin die 
rechten Führer der SPD geraten waren und wie sie die von ihnen be- 
herrschten Arbeitersportverbände zu lenken, bzw. „abzulenken“ be- 
absichtigten. 

Schreck bemühte sich in längeren Ausführungen, den Nutzen der 
Arbeitersportbewegung deutlich zu machen, von dem, nach seinen eigenen 
Worten zu urteilen, anscheinend nur wenige der Anwesenden überzeugt 
waren. Seine Argumente waren die eines Kleinbürgers, der sich für einen 
Sozialisten hielt. Er operierte mit Schlagworten wie „Lebensbejahung“, 
„Auflehnung gegenüber der kapitalistischen Ausbeutung“, „Bekämp- 
fung der Sexualnot“, „Idealismus“, „Gefühl für die Menschenwürde“, 
— fand aber nur wenige, verschwommene Worte über die „politische 
Betätigung‘ für die „große sozialistische Bewegung“. 

Im Wehrsport erblickte Schreck eine „gefahrvolle Spielerei“, die er 
für die Arbeitersportbewegung ablehnte. Die Auseinandersetzung über 
die politische Grundlinie der Arbeitersportbewegung glaubte er mit 
einigen Phrasen und mit Verleumdungen der Opposition abtun zu 
können: „Vor allem gilt es, die Jugend in einer demokratisch-soziali- 
stischen Erziehungsgemeinschaft zusammenzufassen. Nicht irgend- 
welche parteitaktische Zünkereien sind dazu geeignet, die Jugend zu be- 
geistern für das, was wir wollen. Auch der Magdeburger Parteitag wird 
dazu beitragen, daß diejenigen, die nichts anderes als stänkern können, 
außerhalb der Arbeitersportbewegung gestellt werden.“ 

Außerordentlich aufschlußreich waren auch seine Vorwürfe, die er 
gegen führende SPD-Politiker richtete: „Wenn diejenigen, die im poli- 
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tischen Kampfe stehen, manchmal auch mit den Arbeitersportlern zu- 
sammengekommen und mit ihnen gesprochen hätten, dann wäre die 
Führung der Sozialdemokratie innerhalb der Arbeitersportbewegung 
niemals in Gefahr.“ Damit gestand Schreck ein, wie stark die Oppo- 
sition war, und offenbarte zugleich den zweifelhaften Wert seiner eigenen 
Angriffe gegen die Opposition, die „nichts anderes als stänkern“ könne — 
als ob nicht um politische Grundfragen in den Arbeitersportorganisa- 
tionen gestritten worden wäre. Bezeichnend war, daß Schreck nur wenige 
Worte gegen die bürgerlichen Militarisierungsbestrebungen und nicht 
ein einziges Wort gegen den Faschismus fand, dafür aber offen und ver- 
steckt gegen die Kommunisten nnd gegen die Sowjetunion hetzte. 

Der zu Schrecks Referat angenommene Antrag 184 — die anderen 
beiden in Tagesordnungspunkt 7 behandelten Anträge befaßten sich mit 
dem Reichsschankstättengesetz — verdeutlichte die reformistische Ein- 
stellung der Parteitagsmehrheit. Statt einer klaren klassenmäßigen Ein- 
schätzung und entsprechender Aufgabenstellung enthielt der Antrag 
allgemeine, zu nichts verpflichtende Formulierungen von der „sozial- 
kulturellen“ und der gesundheitlichen Bedeutung des Sports und der 
Körperpflege, „die zur Führung des Lebenskampfes eine Voraussetzung“ 
seien sowie die Widerstandskraft gegen Bedrückung erhöhen und das 
Wirken für die „menschliche Freiheit‘ steigern könnten. Deshalb sei es 
notwendig, daß die Arbeitersportler die Sozialdemokratie stärkten. Die 
SPD wolle ihrerseits den Arbeitersport fördern und für seine „Gleich- 
berechtigung‘“ mit den bürgerlichen Organisationen eintreten. 

So wurde die Sportfrage aus dem Magdeburger SPD-Parteitag als be- 
sondere Frage, losgelöst von den politischen Grundfragen der Zeit, unter 
dem Blickpunkt der sozialdemokratischen großen Koalition mit der 
Bourgeoisie behandelt. 

Die rechten Führer der Sozialdemokratie hatten dabei eine feste Vor- 
stellung von der großen Koalition im Sport. Severing, der Reichsinnen- 
minister der Müller-Koalitionsregierung, plauderte diese Pläne wenig 
später auf dem Bundesfest der ATSB im Juli 1929 sehr offenherzig aus: 
„Ich habe die Absicht, ... alle die großen Zentralorganisationen zu- 
sammenzuberufen, ... um zu versuchen, alle unter einen Hut zu 
bringen...“ Die Mehrzahl der Arbeitersportler erkannte, daß der 
Severingsche „Hut“ zu einem ganz gewöhnlichen Stahlhelm der mili- 
taristischen Reichswehr werden würde, unter den die deutsche Bour- 
geoisie alle Sportverbände zwängen wollte. 

Die Antwort auf Severings Freimütigkeit war ein Proteststurm aus 
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den Reihen der Arbeiterklasse, der den Reformisten schwer zu schaffen 
machte. In einer Versammlung der Freien Turnerschaft Leipzig-West 
mußte Gellert erklären, „daß ihm Severing am 9. November (1929 — 
G. Wo.) bei seiner Anwesenheit in Leipzig mitgeteilt hätte, daß er 
(Severing) seine in Nürnberg gemachten Bemerkungen widerrufe, nach- 
dem er gesehen habe, welchen Protest sie in der Arbeiterschaft hervor- 
gerufen habe. Außerdem sei ihm dieser Gedanke von einem Ministerial- 
rat seines Ministeriums eingegeben worden und nicht seine eigeneldee“, 
Der „Rote Sachsensport“, der diesen Bericht veröffentlichte, über- 
schrieb ihn mit Recht: „Wie kann man am besten den Kampf der Mit- 
gliedschaft einschläfern ?* 

Im Gegensatz zum Magdeburger SPD-Parteitag behandelte der 
XII. Parteitag der KPD, der in Berlin-Wedding tagte, die Sportfragen 
von den Positionen des Marxismus aus als wichtigen Teil der Gesamt- 
politik der Arbeiterklasse. Obwohl es keinen besonderen Tagesordnungs- 
punkt „Arbeitersport‘“ gab, wurde die Sitnation im deutschen Sport 
tiefgehend analysiert und die Aufgaben der Arbeitersportler im Kampf 
gegen Faschismus und Krieg klar umrissen. Sechzehn Redner — ein- 
schließlich Ernst Thälmann — gingen in kürzeren oder längeren Aus- 
führungen auf Sportfragen ein. Aus ihren Berichten und Forderungen 
wurde ersichtlich, daß die Bourgeoisie die Wehrverbände und Sport- 
organisationen imıner stärker und offener in ihren Militarisierungskurs 
einbezog und daß die Spaltungsaktion einer der planmäßig vorbereiteten 
schmachvollen Anschläge der Reformisten auf die Einheit der proleta- 
rischen Massenorganisationen war. 

Die Diskussion fand ihren Niederschlag in den verschiedenen Resolu- 
tionen. In der Entschließung über „Die politische Lage und die Aufgaben 
der Partei“ wurde im Zusammenhang mit dem „Kampf gegen die 
imperialistische Kriegs- und Rüstungspolitik“ die „Propaganda und 
Organisierung des revolutionären Antimilitarismus und der proleta- 
rischen Wehrhaftigkeit‘‘ gefordert. Die Partei, so hieß es weiter, „muß 
aktiv und praktisch die Wehrhaftigkeit des klassenbewußten Prole- 
tariats durch die weitestgehende Unterstützung des Roten Frontkämpfer- 
bundes, der Roten Jungfront, der Arbeiterschützenvereine, durch die 
Revolutionierung der Arbeitersport- und Kriegsteilnehmer-Organisa- 
tionen fördern‘. Auch die „ideologische Vorbereitung und körperliche 
Ertüchtigung‘ der Frauen „zum Kampf gegen den Krieg‘ wurde als 
wichtige Aufgabe festgehalten. 

Neben den Aktionen gegen den imperialistischen Krieg wurde der 
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Kampf gegen den Faschismus in den Vordergrund gestellt. Der Partei- 
tag beschloß dazu in der gleichen Resolution u. a. folgende Aufgaben: 


Die Partei muß die Massen in einer breiten Aktion gegen die drohende faschi- 
stische Entwicklung in Deutschland aufrütteln... Der Schwerpunkt des Kampfes 
liegt in der Entfesselung antifaschistischer Massenaktionen, in der Stürkung der 
proletarischen Wehrhaftigkeit, im offenen Kampf gegen den Faschismus, d.h. in 
der organisierten Abwehr aller faschistischen Gewaltstreiche durch die proletarischen 
Massen, !#2 

Damit wurden auch den revolutionären Arbeitersportlern die poli- 
tischen Hauptaufgaben der Zeit. gewiesen. 

Die Entschließung „Der Kampf gegen den imperialistischen Krieg...“ 
entlarvte die Hintergründe der imperialistischen Kriegspolitik und 
prangerte die Aufrüstung an. In ihr wurde darauf hingewiesen, daß die 
Verfolgung „der revolutionären Arbeiterorganisationen (Sportorgani- 
sationen, Rote Hilfe usw.)“ neben einer Vielzahl anderer Terrormaß- 
nahmen zu den „Vorbereitungen zur Aufrichtung der faschistischen 
Diktatur“ zu rechnen sei. Die Zusammenhänge zwischen den Mili- 
tarisierungsplänen und der Sportpolitik der Bourgeoisie wurden auf- 
gedeckt: 

Die Reserven der Reichswehr für den Kriegsfall werden gegenwärtig — da die 
allgemeine Wehrpflicht abgeschafft ist — durch andere Mittel geschaffen (Fürde- 
rung der Wehrverbände und Sportorganisationen zur körperlichen Ertüchtigung 
und militärischen Beeinflussung der Massen, Unterstützung von Stahlhelm und 
Jungdo, Reichsbanner, Offiziersverbände, ländliche Reitvereine). Bei seiner mili- 
tärischen Aufrüstung geht der deutsche Imperialismus immer mehr zur Militari- 
sierung der Massen über (Einführung des Wehrsports an den Schulen, Pläne der 
Einführung der Arbeitsdienstpflicht und der allgemeinen Wehrpflicht).!** 


Als Aufgaben im „Kampf gegen die Militarisierung der Jugend“ 
wurden in dieser Entschließung u. a. die „Entlarvung der versteckten 
Militarisierung der christlichen Jugendorganisationen, bürgerlichen 
Sportorganisationen usw,“ und die „stärkere Bekämpfung der ideolo- 
gischen Kriegsvorbereitungen an den Berufs- und Volkssschulen, der 
VDA-Schulgruppen, Marinevereine, Segelflugvereine‘ sowie die „Ver- 
stärkung der Arbeit unter den jugendlichen Mitgliedern der Arbeiter- 
sportorganisationen“ aufgezählt. 

Über die Arbeit der Kommunisten im Sport wurde in der Organi- 
sationskommission beraten. Der Parteitag stimmte der von dieser Kom- 
mission vorgelegten Resolution „Die wichtigsten Orgaufgaben der 
Partei“ zu, in der im Abschnitt ,„„Neue Aufgaben und Formen der Massen- 
arbeit‘‘ wichtige Hinweise für die Sportarbeit gegeben wurden. Dem 
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KJVD wurde z. B. nahegelegt, die „Organisierung einer systematischen 
Fraktionsarbeit in allen proletarischen Massenorganisationen, vor allem 
in Sportverbänden und in den Gewerkschaften“, in Angriff zu nehmen. 
Ein besonderer Abschnitt behandelte die „Organisierung der Opposition 
im Arbeitersport“ und im Freidenkerverband. Den oppositionellen Ar- 
beitersportlern wurde vorgeschlagen, Reichskonferenzen durchzuführen, 
zentrale Zeitungen zu gründen, die „Interessengemeinschaft zur Wieder- 
herstellung der Einheit‘ auszubauen und dadurch den Widerspruch gegen 
die der Arbeiterklasse schadende Politik der Reformisten zu verstärken. 
Dort, wo die Reformisten ganze Organisationsteile abgespalten hatten, 
sollte unter oppositioneller Leitung die Arbeit fortgesetzt werden. Für 
die von Reformisten beherrschten Organisationen wurde vorgeschlagen, 
die Oppositionsarbeit mit Unterstützung der kommunistischen Sport- 
fraktionen weiter zu verstärken. 

Wenn Wilhelm Pieck in seinem Schlußwort am siebenten und letzten 
Verhandlungstag feststellen konnte: „Der 12. Parteitag hat die Aufgabe 
erfüllt, die ihm gestellt war‘‘13®, so traf das auch auf die Ratschläge und 
die Hilfe zu, die der XII. Parteitag der KPD den revolutionären Arbeiter- 
sportlern für ihr weiteres Ringen gegen die Militarisierung und Faschi- 
sierung des deutschen Sports gab. 

Die Tagung des Zentralkomitees der KPD, in der am 20. März 1930 
eine Sitzung des erweiterten Präsidiums des Exekutivkomitees der Kom- 
munistischen Internationale ausgewertet wurde, wies dann auf die neuen 
taktischen Aufgaben hin, die sich aus dem nun offensichtlich gewordenen 
Beginn der Krise ergaben. Ernst Thälmann forderte in seinem Bericht, 
alle Fragen in engstem Zusammenhang „mit dem Kampf um die Er- 
oberung der Mehrheit des Proletariats“ zu schen. Er wandte sich gegen 
jede Erstarrung der Kampfformen und verlangte dagegen, neue Formen 
des politischen Kampfes zu finden, die es ermöglichten, dem Angriff 
des Faschismus zu begegnen. Mit bolschewistischer Selbstkritik setzte 
sich Ernst Thälmann mit Schwächen der Parteiarbeit auseinander und 
geißelte vor allem sogenannte „linke“ Fehler und Übertreibungen, die 
eich u. a. darin äußerten, daß die rechten Führer in den höchsten Funk- 
tionen mit dem einfachen Funktionär in den untersten Einheiten der 
reformistisch beherrschten Organisationen gleichgestellt wurden. Um 
die Aktionseinheit aller Arbeiter vorzubereiten, hielt es Ernst Thälmann 
für erforderlich, die revolutionäre Oppositionsarbeit in den verschiedenen 
Organisationen zu verstärken und nannte als Beispiel für eine solche 
Arbeit die Berliner Sportorganisationen. 
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Durch den XII. Parteitag der KPD und durch die Hinweise Ernst 
Thälmanns auf der Tagung des Zentralkomitees wurden die oppositio- 
nellen Arbeitersportler und alle Sportler, die mit ihnen sympathisierten, 
schon am Vorabend bzw. zu Beginn der Weltwirtschaftskrise auf die 
Hauptaufgaben des Proletariats, den Kampf gegen Krieg und Faschis- 
mus, orientiert. 

So standen sich zu Beginn der Krise in Deutschland auch auf dem 
Gebiet des Sports zwei Fronten gegenüber: Bourgeoisie und Prole- 
tariat. Die Grenzen zwischen den Fronten wurden nicht einfach von 
der Organisationszugehörigkeit bestimmt, obwohl, im ganzen gesehen, 
die Organisationen durch ihre Führungen mehr oder minder fest in 
dieser oder jener Front standen. Aber es gab in den Reihen der bürger- 
lichen Sportorganisationen ebenso Kräfte, die gegen Militarisierung und 
Faschisierung des Sports waren, wie es in den Reihen der Arbeitersport- 
organisationen Elemente gab, die der Politik der Bourgeoisie direkt 
oder indirekt Vorschub leisteten. Das stärkere Übergreifen der Krise 
auf Deutschland mußte alle bestehenden Widersprüche zuspitzen und 
neue Widersprüche zutage fördern. 
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1. 


Die Zeit der ersten Brüning-Regierung 
(Mitte 1930 bis Herbst 1931) 


1. Erste Folgen des Krisenausbruchs 


Am 27. März 1930 trat der Sozialdemokrat Hermann Müller mit 
seiner Regierung der großen Koalition (SPD, Zentrum, Volkspartei, 
Demokraten) zurück. Dieser Rücktritt wurde von der Großbourgeoisie 
erzwungen, um andere Herrschaftsmethoden anwenden zu können, da 
sie sich nicht mehr imstande fühlte, mit den alten Methoden des Parla- 
mentarismus und der bürgerlichen Demokratie zu herrschen. 

Hindenburg beauftragte am 29. März 1930 Heinrich Brüning von der 
katholischen Zentrumspartei, eine neue Regierung zu bilden. Brüning 
erklärte, eine neue Staatspolitik, unabhängig von Kombinationen der 
Parteien, durchführen zu wollen. Das Brüning-Kabinett regierte je- 
doch keinesfalls unabhängig von der deutschen Großbourgeoisie, sondern 
gerade in deren Auftrag. Das bewiesen schon die ersten Vorlagen, die 
Brüning dem Reichstag übergab und deren Hauptziel es war, die Lasten 
der Krise und der Militarisierungspolitik den Massen aufzubürden. 

Von Anfang an hatte die Brüning-Regierung eine äußerst schmale 
parlamentarische Plattform. Manche ihrer Vorlagen wurden im Reichs- 
tag nur mit geringer Stimmenmehrheit angenommen, andere verfielen 
der Ablehnung. Was der Reichstag nicht genehmigte, das suchte die 
Brüning-Regierung mit Hilfe von Notverordnungen durchzusetzen. 
Als aber die Mehrheit des Reichstages die Zurücknahme der Notver- 
ordnungen forderte, wurde der Reichstag am 18. Juli 1930 kurzerhand 
aufgelöst. Brüning und Hindenburg regierten „präsidial“ weiter. Neue 
Notverordnuagen erschienen und wurden von Hindenburg mit Hilfe 
des Artikels 48 der Weimarer Verfassung in Kraft gesetzt. 

Die Brüning-Regierung verstärkte die Verfolgung aller Organisa- 
tionen, die im Interesse der Arbeiterklasse tätig waren. Die Polizei und 
andere Teile des bürgerlichen Staatsapparates stützten sich bei ihren 
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Schikanen gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung auf das sogenannte 
Republikschutzgesetz, das noch von der Müller-Regierung dem Reichs- 
tag vorgelegt worden war. Am 29. März trat es in Kraft. Eine An- 
weisung, die der Oberpräsident der Provinz Sachsen am 17. April 1930 
an alle örtlichen Dienststellen herausgab, bildete gleichsam einen Kom- 
mentar zu diesem Gesetz und enthüllte dessen Ziel und Zweck: „Unter 
Bezugnahme auf $13 des neuen Republikschutzgesetzes. ... besonders 
die kommunistischen Blätter (Tribüne — Magdeburg, Klassenkampf — 
Halle, Rotes Echo — Erfurt) nutzten in letzter Zeit die große wirt- 
schaftliche Notlage weiter Kreise der erwerbstätigen Bevölkerung in 
hetzerischer Weise aus... Sobald die Voraussetzungen zu einem Ver- 
bot durch mich vorliegen, ersuche ich, mir umgehend unter Beifügung 
von 5 Stücken der beanstandeten Nummer der Druckschrift Bericht zu 
erstatten... In gleicher Weise ersuche ich, mir gemäß Ziffer 4 des oben- 
erwähnten Ministerialerlasses zu berichten, falls die polizeiliche Auf- 
lösung von Vereinen beim Vorliegen der gesetzlichen Tatbestände durch 
mich in Frage kommt.“ 

Die Bestimmungen des Republikschutzgesetzes bedrohten auch die 
oppositionellen Arbeitersportorganisationen. Wie alle revolutionären 
Arbeiterorganisationen wurden sie von der Polizei bespitzelt und über- 
wacht, um ihnen „staatsfeindliche“, die „republikanische Staatsform‘“ 
antergrabende Bestrebungen nachzuweisen. Eine derartige Tätigkeit sollte 
nach dem Gesetz ebenso mit schweren Gefängnisstrafen geahndet werden 
wie die „Beschimpfung“ der Staatsform, des Reichspräsidenten oder eines 
Regierungsmitglieds. Es war gleichgültig, ob dieseszur Reichs- oder zueiner 
Landesregierung gehörte, ob es schon verstorben war oder noch lebte. 

Aber mit der Brüning-Regierung begann auch eine neue Etappe des 
Kampfes der revolutionären Arbeiterbewegung und der unlöslich mit 
ihr verbundenen oppositionellen Arbeitersportler. 

Die KPD kämpfte innerhalb und außerhalb des Parlaments gegen 
die Hungerpolitik der Brüning-Regierung und deren Hintermänner. 
Im Reichstag forderte die kommunistische Fraktion, statt die Steuer 
für die Verbrauchsgüter und Arbeiterlöhne zu erhöhen, die Einnahmen 
von 8000,— Mark an höher zu besteuern. Dem Brüning-Kabinett wurde 
mehrmals das Mißtrauen des bewußten Teils der Arbeiterklasse durch 
entsprechende Anträge der KPD, die nur von einer knappen Mehrheit 
des Reichstags abgelehnt wurden, ausgesprochen. Demonstrationen und 
Streiks zeugten vom Willen der Arbeiterklasse, dem reaktionären Kurs 
der Brüning-Regierung energisch den Kampf anzusagen. 
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Die SPD-Führer erfanden die Politik des „kleineren Übels“, auf 
Grund der sie Brüning gewähren ließen, um, wie sie sagten, das größere 
Übel, Hitler, nicht zur Macht kommen zu lassen. In Wahrheit aber 
unterstützten sie eine Regierung, von der die bürgerlich-parlamen- 
tarische Demokratie untergraben und damit der faschistischen Herr- 
schaft vorgearbeitet wurde; in Wahrheit demoralisierten sie mit ihrer 
Tolerierungspolitik die Kampfkraft der Arbeiterklasse. 

In seiner „Resolution über den Kampf gegen den Faschismus‘ traf 
das Politbüro des Zentralkomitees der KPD am 4. Juni 1930 sehr be- 
deutungsvolle Feststellungen, die allen demokratischen Kräften das 
Wesen und die Ziele des Faschismus vor Augen führten: 

Mit der zunehmenden Erschütterung der kapitalistischen Stabilisierung, mit dem 
Wachstum des neuen revolutionären Aufschwungs erhebt der Faschismus abermals 
in Deutschland sein Haupt. Der Charakter der Bewegung hat sich grundlegend ge- 
ändert (gegenüber 1923 — G. Wo.). An ihrer Spitze stehen ausschließlich bewußte 
und skrupellose Agenten des Finanzkapitals, besonders des schwerindustriellen 
Unternehmertums ... Das Ziel der faschistischen Bewegung ist die Aufrichtung der 
faschistischen Diktatur, die blutige Zerschmetterung der gesamten Arbeiter- 
bewegung, die Errichtung eines Regimes des weißen Terrors, der Standgerichte 
und des Meuchelmordes, wie es die Herrschaft Mussolinis in Italien ist... Der 
Faschismus in Deutschland beschränkt sich keineswegs auf die faschistischen 
Kampf- und Mordorganisationen, die Nationalisten, den Stahlhelm usw., sondern 
er erfaßt auch alle wichtigen bürgerlichen Parteien ...? 

Wie in die bürgerlichen Parteien, so drang der Faschismus in zu- 
nehmenden Maße auch in andere Bereiche des bürgerlichen Lebens, nicht 
zuletzt in den Bereich der bürgerlichen Körperkultur ein. 

Über den Deutschen Turnerbund und auch über die Deutsche Turner- 
schaft schlichen sich immer stärker chauvinistische und faschistische 
Ideologien in die bürgerliche Turn- und Sportbewegung ein. Eine Tagung 
von Jugendführern der Deutschen Turnerschaft beschäftigte sich z. B. 
im Jahre 1930 mit dem Thema: „Kulturbolschewismus und Jugend- 
not“. Bei der Behandlung dieses Themas droschen die Drahtzieher 
dieser politischen Schulung das leere Stroh der üblichen demago- 
gischen Redensarten, die seit 1917 von den Feinden der Menschheit stra- 
paziert werden: Alles, was ihren terroristischen Bestrebungen entgegen- 
stand, wurde von ihnen als „Bolschewismus“ bezeichnet, Am sittlichen 
Verfall der Menschen trug, nach ihrer Aussage, natürlich der „Bolsche- 
wismus‘‘ genauso die Schuld, wie an der Arbeitslosigkeit, der Wirtschafts- 
krise und der „Sexualnot“ der Jugend. Als Rettung vor dem „Kultur- 
bolschewismus” wurden „Volksgemeinschaft“ und „HWeltenwende‘“ im 
Sinne des Faschismus angepriesen. Schon die Wahl der Begriffe ver- 
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riet, wo die geistigen Urheber dieses Antibolschewismus auf Turner- 
ebene zu suchen waren. Von Neuendorff und seinen Helfern, zu denen 
auch der Geschäftsführer der DT, der spätere S$-Oberführer Franz 
Breithaupt gehörte, wurde der Jugendarbeit besondere Aufmerksam- 
keit gewidmet. Landsknechtromantik und Soldatenspielerei sollten z. B. 
helfen, die Jugend zu gewinnen, Von den Jugendabteilungen aus sollte 
dann die DT schneller als bisher mit faschistischen Gedanken durch- 
drungen werden. 

Die Faschisten beschränkten sich aber nicht nur darauf, die bürger- 
lichen Verbände mit ihren Anhängern und ihrer Ideologie zu durch- 
setzen, sondern schufen sich für besondere Zwecke auch eigene Sport- 
organisationen oder nutzten bestehende Organisationen zur Tarnung 
aus. Im August 1930 gründeten z.B. einige ehemalige Mitglieder des 
„Deutschen Marinesportklubs“ die „Nationalsozialistische Wassersport- 
Vereinigung“, deren Zweck „der Zusammenschluß aller national- 
sozialistischen Wassersportler in einer straffen Organisation“ war. Ihre 
„Führer“ wurden vom Gau Groß-Berlin der NSDAP eingesetzt. In den 
Satzungen dieser Vereinigung hieß es u. a. wie folgt: „... ausübende 
Mitglieder müssen Parteigenossen sein... Die Ehrenmitgliedschaft 
kann nur an verdiente Pg. verliehen werden.“ Die Mitglieder des Ver- 
eins wurden mit Sonderaufgaben betraut und hielten enge Verbindung 
zu anderen faschistisch beherrschten Vereinen, wie z. B. dem „Ruder- 
verein Kurmark“, der offiziell die Hakenkreuzflagge führte. 

Auch in das bürgerliche Schrifttum fanden die faschistischen und 
halbfaschistischen Gedanken immer mehr Eingang. „Die Leibesübungen“ 
2. B. veröffentlichten einen Artikel von Prof. Dr. Moestue, Berlin, unter 
dem Titel „Lebensgemeinschaften und Führertum der Turnstudenten“, 
in dem vorgeschlagen wurde, „Lebensgemeinschaften“ zu bilden, in 
denen durch eine vormilitärische Ausbildung, tägliches Antreten, Be- 
kanntgabe der Tagesordnung usw. eine „ideale Lebensweise“ für den 
Turnstudenten geschaffen werden sollte, um einen „ rasseechten‘ Turn- 
lehrertyp‘ zu züchten. 

Wie tief faschistische Gedankengänge gerade bei Erziehern der zu- 
künftigen deutschen Sportlehrer schon Wurzeln geschlagen hatten, bewies 
auch der Pfingstkurs über „Körperkultur und Wirtschaftsleben‘* 1930 
in Prerow. Auf diesem Treffen behauptete Prof. Dresel, in Deutschland 
wären „in der Tat 20 Millionen Menschen zu viel“, und Dr. Klatt rief: 
„Bis ‚der‘ Führer kommt, ist Wichtiges zu tun, die neue Demokratie 
(?! — G. Wo.) vorzubereiten. *‘ 
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Die deutscher Militaristen waren in dieser Zeit nicht untätig. Ein be- 
zeichnendes Beispiel dafür war ihr Einfluß in der „Volkssportbewegung“. 
Eine Meldung in der Sportpresse über die Verlängerung eines Vertrages, 
den der DT-Hauptaussschuß 1927 mit den sogenannten Volkssport- 
schulen abgeschlossen hatte, lenkte die Aufmerksamkeit der Öffent- 
lichkeit auf diese „Bewegung“. Der Vertrag zwischen den beiden Part- 
nern sah eine gegenseitige Unterstützung in allen Fragen des „Volks- 
sports‘ vor. 

Der Name „Volkssport‘“ diente zur Tarnung eines gefährlichen, zu- 
tiefst volksfeindlichen Planes der deutschen Militaristen. Ganz im 
Stillen hatten sie sich in den sogenannten Volkssportschulen ein Mittel 
geschaffen, mit dem sie Tausende von Jugendlichen in ihrem Geiste er- 
zogen und eine große Zahl von Unterführern ausbildeten, die über das 
ganze Land und alle bürgerlichen Verbände verteilt wurden, damit sie 
an der Militarisierung der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung mit- 
wirkten. 

Die „Volkssportbewegung‘“ war um das Jahr 1924 entstanden. 
Ehrenvorsitzender der „Reichsarbeitsgemeinschaft Volkssport‘‘ war 
der Vorsitzende der DT, Dominicus, ihr Leiter der Oberstleutnant a. D. 
Otto Billmann. 

Die wahren Ziele der „Volkssportbewegung‘“ plauderte Otto Bill- 
mann in der „Deutschen Turnzeitung‘ aus. Er behauptete, daß 
Deutschland zugrunde gehen werde, „wenn es ihm nicht gelingt, seine 
Wehrhaftigkeit (d.h. nach dem Sprachgebrauch der Militaristen: seine 
Aggressivität — G. Wo.) ... wieder herauszustellen“*. Die „Schick- 
salsfrage‘‘ war für ihn: „Wie werden wir wieder frei, mit welchen Mitteln 
und auf welchem Wege können wir wieder Macht bilden ?“ Billmann 
hielt auch nicht damit zurück, wessen Freiheit und wessen Macht er als 
die „Schicksalsfrage‘“ betrachtete: „Der unvergeßlichste Tag des stärk- 
sten Ausdrucks deutscher Gemeinschaft war der 1. August 1914.“ Er 
ergänzte Carl Diem, der für den deutschen Sport „eine Idee“ gefordert 
hatte. Diese Idee, so meinte Billmann, sei der „Wehrwille“. 

Noch eindeutiger und offener wurden die wahren Ziele der „Volks- 
sportbewegung‘ später von Schlünder im Vorwort zu seinem Buch „Der 
deutsche Volkssport‘ formuliert: „Das Ziel des Volkssports ist die Wehr- 
haftmachung der deutschen Jugend. Als Mittel hierzu dienen die Ord- 
nungsübungen, die Leibesübungen, das Kleinkaliberschießen und die 
Geländeausbildung. Mit der Ausbildung in diesen Übungszweigen geht 
die Wiedererweckung des Empfindens für Deutschlands Ehre, die Er- 
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füllung der Jugend mit unauslöschlichem Freiheitswillen und ihre Er- 
ziehung zur Opferbereitschaft und Wehrwilligkeit einher.‘ 

Träger der Volkssportschulen waren Vereinigungen mit schr neutral- 
klingenden Namen: in Bayern die Abteilung „Volksertüchtigung‘‘ der 
„Bayrischen Gesellschaft zur Förderung der Leibesübungen e.V.,“ in 
Sachsen die „Sächsische gemeinnützige Gesellschaft zur Förderung 
volkstümlicher Leibesübungen“, in Mecklenburg der „Vaterländische 
Hejmatbund für Mecklenburg“, für die Provinz Sachsen die „Vereini- 
gung zur Förderung volkstümlicher Leibesübungen...‘* usw. 1930 
bestanden 15 Volkssportschulen. Meist waren sie auf Truppenübungs- 
plätzen oder in deren unmittelbaren Nähe untergebracht (Wünsdorf, 
Lockstedter Lager, Wilhelmshaven, Altengrabow u. a.). Über 24000 
junge Menschen durchliefen allein 1930 die Ausbildungslehrgänge an 
diesen Schulen. Die reaktionären Verbände (Kyffhäuser- Jugend, 
Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband usw.) und bürgerliche 
Turn- und Sportorganisationen schickten dazu ihre „Leute“. Meist 
fanden l4tägige Lehrgänge für „Übungsleiter“ (lies: „Ausbilder“ — 
G. Wo.) statt. Jedoch wurden auch sogenannte freiwillige, ausge- 
schriebene „Erwerbslosenfreizeiten‘ veranstaltet. 

Einige charakteristische Einzelheiten über die Arbeitsweise solcher 
Sonderlehrgänge waren dem „Bericht über Erwerbslosenfreizeit für 
männliche Jugendliche vom 19. bis 31. Mai 1930 in der Volkssportschule 
Örshausen bei Göttingen“ zu entnehmen. Der Lehrgang hatte 23 Teil- 
nehmer. Als Thema war in der Presse „Sport“ angegeben worden. Da- 
durch kam eine „günstige Zusammensetzung“ zustande. Fast alle Teil- 
nehmer waren junge Sportler. Selbst Arbeitersportler befanden sich 
darunter. „Die ‚Sportschule‘ Örshausen hatte gelockt.“ Der Sport war 
Lockmittel für den „Ordnungsdienst“, für den Vortrag über „Jugend- 
pflege und Staat“, für Ausmärsche, für den Unterricht im Kartenlesen, 
für das Entfernungsschätzen, für die Übungen im Tornisterpacken und 
auch für die „Sing- und Fliekstunde“‘ — kurz für ein ganzes Programm 
vormilitärischer Ausbildung, durchgeführt von „bewährten‘‘ Ausbildern 
der früheren aggressiven deutschen Armee. Nach all diesem muß die 
gesamte „Volkssportbewegung‘ als eine Vorstufe auf dem Wege der 
Wiedereinführung der militärischen Ausbildung und der Erziehung im 
nationalistischen und chauvinistischen Geiste angesehen werden, wozu 
der sportliche Elan und die nationalen Gefühle möglichst großer Teile 
der deutschen Jugend mißbraucht werden sollten. 

Die politischen Folgen der Krisenentwicklung bestanden also einer- 
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seits darin, daß die Bourgeoisie die große Koalition sprengte und eine 
Regierung einsetzte, die den Wünschen des Finanzkapitals entsprach, 
und daß die reaktionärsten Kreise der deutschen Bourgeoisie, Mili- 
taristen und Faschisten, immer stärker und sichtbarer Einfluß auf alle 
Gebiete des gesellschaftlichen Lebens nahmen. Gleichzeitig traten auch 
auf sportlichem Gebiet die Faschisierungs- und Militarisierungstendenzen 
stärker zutage. 

Andererseits aber brachte die Krise eine Revolutionierung der Massen 
und den festen Zusammenschluß der bewußten Kräfte des deutschen 
Proletariats um die KPD. Dieser Zusammenschluß war gleichzeitig die 
Voraussetzung für den wirkungsvollen Kampf der revolutionären Ar- 
beitersportler gegen die Faschisierung und Militarisierung der Turn- 
und Sportbewegung und gegen die Politik der Reformisten, die den 
Einsatz der Arbeitersportbewegung und der übrigen Arbeiterorganisa- 
tionen gegen Faschismus und Krieg in einer Weise hemmten, die für 
die Arbeiterklasse und die ganze Nation katastrophale Folgen haben 
sollte. 


2. Der 17. Bundestag des ATSB in Köln 


Vom 1, bis 6. Juni 1930 tagte in Köln-Deutz der 17. Bundestag des 
ATSB. Er war bedeutungsvoll, weil auf ihm der Kurs der Reformisten 
in ziemlicher Offenheit dargelegt wurde und in Beschlüssen und neuer- 
lichen Statutenänderungen seinen dokumentarischen Niederschlag fand. 

Die Verhandlungen des Bundestages wurden von Gellert und seinen 
Anhängern nur als Formsache betrachtet, die notwendig war, um den 
von ihnen gegebenen und geplanten Anweisungen gegenüber Mitgliedern 
und Behörden den Schein des Rechts zu verleihen. 

Dabei waren die rechten Führer ihrer Sache sicher. Ihre Ausschluß- 
kampagne hatte „Erfolg“ gehabt. Während auf dem 16. Bundestag in 
Leipzig 1928 über 60 Delegierte der KPD angehörten, war es auf dem 
17. Bundestag nur noch ein einziger Delegierter. Von den 253 Dele- 
gierten gehörten aber 244 der SPD an. Sämtliche Funktionäre der 
zentralen Bundesinstanzen waren Mitglieder der SPD. 

Daß es zu bestimmten Thesen des Programms des Bundesvorstandes 
trotzdem eine starke, wenn auch nicht prinzipielle Opposition gab, 
zeugte davon, daß Gellerts Kurs selbst von Mitgliedern der SPD teil- 
weise als fragwürdig erkannt wurde. Ein strittiger Punkt, der „‚um- 
strittenste“ der ganzen Tagung, war z.B. die vom Bundesvorstand 
geforderte Teilnahme an den staatlichen Verfassungsfeiern. Im Proto- 
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koll des Bundestages wurde dazu u. a. der Diskussionsbeitrag eines Dele- 
gierten aus Dresden festgehalten: „Der Berliner Arbeiterschaft mutet 
man zu, die Verfassungsfeier mit Hindenburg, der Reichswehr, den alten 
Generälen und dem Stahlhelm zu begehen. (Widerspruch und Zustim- 
mung.) Eigentlich sind wir Sachsen gegen den Antrag. (Widerspruch 
sächsischer Delegierter.) Ja, Sachsen ist in zwei Teile zerfallen, Groß- 
Leipzig und der übrige. (Heiterkeit.) Unterstützt unsere Auffassungen 
und wir werden beweisen, daß wir mit unserer ‚falschen‘ Auffassung 
vorwärts kommen, In Wildungs Handbuch steht klar und eindeutig... 
(Wildung: Es war meine Pflicht als Funktionär, das zu schreiben.) Und 
meine Pflicht als Funktionär ist es, danach zu handeln.“ 

In den Worten dieses Delegierten kam der Unwille darüber zum Aus- 
druck, daß die Leipziger Vereine des ATSB vom Bundesvorstand weit- 
gehend zum Durchsetzen seiner Ziele ausgenutzt wurden. Viele Leipziger 
Delegierte waren Angestellte der Bundesverwaltung. 

Andere umstrittene Punkte waren das Verhältnis zum Reichsbanner, 
die Herabsetzung der großen Zahl von „geborenen‘‘, d.h. nicht- 
gewählten Delegierten, die ein Viertel der ordnungsgemäß gewählten 
Delegierten ausmachten, sowie die Ausdehnung der Zeitspanne zwischen 
den Bundestagen von 2 auf3 Jahre, durch die sich der Bundesvorstand 
der Kontrolle durch die Mitglieder noch mehr als bisher entziehen 
zu können hoffte. ' 

Die Abstimmungen über solche Streitfragen ergaben bis zu 84 Gegen- 
stimmen. Bei Abzug der 53 Stimmen der nicht gewählten Delegierten 
wäre danach die äußerst knappe Mehrheit von nur 15 Stimmen zu- 
standegekommen. 

Schon bei der Eröffnungsveranstaltung war offenbar geworden, 
welchen Kurs der 17. Bundestag nehmen sollte. Alles war darauf ab- 
gestimmt, als „gleichberechtigt“ mit den bürgerlichen Organisationen 
zu gelten und jedes harte Wort gegen die bestehende kapitalistische 
Ordnung zu vermeiden. Die Politik der rechten Sozialdemokratie, die 
eich schon längst mit dem Kapitalismus abgefunden hatte und für die 
Arbeiterklasse „Gleichberechtigung“ verlangte — als ob das Proletariat 
unter der Herrschaft der Imperialisten jemals gleichberechtigt sein 
könnte —, trat offen zutage. 

Auch Kölns Oberbürgermeister, Dr. Adenauer, hatte eine Einladung 
erhalten und begrüßte die Delegierten huldvoll, „von lebhaftem Beifall 
begrüßt‘‘. Er gab den Delegierten gute Ratschläge: „Da ich die Druck- 
sachen Ihrer Tagung durchgesehen habe, könnte ich mir denken, daß 
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die eine oder andere #rage mehr oder weniger heiße Rede oder 
Gegenrede hervorrufen wird. Ich bin überzeugt, daß die Vernunft hier 
siegen wird.“ Adenauers „Vernunft“ war die Vernunft eines bürger- 
lichen Oberbürgermeisters, der als Freund und Kollege des mächtigen 
Bankiers Pferdmenges sehr gut in die Plüne der Großbourgeoisie ein- 
geweiht war und für den alles das „vernünftig‘‘ war, was seiner Klasse 
diente. Wie wenig die Delegierten sich in politischen Grundfragen zu 
orientieren vermochten, zeigte sich schon darin, daß sie die lächerliche 
Behauptung Adenauers, er stehe „über den Parteien“, ohne ein Wort 
des Widerspruchs hinnahmen. 

Adenauers Sportdezernent Dr. Billstein bestätigte dem Bundestag in 
seinen dann folgenden Begrüßungsworten, daß die reformistische Lei- 
tung des ATSB längst die eigentlichen klassenkämpferischen Ziele des 
Bundes aufgegeben hatte und für Teile der Bourgeoisie salonfähig ge- 
worden war: „Mag auch vor dem Kriege, wie schon angedeutet, ein 
anderes Motiv bei der Sammlung der jungen Geister mitgewirkt haben, 
heute überwiegt doch die große Erkenntnis von der Notwendigkeit 
körperlicher Ertüchtigung und Frischerhaltung als Vorbedingung für 
leibliches und seelisches Wohl.“ Die gleiche weltanschauliche Kon- 
zeption vertrat Gellert, dessen Referate und Diskussionsbeiträge allein 
über ein Drittel der gesamten Tagungszeit des Bundestages in Anspruch 
nahmen. Er stellte den kapitalistischen Staat als neutralen Boden dar, 
auf dem der Kampf um den Sozialismus mit Hilfe der Wahlen und mit 
Hilfe der Erziehung erfolgreich zu Ende geführt werden könne. Wie 
wenig Gellert vom Marxismus verstand, wie völlig verständnislos und 
wie ratlos er den gesetzmäßigen Erscheinungen des Kapitalismus gegen- 
überstand, bewiesen seine einleitenden Worte im „Bericht über den 
Bund“: „... Es ist eine besondere Tragik auf dem Leidensweg der Ar- 
beiterschaft, daß immer neue Katastrophen den Aufstieg der Arbeiter- 
klasse zu verhindern drohen... Als diese Zeit (die Jahre der Inflation — 
G. Wo.) überwunden war, glaubten wir an einen neuen Aufstieg, aber 
heute sind die wirtschaftlichen Kämpfe gewaltiger denn je.‘ So groß 
Gellerts Unvermögen war, den Charakter des kapitalistischen Klassen- 
staates vom Standpunkt der Arbeiterklasse und damit objektiv richtig 
einzuschätzen, so groß war auch sein Haß gegen die wirklichen Vertreter 
der Interessen der Arbeiterklasse, gegen die Kommunisten und deren 
Anhänger. Aber nicht nur das; er war unduldsam gegenüber jeglicher 
Opposition und setzte seine Anschauungen und Anweisungen mit dik- 
tatorischen Mitteln durch. Die Berufung des Arbeitersportvereins Ober- 
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frohna, der beim Bundestag gegen seinen Ausschluß schrittlich prote- 
stiert hatte, tat er z.B. mit den Worten ab: „Wir werden uns damit 
befassen, und zwar durch Übergang zur Tagesordnung.“ 

Um die Opposition zu diffamieren, schreckte Gellert selbst vor Ent- 
stellungen nicht zurück. Er erklärte u. a., daß die Opposition behaupte, 
150000 vom Arbeiter-Turn- und Sportbund ausgeschlossene Mitglieder 
vereinigt zu haben und stellte dem die von ihm errechnete Ausschluß- 
ziffer von 33000 entgegen, um damit zu beweisen, wie „haltlos“ die 
Angaben der Opposition seien. In Wirklichkeit bezogen sich die Angaben 
der Opposition auf die Ausgeschlossenen aller Arbeitersportverbände, 
nicht nur auf den ATSB, und auch auf solche Vereine und Mitglieder, 
die durch Willensäußerungen verschiedener Art ihr Einverständnis mit 
den Zielen der IG erklärt hatten. Auch erwähnte Gellert nicht, daß außer 
den von ihm zugegebenen 33000 Ausgeschlossenen viele Mitglieder aus 
dem Bund ausgetreten waren, weil sie die Politik der Führung nicht 
billigten. Dabei ging aus Gellerts eigenen Angaben hervor, daß die Ab- 
gänge im ATSB in den Jahren 1928 und 1929 alle normalen Grenzen 
überschritten hatten. Der ATSB hatte in diesen beiden Jahren einen 
Gesamtabgang von 334000 Mitgliedern, dem ein Gesamtzugang von 
317000 gegenüberstand. Erstmalig seit 1919 war die Zahl der Zu- 
gänge weit unter die der Abgänge gefallen. 

Gellert war aber nicht der einzige, der seinem Haß gegen die Kom- 
munisten unmißverständlich Ausdruck gab. Der Vertreter der sozial- 
demokratischen Fraktion des preußischen Landtages, Paul Franken, 
drückte seine Freude darüber aus, daß die Kommunisten vom preu- 
Bischen Wohlfahrtsminister von den Jugendpflegemaßnahmen aus- 
geschlossen wurden, und brüstete sich, daß dies „ganz besonders auf 
unser (der SPD-Fraktion — G. Wo.) Drängen hin“ geschehen sei. 

Ein bemerkenswertes Eingeständnis entschlüpfte Karl Schreck, dem 
offiziellen Vertreter des SPD-Vorstandes, als er mit gespielter Wehmut 
und mit der Absicht, der Opposition die Schuld für die Spaltung 
zuzuschieben, ausrief: „Wir hätten an sich nicht notwendig gehabt zu 
untersuchen, welcher parteipolitischen Richtung die einzelnen Arbeiter- 
sportler angehören ... wenn wir nicht von den Moskowitern ( ?!— G.Wo.) 
dazu gezwungen wären.“ Mit dieser Bemerkung gab Schreck entgegen 
allen sonstigen Beteuerungen zu, daß Gesinnung und Parteizugehörig- 
keit für die Ausschlüsse maßgebend gewesen waren. 

Auf diese Art und Weise bemühte man sich systematisch Stimmung 
gegen die Opposition zu machen. Unter dem Eindruck dieser ver- 
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leumderischen und selbstgefälligen Reden wurde dann über einen neuen 
Statutenentwurf ohne Diskussion abgestimmt, 

Gellert sicherte sich durch das neue Statut die unumschränkte Herr- 
schaft über den ATSB. Er durfte danach in eigener Machtvollkommen- 
heit Ausschlüsse von Vereinen und Einzelmitgliedern vornehmen. Weder 
der Bundesvorstand noch ein anderes Gremium oder eine Mitglieder- 
versammlung mußten die Anordnung des Vorsitzenden bestätigen. 
Er durfte sogar gewählte Funktionäre jeder Instanz „jederzeit“ „ihres 
Amtes entheben“, „wenn er es im Interesse des Bundes für notwendig“ 
hielt. Und um das Maß voll zu machen, wurde der Kreisvertreter- 
konferenz, die sich aus 23 Bundesvorstandsmitgliedern, 5 Bundesaus- 
schußmitgliedern und den 18 Kreisvertretern zusammensetzte, zu- 
gestanden, selbst die Statuten zu verändern. Durch solche und ähn- 
liche Diktaturparagraphen wurden die Mitbestimmungsrechte der Ar- 
beitersportler in den Vereinen außerordentlich eingeschränkt und aus 
den Satzungen einer Arbeiterorganisation wurde ein „Ausnahmegesetz“ 
gegen die aktivsten Vertreter der Arbeiterklasse gemacht. 

Die ganze Komödie wurde, wie gesagt, nur deshalb inszeniert, weil 
Gellert, seine Freunde und seine Hintermänner Furcht hatten, aus dem 
ATSB könne eine wirkliche Kampforganisation der Arbeiterklasse 
werden. — „Wir“, so gestand Gellert, „wären in dem Kampf der letzten 
2 Jahre zusammengebrochen, wir hätten den Bund nicht in der Ein- 
heit (?? — G. Wo.), wie er heute dasteht, halten können, wenn diese 
Sicherung (die Ausschlußparagraphen des Statuts von 1928 — 6. Wo.) 
nicht geschaffen worden wäre. Es hat sich sogar gezeigt, daß die Siche- 
rung nicht einmal vollkommen genügte.“ Zur „Sicherung“ der Macht 
Gellerts und seiner Bundesbeamten entstand so ein in der bisherigen 
Geschichte der Arbeiterbewegung einmaliges Dokument der „recht- 
mäßigen“ Entrechtung der Mitglieder einer großen und einstmals auf 
ihre demokratischen Errungenschaften stolzen Arbeiterorganisation. 
Der Spottname „Bundesmaulkorb“, den die Mitgliedschaft schon dem 
Statut von 1928 gegeben hatte, traf erst recht auf das von 1930 zu. 

Nach dem Dargelegten war es nur folgerichtig, wenn die Stellung- 
nahme Gellerts zu den Lebensfragen der Nation, zum Kampf gegen 
Militarismus und Faschismus, inkonsequent und phrasenhaft war. Gel- 
lert kam über nichtssagende Klagen gegen die ungerechte Behandlung 
der Thüringer Arbeitersportler durch den faschistischen Innenminister 
Frick und über die bloße Erwähnung von tätlichen Angriffen der Fa- 
schisten auf Arbeitersportler nicht hinaus. 
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Der 17. Bundestag des ATSB ließ erkennen, daß die Führer der 
größten deutschen Arbeitersportorganisation, deren Handlungsweise 
von den anderen reformistischen Vorständen der Arbeitersportorgani- 
sationen stets zum Vorbild genommen wurde, nicht bereit oder nicht 
in der Lage sein würden, den Kampf gegen Faschisierung und Mili- 
tarisierung wirkungsvoll aufzunehmen. Die Frage war nun, ob es der 
Opposition, die willens und fähig war, diesen Kampf zu führen, gegen 
den Willen der reformistischen Führungen noch gelingen konnte, die 
Mehrheit der Verbandsmitglieder in die Front des aktiven Widerstandes 
gegen die Politik der Bourgeoisie einzureihen. Die Delegierten des " 
17. Bundestages hatten jedoch mit der Annahme des Diktaturstatuts 
den Reformisten eine sehr gewichtige Waffe in die Hand gegeben, mit 
der es ihnen möglich gemacht wurde, die Entwicklung des ATSB zu 
einer echten Kampforganisation zu erschweren, wenn nicht gar zu ver- 
hindern. 


3. Das Reichstreffen und die 1. Reichskonferenz der oppositionellen 
Arbeitersportler in Erfurt 


Die oppositionellen Arbeitersportler hatten den Vorschlag des XII. Par- 
teitages der KPD aufgegriffen und bereiteten für Pfingsten 1930 ein 
Reichstreffen und ihre 1. Reichskonferenz vor. Als Veranstaltungsort 
wurde Erfurt gewählt. 

Die Vorbereitungen für das Treffen begannen bereits mit dem Anfang 
des Jahres 1930. Dabei waren von den Funktionären und Mitgliedern 
der „‚Interessengemeinschaft zur Wiederherstellung der Einheit im Ar- 
beitersport‘ schr große und verschiedenartige Schwierigkeiten zu über- 
winden,. Aber der revolutionäre Schwung, das Bewußtsein, sich für eine 
gute Sache einzusetzen, und die Hilfe von befreundeten Organisationen 
ließen die Verantwortlichen und die große Zahl ihrer Helfer aller dieser 
Hindernisse Herr werden. Reichstreffen und Reichskongreß sollten zu 
einer „Kampfansage gegen das Frick-Brüning-Regime, gegen Faschis- 
mus und Kriegsgefahr werden“, 

Eine große Hilfe für die ideologische und organisatorische Vorberei- 
tung des Treffens war der Artikel von Ernst Thälmann: „Rüstet für 
Erfurt“. Durch ihn wurden alle revolutionären Arbeiterorganisationen 
nochmals auf die Bedeutung des Erfurter Pfingsttreffens aufmerksam 
gemacht. Darüber hinaus hatte der Artikel insofern weitgehende Be- 
deutung, als in ihm — vom Führer der Vorhut des deutschen Prole- 
tariats — die prinzipiellen Aufgaben und die Stellung der Arbeiter- 
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sportorganisationen unter den derzeitigen Bedingungen der kapita- 
listischen Klassenherrschaft klar formuliert wurden: 


Die proletarischen Sportverbände sind ein besonders wichtiges Glied der Ar- 
beiterbewegung. Körperliche Ausbildung, sportliche Stählung befähigt die Prole- 
tarier, ihre physische Widerstandsfähigkeit und Wehrhaftigkeit für den Klassen- 
kampf zu steigern. Heute, wo der Hungerkurs des kapitalistischen Systems und die 
Auswirkungen der Rationalisierung, der Massenerwerbslosigkeit und aller übrigen 
Krisenfaktoren maßloses Elend in alle Arbeiterwohnungen trägt, heute, wo immer 
breitere Millionenmassen durch die systematische Verelendung geschwächt und 
zermürbt werden, wächst erst recht die Bedeutung der Arbeitersportbewegung 
als eines Faktors zur Erhaltung und Erweiterung der Kampfkraft der Arbeiter- 
klasse gegen das Kapital! 

Ernst Thälmann unterstrich die Verbundenheit der KPD mit der Ar- 
beitersportbewegung und kennzeichnete den Kampf zwischen den 
rechten Führungskräften der Arbeitersportverbände und der Oppo- 
sition. Sehr treffend charakterisierte er auch die Ziele der Bourgeoisie im 
Sport. 

Der Führer der deutschen Arbeiterklasse betonte, daß sich die 
„Blicke aller revolutionären Arbeiter“ in den Pfingsttagen nach Erfurt 
richten würden und schloß seinen Artikel damit, daß er ein eindrucks- 
volles Bild vom Erfurter Treffen entwarf: 


Durch die Straßen der Stadt wird der Massenschritt der Turner und Athleten, 
der Fußballer, der Radfahrer, Wassersportler und Wanderer hallen, werden die 
Räder der proletarischen Motorradfahrer dröhnen, werden die Wimpel, die Fahnen 
und Banner wehen. Und aus vielen Zehntausenden Kehlen wird das Gelöbnis zum 
Klassenkampf, zum Kampf für den Sozialismus erschallen, der trotzige Kampfes- 
gruß der Arbeitersportler: Rot Sport! 

Die Reaktion hingegen tat alles, um dieses Reichstreffen der Arbeiter- 
sportler zu verhindern. In der Presse der Bourgeoisie nahm die Hetze 
schlimmste Formen an. „Der Reichsbote“ bespielsweise drohte: „...Für 
die blutigen Folgen, die die Duldung des Erfurter Kommunistentreffens 
gegebenenfalls nach sich zieht, sind jedenfalls die Behörden voll und 
ganz verantwortlich. Glauben diese, so eine schwere Verantwortung 
wirklich mit guten Gewissen tragen zu können?“ Die „Leipziger 
Neuesten Nachrichten“ behaupteten gar, daß „das zu erwartende provo- 
zierende Treiben der kommunistischen Arbeitersportler offensichtlich 
auf eine Störung des Fremdenverkehrs‘ ausgehe. - Auch Gellert, der 
Vorsitzende des ATSB, fehlte im Chor der Verleumder nicht. In allen 
»ozialdemokratischen Zeitungen ließ er einen Warn- und Drohbrief ab- 
drucken, in dem er die auf ihn hörenden Arbeitersportler aufforderte, 
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sich „vor Terror‘ zu schützen und „im übrigen die kommunistischen 
Veranstaltungen zu meiden“. Ä 

Trotz all dieser böswilligen Entstellungen und der Boykotthetze 
gingen die Vorbereitungen gut vorwärts. Die Erfurter Behörden fanden 
keinen Grund, die Veranstaltungen zu verbieten. Aber der faschistische 
Innenminister Thüringens, Frick, verbot für das Land Thüringen alle 
Versammlungen und Kundgebungen des Reichstreffens unter freiem 
Himmel. Nur „reine“ Sportveranstaltungen wurden gestattet. Wenn 
auch die Hauptveranstaltungen in Erfurt stattfinden sollten und daher 
dem Einfluß Fricks entzogen waren, weil Erfurt nicht zu Thüringen ge- 
hörte, so entstanden doch große Schwierigkeiten für die vielen Ver- 
anstaltungen, die am 2. Pfingsttag für alle größeren Orte Thüringens 
geplant waren. Der Organisationsplan sah vor, die Arbeitersportler aus 
allen Teilen des Reiches sternförmig nach Erfurt kommen zu lassen. Nach 
der großen Kundgebung am Pfinstsonntag sollte dann die Fahrt in die 
über hundert Städte und größten Orte der weiteren Umgebung Erfurts 
beginnen. Dort waren Sportveranstaltungen geplant. Da die Fahrt nach 
und von Erfurt meist auf Lastwagen erfolgen sollte, mußte von ihr eine 
starke propagandistische Wirkung ausgehen. Gerade das aber wollte 
Frick verhindern. Er wies daher seine Polizeikräfte — die nach seinem 
Amtsantritt sofort mit SA- und SS-Leuten durchsetzt worden waren — 
an, Jagd auf die durchfahrenden Lastwagen zu machen und Trans- 
parente oder Fahnen, die die „öffentliche Ruhe und Ordnung“ störten, 
zu entfernen. Da auch die anderen Landesregierungen Frick nicht viel 
nachstanden, stand die Polizei, als die Arbeitersportler anreisten, fast 
überall im Reich in Alarmbereitschaft. In vielen Orten wurden die Last- 
wagen gestoppt, die Insassen schikaniert und gezwungen, Transparente 
zu entfernen. Bei der Herausgabe von diesbezüglichen Anweisungen tat 
sich besonders der Berliner sozialdemokratische Polizeipräsident Zör- 
giebel hervor. Ein Augenzeuge berichtete in der „Roten Fahne“ von der 
Abfahrt der etwa 10000 Berliner Sportler nach Erfurt: 


Es ging nicht anders, Herr Zörgiebel mußte sich auch gestern gehörig blamieren. 
Weil nämlich Pfingsten ist, will sich Zörgiebel die Gelegenheit nicht nehmen lassen, 
den Pfingsto — — nkel zu spielen. Fast alle Wagen der Abfahrenden wurden auch 
gestern von seinen Bullen und Grünen mit eifriger Miene nach Waffen durchsucht, 
Es hatte den Anschein, als hätte Zörgiebel für jedes Finden eines langen Fernrohr- 
geschützes in den Handtäschchen und Brotbeuteln der Sportler eine Prämie aus- 
gesetzt, Als ihre Provokation auf die roten Sportler nicht wirkte und sie für ihre 
eifrigen Bemühungen weiter nichts als brausendes, unbarmherziges Lachen quit- 
tieren konnten, wurden sie fuchsteufelswild... Als sie auch auf dem Büschingplatz 
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keine Maschinengewehre und Gasbomben unter den Sitzen fanden, verhafteten 
sie in ihrer Wut den Chauffeur des Autos, weil er ein Abzeichen gegen das Verbot 
des Roten Frontkämpferbundes an seiner Jacke trug... 

Diese Vorkommnisse hatten die Sportler nicht der Übereifrigkeit 
einiger Beamter zu verdanken. Aus den Akten der Berliner Schutz- 
polizei ist zu ersehen, daß ein ganzer Feldzugplan ausgearbeitet worden 
war. Die in der Presse bekanntgegebenen Abfahrtsstellen der Lastkraft- 
wagen wurden den ganzen Tag bewacht. Sonderbeauftragte der poli- 
tischen Abteilung des Polizeipräsidiums führten die Durchsuchungen 
aus. Durch Polizeifunk ließ sich das Berliner Polizeipräsidium aus 
Potsdam, Merseburg, Bitterfeld, Halle und anderen Städten über die 
Zahl der durchfahrenden Lastwagen, ihre Fahrtrichtung und Passier- 
zeit informieren. Sogar um den „Empfang“ der aus Erfurt zurück- 
kehrenden Sportler sorgte man sich noch in Berlin: „Erbitte weiter 
Funkspruch, wann Berliner KPD-Fahrzeuge aus Erfurt abgefahren‘, 
hieß es im Funkspruch, der die Abfahrt der Berliner Sportler nach 
Erfurt meldete. 

In ähnlicher Weise arbeiteten die Polizeiapparate an all den Orten 
des Reiches, an denen eine starke Beteiligung am Erfurter Reichstreffen 
zu verzeichnen war, Die Münchner Polizeidirektion meldete, daß die 
Teilnehmer aus München in Nürnberg kontrolliert worden wären. Der 
Polizeibericht aus Dresden sprach von „Delegationen aus allen Bezirken 
Sachsens“, die zum Reichstreffen unterwegs waren, und hob die Aktion 
der Leipziger Polizei gegen „Etwa 1500 Personen ... auf 35 Lastwagen“ 
hervor: „Die Abfahrenden mußten sich vorher auf dem Messeplatz einer 
eingehenden polizeilichen Durchsuchung unterziehen, doch war das Er- 
gebnis dieser Maßnahme nur gering.“ 

Faschistische Organisationen versuchten ihrerseits, das Treffen der 
Arbeitersportler zu stören. Sie schreckten dabei nicht davor zurück, 
Wegelagerermethoden anzuwenden: 

Zwischen Almrich und Schulpforta überfiel eine Horde Wehrwölfe ein Lastauto 
mit Leipziger Sportlern. Die faschistischen Strolche hatten im Hinterhalt gelauert, 
bis ein Auto vorbeikam, in dem sich hauptsächlich Sportlerinnen befanden. Da 
faßten diese elenden Feiglinge Mut und mißhandelten die Arbeitersportlerinnen 
in viehischer Weise. Eine Sportgenossin erhielt einen Stich mit einer Fahnenstange 
in die Brust, eine andere wurde mit der Fahnenstange schwer am Unterleib ver- 
letzt, einer dritten mit dem Feldspaten der Arm durchschlagen. Insgesamt wurden 14 
schwerer oder leichter verletzt. Augenzeugen berichten, daß die Strolche sogar eine 
60jährige Teilnehmerin, die zum Sporttreffen fahren wollte, zu Boden schlugen. 


Die Polizei kam natürlich „‚zu spät‘ und konnte keinen der Täter fassen. 
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Dafür handelten die Naumburger Arbeiter selbst: 


Der Bevölkerung bemächtigte sich bei Bekanntwerden des blutigen Überfalls 
eine ungeheure Erregung. In Massen kamen die Arbeiter auf die Straße. Die Wehr- 
wölfe zogen es daher vor, ihr Reichstreffen abzubrechen, und um 5 Uhr am Sonn- 
tagnachmittag war bereits ganz Naumburg von Wehrwölfen geräumt, 


Bei anderen Überfällen, z. B. in der Nähe von Nassenhusen zogen die 
Faschisten im Handgemenge den kürzeren, 

Trotzdem die Faschisten mit schweren Keulen bewaffnet aus dem Hinterhalt 
angestürmt kamen, gelang es den jugendlichen Arbeitern doch, die Faschisten in 
die Flucht zu schlagen. 

Hier aber kam die Polizei nicht zu spät. Weil einige der Wegelagerer 
sich blutige Köpfe geholt hatten, verfolgte man die überfallenen Sportler, 
und ein größeres Polizeikommando mit geladenen Karabinern verhaftete 
100 von ihnen. 

Doch keine Schwierigkeit, keine Schikane, kein Polizeifeldzug und 
auch kein hinterhältiger Überfall faschistischer Schläger konnte den Er- 
folg der Reichskonferenz und des Reichstreffens verhindern. 

Am Pfingstsonnabend tagte der 1. Reichskongreß der „Interessen- 
gemeinschaft zur Wiederherstellung der Einheit im Arbeitersport“. 

Die Delegierten aus allen Sparten der Arbeitersportbewegung standen 
vor der Aufgabe, über die weitere Arbeit der Opposition zu beraten und 
zu beschließen. Die Konferenz wurde von Wilhelm Florin als dem Ver: 
treter des Zentralkomitees der KPD und von Wilhelm Pieck im Namen 
der „Roten Hilfe‘ begrüßt. 

Im Auftrage der Reichsleitung der IG sprach Dr. Bergmann über 
die „politische Lage und die Aufgaben der revolutionären Sportopposi- 
tion“. Das zweite Referat über „Organisationsfragen“ hielt Willi Prietzel. 
Die Diskussion über beide Referate zeigte, mit welchem Elan die Ar- 
beitersportler alle auftauchenden Hindernisse in ihrer Arbeit zu über- 
winden versuchten und welche Erfolge sie trotz aller Widerstände be- 
reits zu verzeichnen hatten. 

Über 100000 Arbeitersportler waren — außerhalb oder innerhalb der 
Verbände — von der IG bereits erfaßt worden. Die Beschlüsse, die nach 
einer ausführlichen Diskussion angenommen wurden, legten die Rich- 
tung für die weitere Arbeit der Opposition fest. In der Hauptresolution 
war die Grundlinie der Arbeit so formuliert: 


-. Die vor einem Jahr gegründete Interessengemeinschaft zur Wiederherstel- 
— der Einheit im Arbeitersport muß zur Kampfgemeinschaft für die rote Sport- 
einheit werden. Sie kämpft um die Grundsätze der proletarischen Sportbewegung. 
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Der Kampf für den Sozialismus war Sinn und Zweck für die Entstehung der Ar- 
beitersportbewegung und ist heute ebenso das Ziel der breiten Mitgliedermassen... 

Körperliche Ertüchtigung der Proletarier, der Männer und Frauen, der Jugend- 
lichen und Kinder, nicht um sie in den Dienst der Bourgeoisie und ihrer nationali- 
stisch-militaristischen Pläne einzuspannen, sondern um sie widerstandsfähiger, wehr- 
hafter, aktiver für den Befreiungskampf des Proletariats zu machen! Körperliche 
Ertüchtigung, Wehrhaftmachung der Arbeiterklasse sowohl für den täglichen 
Klassenkampf als auch für den Kampf gegen den Faschismus und gegen den 
imperialistischen Krieg. Das muß die Richtschnur der Arbeitersportbewegung 
sein! 


Dieser Teil der Entschließung war auch deshalb bedeutungsvoll, weil 
in ihm die marxistisch-leninistische Auffassung über die Wehrhaft- 
machung des Proletariats und die Rolle, die der Arbeitersportbewegung 
dabei zukam, festgehalten worden war. Für die „künftige Arbeit‘ 
wurde der „Kampf gegen Faschismus und imperialistische Kriegsgefahr“ 
und „gegen die reaktionären Sportorganisationen, die die körperliche 
Betätigung auch breitester werktätiger Schichten in den Dienst der 
Faschisierung und Militarisierung für die Zwecke des Imperialismus 
stellen“, als eine Hauptaufgabe bezeichnet. 

Der wichtigste Beschluß in organisatorischer Hinsicht betraf die 
Zentralisation der Arbeit. Die ausgeschlossenen Vereine sollten sich zu 
Zentralvereinen in den einzelnen Orten zusammenschließen, um die 
politische und sportliche Schlagkraft zu erhöhen. In den Vereinen sollten 
einzelne Sparten, den Sportarten entsprechend, eingerichtet werden. 

Höhepunkt des Reichstreffens bildeten die große Demonstration und 
die Kundgebung auf dem Platz vor dem Erfurter Dom am Pfingst- 
sonntag. Auf der Kundgebung sprach Ernst Thälmann, begeistert be- 
grüßt von den über 40000 Versammelten. In seiner zündenden Be- 
grüßungsansprache bezeichnete er das Reichstreffen als „eine wuchtige 
Demonstration für die revolutionäre Einheit des Arbeitersports in ganz 
Deutschland“ . Ernst Thälmann forderte die Arbeitersportler auf, 
gegen den Youngplan, gegen die Kriegspolitik der deutschen Bourgeoisie 
und für die Verteidigung der Sowjetunion zu kämpfen; er forderte, den 
Klassencharakter des Arbeitersports zu wahren, ideologisch um die Ar- 
beiter in allen Sportyerbänden zu ringen und im „Kampfe gegen die Ent- 
rechtung der Arbeitersportbewegung“ die Einheit des Arbeitersports 
herzustellen. Den „schärfsten Kampf“ forderte er von den Sportlern 
„gegen die faschistischen Werksportvereine, gegen die reaktionären 
bürgerlichen Sportverbände, in denen die Faschisierung und Militari- 
sierung der proletarischen Jugend betrieben wird‘*. 
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Ernst Thälmann orientierte die Abgesandten der revolutionären Sport- 
opposition aus allen Reichsgebieten mit seinen Worten auf die wichtig- 
sten Aufgaben, die ihnen von der politischen Entwicklung in Deutsch- 
land gestellt wurden. 

Nachmittag und Abend des Pfingstsonntags und der ganze Pfingst- 
montag waren den sportlichen Veranstaltungen aller Art vorbehalten, 
die in Erfurt, Gotha, Gera, Eisenach, Suhl, Apolda, Kölleda, Greiz, 
Ilmenau, Altenburg, Zella-Mehlis, Mühlhausen, Arnstadt, Pößneck, 
Rudolstadt und vielen anderen Orten stattfanden. Dadurch wurde die 
Kraft des Reichstreffens sofort auf ein großes Gebiet ausgestrahlt. 

Diese Sportveranstaltungen erhielten ein besonderes Gewicht durch 
die Tatsache, daß Hunderte von nichtausgeschlossenen Arbeitersportlern 
— darunter allein 30 Fußballmannschaften — daran beteiligt waren, 
so daß die reformistischen Führungen der Verbände es gar nicht wagen 
konnten, die sonst üblichen Ausschlußdekrete zu versenden. 

Eine sportliche Glanzleistung wurde den Geraern geboten. Dort 
standen sich auf der Ringermatte zwei der besten deutschen Ringer 
gegenüber: Werner Seelenbinder und Hornfischer, Mitglied des ATSB. 


«.. Zu einer sportlichen Sensation gestaltete sich der Kampf zwischen dem _ 
Sportgenossen Hornfischer, Gera, vom Sportverein Vorwärts und dem früheren 
Bundesmeister Sportgenossen Seelenbinder, Berlin, der als erster wegen seiner Be- 
teiligung an der Spartakiade von den reformistischen Spaltern gemaßregelt 
wurde. ... Mit großem Jubel empfangen, erfüllten die beiden in der Schwer- 
gewichtsklasse ringenden Gegner die an sie gestellten Erwartungen auf das glän- 
zendste. Ihr Kampf, der sowohl in der ersten wie auch in der zweiten Runde mit 
unentschieden endete, war ein äußerst harter, da beide Gegner als gleichwertig an- 
erkannt sind. Um so mehr gefiel die hochanständige Form, in der der Kampf zum 
Austrag gelangte. Fast schien es in der ersten Runde, als ob Homfischer der Sieg 
beschieden sei, da er seinen Gegner in die Brücke zwang, aus der es kein Befreien 
gab. Mit bewundernswerter Kraftanstrengung hielt aber Seelenbinder volle 7 Mi- 
nuten in dieser äußerst schwierigen Lage die Brücke durch, aus der ihn endlich der 
Endpfiff des Schiedsrichters erlöste. Für diese Leistung wurde ihm brausender 
Beifall zuteil. Auch in der zweiten Runde, die den beiden Gegnern teilweise gleiche 
Chancen brachte und oft hart an entscheidende Situationen führte, konnte ein 
positives Resultat nicht gebucht werden. 


Alle Veranstaltungen des Reichstreffens verliefen, wenn man von 
einigen mißglückten Störversuchen der Reaktion absieht, ruhig. Das 
Geschrei der bürgerlichen Presse über das „provozierende Treiben‘ der 
„kommunistischen Arbeitersportler‘“ wurde durch die Tatsache als das 
entlarvt, was es wirklich war: als Pogromhetze gegen die revolutionäre 
Arbeiterbewegung. 
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Vor allem in der Stadt Erfurt selbst zeigte sich, daß es nicht von den 
Arbeitern, sondern vom Verhalten der Polizei abhängig war, ob Ruhe 
und Ordnung erhalten blieben. Nach Verhandlungen hatte der Polizei- 
chef alle Polizisten, mit Ausnahme einiger Verkehrsposten, von den 
Straßen zurückgezogen und es den Arbeitersportlern selbst überlassen, 
die Ordnung /aufrechtzuerhalten. Am Pfingstsonntag meldete die Er- 
furter Polizeidirektion um 23 Uhr 40 Minuten per Draht nach Berlin: 
„Demonstration ruhig verlaufen. Keinerlei Zwischenfälle.“* 

Der Verlauf und die Ergebnisse des Reichstreffens bewiesen, daß dieses 
Treffen eine der wichtigsten Veranstaltungen der revolutionären Ar- 
beiterschaft im Jahre 1930 war. Die revolutionären Arbeitersportler, 
die „durch ihre sportliche Ausbildung“ zu den „diszipliniertesten und 
kampffreudigsten“, zu den „aktivsten“ Kämpfern für die Rechte und 
die Freiheit der Arbeiterklasse gehörten, hatten ihre Kraft demon- 
striert. Die große Bedeutung des 1. Reichskongresses und des Reichs- 
treffens der revolutionären Arbeitersportler lag vor allem darin, daß da- 
mit jene Kraft formiert wurde und eine einheitliche Führung erhielt, die 
infolge ihrer engen Verbindung zu den bewußtesten Kräften des deut- 
schen Proletariats berufen war, im Kampf gegen die Faschisierung und 
Militarisierung des Sports allen antifaschistischen Sportlern beispiel- 
gebend voranzugehen. 

Nach den Tagen von Erfurt gingen die revolutionären Arbeiter- 
sportler mit neuer Kraft und mit größerem Eifer ans Werk. Sie befolgten 
die Mahnung Ernst Thälmanns, mit aller Kraft gegen den verderblichen 
Militarismus und den todbringenden Faschismus zu kämpien. Dabei 
betrachteten sie auch jene Aufgaben, die in der „Resolution über den 
Kampf gegen den Faschismus“ vom Politbüro des Zentralkomitees der 
KPD der Arbeiterklasse gestellt worden waren, als die ihrigen. In der 
Resolution wurde gefordert, „den Kampf gegen die faschistische Gefahr 
auf das Äußerste zu verschärfen“ und ihn als politischen „Massenkampf 
auf breitester Grundlage“, d. h. auf allen Gebieten, darunter auch auf 
ideologischem zu führen. 


Gleichzeitig mit dem ideologischen und politischen Kampf — so wurde weiter ge- 
sagt — ist die Organisierung des wehrhaften Massenkampfes gegen den Faschismus 
von allergrößter Bedeutung... Zu diesem Zweck ist die Mobilmachung aller revo- 
lutionären Wehrorganisationen des Proletariats, die Einsetzung aller Massenorgani- 
sationen der Arbeiterschaft, insbesondere der roten Sportbewegung, gegen den 
Faschismus notwendig. 


Um die antifaschistische Front im Bereich der Körperkultur zu 
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stärken, war es notwendig, möglichst alle oppositionellen Vereine, 
Gruppen und Kräfte organisatorisch zusammenzufassen. Es zeigte sich, 
daß in sämtlichen Gebieten des Reiches starke oppositionelle Gruppen 
bestanden. Im Süden Dresdens erklärten sich z. B. Fußballvereine aus 
den Orten Pirna, Dohna, Zschachwitz, Graupa, Rottwerndorf, Kreischa, 
Heidenau u. a.?! für die Opposition. In Lörrach (Südwest-Baden) wurde 
das gesamte Arbeitersportkartell mit 2000 Arbeitersportlern von der 
Wildungschen Zentralkommission gemaßregelt. Im Gau Mitteldeutsch- 
land des Arbeiterradfahrerbundes bekannten sich 9000 bis 10000 Mit- 
glieder zum Programm der Opposition. Der Arbeiter-Sportverein 
(ASV) Fichte wuchs in den Jahren von 1928 bis 1930 um 55% auf 
rund 12000 Mitglieder an. 

Die Kraft der Opposition manifestierte sich, insbesondere in Berlin, 
im ausgedehnten und gut organisierten Sportverkehr sowie in einer 
Reihe von Sportveranstaltungen, die in den Zentren der Opposition statt- 
fanden und zu Demonstrationen der Arbeiterklasse gegen Krieg und 
Faschismus wurden. Das Organ der „Märkischen Spielvereinigung“, 
„Arbeiterfußball“, schrieb: 

Wenn Erfurt in erster Linie sportpolitisch wirken sollte, so sollen die großen 
sportlichen Veranstaltungen in Berlin, Düsseldorf, Leipzig, Halle, Mannheim usw. 
das hohe sportliche Niveau unter Beweis stellen. 

Das herausragende sportliche Ereignis war in dieser Zeit das große 
Jubiläumssportfest am 28./29. Juni 1930 in Berlin. Es wurde vom ASV 
Fichte, von den Freien Turnern Neukölln und dem ASV Lichtenberg 
veranstaltet. Diese Vereine begingen ihre Jubiläen (das 40., 35. und 30.) 
gemeinsam und zugleich sehr sinnvoll, indem sie große Sportveranstal- 
tungen und Volkssportfeste organisierten. Die Hauptwettkämpfe trugen 
internationalen Charakter. Aus England, Schweden, Norwegen, Frank- 
reich, Amerika, Österreich, der Schweiz und der Tschechoslowakei 
waren Arbeitersportler am Start. Den sowjetischen Sportlern war, wie 
üblich, die Einreise verweigert worden. In Deutschland waren aus fast 
allen größeren Orten Delegationen zur Teilnahme an diesen Wett- 
kämpfen entsandt worden, um damit die Solidarität mit den Arbeiter- 
sportlern Berlins zu bekunden. 

Große, vor allem moralische Unterstützung erhielten die oppositio- 
nellen Arbeitersportler von den sowjetischen Sportlern. Trotz aller 
Schikanen und Verbotsmaßnahmen wurde die deutsch-sowjetische 
Sportfreundschaft gepflegt. Zwar konnten die Organe der Bourgeoisie 
den sowjetischen Sportfreunden die Einreise verweigern, den Besuch 
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deutscher Sportler in der Sowjetunion jedoch trauten sie sich nicht 
völlig zu verbieten. 

Im Juni 1930 reiste beispielsweise eine Berliner Leichtathletikmann- 
schaft in die Sowjetunion. Besonders beeindruckt waren die Wett- 
kämpfer von der Aufgeschlossenheit, mit der die sowjetischen Sport- 
freunde den politischen Kampf des deutschen Proletariats verfolgten, 
sowie von den überall neuentstehenden Sportplätzen im Lande des 
Sozialismus. 

Schon im August weilte wieder eine Sportdelegation, diesmal eine 
Fußballauswahl der IC, in der Sowjetunion. Von den 16, meist gegen 
Städte- und Klubmannschaften ausgetragenen Spielen, konnten acht ge- 
wonnen werden, fünf wurden verloren, drei endeten unentschieden. Das 

"sowjetische Publikum begrüßte die deutschen Sportler überall sehr 
herzlich. 

Die revolutionären Arbeitersportler schöpften aus diesen sportlichen 
Begegnungen neue Kraft für ihre sportliche, organisatorische und poli- 
tische Tätigkeit. Bei der Abwehr des faschistischen Terrors, bei der 
Unterstützung streikender Arbeiter , im Kampf um das Recht der 
arbeitenden Massen, Sport zu treiben — überall standen die Arbeiter- 
sportler ihren Mann. Sie waren dabei, wenn es galt, die Rechte und die 
Freiheit der Werktätigen zu verteidigen. Die Beschlüsse von Erfurt 
waren ihnen dabei Richtschnur und Anleitung zum Handeln. 


4. Reichstagswahl und Arbeitersport (September 1930) 


Die im Sommer 1930 einsetzenden Streiks in Mitteldeutschland und 
im Ruhrgebiet waren die ersten großen Vorboten einer proletarischen 
Offensive. Da Brüning infolge des Drucks der Massen seine Notverord- 
nungen im Parlament nicht durchzusetzen vermochte, löste er den 
Reichstag auf. Die Neuwahlen sollten am 14. September 1930 statt- 
finden. Der Wahlkampf wurde von allen Parteien mit großer Schärfe 
geführt. 

Die revolutionären Arbeitersportler setzten ihre Kräfte für die KPD 
ein. Spitzenkandidat der KPD war Ernst Thälmann, dessen Auftreten 
und Hilfe für den Arbeitersport gezeigt hatten, daß er sich als Führer 
der Kampfpartei des Proletariats mit den Sportlern besonders verbunden 
fühlte. Die oppositionellen Arbeitersportler sahen in Ernst Thälmann 
das große Vorbild in ihrem Ringen um die Freiheit der Arbeiterklasse 
von Ausbeutung und faschistischem Terror. Auf der Reichsliste der KPD 
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waren als besondere Vertreter der Arbeitersportler Ernst Grube und 
Willi Prietzel genannt. 

Der Wahlkampf wurde auf der Grundlage der „Programmerklärung 
zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes“ geführt. 
Die „Programmerklärung‘ war angesichts der Annahme des Young- 
planes von außerordentlicher Bedeutung. In ihr wurde die nationale 
Politik der KPD eindeutig formuliert; es wurde nachgewiesen, daß die 
nationalen und sozialen Fragen nicht zusammenhanglos gelöst werden 
können. Der faschistischen Demagogie setzte die KPD ein positives 
Programm entgegen, mit dessen Verwirklichung die soziale und nationale 
Befreiung des deutschen Volkes eingeleitet werden sollte und das für 
die folgenden Kampfjahre Grundlage und Leitlinie der Partei war. 

Die oppositionellen Arbeitersportler beteiligten sich nicht nur an 
Flugblattaktionen, Agitations- und anderen Einsätzen, sondern griffen 
auch offen als Sportler in den Wahlkampf ein. Die Berliner veranstalteten 
z. B. einen Sternlauf und eine Sternfahrt. Aus allen Teilen Berlins kamen 
die Stafetten, an denen sich etwa tausend Sportler aktiv beteiligten, zum 
Platz vor dem Gebäude des Zentralkomitees der KPD, zum Bülow- 
platz. 

Die Septsmberwahlen brachten für die KPD einen Gewinn von über 
1,3 Millionen Stimmen. In Groß-Berlin wurden 739000 Stimmen für 
die revolutionäre Arbeiterpartei abgegeben; die KPD war damit zur 
stärksten Partei Berlins geworden. Die oppositionellen Arbeiter- 
sportler gehörten zu den Tausenden von Wahlhelfern, die „während der 
Wahlbewegung revolutionäre Arbeit“ leisteten und dazu beitrugen, 
daß die kommunistische Fraktion im neuen Reichstag 77 Sitze er- 
hielt. Auch Ernst Grube, der spätere Führer der revolutionären Arbeiter- 
sportler, der seit Sommer 1930 in Berlin beschäftigt war und aktiv in 
der Arbeitersportbewegung mitarbeitete, zog in den Reichstag ein. 

Mit der um 10 Mandate zusammengeschmolzenen sozialdemokra- 
tischen Fraktion kam auch Gellert, der Vorsitzende des ATSB, in den 
Reichstag. Von den bedeutenden bürgerlichen Parteien gewann nur 
das Zentrum neun Sitze, die Deutschnationale Partei verlor 32 und die 
Deutsche Volkspartei 15 Reichstagsmandate. Den Faschisten, die 
1928 nur 12 Mandate für den Reichstag erlangt hatten, fielen jetzt 
107 Sitze zu. 

Der Wahlerfolg der Faschisten war ein Signal für alle demokratischen 
Kräfte. Der Hitler-Partei war es mit Hilfe des Geldes der deutschen 
Schwerindustrie und infolge der für sie günstigen Situation gelungen, 
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durch Demagogie, Terror, Versprechungen und Lüge größere Massen 
des Kleinbürgertums für ihre Politik zu gewinnen. Sie hatten den von 
ihren Geldgebern erhaltenen Auftrag, eine Massenbasis für die Diktatur- 
pläne der deutschen Imperialisten zu schaffen, erfüllt. 

Der Kampf gegen den Faschismus trat deshalb nach den Reichstags- 
wahlen in ein neues Stadium. 

In der Zeitschrift „Internationaler Arbeitersport“ _ analysierte einer 
der Führer der revolutionären Arbeitersportbewegung, Willi Prietzel, 
die Lage nach den Reichstagswahlen im Hinblick auf die bürgerliche 
Tarn- und Sportbewegung. Er stellte fest, daß „die Reichstagswahlen 
vom 14. September 1930 von außerordentlicher Bedeutung für die prak- 
tische Arbeit der roten Sportopposition“ seien und schrieb: 


Das Anwachsen der faschistischen Bewegung kann ihren Widerhall in den bürger- 
lichen Sportverbänden nur nach der Richtung finden, daß sie mehr als in der Ver- 
gangenheit offener faschistisch auftreten werden, Es ist ja ein offenes Geheimnis, 
daß in den verschiedensten bürgerlichen Sportverbänden der sogenannte „völ- 
kische Flügel“ schon seit längerer Zeit versucht, die Organisationen in die Hände 
zu bekommen. 


Prietzel verwies in diesem Zusammenhang auf einen Artikel des NSDAP- 
Organs „Völkischer Beobachter“, in dem alle Faschisten aufgefordert 
wurden, im Sport „nach dem Rechten zu schen“ und ihre „politischen 
Belange zu wahren“, 

Prietzel leitete für die revolutionären Arbeitersportler folgende Auf- 
gaben aus dieser Entwicklung ab: die proletarischen Elemente der bürger- 
lichen Sportorganisationen zu gewinnen, den Kampf um die Einheit des 
Arbeitersports verstärkt zu führen und konsequenter gegen den Faschis- 
mus aufzutreten. „Gerade die Arbeitersportler“, so forderte er, „müs- 
sen die Aktivsten in der Kampffront des Antifaschismus sein.“ 

Wie richtig Willi Prietzel trotz der im Artikel enthaltenen Mängel!2 
die weitere Entwicklung der bürgerlichen Verbände zum Faschismus 
einschätzte, zeigten verschiedene Vorgänge in der bürgerlichen Turn- 
und Sportbewegung. „Jugendführerwoche“ und „Älterentreffen“ der 
DT im Oktober 1930 in Annweiler bei Pirmasens (Pfalz) wurden zu einem 
wichtigen Einschnitt auf dem Wege zur Faschisierung der DT. Neuen- 
dorff, der damalige DT-Jugendwart, schrieb später: „Man kann sagen, 
daß seit dem Jugendtreffen von Annweiler im Jahre 1930 die Turner- 
jugend bewußt nationalsozialistisch eingestellt war. Was aber als noch 
wichtiger gewertet werden muß, war, daß es ihr in immer steigendem 
Maße gelang, die älteren und alten Turner mitzureißen...“ Das ist 
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bezeichnend genug, selbst wenn man einiges, was auf das Konto der An- 
biederung Neuendorffs an die Faschisten kommt, davon abzuschreiben 
geneigt ist. Der Ablauf und die Ergebnisse des Jugendtreffens von Ann- 
weiler wurden von Neuendorff vollständig gebilligt. Er brachte es 2. B. 
fertig, in der „Deutschen Turnzeitung‘“ einen Artikel zu veröffentlichen, 
in dem er offen für die Faschisten Partei ergriff. Neuendorff fragte nach 
den politischen Anschauungen Jahns: „Welcher Partei gehörte er also 
an?“ Die Antwort gab er in Form eines Berichts über den Verlauf einer 
Prüfung an der Preußischen Hochschule für Leibesübungen, in der ein 
Prüfling über Jahn sprechen sollte: „,... und der Jüngling hebt mutig 
an: „Friedrich Ludwig Jahn, unser Turnvater, der bekannte National- 
sozialist, wurde geboren, als Sohn eines Pfarrers zu Lanz bei Lenzen...‘ 
wie steht doch geschrieben ? Aus dem Munde der Unmündigen wirst Du 
Dir Lob erwecken.“ _ (Hervorhebungen von mir — G. Wo.) — Der 
Student, der einen solchen geschichtsverfälschenden Unsinn von sich gab, 
war Schüler Neuendorffs. Seine Antwort war das Ergebnis der Erziehungs- 
ırbeit seines Lehrers, der ein verzerrtes Jahnbild zeichnete, indem er aus 
len nationalistischen Schwächen Jahns ideologisches Kapital zu schlagen 
versuchte. 

Ein Musterbeispiel für die Versuche der Faschisten, auch in den Sport- 
rerbänden entscheidenden Einfluß zu gewinnen, war die „Affäre Geisow“, 
Ir. Geisow, der langjährige Vorsitzende des Deutschen Schwimm- 
’erbandes, veröffentlichte im „Deutschen Schwimmer“ vom 15. Oktober 
1930 einen Artikel unter dem Titel: „Schwimm-Verband erwache!“ Der 
Artikel wurde durch eine mehrspaltige Schlagzeile: „Dr. Geisow über 
lie Zukunft des DSV* angekündigt und ließ schon in der Überschrift 
die sich an den Ruf der Faschisten „Deutschland erwache“ anlehnte) 
lie politische Position seines Verfassers erkennen. Dr. Geisow forderte 
inter Hinweis auf die Entwicklung in Italien eine „turnsportliche deutsche 
Volksgemeinschaft“ in einem „Gebäude“, in dem der DT eine große 
Rolle eingeräumt werden müsse. Statt internationaler forderte er natio- 
sale Orientierung. Statt politischer Neutralität verlangte er „Bekenner- 
aut“: „Die Stunde naht, in der unser Verband ein politisches Bekenntnis 
ıblegen muß.“ Dem Charakter dieses politischen Bekenntnisses legte er 
ehr genau fest. Er drohte, daß eine „künftige nationale Regierung .., 
alles wegfegen“ werde, was der „‚Volksgemeinschaft“ im Wege stehe und 
riet deshalb, sich sofort zu dieser „Volksgemeinschaft“ zu bekennen. 
Das war deutlich gesagt; vielleicht zu deutlich, denn der Artikel, der im 
Hinblick auf den Anfang November stattfindenden Schwimmverbands- 
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tag geschrieben worden war, entfachte einen Proteststurm. Besonders 
die demokratischen Kräfte des Schwimmverbandes verwahrten sich 
gegen einen solchen plumpen Überrumpelungsversuch. Geisow sah sich 
daher gezwungen, sein Amt als Vorsitzender noch vor dem Verbandstag 
niederzulegen, nachdem er vorher öffentlich erklärt hatte, den Artikel 
nicht „in einer Augenblicksstimmung auf das Papier geworfen‘, sondern 
„jedes Wort überlegt“ zu haben. Seine angefügten Beteuerungen, daß 
sein „‚Schwimmverband erwache!* kein Schlagwort und keine Parodie 
des nationalsozialistischen Schlachtrufes“ und daß sein „politisches Be 
kenntnis“ doch „kein parteipolitisches“ sei , konnten ihm nicht 
helfen, denn keiner nahm sie ernst. Schweren Herzens sagte sich unter 
dem Druck der Mitglieder auch der Vorstand des Verbandes von Geisow 
los, wobei er einen „Dank an den Führer“ _ entrichtete, in dem er seine 
eigene politische Einstellung offenbarte, Geisow in Schutz nahm und 
ihn in widerwärtiger Weise mit einem Glorienschein umgab. „Wer die 
Aussprache in Goslar miterlebt hat“, so hieß es in dem „Dank an den 
Führer“, „dem ist es ins Bewußtsein gedrungen, daß Hans Geisow so 
und nicht anders handeln mußte... Dieser Trennung wohnt nichts feind- 
liches inne... ‚es kann die Spur von Deinen Erdentagen nicht in Aeonen 
untergehen‘.“ Die Diskussionen im Verbandsorgan „Der Schwimmer“ 
wurden vom Vorstand gedrosselt, nachdem die Parteigänger Geisows mit 
provokatorischen Artikeln den erneuten Widerspruch vieler Mitglieder 
hervorgerufen hatten. 

Der „Internationale Arbeitersport“ nahm sehr ausführlich zu diesen 
Vorgängen Stellung und stellte fest, daß die Mehrheit der Schwimm- 
verbandsführer durchaus nicht zu den politischen Gegnern Geisows ge- 
hörte, sondern nur aus taktischen Erwägungen mit Geisows Politik nicht 
einverstanden war, weil sie mit Recht Massenaustritte werktätiger Mit- 
glieder befürchten mußte. 

Die „Affäre Geisow“ ließ eine immer stärker hervortretende und von 
gewissen Kreisen bewußt forcierte Tendenz innerhalb der bürgerlichen 
Sportorganisationen erkennen: den Übergang vom scheinbar unpoli- 
tischen Sport (unpolitisch in Worten) zum Sport, dessen politisches 
Ziel offen deklariert wurde. Die Politisierung bedeutete dabei natürlich 
ein stärkeres Durchdringen der bürgerlichen Sportverbände mit einer 
noch reaktionäreren Ideologie. Die Lage der Bourgeoisie verlangte diesen 
Übergang, denn mit überzeugten Anhängern eines (angeblich) unpoli- 
tischen Sports konnten die dem Sport gestellten Ziele nicht mehr ver- 
wirklicht werden. 
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Aus der „Affäre Geisow‘‘ war auch ersichtlich, wie stark die faschi- 
stischen Kräfte in den Sportverbänden bereits waren und wie ziel- 
bewußt von den reaktionärsten Kreisen der deutschen Bourgeoisie unter 
dem Mantel des „unpolitischen Sports“ reaktionäre Politik getrieben 
wurde. Gleichzeitig war aber zu spüren, daß die demokratischen Ele- 
mente im Lager des bürgerlichen Sports immerhin noch so einflußreich 
waren, daß sie eine offene profaschistische Politik ihrer Führer ver- 
hindern konnten. 

Hier galt es für die revolutionären Arbeitersportler anzuknüpfen. 
Im „Schwimmgenoss”‘, dem Mitteilungsblatt der Berliner Arbeiter- 
schwimmer, wurde deshalb allen Mitgliedern sofort die Aufgabe ge- 
stellt, „mit verstärkter Energie die Mitglieder des Deutschen Schwimm- 
verbandes, die sich aus dem Proletariat rekrutieren und nicht klar sind 
über den wahren Charakter der bürgerlichen Bewegung, aufzuklären, 
um sie zu gewinnen für den Kampf der gesamten Arbeiterklasse gegen 
Faschismus und Ausbeutung, für den Sieg des Proletariats !**1% 

Nach ihrem Wahlsieg verstärkten die Faschisten den Terror gegen 
alle Antifaschisten. Ein sehr charakteristischer Fall faschistischer 
Brutalität und Mordlust ereignete sich am 29. November 1930 in Plauen, 
der Heimatstadt des berüchtigten und verhaßten Nazigauleiters von 
Sachsen, des Fabrikanten Mutschmann. Der Naziführer Georg Spengler 
schoß den Arbeitersportler Hummel aus dem Hinterhalt nieder, als 
dieser mit seinen Freunden eine Versammlung der Roten Hilfe verließ. 
Auf ihrer Flucht zur Geschäftsstelle der NSDAP erschossen Spengler 
und sein Begleiter Schneider noch den Arbeitersportler Groh, der die 
Mörder stellen wollte. Ein Polizist sah tatenlos zu. Die beiden Arbeiter- 
sportler erlagen ihren Verletzungen. 

Da die Organe des Staates fast uneingeschränkt auf der Seite der 
Faschisten standen, mußte sich die Arbeiterklasse selbst schützen. Der 
„Iuternationale Arbeitersport“ gab daher die Losung aus, den prole- 
tarischen Wehrsport mehr zu fördern: „Proletarische Wehrhaftigkeit 
muß ... die Losung sein, in der sich die Bestrebungen im Kampfe gegen 
den Faschismus konzentrieren.“ Die revolutionären Arbeitersportler 
zogen aus dem Ergebnis der Reichstagswahl und aus den nachfolgenden 
Ereignissen die Lehre, sich noch fester als bisher in die Front der konse- 
quenten Antifaschisten einzureihen. 


5. Die „Kampfgemeinschaft für rote Sporteinheit“ (KG) 
in Aktion 


Trotz vieler Erfolge, die von den revolutionären Arbeitersportlern in 
allen Gebieten des Reiches errungen worden waren, entsprach die Arbeit 
nicht in jeder Weise den Erfordernissen der Zeit. Es war notwendig, zu 
prüfen, inwieweit die Erfurter Beschlüsse in der täglichen Praxis durch- 
geführt worden waren und inwiefern sie auf Grund der schnellen poli- 
tischen Entwicklung, insbesondere auf Grund der Reichstagswahl- 
ergebnisse, ergänzt werden mußten. Zu diesem Zweck fand sich die er- 
weiterte Reichsleitung der oppositionellen Arbeitersportler am 6. und 
7. Dezember 1930 in Berlin zu einer Tagung zusammen. Das Haupt- 
referat hielt Ernst Grube. In weiteren Referaten wurden die Jugend- 
fragen, Organisationsprobleme und die Situation in den Sektionen der 
Roten Sportinternationale behandelt. 

Diskussionen und Resolutionen gingen von der Tatsache aus, daß die 
Weltwirtschaftskrise sich weiter verschärft hatte und notwendig s0o- 
wohl noch stärkere Vorstöße der Imperialisten in der ganzen Welt gegen 
Frieden, Freiheit und Demokratie als auch ein rasches Anwachsen des 
revolutionären Bewußtseins der Arbeiterklasse in allen Ländern mit 
sich bringen werde. In bezug auf Deutschland wurde festgestellt, „daß 
der Bankrott der bürgerlichen Demokratie offensichtlich ist“, da die 
Bourgeoisie „bereits außer Stande“ sei, „mit bürgerlich-demokratischen 
Methoden ihre Klassenherrschaft aufrecht zu erhalten“ . Die Erfolge 
der Faschisten bei der Reichstagswahl wurden als Signal gewertet, den 
antifaschistischen Kampf zu verstärken. In der Hauptresolution wurde 
der „Kampf gegen den Faschismus“ als „eine der wichtigsten Aufgaben 
für die roten Sportler“ gekennzeichnet. Es hieß dort: „Gemeinsam 
mit dem übrigen Proletariat gilt es, den ideologischen und wehrhaften 
Kampf gegen den Faschismus zu organisieren.“ 

Die einzelnen Aufgaben, die sich daraus ergaben und die in den Be- 
schlüssen verankert wurden, waren vielfältig. 


Es war erforderlich: 

a) die Sportpolitik der Bourgeoisie zu entlarven; 

b) die proletarischen Elemente, insbesondere die proletarischen Jugend- 
lichen, die sich in den bürgerlichen Sportorganisationen befanden, 
zu gewinnen sowie die Klassengenossen in den von Reformisten be- 
herrschten Arbeitersportverbänden von der verhängnisvollen Rolle 
zu überzeugen, die viele ihrer reformistischen Führer spielten ; 
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c) den kapitalistischen Werksport zu bekämpfen; 

d) den Kampf gegen die faschistischen Terrorgruppen zu führen, den 
Schutz der Arbeiterorganisationen und ihrer Veranstaltungen durch 
wehrsportliche Ausbildung vorzubereiten und durch persönlichen 
Eintritt in den antifaschistischen Kampfbund zu unterstützen; 

e) die Zentralisation schnellstens abzuschließen; 

f) den Massensport zu fördern; 

g) die für Juli 1931 in Berlin geplante große internationale Sport- 
veranstaltung, die „Spartakiade“ der Roten Sportinternationale, vor- 
zubereiten, um sie zu einer antifaschistischen und antiimperialisti- 
schen Kampfveranstaltung werden zu lassen. 

Die Reichsleitung — s0 hieß es zusammenfassend in der Resolution — appelliert 
an alle von der Kampfgemeinschaft für rote Sporteinheit erfaßten roten Arbeiter- 
sportler, daß sie in den Vereinen sofort zum Kampf gegen den Faschismus Stellung 
nehmen und alle Maßnahmen zum Kampf gegen die faschistische Diktatur, zur 
schnellen Eroberung der Jugend durchführen. 

Daß die Entwicklung der Opposition in ein neues Stadium getreten 
war, wurde auch nach außen hin durch zwei Tatsachen dokumentiert: 
An die Stelle des alten Namens („Interessengemeinschaft zur Wieder- 
herstellung der Einheit im Arbeitersport“) wurde offiziell der neue N ame 
„Kampfgemeinschaft für rote Sporteinheit‘“ gesetzt, der auf dem Reichs- 
treffen in Erfurt erstmalig gebraucht worden war. 

Ernst Grube, ein bewährter Funktionär der revolutionären Arbeiter- 
schaft, Kampfgefährte Ernst Thälmanns, übernahm auf Beschluß der 
erweiterten Reichsleitung die Führung der „Kampfgemeinschaft‘ 

Kg). 

De Beschlüsse vom 6. und 7. Dezember 1930 wurden die Richtlinie 

für die weitere Arbeit der KG. In allen Bezirken stieg die Aktivität der 

revolutionären Arbeitersportler, um die Beschlüsse der erweiterten 

Reichsleitung in die Tat umzusetzen. 


Entlarvung der bürgerlichen Sportpolitik 


Über die mangelnde Bereitschaft weiter Mitgliederkreise und auch 
vieler Funktionäre der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung, den 
Weg der Militarisierung und Faschisierung zu beschreiten, gab es kaum 
Zweifel. Die „Affäre Geisow“ hatte das u. a. bewiesen. Insbesondere in 
den Sportverbänden wurde deshalb die politische Beeinflussung von 
seiten der Bourgeoisie sehr vorsichtig und unter dem Vorwand, nur 
„nationale“ Politik zu betreiben, durchgeführt. 
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Die Zeitungen und Zeitschriften der KG entlarvten derartige Manöver, 
indem sie nachwiesen, daß die angeblich „nationale“ Politik den Inter- 
essen der Mehrheit der deutschen Nation nicht entsprach, sondern ganz 
im Gegenteil eine volksfeindliche und antinationale Politik zum Nutzen 
der Finanzgewaltigen, Industrieherren und Großgrundbesitzer war. 

Neben dem „Internationalen Arbeitersport‘ waren es vor allem die 
Landeszeitungen der KG, die sich der Aufgabe, die wirklichen Hinter- 
gründe der Politik der bürgerlichen und reformistischen Sportführer 
zu enthüllen, widmeten. Hervorragend arbeitete in dieser Hinsicht das 
Organ der Kampfgemeinschaft für Rote Sporteinheit Berlin-Branden- 
burg, Lausitz-Grenzmark und Pommern „Rot-Sport‘, in dem die beiden 
Berliner Arbeitersportzeitungen „Arbeiter-Fußball“ und „Sport und 
Spiel“ aufgegangen waren. Es erschien seit dem Januar 1931. „Rot- 
Sport‘ zeigte beispielsweise, wie selbst in der „völlig neutralen‘, weit 
verbreiteten Fußballzeitung, dem „Kicker“, durch ihren Herausgeber 
Walter Bensemann dem Nationalismus auf die Beine geholfen wurde. 

Im „Internationalen Arbeitersport‘‘ bewies Paul Zobel, einer der 
führenden Berliner Arbeitersportfunktionäre , daß die Vorfälle im 
„Deutschen Schwimmverband“ nichts Zufälliges, sondern ein Teil der 
Faschisierungs- und Militarisierungsbestrebungen der deutschen Bour- 
geoisie gewesen waren. 

Die bürgerliche Sportpresse liebäugelte mit der faschistischen Ent- 
wicklung in Italien und berichtete über die Unterdrückung des italie- 
nischen Arbeitersports wie von einer Selbstverständlichkeit mit den 
lapidaren Worten: „... daß bei der straff faschistischen Regelung der 
freien (!! — G. Wo.) Turn- und Sportbewegung in Italien der Arbeiter- 
sport keine Rolle spielt, ist allgemein bekannt...“ Demgegenüber 
wies die Presse der KG an Hand der Vorgänge in Italien eindringlich 
auf die Gefahren hin, die dem deutschen Sport im Falle eines faschi- 
stischen Sieges in Deutschland drohten.!4% Denn schon hatten die Fa- 
schisten offen angekündigt, daß sie den deutschen Sport „rücksichtslos“ 
von dem „säubern“ wollten, was nach ihren barbarischen Anschauungen 
„faul“ war. Als die Wirtschaftspartei einen Gesetzentwurf über Arbeits- 
dienstpflicht veröffentlichte, trat die Presse der revolutionären Arbeiter- 
sportler sofort dagegen auf. „„Rot-Sport‘“ z. B. zitierte die entscheidend- 
sten Paragraphen des Gesetzentwurfes und bewies daran, wie wenig 
der Bourgeoisie an der „Arbeit“ gelegen war und wie viel Bedeutung 
sie der „Dienstpflicht‘“ als der Vorbereitung und den Ersatz für die 
militärische Ausbildung beimaß. Weiter wurde nachgewiesen, wie die 
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bürgerlichen Verbände die von ihnen geförderte Arbeitsdienstpflicht 
durch Kurse und Lehrgänge vorbereiteten. Die Arbeitersportler wurden 
aufgerufen, durch vielgestaltige Aufklärungsarbeit, durch Gespräche, 
Flugblätter, Einladungen von bürgerlichen Sportlern %u Diskussions- 
abenden usw., die Hintergründe der Arbeitsdienstförderung aufzu- 
decken. 

Nicht zum ersten Male in der Geschichte — schrieb „‚Rot-Sport‘‘ — versucht 
die Bourgeoisie in einem Moment, in dem ihr die Aufrechterhaltung ihres Gesell- 
schaftasystema in Frage gestellt scheint, die am meisten verelendeten Schichten 
zu konterrevolutionären Formationen zusammenzustellen und sie ihren Zwecken 
nutzbar zu machen. 


Im gleichen Artikel wurde auch die Taktik der Bourgeoisie, sich 
wegen des großen Widerstandes fürs erste mit einem „freiwilligen“ Ar- 
beitsdienst zu begnügen, gebrandmarkt: 

„Friß oder stirb!“ heißt diese Freiwilligkeit ins Deutsche übersetzt. Entweder 
keine Unterstützung, Hunger, keine Wohnung, keine Kleidung oder „freiwillig“ 
zur Arbeitsdienstpflichtarmee, 

Den jungen Arbeitersportiern wurde die Aufgabe gestellt, „gemein- 
sam mit allen revolutionären Jugendorganisationen die Millionenfront 
der schaffenden Jugend in Stadt und Land gegen Arbeitsdienstpflicht 
und Militarisierung der werktätigen Jugend zu formieren“* und die Ab- 
sicht der deutschen Bourgeoisie zu vereiteln, „‚die Not der erwerbslosen 
Jugend zur Schaffung einer faschistischen Streikbrecherarmee“ aus- 
zunützen, „die nicht nur ihren Klassengenossen im Kampf um Lohn und 
Brot in den Rücken fällt, sondern auch als Kanonenfutter gegen die 
Sowjetunion verwandt wird...“. 

Die revolutionären Arbeitersportler beschränkten sich nicht auf die 
Entlarvung der bürgerlichen Sportpolitik vermittels der Presse. Sie er- 
hoben auch auf den Tribünen der Parlamente ihre Stimme gegen die 
Pläne der Bourgeoisie. Im Preußischen Landtag war es vor allem Paul 
Zobel, der im Namen des Arbeitersports auftrat. Im Reichstag vertrat 
Ernst Grube die Interessen der Arbeitersportler. Im Verlaufe einer De- 
batte über den Etat des Innenministeriums z. B. forderte er als Sprecher 
der KPD-Fraktion, alle Unterdrückungsmaßnahmen gegen die KG auf- 
zuheben und dem Arbeitersport besondere finanzielle Zuschüsse zu be- 
willigen. An Hand von zahlreichen treffenden Beispielen und von 
Zitaten aus bürgerlichen Zeitungen illustrierte Ernst Grube eindrucks- 
voll die „politische, chauvinistische, nationalistische Erziehung“ in den 
bürgerlichen Sportorganisationen, Im „Reichstagsausschuß zur Förde- 
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rung der Leibesübungen‘ legte Ernst Grube am 20. Juni 1931 eine Ent- 
schließung gegen Turnhallenraub, Schließung von Sportstätten aus 
„Sparsamkeit“ und gegen die Einengung des Sportbetriebs durch die 
sogenannten Feiertagsbestimmungen vor. Die bürgerlich-sozial- 
demokratische Mehrheit des Aussschusses stimmte der Vorlage unter 
formalen Vorwänden nicht zu.  „Rot-Sport‘ schrieb zu dieser Sitzung 
sarkastisch: „Reichstagsausschuß zur Förderung von Leibesübungen 
für Verhinderung von Leibesübungen.“ 


Gewinnung und Aufklärung der sporttreibenden Arbeiter 


Um die Arbeiter aus den bürgerlichen Verbänden und die Arbeiter- 
sportler aus den reformistisch gelenkten Organisationen für den anti- 
faschistischen und antiimperialistischen Kampf zu gewinnen, genügten 
Artikel und Reden nicht. Es war erforderlich, direkte Beziehungen zu 
knüpfen. Die Situation war infolge des offenen Auftretens der Faschisten 
im bürgerlichen Sport nicht ungünstig. Die Arbeiter begannen zu rebel- 
lieren. Der Fußballklub Schwarz-Weiß Erfurt z. B., der von 1926 bis 1930 
Pokalmeister des bürgerlichen Fußballverbandes von Nord-Thüringen 
war, trat vom Verband mitteldeutscher Ballspielvereine in die KG über 
und begründete das in einem „Aufruf an alle in den bürgerlichen Sport- 
verbänden befindlichen Arbeiter und Arbeiterinnen“. In dem Aufruf 
hieß es: 

Immer mehr werden die bürgerlichen Sportverbände “durch aktivste Unter- 
stützung seitens der Verbandsleitungen zur Filiale des Faschismus gemächt .., 
wirksam unterstützt wird dieses Vorgehen des Faschismus durch die unaktive 
Haltung der Arbeiter im bürgerlichen Sport ... denkt an die Kapp-Tage 1920, wo 
ebenfalls bürgerliche Sportler in Erfurt sich als aktive Kapp-Putschisten beteilig- 
ten und die Arbeiter..., welche im bürgerlichen Verband organisiert waren, mit 
Erschießen bedrohten, 

In anderen Orten, z. B. in Steinenberg (Württemberg) und in Halle, 
waren ähnliche Ergebnisse der planmäßigen Arbeit klassenbewußter 
Arbeiter zu verzeichnen. Dabei gab es Hemmnisse in den eigenen 
Reihen zu überwinden, so daß „‚Rot-Sport“ fordern mußte: 

Die in beachtlichen Teilen der Bewegung vorhandene Stellung zu den Prole- 
tariern der bürgerlichen Sportbewegung, die ihren Ausdruck darin findet, daß man 
es ablehnt, mit diesen Arbeitern zu diskutieren, mit ihnen sportliche Verbindung 
herzustellen, muß verschwinden. 

Gegen den kritisierten „linken“ Opportunismus war die erweiterte 
Reichsleitung in ihrer Sitzung Anfang Dezember 1930 aufgetreten. 
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Dieser „linke“ Opportunismus drückte sich auch darin aus, daß die 
Diskussion mit den Arbeitern in den bürgerlichen Verbänden auf den 
Übertritt in die KG zugespitzt wurde, statt die proletarischen Mitglieder 
der Verbände anzuhalten, gegen die gefährliche Politik der Sportführer 
aufzutreten. 

In der Auseinandersetzung mit den Arbeitersportlern, die den von 
Reformisten geleiteten Verbänden angehörten, waren ebenfalls Ten- 
denzen einer „selbstzufriedenen Abgeschlossenheit” vorhanden, die 
nicht halfen, die Aktionseinheit aller Arbeitersportler gegen Faschismus 
und Krieg herzustellen. 

Gegen alle diese Tendenzen anzugehen, bedeutete, ein Grundübel der 
deutschen Arbeitersportbewegung zu bekämpfen. Vereinsmeierei und 
Prinzipienreiterei in Nebenfragen (Kirchenaustritte, Lebensreformer 
usw.) waren in der deutschen Arbeitersportbewegung ebenso verbreitet 
wie Kompromißbereitschaft in politischen Grundfragen. Während die 
reformistischen Leitungen z. B. jede Verbindung der Mitglieder „ihrer** 
Vereine mit den Arbeitern bürgerlicher Vereine zu verhindern suchten, 
paktierten sie selbst mit reaktionären Politikern. Die Leitung der KG 
stand vor der außerordentlich schweren Aufgabe, den taktischen Prin- 
zipien der Kommunisten, die Lenin in seiner Schrift: „Der ‚linke Radi- 
kalismus‘, die Kinderkrankheit des Kommunismus“ entwickelt hatte, 
zum Durchbruch in der täglichen Kleinarbeit der revolutionären Ar- 
beitersportler zu verhelfen. Es galt, den „linken“ wie den „rechten“ 
Doktrinarismus zu bekämpfen; es galt die Worte Lenins zu beachten: 

Der rechte Doktrinarismus hat beharrlich die alten Formen anerkannt und hat 
vollständig Bankrott gemacht, weil er den neuen Inhalt nicht bemerkt hat. Der 
linke Doktrinarismus lehnt bestimmte alte Formen beharrlich ab und merkt nicht, 
daß der neue Inhalt sich durch alle möglichen Formen Bahn bricht, daß es unsere 
Pflicht ala Kommunisten ist, alle Formen zu beherrschen, es zu lernen, mit maxi- 
maler Schnelligkeit eine Form durch die andere zu ergänzen, eine Form durch die 
andere zu ersetzen, unsere Taktik einer jeden Änderung anzupassen, die nicht 
durch unsere Klasse oder nicht durch unsere Anstrengungen hervorgerufen worden 


ist. 
Gegen den kapitalistischen Werksport 


Der Kampf gegen den Werksport war ein Teil des Kampfes gegen die 
Ausbreitung der faschistischen Ideen von einer „Werkgemeinschaft‘, 
die angeblich zwischen den Schöpfern der Werte, den Arbeitern, und 
denen, die davon profitieren, den Kapitalisten, bestehen sollte. Auch in 
diesem Kampf war es notwendig, neue Formen zu finden und mit alten 
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Vorstellungen zu brechen. „Die Erkenntnis, den Feind dort zu schlagen, 
woer steht, muß Gemeingut aller Arbeitersportler werden“, schrieb Ernst 
Grube und forderte die „praktische Bekämpfung des Werksports durch 
Schaffung roter Betriebssportgruppen.“ 

Obwohl es gelang, verschiedene Betriebssportgruppen aufzubauen und 
Sportfeste für die Arbeiter bestimmter Betriebe zu organisieren, blieb 
dieser Sektor einer der schwächsten Punkte in der Tätigkeit der KG. 

Allerdings mußten auch geradezu unüberwindlich erscheinende 
Hindernisse beseitigt werden. Sie bestanden u.a. darin, daß die be- 
wußtesten Arbeiter oftmals die ersten Opfer der Entlassungen geworden 
waren, daß die in den Betrieben Verbliebenen ständig in der Furcht vor 
ihrer Entlassung lebten und nicht zuletzt darin, daß viele Arbeiter- 
sportler nur schwer von der Notwendigkeit, Betriebssportgruppen auf- 
zubauen, zu überzeugen waren, weil sie in alten reformistischen Kate- 
gorien dachten und den Einflüsterungen reformistischer Sportführer 
unterlagen, denen die Gründung von Betriebssportgruppen als „wahn- 
witziger Plan““!% erschien. Wenn trotzdem die Mitgliederzahl der bürger- 
lichen Firmensportvereine relativ gering blieb, so war das wohl vor 
allem der Aufklärungsarbeit der bewußtesten Kräfte der Arbeiterklasse, 
unter ihnen die roten Sportler, und der traditionellen Verachtung, die 
breite Arbeiterkreise den „gelben“ Unternehmerverbänden entgegen- 
brachten, zu verdanken. Von der Presse der KG wurde die Aufklärung 
über das wahre Wesen des Werksportes sehr gut unterstützt. 


Gegen faschistischen Terror 


Mit dem Anwachsen der faschistischen Welle nach den Reichstags- 
wahlen trat die Notwendigkeit, den faschistischen Terrorbanden und 
Schlägerkolonnen entgegenzutreten, um das Eigentum der Ärbeiter- 
organisationen und vor allem Leben und Gesundheit der antifaschi- 
stischen Arbeiter und aller Demokraten zu schützen, immer stärker in 
den Vordergrund. 

Die Zahl der Opfer des Naziterrors wuchs. Allein von Januar bis Mitte 
März 1931 wurden von den Faschisten 32 revolutionäre Arbeiter um- 
gebracht ,‚ darunter die Arbeitersportler Grünberg, Schirmer, Nathan 
(Berlin) und Hennig (Hamburg). In der Nacht zum 1. Mai 1931 er- 
schossen Faschisten den Arbeitersportler Ziemke in Berlin. 

Einerseits verfolgte die Nazipartei seit 1930 die Taktik, in den Staats- 
apparat und die bürgerlichen Organisationen einzudringen, um dadurch 
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die bürgerliche Demokratie von innen her auszuhöhlen und zu Fall zu 
bringen ‚andererseits wurde aber auch die Taktik des Staatsstreiches, 
des Terrors und der Gewaltanwendung gegen die Arbeiterklasse stärker 
ausgebaut. Zu diesem Zweck bildeten die Faschisten ganze Schläger- 
gruppen aus. Der Innenminister Badens, Wiedemann, sprach das auf 
einer Sitzung im Reichsinnenministerium am 18. März 1931 unmiß- 
verständlich aus: „Die Nationalsozialisten wollen alles auf gesetzlicher 
Grundlage machen. Ich habe aber das Material dafür, daß das nur ein 
Vorwand ist. Sie sind rein militärisch organisiert, es fehlt nur noch das 
Gewehr; die militärische Organisation erfaßt schon die Jugend. Die 
Nationalsozialisten bilden bereits einen Staat im Staate, sie haben ein 
großartiges Nachrichtenwesen und stellen natürlich alles als harmlos 
hin...“ 

Bei der militärischen Ausbildung der Naziorganisationen spielten be- 
stimmte Sportarten, wie Boxen und Jiu-Jitsu, eine wichtige Rolle. 
Hitler verlangte von seinen Mordgarden, ihre Streifzüge gegen die organi- 
sierten Arbeiter „.zur Größe eines weltanschaulichen Vernichtungskrieges 
gegen den Marxismus und seine Gebilde“ auszudehnen. 

Obwohl den staatlichen Stellen alle diese Tatsachen und Absichten 
bekannt waren, wurde nichts Ernsthaftes unternommen, den Faschismus 
zu zerschlagen. Im Gegenteil, große Teile des Staatsapparates halfen den 
Faschisten immer offener und bewußter, ihre Pläne in die Tat umzu- 
setzen. Daß z. B. die Justiz zu den Verbündeten der Faschisten gehörte, 
mußte der hessische Minister Leuschner in der oben erwähnten Be- 
sprechung beim Reichsminister des Inneren am 18. März 1931 ein- 
gestehen, als er sagte: „... Wenn daraus (aus der Praxis der Gerichte — 
G. Wo.) die Anschauung entsteht, daß man nur gegen die linksradikale 
Seite scharf vorgeht, so lassen sich solche Meinungen teilweise begründen. 
Ich habe auch den Eindruck gewonnen, daß in einzelnen Fällen diese 
Einstellung des Richters gegen links zum Ausdruck kommt.“ 

Die Arbeiterklasse war gezwungen, zur Selbsthilfe zu greifen. Schon 
in der „Resolution zur Wehrsportfrage“, die von der erweiterten Reichs- 
leitung am 6./7. Dezember 1930 gefaßt worden war, wurden die Arbeiter- 
sportler aufgefordert, „an allen Aktionen der Arbeiterklasse im Kampf 
gegen den Faschismus“ teilzunehmen und „unverzüglich mit der Ein- 
führung des Wehrsports in den Vereinen zu beginnen“. Im Januar 1931 
betonte dann das Zentralkomitee der KPD, daß die „Aufgabe der Wehr- 
haftmachung des gesamten Proletariats, besonders seiner revolutionären 
Vorhut gegen den faschistischen Terror ... gegenwärtig in ihrer ganzen 
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Größe auf die Tagesordnung“ trete. Im Gegensatz zu den Arbeiter- 
sportvereinen, in denen Reformisten führten und in denen die Wehr- 
sportfragen nicht als wichtige Aufgabe betrachtet wurden, gingen die 
roten Sportler sofort daran, über „die praktische Durchführung des 
Wehrsports“ zu diskutieren. Im Ergebnis der Diskussion wurde fest- 
gelegt, daß die wehrsportlichen Übungen (Geländeläufe, Kampfsport, 
Schießen usw.) nicht in besonderen „Wehrriegen“ oder in einer be- 
sonderen „Wehrsportsparte‘“ betrieben, sondern in die Arbeit aller Sek- 
tionen aufgenommen werden sollten. 

Um diese notwendigen Maßnahmen durchzusetzen, machten sich 
klärende Aussprachen über den kleinbürgerlichen Pazifismus erforder- 
lich, der besonders in vielen Wandergruppen verbreitet war und mit 
reformistischen, sogenannten lebensreformerischen Auffassungen zu- 
sammenhing, nach denen das Nichtrauchen, das Nichttrinken und das 
Nacktbaden zur Weltanschauung erhoben werden sollten. Solche An- 
sichten, die derartige ohne Zweifel wichtigen und zu einer sportlichen, 
gesunden Lebensweise zu zählenden Dinge vor die politischen Fragen 
stellten, lenkten aber letzten Endes von den brennenden, lebensent- 
scheidenden Aufgaben ab, zumal sie sehr oft mit der undialektischen, 
selbstmörderischen Ideologie von der Ablehnung jeder, selbst der zur 
Verteidigung gebrauchten Gewalt verbunden waren. 

Bei den revolutionären Arbeitersportlern brach sich die Erkenntnis 
Bahn, daß der Faschismus weder durch Reden noch durch Flucht in die 
Natur oder in die sportliche Betätigung, sondern nur durch organi- 
sierten, allseitig geführten Massenkampf des Proletariats aufzuhalten 
war. Sie erkannten, daß der Sportler nicht abseits stehen darf, wenn es 
um die Lebensfragen der Arbeiterklasse und die Zukunft der ganzen 
Nation, um Krieg oder Frieden, um Faschismus oder Demokratie geht. 

Viele Arbeitersportler wurden Mitglieder des „‚Kampfbundes gegen 
den Faschismus‘1®1, der es sich zur Aufgabe gemacht hatte, dem Terror 
der Faschisten die besonnene, aber entschiedene Kraft des Proletariats 
organisiert entgegenzustellen. In vielen Arbeitersportvereinen wurden 
Kampfstaffeln gegen den Faschismus gegründet. Daß die Kraft der 
Arbeiter den faschistischen Schlägertrupps sehr wohl gewachsen war, 
bewiesen Beispiele wie das in Guben, wo Arbeitersportler der KG und 
reformistischer Vereine „mit den Faschisten auf proletarische Art ab- 
rechneten, sie in die Flucht schlugen und vom Turnerheim zu Paaren 
in die Stadt zurücktrieben“, als sie einen Überfall wagten. 
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Die Zentralisation 


Der 1. Reichskongreß der revolutionären Arbeitersportler hatte seinen 
Beschluß, die gesamte Arbeit zu zentralisieren, folgendermaßen be- 
gründet: 

Von den kleinsten Orten bis zu den Spitzen unserer Bewegung kann eine Zu- 
sammenfassung aller sportlichen, politischen und organisatorischen Kräfte des 
Arbeitersports nur große Vorteile mit sich bringen. Einheitliche Kämpfe gegen 
den Klassenfeind, wesentliche Hebung des sportlichen Niveaus, ungeheure Er- 
sparnis an Funktionärkräften, sind die wichtigsten Vorteile der Zentralisation. 

Die Verschärfung der politischen Gegensätze, die seit der Erfurter 
Pfingsttagung zu verzeichnen war, hatte die erweiterte Reichsleitung 
bewogen, den Mitgliedern die „schnellste Durchführung der Zentrali- 
sation“ zu empfehlen. Bei der Diskussion, die den Zentralisierungs- 
maßnahmen vorausging, wurde offenbar, daß sich viele Mitglieder von 
den alten reformistischen Organisationsprinzipien nur schwer lossagen 
konnten. Sie kannten bisher die Dutzende von Vereinen verschiedener 
Art, die selbst in kleinen Orten nebeneinander existierten und sich nur 
ganz selten zu gemeinsamen Aktionen zusammenfanden. 

Da aber von den Anhängern der Zentralisation mit Recht und mit 
Nachdruck darauf hingewiesen wurde, daß nicht „die Organisations- 
frage an sich, sondern die Notwendigkeit der Umstellung der sport- 
politischen Arbeit und der sportlich-technischen Methodik in revo- 
lutionärem Sinne“ für diese Frage entscheidend sein müsse, be- 
schlossen immer größere Teile der KG, sich in den einzelnen Orten zu 
Zentralvereinen zusammenzuschließen. Auch hierbei gingen die Berliner 
Arbeitersportler voran. Am 12. Januar 1931 wurde z.B. der Zentral- 
verein „‚Fichte‘‘ gegründet, dem sich ein großer Teil der Berliner Vereine, 
die in der KG erfaßt waren, anschloß. Im die Leitung des Vereins, der 
nach seinem Statut „die Stärkung der Klassenkraft des Proletariats“ 
durch „sportliche und kulturelle Tätigkeit der Mitgliedschaft‘ be- 
zweckte , wurden so bewährte Arbeiterfunktionäre wie Paul Zobel, 
Franz Müller, Franz Kirsch und Ernst Grube gewählt. 

Durch die Zentralisation gewann die KG an Anziehungskraft für viele 
oppositionelle Kräfte in den unter reformistischer Führung stehenden 
Arbeiter-Sportverbänden. So traten z. B. 10 von den 13 Ortsgruppen 
des Delitzscher Bezirkes des Arbeiter-Radfahrerbundes mit ca. 500 Mit- 
gliedern zur KG über. Aber die Zentralisation brachte auch eine große 
Gefahr für die KG mit sich: die Isolierung von den Arbeitern anderer 
Verbände, vor der Ernst Thälmann bereits 1930 warnte, als er die roten 
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>portier ermannte, sien nıcht aut dıe Arbeit ın den eigenen Vereinen zu 
beschränken. Diese Gefahr sektiererischer Abkapselung wurde durch 
die Zentralisation verstärkt. Wie akut die Gefahr war, zeigte die Dis- 
kussion über einen „roten Sportverband“, der als letzte Konsequenz 
der Zentralisation betrachtet wurde. Zwar wurden in richtiger Er- 
kenntnis der Lage diese Pläne nicht verwirklicht, ihr Vorhandensein 
zeigt aber, daß nur ein kleiner Schritt nötig war, um aus der richtigen 
Zusammenfassung aller oppositionellen Arbeitersportler in der „Kampf- 
gemeinschaft für rote Sporteinheit“ einen „roten Sportverband“ zu 
machen, dem es um ein Vielfaches erschwert worden wäre, mit den Ar- 
beitersportlern aus den von Reformisten geleiteten Vereinen Kontakt 
zu behalten. 


Förderung des Massensports 


Zur Werbung für den Arbeitersport wurden viele große Sportfeste 
veranstaltet. Bekannt und ausnehmend gut besucht waren immer die 
Eissportfeste der KG, die zu Kundgebungen internationaler Solidarität 
und antifaschistischen Kampfes wurden. Ein solches Fest fand z. B. am 
21. Februar 1931 im Sportpalast statt. Vor 10000 Zuschauern, die 
den Sportpalast bis zum letzten Platz füllten, lief ein reichhaltiges Pro- 
gramm ab. Eisschnelläufe verschiedener Art, Eishockey- und Eiskunst- 
laufwettbewerbe wurden von österreichischen, schwedischen und nor- 
wegischen Gästen sowie von Berliner Sportlern ausgetragen. Besonderen 
Beifall erhielten die norwegischen Kunstläuferinnen Ella Ovesen und 
Aslang Aas für ihre guten Leistungen. Unter den Zuschauern befand 
sich auch Ernst Thälmann, dem von den Zuschauern begeisterte 
Ovationen dargebracht wurden. 

Für die revolutionären Arbeitersportler war aber klar, daß Großsport- 
veranstaltungen mit Massenbesuch kein Massensport waren. Deshalb 
wurden, den Beschlüssen der erweiterten Reichsleitung entsprechend, 
sämtliche Sportarten eingeführt und solche Sportarten besonders ge- 
fördert, die eine Massenbeteiligung zuließen. 

Unter dem besonderen Gesichtspunkt des antifaschistischen Kampfes 
wurden auch rote Pfadfindergruppen gegründet, die innerhalb der großen 
Pfadfindergemeinde, aus der die Faschisten einen Teil ihres Nachwuchses 
für Hitlerjugend und SA gewannen, tätig sein sollten. 

Die Verstärkung der massensportlichen Arbeit war aber nicht nur 
durch werbende und organisierende Maßnahmen zu erreichen. Ebenso 
wichtig war es, gute Übungsleiter auszubilden. Die Berliner Leicht- 
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athleten zeigten sich dabei besonders aktiv. Sie führten z. B. im März 
und April Lehrkurse durch, in denen alle Übungsleiter bezirksweise ge- 
schult wurden. Die sportliche Leitung der Kurse hatten in den einzelnen 
Disziplinen die bekanntesten Sportler und bewährtesten Übungsleiter. 
Im Wurf und im Stoß unterrichtete der erfolgreiche Leichtathlet „Ali“ 
Neumann. 

Im Gegensatz zu der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung und auch 
im Gegensatz zu den von Reformisten geleiteten Verbänden, deren Mit- 
gliederzahlen fast ausnahmslos eine stark abfallende Tendenz hatten, 
nahm die Zahl der Sporttreibenden in der „Kampfgemeinschaft für rote 
Sporteinheit“ beständig zu. So konnten allein im Monat Mai 1931 
90 neue Vereine mit über 4000 Mitglieder gewonnen werden. 


6. Die Internationale Spartakiade im Juli 1931 in Berlin 


Die größte und verantwortungsvollste Aufgabe, die vor der KG in 
der ersten Hälfte des Jahres 1931 stand, war die Vorbereitung und Durch- 
führung der Internationalen Spartakiade. 

Am 15. Oktober 1930 hatte das Exekutivkomitee der RSI beschlossen, 
im Juli 1931 eine Internationale Spartakiade in Berlin auszutragen. 
Die Spartakiade sollte „den Höhepunkt der 10-Jahr-Feier der RSI“ 
darstellen. Sie wurde nach Berlin gelegt, weil die revolutionären Ar- 
beiter in Deutschland Vorbild für die revolutionäre Opposition in den 
Arbeitersportverbänden der ganzen Welt waren. 

Die Zeit, die für die Vorbereitung der Veranstaltungen verblieb, war 
sehr kurz, was angesichts der Folgen der Wirtschaftskrise (70 — 100 ige 
Erwerbslosigkeit, leere Vereinskassen usw.) zu mancherlei Bedenken 
Anlaß gab. 

Nur wer den Glauben an die unüberwindliche Kraft des Proletariats hat, kann 
in dieser Situation eine solche Riesenveranstaltung propagieren , 
schrieb Ernst Grube. 

Nach der Sitzung der erweiterten Reichsleitung am 6. und 7. De- 
zember 1930 wurden die Vorbereitungen in der KG mit voller Kraft auf- 
genommen. „Kaum hatten sich unsere Funktionäre mit der Kürze der 
Zeit ausgesöhnt“, berichtete Ernst Grube später, „gingen sie mit der 
ihnen eigenen Energie und Zähigkeit an die Vorbereitungsarbeiten.‘“ 
Die gesamte Vorbereitungsarbeit stand im „Zeichen der Sammlung der 
antifaschistischen Kräfte“ und „der wehrhaften Erziehung der revolu- 
tionären Arbeitersportler‘ 
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Einer Forderung der RSI entsprechend, wurde die Internationale 
Spartakiade „die Achse“, um die sich die gesamte Tätigkeit der revo- 
Iutionären Arbeitersportler drehte. Der Spartakiade-Arbeitsplan der 
RSI sah vor, in allen Ländern, in den einzelnen Landesgebieten und in 
den Betrieben Spartakiadekomitees zu bilden und in die Vorbereitungen 
auch andere revolutionäre Arbeiterorganisationen (Gewerkschaften, 
KJVD, Rote Hilfe) einzubeziehen, 

Die Arbeit der Komitees brachte bald die ersten Erfolge. Die fran- 
zösischen Arbeitersportler berichteten über viele erfolgreiche Werbe- 
veranstaltungen und über gute Ergebnisse bei der Sammelaktion für 
den Spartakiadefonds. Im Verlauf der Spartakiadekampagne stießen 
viele Sportler neu zum revolutionären Arbeitersportverband Frank- 
reichs. In einem Pariser Bezirk traten z.B. zwei Fußballmannschaften, 
drei Basketballmannschaften und einige Boxer zum genannten Verband 
über.22! In den USA, in Kanada, in Uruguay, in Bulgarien, in Schweden, 
England, Belgien, Holland, Dänemark und in vielen anderen Ländern 
arbeiteten Spartakiadekomitees. 

Aber frei von allen Hemmnissen konnten sich nur die Sportler der 
Sowjetunion auf die Spartakiade vorbereiten. Eine starke Delegation 
sowjetischer Sportler rüstete zur Fahrt nach Berlin. Inden kapitalisti- 
schen Ländern gab es große Schwierigkeiten zu überwinden. In Schweden 
z. B. „versuchten Mitglieder bürgerlicher Sportvereine, durch planmäßige 
Aktionen die Durchführung von Wintersportveranstaltungen, die als Auf- 
takt für die Spartakiade organisiert wurden, unmöglich zu machen.“ 

Überall mußten sich die roten Sportler gegen Schikanen und Verbote 
der Polizei zur Wehr setzen. Aber ihre Aktivität, die in allen Ländern 
ein bis dahin noch nicht gekanntes Ausmaß erlebte, räumte die Hinder- 
nisse beiseite. 

Das Internationale Spartakiadekomitee leitete die Arbeit in allen 
Ländern an. Auf seiner Berliner Tagung vom 7. und 8. März 1931 konnte 
es feststellen: 

Die Notwendigkeit, die Vorbereitungen der Internationalen Spartakiade in 
engster Verbindung mit dem Kampf gegen das Massenelend durch das kapitali- 
stische System, gegen den Faschismus, die imperialistische Kriegsgefahr (von mir 
hervorgehoben — G. Wo.) und für die Verteidigung der Sowjetunion zu treffen, 
wie die bisherigen Anweisungen für die Internationale Spartakiade betonen, wird 
durch die politische und wirtschaftliche Situation immer deutlicher. 

Diese Aufgaben, verbunden mit der „Erziehung zur proletarischen 
Wehrhaftigkeit“, wurden vom Internationalen Komitee als die „.General- 
linie“ für die Spartakiadekampagne bezeichnet. 
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Die Hauptarbeit wurde von den Sportlern des gastgebenden Landen, 
von den Mitgliedern der KG, durchgeführt. Geleitet wurden die Vor- 
bereitungen in Deutschland von einem Reichsspartakiade- Ausschuß, 
dem neben bekannten und bewährten Sportfunktionären wie Ernst 
Grube, Willi Prietzel, Walter Voss, Bernhardt Allmstadt, Erich Rochler, 
Kurt Plener, Franz Müller und Paul Zobel führende Funktionäre aus 
den Organisationen der revolutionären Arbeiterschaft wie Ernst Thäl- 
mann, Wilhelm Pieck, Fritz Heckert, Franz Dahlem und Lene Overlach 
angehörten. 

Im Aufruf des Spartakiade-Ausschusses, den u. a. auch Ernst Thäl- 
mann und Wilhelm Pieck unterzeichneten, wurden die Arbeitersportler 
aufgerufen, die Werktätigen, besonders die jugendlichen, in allen Sport- 
organisationen für die dargelegten Ziele zu gewinnen, gegen die Zwangs- 
sportkurse für Erwerbslose aufzutreten und gemeinsam mit allen Werk- 
tätigen „gegen Faschismus, gegen die faschistischen Mordbanden* zu 
kämpfen. 

Die Spartakiadekampagne wurde zu einem hervorragenden Mittel, 
die Massen zu mobilisieren. Von der Tribüne des Reichstages beantragte 
die kommunistische Fraktion, der KG 100000 Mark für die Spartakiade 
zur Verfügung zustellen. 

Schärfster Gegensprecher war Cornelius Gellert, der den Antrag im 
Auftrage der SPD-Fraktion ablehnte. Ernst Grube forderte im Reichs- 
tag von der Reichsregierung, „die Vorbereitungen der Arbeitersportler 
zur Arbeiter-Spartakiade der Roten Sportinternationale in Berlin 1931 
dadurch zu unterstützen, daß sie den Arbeitersportlern die kommunalen 
sportlichen Übungsstätten, wie Spielplätze, Stadien, Schwimmhallen, 
Turnhallen, Jugendheime und Schulen unentgeltlich oder zu denselben 
Bedingungen wie den übrigen Sport- und Jugendorganisationen zur 
Verfügung stellt‘ 

Aber mit Hilfe der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion konnte 
die Bourgeoisie alle Anträge dieser Art ablehnen oder übergehen. 

Die Spartakiade-Vorbereitungen verliefen trotzdem planmäßig nach 
den Richtlinien der KG-Reichsleitung. In einer solchen Richtlinie 
wurde u. a. gefordert, daß die antifaschistische Front bedeutend gestärkt 
werde und daß darauf alle Maßnahmen zur Mobilisierung der Massen 
ausgerichtet sein sollten. Weiter wurde empfohlen, für die Spartakiade- 
Komitees, die in den Ländern, Agitationsbezirken, Orten und Betrieben 
bestanden oder gebildet wurden, vor allem auch Arbeiter aus den Groß- 
betrieben, aus reformistisch beeinflußten und aus bürgerlichen Sport- 


73 


verbänden zu gewinnen. Die Betriebsspartakiaden sollten werbend für 
die Gründung neuer Betriebssportgruppen wirken und dem Kampt 
gegen den Werksport der Unternehmer dienen, Besonderer Wert sollte 
auf die Pressearbeit, die Geldsammlung und den Verkauf der Spartakiade- 
Plaketten, Spartakiade-Sondermarken und der Spartakiade-Zeitungen 
gelegt werden. Allen Schwierigkeiten zum Trotz erzielten die roten 
Sportler große Erfolge in der Spartakiade-Arbeit. Unermüdlich waren 
sie selbst in kleinsten Vereinen dabei, für die Spartakiade zu werben und 
zu sammeln. Die Presse konnte laufend über neue Erfolge berichten; 
„Solidarität“, das Organ der Opposition im Arbeiter-Rad- und Kraft- 
fahrerbund, meldete z. B. im Juni: 

Am Sonntag, dem 17. Mai, führte die Rote Kavallerie der Kampfgemeinschaft 
(Arbeiter-Radfahrer — G. Wo.) in fünf Agitationsbezirken von Berlin-Branden- 
burg ihre angesetzten Bezirks-Sternfahrten durch. Mit guter Beteiligung rückten 


die einzelnen Ortsgruppen in ihren Bestimmungsorten ein. Die Fahrten standen 
im Zeichen der Spartakiade und waren ein voller Erfolg der Roten Kavallerie. 


In den Vereinen wurden „Spar-Abteilungen“ für die Mitglieder ein- 
gerichtet, die zur Spartakiade fahren wollten. Der Verkauf der Spar- 
takiade-Marken und Plaketten ging gut voran. Den Berliner Arbeiter- 
sportlern fielen neben allen anderen Aufgaben auch die der Quartier- 
besorgung zu ; dabei konnten sie sich auf die Solidarität der Berliner 
Arbeiter stützen. 

Besondere Erschwerungen für die revolutionären Arbeitersportler 
brachte die „Notverordnung zur Bekämpfung politischer Ausschrei- 
tungen“ vom 28. März 1931 „die sich, wie der Beauftragte der poli- 
tischen Abteilung des Berliner Polizeipräsidiums, Dr. Schnitzler, im 
April 1931 erklärte, „nur gegen linksstehende Vereine“ richtete. De- 
monstrationen und Werbeveranstaltungen, Lastkraftwagenfahrten und 
Plakataktionen wurden verboten oder durch ein umständliches und 
schikanös angewandtes Genehmigungsverfahren außerordentlich er- 
schwert. 

Das sportliche Programm der Spartakiade war sehr reichhaltig und 
zeugte von der Kraft der revolutionären Arbeitersportler. Auf 58 Sport- 
plätzen bzw. Stadien sollten sportliche Wettkämpfe in den verschiedenen 
Sportarten stattfinden. Viele Räume waren für Saalveranstaltungen 
(Kegeln, Schach, Boxen, Ringen, Gewichtheben, Turnen usw.) gemietet 
worden. In den Bädern wurden Schwimmveranstaltungen vorbereitet. 
Bahn- und Straßenrennen der Radfahrer, Motorradrennen und Gelände- 
fahrten, Segel-, Ruder- und Kanuregatten sollten das sportliche Wett- 
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kampfprogtamm abrunden. Uber 500 FuBballspiele, 200 Handballspiele 
und 50 Hockeyspiele waren vorgesehen. Allein für die Schwimmwett- 
kämpfe waren 4000 Meldungen zu verzeichnen. Daneben entstanden 
für die Massen der Spartakiade-Teilnehmer und die Berliner Sportler, 
die selbst nicht an den offiziellen, zum Teil internationalen Wettkämpfen 
teilnahmen, Möglichkeiten zur sportlichen Betätigung. Auch ein neu- 
artiger Mehrkampf, der sogenannte Spartakiade-Fünfkampf für Männer 
bzw. der Spartakiade-Vierkampf für Frauen, wurde vorbereitet; er sah 
für Männer 3000-m-Lauf, 400-m-Schwimmen, 10 km Radfahren, Klein- 
kaliberschießen und Ballweitwerfen und für Frauen 200-m-Schwimmen, 
Ballweitwerfen, 800-m-Lauf und Kleinkaliberschießen vor, Die Wett- 
kämpfe sollten in Punkt-Mannschaftswertung durchgeführt werden. 
Sportärztliche Betreuung, wissenschaftliche Forschungsarbeit und deren 
Auswertung sollten durch eine sportärztliche Kommission organisiert 
werden. Ein großer internationaler Sternlauf mit dem ersten Ziel in 
Berlin und dem zweiten Ziel in Moskau war vorbereitet. Die Wett- 
kämpfe in den Sportarten sollten sehr vielseitig sein und entsprechend 
den Anforderungen gestaltet werden, die der Klassenkampf an einen 
Arbeitersportler stellen konnte, Die Ausschreibung der Motorradsparte 
enthielt beispielsweise neben Bahnrennen, Querfeldeinfahrten, Fuchs- 
jagd und Ökonomiefahren auch eine „Geschicklichkeitsfahrt“, in der 
verschiedenartige Aufgaben wie Wippefahren, Aalgreifen, Zündhütchen- 
schlagen, Slalomfahren durch aufgestellte Flaschen, Aufnehmen und 
Abstellen eines gefüllten Wassereiners während der Fahrt usw. gelöst 
werden mußten. 

Den sportlichen Höhepunkt der Spartakiade sollte die Abschluß- 
veranstaltung am 12. Juli 1931 im Poststadion bilden, für die der Ein- 
marsch der Teilnehmer, Ansprachen, Massenübungen der Männer und 
Frauen, leichtathletische Wettkämpfe, Spartakiade-Fußballmeister- 
schaften u. a. vorgesehen waren. Ein großes Festapiel in Form eines Be- 
wegungschors nach den Kampfliedern des Proletariats „Wir sind die 
Schmiede“ und „Takt! Auf Takt habt Acht!“ sollte die Veranstaltung 
beenden. Für alle diese Veranstaltungen lagen die Eintrittskarten 
zum Verkauf bereit. 

So wurden mit großer Einsatzfreudigkeit von den revolutionären 
Arbeitersportlern im Lauf der Monate die Bedingungen geschaffen, die 
notwendig waren, um die Internationale Spartakiade zu einem großen 
Erfolg für die Arbeiterklasse, zu einer sportlichen Kampfdemonstratien 
gegen Krieg und Faschismus werden zu lassen. 


75 


Die Bourgeoisie fürchtete diese Kundgebung internationaler Soli- 
darität und antifaschistischer, antimilitaristischer Gesinnung. 

Mit welchen Mitteln bürgerliche Sportführer gegen die Spartakiade 
kämpften, verdeutlichen die Worte Ernst Grubes: 


Auf unseren Antrag, uns das Grunewald-Stadion bei der Durchführung der 
Spartakiade zur Verfügung zu stellen, erklärte Herr Diem, Generalsekretär des 
Deutschen Reichsausschusses für Leibesübungen, daß das abgelehnt werden müßte, 
Als Begründung führt er aus, daß das Stadion nicht zu politischen Zwecken zur 
Verfügung gestellt wird. Dagegen hatte dieser „unpolitische“ bürgerliche Sport- 
führer keine Bedenken, der Nationalsozialistischen Arbeiterpartei das Grune- 
wald-Stadion für ein „Sportfest“ zur Verfügung zu stellen. Als Sportiachmann 
kahnte er das „Sportprogramm“, das einen kleinen Teil dieser Veranstaltung aus- 
machte, genau. ... Bei den bürgerlichen Sportführern sind anscheinend bürgerlich- 
politische Parteien unpolitisch. Auch eine Logik! Wie niedrig müssen die bürger- 
lichen Sportführer ihre Anhänger einschätzen, um sich das erlauben zu können. 

Die reaktionäre Presse hetzte gegen die Spartakiade und forderte 
ihr Verbot. Der Soziallemokrat Weiß, seines Zeichens Vertreter des 
SPD-Polizeipräsidenten von Berlin, Grzesinski, trat als Büttel der Reak- 
tion auf den Plan und hob die am 19. Mai 1931 erteilte Genehmigung 
für die Spartakiade am 20. Juni 1931 durch ein generelles Verbot auf. 
Die Polizeiämter wurden angewiesen, alle Plakate, Transparente usw., 
„welche auf die verbotene Veranstaltung hinwiesen“‘, zu entfernen. 

Als „Ausgleich“ für das Verbot und vor allem, um die SPD-Mit- 
glieder zu beruhigen, die an der Richtigkeit der Politik „ihres“ Polizei- 
präsidenten zweifelten, wurde zur gleichen Zeit die SA-Veranstaltung, 
die am 20. Juni 1931 im Grunewald-Stadion stattfinden sollte, unter- 
sagt. 

Aber selbst bürgerlich-demokratische Zeitungen äußerten Bedenken. 
Denn es war zu offensichtlich, daß es sich um zwei auch formal gar 
nicht miteinander vergleichbare Veranstaltungen handelte. Das 
SA-Sportfest wurde veranstaltet vom Gau Groß-Berlin der NSDAP 
und war eine der üblichen örtlichen Propagandaveranstaltungen der 
Faschisten. Die Spartakiade dagegen wurde getragen von einer Sport- 
organisation, der KG, sie trug völkerverbindenden Charakter, fand im 
internationalen Rahmen statt und war von einem internationalen Ko- 
mitee vorbereitet worden. 

Die Arbeiter erkannten, daß hinter dem im trockenen Kanzleistil ab- 
gefaßten Verbot reaktionäre Kreise der Bourgeoisie standen. Ihre Pro- 
teste und die Verhandlungen, die Ernst Grube im Auftrage des Sparta- 
kiade-Komitees führte, erzwangen bereits am 24. Juni 1931 die schrift- 
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liche Bestätigung, daß „die Abhaltung rein sportlicher Veranstal- 
tungen“ zugelassen sei. 

Darauf traten nun die Reaktionäre aller Schattierungen auf den Plan. 
Als kurioses Beispiel für die krampfhaften Versuche, das Verbot der 
Spartakiade dennoch durchzusetzen, sowie für die Geisteshaltung ge- 
wisser Kreise der Reaktion druckte „„Rot-Sport“ einen an Hindenburg 
gerichtete Entschließung des Kriegervereins von Groß-Luckow ab, die 
im Luckower Kreisblatt veröffentlicht worden war: „Anläßlich des 
4jährigen Jubiläums des Kriegervereins Groß-Luckow bittet gehor- 
samst Herrn Generalfeldmarschall als Reichspräsident der Unter- 
zeichnete, der Kriegerverein Groß-Luckow und alle folgenden, daß der 
Herr Generalfeldmarschall Macht der Stellung, die Herrn Generalfeld- 
marschall von Gott über unser deutsches Volk übertragen ist, die vom 
4. bis 12. Juli geplante und genehmigte Spartakiade zu verbieten, als die 
größte Gefahr, welche unserem Volke jemals widerfahren ist... Wenn 
diese Spartakiade stattfinden sollte, würden wir unser Volk dem preis- 
geben, der Leib und Seele verderben kann... Wir wollen aber ein Volk 
sein, welches Gott und seinem Sohn Jesus Christ und Ihnen allein 
dient.“ — Für die „tapferen‘“ Kriegsvereinsmitglieder unterschrieb 
der Herr Oberstleutnant a. D. von Schierstädt, „letzter Kommandeur 
Herrn Generalfeldmarschalls 3. Garderegiment zu Fuß“ 

Die rechtsradikale Presse stimmte ein wahres Höllenkonzert an. 
„Die Spartakiade darf unter keinen Umständen weder in Berlin noch 
auf irgend einem Flecken deutscher Erde stattfinden“, zeterte z. B. 
die „Deutsche Allgemeine Zeitung“, das Organ der Schwerindustrie, und 
forderte von Reichsinnenminister Dr. Wirth, bei der preußischen Re- 
gierung ein neuerliches Verbot durchzusetzen, wenn nötig mit Hilfe 
des Artikels 48 der Weimarer Verfassung. Wirth tat unter dem Druck 
Groeners wie ihm geheißen. Severing, der zu dieser Zeit Preußens Innen- 
minister war, wurde bestürmt, die Spartakiade erneut zu verbieten. 
Hindenburg schaltete sich ein und ebenso die Führer „fast aller poli- 
tischen Parteien“, 

Am 1. Juli 1931 unterschrieb Dr. Weiß das zweite Verbot, mit dem 
„reiner Tisch“ gemacht werden sollte. Verboten wurden nicht nur alle 
Spartakiade-Veranstaltungen, gleich welcher Art, sondern auch das 
Tragen des Spartakiade-Abzeichens. Das Internationale Spartakiade- 
Komitee und „alle zur Durchführung der Spartakiade bestimmten 
Organe‘ wurden für aufgelöst erklärt. Die rechtliche Grundlage des 
Verbots war die „Verordnung des Reichspräsidenten zur Bekämpfung 
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politischer Ausschreitungen vom 28. März 1931“, nach der von den 
Polizeipräsidenten alles verboten werden konnte, was nach ihrer Auf. 
fassung „den Umständen nach“ hätte geeignet sein können, die öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung®?s zu gefährden. Die „öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung‘ sah Dr. Weiß gefährdet, weil es am 30. Juni 1931 
bei Demonstrationen, die mit der Spartakiade rein gar nichts zu tun 
hatten, zu Zusammenstößen mit der Polizei gekommen war, in deren 
Verlauf ein Polizeioberwachtmeister durch einen Pistolenschuß tödlich 
verletzt wurde. Der Schuß war aber, wie selbst bürgerliche Zeitungen 
berichteten, nicht von einem Demonstranten, sondern von einem der 
Polizisten abgegeben worden. Die einzige Verbindung, die das Polizei- 
präsidium zwischen den Vorkommnissen am 30. Juni und der Sparta- 
kiade finden konnte, bestand darin, daß Demonstranten das Sparta- 
kiade-Abzeichen getragen hatten. Das Spartakiade-Abzeichen war je- 
doch zur Werbung für die Spartakiade und zu deren Finanzierung 
öffentlich verkauft worden, so daß jedermann in den Besitz eines Ab- 
zeichens hatte kommen können. 

Sofort nach dem Erlaß des Verbots am Nachmittag des 1. Juli 1931 
ergingen durch Fernschreiber vom Polizeipräsidium die genauen An- 
weisungen an Polizeidienststellen und Bereitschaften. Da die Presse 
das Verbot zum größten Teil erst am 2. Juli morgens bekanntgeben 
konnte, wurde angeordnet, gegen Abzeichenträger erst ab 2, Juli, 
12 Uhr, einzuschreiten, dann aber jeden Abzeichenträger zu verhaften 
und in die politische Abteilung des Polizeipräsidiums einzuliefern. Da- 
mit war für die Polizei das Signal zu einer großen Bürgerkriegsübung 
und einer frischfröhlichen Menschenjagd gegeben. 

Aber die Berliner Arbeitersportler und ihre Freunde aus den Reihen 
der Arbeiterklasse machten der Polizei den Menschenfang nicht leicht. 
Viele änderten die Spartakiade-Abzeichen etwas ab und überklebten 
es z.B. mit rotem Stoff, auf dem sich ein großes weißes Fragezeichen 
befand. Dadurch waren manche Polizisten ratlos geworden, und sie 
fragten bei den Dienststellen im Präsidium an, was nun zu tun sei.?#1 
Trotzdem war die Jagd nicht ohne „Erfolg“ geblieben, zumal viele 
Kommandos keine Skrupel kannten und lieber ein Dutzend Menschen 
mehr auf die Überfallwagen luden als einen einzigen zu wenig. Am 
2. Juli abends sah sich das Polizeipräsidium gezwungen, der „Initative“ 
seiner Beamten Einhalt zu gebieten. Den Dienststellen wurde ein Fern- 
schreiben zugeleitet, in dem es hieß: „Mit Rücksicht auf die große Zahl 
der Einlieferungen sind ab sofort bis 3. Juli, 5 Uhr, nur diejenigen Per- 
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sonen eınzulietern, dıe dıe vollstandıge >partakıade-Klakette tragen. 
Alle anderen Personen sind namentlich festzustellen. Namentliche 
Listen sind Abt. IA einzureichen.“ Am 4. Juli 1931 erließ Dr. Weiß 
dann ein besonderes Verbot gegen alle „Ersatzabzeichen‘“. 

Bis zum 4. Juli 1931 wurden über 350 Personen wegen Tragens der 
Spartakiade-Plakette „zwangsgestellt“. Mit welcher Rücksichts- 
losigkeit und Willkür die Polizeitrupps bei dieser Aktion vorgingen, 
bezeugen die Berichte von Verhafteten: 


Ich wurde am 3. Juli 1931, 20 Uhr, in Berlin im Restaurant „Märchenbrunnen“ 
von einem Polizeibeamten festgenommen, weil er bei der Durchsuchung nach 
Waffen ein Spartakiade-Abzeichen fand, welches unter dem Rock befestigt war. 
Die Verhaftung erfolgte auf rigorose Weise durch schmerzliche Polizeigriffe, ob- 
wohl ich keinerlei Widerstand leistete... 

Am Königstor stürzten sich zwei Polizeibeamte auf mich, rissen mir das Ab- 
zeichen ab und führten mich zur Wache... Bei der Überführung nach dem Polizei- 
präsidium durften wir nicht sprechen. Die Polizeibeamten betitelten uns aber mit: 
„Strolche“ und „Lausejungens“. Auf dem Präsidium sah ich ein kleines Plakat, 
auf dem stand „Deutschland erwache!“, darımter war ein Hakenkreuz... Als ich 
es entfernen wollte, wollte ein Polizeibeamter mir „aufs Maul hauen“, 

Mindestens die Hälfte der verhafteten Genossen wurde mit Knebeln wie Schwer- 
verbrecher von der Wache aufs Auto geschleppt. Auf der Wache machte uns der 
Führer der Beamten bekannt, daß, wenn wir uns nicht still verhielten, er seinen 
Beamten Anweisungen gegeben hätte, von dem Gummiknüppel und von der 
Schußwaffe Gebrauch zu machen. 

Auf dem Bülow-Platz wurde ich verhaftet. Ich machte den Beamten darauf 
aufmerksam, daß mir von einem Verbot des Abzeichens nichts bekannt sei. Darauf 
sagte er wörtlich zu mir: „Euch müßte man gleich über den Haufen schießen!" 


Die Polizei verhaftete sogar Schulkinder und Mütter und hielt sie 
stundenlang fest.  „Rot-Sport‘ berichtete: „Unter den Festgenom- 
menen war auch eine Sportlerin, die ein kleines Kind zu stillen hatte, 
Auch darauf wurde keine Rücksicht genommen. Erst als ihr Mann mit 
dem Kinderwagen bei der Polizei erschien, wurde ihr die Möglichkeit 
gegeben, das Kind zu stillen.‘ 

Verschiedene Sportler wurden verhaftet, nur weil sie die Sparta- 
kiade-Plakette in der Tasche trugen. Der größte Teil der Verhafteten 
mußte nach ein- bis zweitägiger Haft mit oft stundenlangen Verneh- 
mungen wieder freigelassen werden. 62 Personen wurden dem Schnell- 
richter zugeführt und zum Teil mit Geldstrafen von 30 Mark belegt; 
die anderen aber mußten freigesprochen werden, weil sie nachweisen 
konnten, vom Abzeichenverbot bis zum Zeitpunkt der Verhaftung noch 
gar nichts gewußt zu haben. 
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Im Büro des Spartakiade-Komitees erschien nach der Bekanntgabe 
des Verbots ein volles Dutzend Kriminalbeamte unter Führung eines 
Kriminalrates und beschützt durch ein ganzes Überfallkommando, um 
belastendes Material zu suchen. Selbstverständlich fanden sie, wie „Rot- 
Sport“ sarkastisch berichtete, keine „strategischen Pläne für die Welt- 
revolution“, sonderu nur Programmplakate und Spartakiade-Plaketten, 
die sie beschlagnahmten. Bürgerliche Zeitungen wußten allerdings 
zu erzählen, daß „Ausländer“ verhaftet und „belastendes Material“ 
gefunden worden sei. Der Zweck solcher Lügen war sehr leicht zu er- 
kennen. Es hatte dabei der Wunsch gewisser Kreise Pate gestanden, 
durch die Haussuchungen nachträglich Material für die Begründung des 
Verbots und als Handhabe gegen die Arbeiterbewegung zu finden. Daß 
die Aktion gegen die Spartakiade durchaus nicht zufällig oder gar nur 
auf Grund der Vorkommnisse, die Dr. Weiß in seinem Verbotsschreiben 
anführte, zustande kam, bewies die Tatsache, daß die politische Ab- 
teilung des Reichsinnenministeriums sofort nach dem Aufruf des Exe- 
kutivkomitees der RSI im Oktober 1930 umfangreiches Material über 
die revolutionären Arbeitersportler zusammenstellte und allen Innen- 
ministerien der Länder übergab, um „die Aufmerksamkeit auf die kom- 
munistische Sportbewegung und ihre Organe“ zu lenken. 

Das Auswärtige Amt hatte die deutschen Auslandsvertretungen an- 
gewiesen, „etwaige Anträge auswärtiger Sportleute auf Ausstellung von 
Sichtvermerken abzulehnen“. Es ist bezeichnend, daß Fritz Wildung, 
der Leiter der Zentralkommission für Arbeitersport und Körperpflege, 
hier seine Hand ebenfalls im Spiele hatte. 

Auch die internationale Lage, in der sich die deutsche Bourgeoisie be- 
fand, war nicht bedeutungslos für das Spartakiade-Verbot. Mit aller 
Anstrengung versuchte die deutsche Bourgeoisie, neue Kredite bzw. 
Zahlungsaufschub für die Schulden und die Reparationszahlungen zu 
erhalten. Die amerikanischen Bankiers, Großfarmer und Rohstoff- 
produzenten hielten, wie Deutschlands Außenminister Curtius dem 
Reichsrat mitteilte, „ein Eingreifen in die europäischen Verhältnisse für 
geboten“. Sie begannen, den in ihrem Auftrage vom USA-Präsi- 
denten Hoover vorgeschlagenen einjährigen Zahlungsaufschub für 
„Schulden der Regierungen, Reparationen und Wiederaufbauschulden“ 
zu gewähren. 

Deshalb versuchte nun die deutsche Bourgeoisie, ihre Kreditwürdig- 
keit unter Beweis zu stellen; sie glaubte dies vor allem durch energische 
Maßnahmen gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung tun zu können. 


80 


So hatte beispielsweise die „Deutsche Allgemeine Zeitung“ wenige 
Tage vor dem Verbot geschrieben: „Bedenkt man ... nicht, daß das 
Ausland, das sich soeben anschickt, an den schweren politischen Sorgen 
Deutschlands teilzunehmen, völlig verständnislos der Tatsache gegen- 
übersteht, daß in einem Land, das in schwerstem Ringen um seine Exi- 
stenz steht, eine solche Provokation durch offen umstürzlerische Ele- 
mente amtliche Erlaubnis finden soll ? 

Kein Verbot, keine Terrormaßnahmen konnten jedoch verhindern, 
daß durch die Spartakiade-Aktion der Einfluß der KG in den Reihen 
der Arbeiter und bei den antifaschistischen Kräften im Sport wuchs. 
„Tausende von Arbeitern“ aus der bürgerlichen Sportbewegung, so be- 
richtete Carlo Aksamit, konnten „für die Spartakiade interessiert“ 
und zum Teil „völlig für die proletarische Klassenfront gewonnen‘ 
werden. In richtiger Erkenntnis der Faschisierungspolitik ihrer Ver- 
bandsleitungen erklärten in Berlin eine Reihe bekannter Sportler aus 
bürgerlichen Vereinen ihren Übertritt zur KG. Sogenannte „bundes- 
treue“, d.h. nicht ausgeschlossene Arbeitersportvereine stellten Ver- 
einen der KG ihre Plätze zur Verfügung. 

Trotz des Verbots und trotz des Polizeieinsatzes gelang es, das Pro- 
gramm der Spartakiade zu einem beträchtlichen Teil in veränderter 
Form durchzuführen. Eine große Anzahl der vorgesehenen Wettkämpfe 
wurde, wenn auch in anderer Reihenfolge und über einen größeren Zeit- 
raum verteilt, programmgemäß ausgetragen. Obwohl die Abteilung I A 
des Polizeipräsidiums z.B. am 7. Juli 1931 13 verschiedene Sport- 
plätze durch eigens dafür abkommandierte Kriminalbeamte über- 
wachen ließ und die Schupo-Dienststellen anwies, alle im Programm 
verzeichneten Plätze zu beaufsichtigen, konnten die Veranstaltungen 
von der Polizei nicht sämtlich verhindert werden, da die Beamten bei 
sportlichen Veranstaltungen nur „beim Vorliegen von Tatsachen, die 
darauf schließen“ ließen, „‚daß es sich um eine Umgehung des Verbots... 
(entsprechende Kundgebungen, Reden, Tragen von Spartakiade- 
Abzeichen usw.)“ handelte, einzugreifen und ein Verbot auszusprechen, 
berechtigt waren. So fanden in der Zeit vom 5. bis 19. Juli 1931 viele 
„Trainingswettkämpfe“, „‚Freundschaftsspiele“, „Ausfahrten“, „Volks- 
sportfeste‘ usw. mit internationaler Beteiligung und zum Teil erheb- 
lichen Zuschauermengen statt. Die „Treif-Fahrt der Wasserfahrer“ in 
Heiligensee sah 3000 Teilnehmer; die Stafetten des Sternlaufs aus 
Kopenhagen, Tilsit, Amsterdam, Schweden und der Schweiz trafen am 
4. und 5. Juli in Berlin ein; am 12. Juli fanden in Adlershof und in 
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Weißensee internationale Sportieste statt; am gleichen ‘lage tührten 
180 Motorradfahrer am Gorin-See ihre Wettkämpfe durch. Fichte- 
Wedding veranstaltete unter Beteiligung ausländischer Sportler und 
deutscher Sportler aus dem gesamten Reich ein „großes volkstümliches 
Sportfest“; die internationalen Tenniswettkämpfe erstreckten sich 
über mehrere Tage; besonders die Fußball-, Handball- und Wasser- 
ballspiele, Ring- und Boxkämpfe fanden viele Zuschauer. 

Den Höhepunkt und den Abschluß der internationalen Sportwett- 
kämpfe bildete das Volkssportfest am 19. Juli 1931 im Postatadion. 
Ernst Grube sprach zu den Versammelten. Er wies nach, daß die 
Spartakiade aus politischen Gründen verboten worden war und nicht, 
weil Ruhe und Ordnung gefährdet gewesen wären. Ernst Grube be- 
tonte, daß allein in den letzten Monaten 500 neue Vereine der KG bei- 
getreten waren. Er erinnerte an den ersten imperialistischen Weltkrieg 
und an die drohende Kriegsgefahr, die verlange, daß alle Werktätigen 
sich zu gemeinsamem Kampfe zusammenschlössen: 

Unseren Spartakiade-Delegationen, die morgen in Moskau eintreffen, wird 
dort ein anderer Empfang wie in Berlin. Als sie hierher kamen, machte die Polizei, 
die unter Führung eines sozialdemokratischen Präsidenten steht, Jagd auf rote 
Sportler, die die Spartakiade-Plakette trugen, In Moskau werden unsere Dele- 
gationen von den Arbeitern, der Miliz und der Roten Armee als gleichberechtigte 
Genossinnen und Genossen empfangen ... Während die alte kapitalistische Welt 
in allen Fugen kracht, vollzieht sich unter Führung der Kommunisten, der Arbeiter- 
und-Bauern-Regierung, der unaufhaltsame Aufstieg der Arbeiterklasse in der Sowjet- 
unlon. 

Auf dem Volkssportfest wurden auch die Spartakiademassenübungen 
und das große Festspiel vorgeführt. Das Fest stand unter der Losung: 
„Kür Einheitsfront aller Sportler unter roter Fahne gegen Waschismus 
und Imperialismus,‘ 

Die Maßnahmen der Bourgeoisie gegen die Internationale Spartakiade 
führten den Arbeitersportlern sehr deutlich vor Augen, daß alle refor- 
mistischen Illusionen über einen angeblich neutral über den Klassen 
stehenden Staat nicht nur gefährliche Selbsttäuschung waren, sondern 
daß ihre Verbreitung objektiv Verrat an der Arbeiterklasse bedeutete, 
weil das Proletariat durch sie vom wirklichen Kampf um seine Rechte 
abgehalten wurde. Der Staat blieb trotz sozialdemokratischer Minister 
und Polizeipräsidenten ein Instrument der Bourgeoisie zur Nieder- 
haltung des revolutionären Proletariats. Diesem Staat und seinen 
offiziellen und halbofliziellen Organen auf dem Gebiet der Körperkultur 
lag nichts an einer Förderung des Sports schlechthin, sondern aus- 
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schließlich an der Entwicklung einer Turn- und Sportbewegung, die den 
Weg der Bourgeoisie zu Krieg und Faschismus bewußt und aktiv, oder 
wenigstens ohne Widerstand, mitging. Die revolutionären Arbeiter- 
sportler, die dem faschistischen und militaristischen Kurs der Bour- 
geoisie stärksten Widerstand entgegensetzten, spürten nur zu deutlich, 
daß alle Worte vom existierenden Recht auf sportliche Betätigung für 
alle Bürger unter den herrschenden Verhältnissen nicht mehr als Selbst- 
betrug oder bewußte Demagogie waren — geeignet, die Massen der 
Sportler vom Kampf um eine demokratische Ordnung abzuhalten. 


7. Im Zeichen des Rot-Sport-Aufgebots 


Wenige Wochen nach der Spartakiade schrieb „Rot-Sport“: 

Die Spartakiade wurde verboten, aber der Spartakiadegeist, der herrliche Kampf- 
geist der roten Sportler lebt und wirkt weiter. 

So war es in der Tat. Die revolutionären Arbeitersportler antworteten 
auf das Verbot mit verstärkter Aktivität. Ein internationales Rot-Sport- 
Aufgebot wurde ausgerufen, das die internationale Spartakiadekampagne 
weiterführen und dessen Inhalt vor allem der „verstärkte Kampf gegen 
die Militarisierung und Faschisierung der Sportbewegung‘“ sein sollte. 

Der „Internationale Arbeitersport‘‘ gab schon in seiner Juli-Nummer, 
die unmittelbar nach der Spartakiade erschien, die Losung: „Zu neuen 
Kämpfen!“ aus und forderte die Arbeitersportler auf, die neuen Auf- 
gaben sofort in Angriff zu nehmen. Diese neuen Aufgaben bestanden 
besonders in der „Entfaltung eines entschlossenen Kampfes um die 
Arbeitermassen, die noch den bürgerlich-faschistisch-militärischen 
Sportorganisationen“ angehörten, in der Gewinnung der Industrie- 
arbeiter, die Mitglieder der Werksportvereine der Unternehmer waren, 
und in der „Teilnahme an den politischen und ökonomischen Kämpfen, 
besonders am Kampf gegen die Faschisierung der Massen durch den 
bürgerlichen Sport“. Um diese Aufgaben lösen zu können, wurde 
weiter gefordert, die organisatorische Basis des Kampfes durch bessere 
Arbeit in allen Sportverbänden und durch Stärkung der revolutionären 
Arbeitersportvereine zu erweitern. - Vor allem in bezug auf die Be- 
triebssportgruppenarbeit wurden in Berlin im Verlauf des Rot-Sport- 
Aufgebots die ersten größeren Erfolge erzielt. Es war gelungen, in einigen 
Betrieben Fuß zu fassen und damit Mittelpunkte im Kampf gegen den 
Werksport der Unternehmer und die mit dem Werksport eng ver- 
bundenen faschistischen Dinta-Gedanken zu schaffen. Auf einem 
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großen Sportfest, dem „Sporttag der Massen“ am 23. August 1931, 
der 50000 Werktätige als Aktive oder als Zuschauer in das Neuköllner 
Stadion geführt hatte, befanden sich an der Spitze der aufmarschieren- 
den Sportlermassen u. a. die Betriebssportgruppen der Reichsdruckerei, 
der AEG und der Firmen Laue & Co, und Bachmann. Anläßlich dieses 
Sportfestes, auf dem Walter Ulbricht sprach und Erich Weinert rezitierte, 
war ein besonderer Dreikampf, der aus 100-m-Lauf, Ballweitwerfen und 
Schießen bestand, für die Betriebssportgruppen ausgeschrieben worden. 

Anfang Oktober 1931 fand in Berlin das erste Fußballspiel zwischen 
Betriebsfußballmannschaften der KG statt. Eine Mannschaft des Zei- 
tungsbetriebes „Welt am Abend‘ gewann gegen die Mannschaft des 
Telegraphenbauamtes mit 5:2. 

Dort zu arbeiten, wo die Massen der Werktätigen sind, war die De- 
vise der revolutionären Arbeitersportler geworden. Mit dem Aufbau 
ihrer Betriebssportgruppen schufen sie gleichzeitig Traditionen, auf die 
sich das Proletariat bei der demokratischen Neugestaltung der Turn- 
und Sportbewegung berufen und stützen kann. 

Aber nicht nur in den Betrieben wurde dem Faschismus entgegen- 
getreten. Überall, wo es galt, der Reaktion die Stirn zu bieten, waren 
die revolutionären Arbeitersportler dabei. Ein gutes Beispiel aktiven 
Einsatzes im Zeichen des Rot-Sport-Aufgebots gaben die roten Sportler 
in Hamburg. Sie unterstützten die KPD bei der Vorbereitung der Bürger- 
schaftswahlen, die für den 27. September 1931 vorgesehen waren. 

Ein Arbeitersportler berichtete darüber: 

Das Straßenbild stand im Zeichen des Vormarsches der KPD und einen nicht 
geringen Platz nahmen die Forderungen der roten Sportler im Gesamtbild ein... 
Wir legten unser Hauptgewicht auf die Kleinarbeit... So führten die Vereine 
Sprechchöre, Staffelläufe im Sportdreß mit Plakaten, Haus- und Hofpropaganda, 
verbunden mit turnerischen Vorführungen, Platzkonzerte und sportliche Veran- 
staltungen auf öffentlichen Plätzen durch. Die Polizei griff in diese Propaganda 
wiederholt ein und verbot die öffentlichen Darbietungen, Die Motor- und Radfahrer 
leisteten mit ihren Rädern, die geschmückt und an denen Plakate befestigt waren, 
gute Propaganda, #benso die Wasserfahrer mit ihren Booten, besonders in den 
Kanälen und im Hafengebiet, wo wir an Zehntausende von Arbeitern mit unserer 
Propaganda herankamen und durch Sprechchöre unsere Losungen popularisierten. 
Die Wasserfahrer wurden einmal vor der Wahl bei ihrer Propaganda im Stadt- 
zentrum in einer Schleuse verhaftet, was nur zur stärkeren Aktivierung beitrug. 

Auch Solidaritätsspiele zugunsten des Wahlfonds fanden statt. Dabei 
verstanden es die Hamburger Arbeitersportler, den Wahlkampf ge- 
schickt mit dem Rot-Sport-Aufgebot zu verbinden. Hamburger Sportler 
trugen so auf ihre Art zum Wahlsiege der revolutionären Vorhut der 
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deutschen Arbeiterklasse bei. Gegenüber der Reichstagswahl vom 
14. September 1930 konnte die KPD 33000 und gegenüber den Bürger- 
schaftswahlen vom 20. Mai 1928 64000 Stimmen gewinnen. 

Ein Mittel, die Aktivität der Mitglieder zu steigern und die Arbeits- 
fähigkeit der Organisationen zu überprüfen und zu heben, war die 
„Generalkontrolle“‘, die für das Landesgebiet Berlin-Brandenburg vom 
27. September bis 4. Oktober i931 angesetzt worden war. In deren Ver- 
lauf wurde in allen Vereinen beraten, wie die großen Aufgaben in Zu- 
kunft besser und auf neue Art gelöst werden könnten. 

Für das Rot-Sport-Aufgebot schrieb Ernst Grube die Broschüre 
„Arbeitersport für alle“, in der er die Politik der reformistischen Lei- 
tung scharf kritisierte und die Gegenwartsaufgaben der KG formu- 
lierte. 

Die Broschüre enthielt jedoch einige Fehler und Mängel. Auf sie trifft 
die Kritik zu, die Wilhelm Pieck apäter auf der Brüsseler Parteikonferenz 
an der Politik der KPD gerade dieser Zeit übte: Wilhelm Pieck sprach 
damals von einer vorhandenen Unterschätzung der faschistischen Ge- 
fahr und der daraus resultierenden Tatsache, daß der Hauptstoß nicht 
wirklich gegen die Faschisten, sondern in gleicher Weise gegen die 
„Sozialfaschisten‘“ geführt wurde, wobei Zörgiebel und seinesgleichen 
oft mit den sozialdemokratischen Arbeitern gleichgesetzt wurden. Die 
sektiererische Politik, wie sie von Heinz Neumann u. a. betrieben wurde, 
blieb in der KG nicht ohne Wirkung. Grubes Broschüre ist bis zu einem 
gewissen Grade als ein Ausdruck dafür zu betrachten. Ungeachtet dessen 
enthielt sie eine Fülle von Anregungen für die Arbeit der KG und sehr 
viele richtige Einschätzungen. Während die KG einen wesentlichen 
Teil ihrer Kraft „gegen die vormilitärische Erziehung der Jugend durch 
den bürgerlichen Sport“, gegen Arbeitsdienstpflicht und Zwangssport- 
kurse und für die „wehrsportliche Erziehung der Jugend zum Massen- 
kampf gegen Faschismus, Kapitalismus und Imperialismus‘ einsetzte, 
sahen die reformistischen Verbandsleitungen ihre Hauptaufgabe darin, 
gegen jegliche Opposition vorzugehen. 

„BRot-Sport“ brachte Ende September ein Beispiel, das die Spal- 
tungspolitik des ATSB-Vorstandes unter Gellert kennzeichnete und 
das, gewissermaßen als ein „Schwabenstreich“ der oppositionellen Ar- 
beitersportler, viel belacht wurde. Im Arbeiter-Turn- und Sportverein 
eines kleinen süddeutschen Ortes, in dem eine oppositionelle Mehrheit 
bestand, trugsich folgendes zu : EinigeReformisten hatten unterUmgehung 
des ortsabwesenden ersten Vorsitzenden des Vereins eine Mitglieder- 
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versammlung einberufen, die schwach besucht war und auf der sie eine 
Mehrheit für die Aufnahme von 16 Reichsbannerleuten, die erwiesene 
Gegner der Opposition des Vereins waren, zustande brachten. Durch 
die Reichsbannerleute bildeten sich im Verein eine reformistische Mehr- 
heit. Diese frohe Kunde wurde Gellert nach Leipzig mitgeteilt, der 
postwendend antwortete: „Wir freuen uns, daß Ihr so auf dem Posten 
seid und durch Neuaufnahmen die Bestrebungen der Opposition durch- 
kreuzt habt. Unseres Erachtens ist es nun notwendig, daß ihr die Haupt- 
rädelsführer der Opposition ausschließt. Wir bitten, zusammen mit dem 
Bezirk und den zuverlässigsten Vereinsmitgliedern zu beraten, welche 
Genossen auszuschließen sind... Jedenfalls genügen schon die bis jetzt 
vorliegenden Handlungen, den 1. Vorsitzenden (er stand zur Opposition — 
G. Wo.) mit auszuschließen...“ Der Zufall wollte es, daß dieser Brief 
nicht an den Wortführer der SPD-Fraktion, sondern an den rechtmäßigen 
t. Vorsitzenden, der auf der Ausschlußliste stand, gelangte. Dieser 
studierte vor allem die von Gellert übersandte Anweisung: „Bei Aus- 
schlüssen von Mitgliedern beachten!“ Unter Beachtung aller dort ge- 
gebenen Hinweise rief er eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
ein, auf der er die dokumentarisch festliegenden Tatsachen der fast voll- 
zählig erschienenen Mitgliedschaft vortrug. Die Mitglieder waren empört; 
sie annullierten durch Mehrheitsbeschluß die Aufnahme der 16 Reichs- 
bannerleute und schlossen, unter sorgfältiger Beachtung der Gellertschen 
Ausschluß-Gebrauchsanweisung, die drei verantwortlichen reformi- 
stischen Spalter aus. Dem Bundesvorstand wurde mitgeteilt, daß man 
endlich Ruhe und Ordnung im Verein geschaffen habe. Als Antwort 
kam ein Brief, in dem der Freude darüber Ausdruck gegeben wurde. 
Gleichzeitig wurde gebeten, eine Liste der Ausgeschlossenen zu über- 
senden, die im „gegebenen Fall“ (!! — G. Wo.) noch gebraucht werden 
könne. Nach Übersendung der Namensliste wurden die Ausschlüsse 
ausdrücklich und schriftlich „als berechtigt und für den Bund gültig“ 
anerkannt. Diese süddeutschen oppositionellen Arbeitersportler hatten 
nicht nur die Lacher auf ihrer Seite, sondern bewiesen der Öffentlichkeit 
auch, mit welchen Mitteln die Bundesbeamten des ATSB vorgingen, 
um die Vertreter der Opposition, die sich dafür einsetzten, die Arbeiter- 
sportbewegung zum Kampfinstrument der Arbeiterklasse gegen Mili- 
tarismus und Faschismus zu machen, auszuschließen. 

Das Rot-Sport-Aufgebot wurde besonders im Hinblick auf die Wer- 
bung neuer Mitglieder ein großer Erfolg. In seinem Verlauf konnten 
viele Tausende von Werktätigen, die bisher anderen Verbänden an- 
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gehört hatten oder im Sport noch nicht organisiert gewesen waren, für 
die KG gewonnen werden. 

Ende Juni 1931 hatte die zahlenmäßige Stärke der KG 2253 fest an- 
geschlossene Vereine mit 100790 Mitgliedern betragen. Darüber hinaus 
waren zu diesem Zeitpunkt 1345 sympathisierende Vereine mit rund 
150000 Mitgliedern erfaßt gewesen. 

Als Ergebnis der Werbungen im Rot-Sport-Aufgebot kamen im Juli 
1931 5000 neue Mitglieder zu KG. Im August wurden 181 neue Ver- 
eine gewonnen. 

Mit dem Rot-Sport-Aufgebot gaben die revolutionären Arbeiter- 
sportler der Reaktion eine Antwort auf das Verbot der Internationalen 
Spartakiade. Sie zeigten, daß ihre Organisationen trotz Terrors und 
Verbots wuchsen und erstarkten. Durch ihr organisatorisches und 
ideologisches Wachsen verstärkten sie gleichzeitig die Reihen der konse- 
quenten und kampfbereiten Gegner des Faschismus und des Mili- 
tarismus. 


8. Das 6. Plenum des Exekutivkomitees der RSI 

Vom 14, bis 17. Juli 1931 hatte das Plenum des Exekutivkomitees 
der RSI seine 6. Tagung in Berlin abgehalten. Insgesamt hatten sich 
Vertreter von 15 Länder-Organisationen der Arbeitersportbewegung in 
Berlin eingefunden, Den sowjetischen Delegierten war die Einreise nach 
Deutschland verweigert worden. Einige Länder-Organisationen konnten 
wegen zu großer Schwierigkeiten keine Delegierten entsenden. 

Den Beratungen wurden drei Referate zugrunde gelegt. Willi Prietzel 
sprach über die internationale Lage und die Aufgaben der Arbeiter- 
sportler; Carlo Aksamit, der Führer der tschechoslowakischen revolu- 
tionären Arbeitersportler, referierte über die Aufgaben der Kultur- und 
Erziehungsarbeit, und Paul Zobel behandelte die Fragen der technisch- 
methodischen Arbeit. Außerdem hielt Ernst Grube einen Vortrag über 
die Entwicklung der Körperkultur in der Sowjetunion. Zu den ersten 
drei Referaten wurden ausführliche Resolutionen gefaßt, in denen erst- 
malig umfassend und grundlegend die Stellung der revolutionären Ar- 
beitersportler zu den wichtigsten sportpolitischen und sporttechnischen 
Fragen formuliert wurde. 

Obwohl die KG noch nicht offizielles Mitglied der RSI war, hatten 
die deutschen Arbeitersportler an der Vorbereitung des 6. Plenums teil- 
genommen. Da sie die prinzipielle Bedeutung der dort gefaßten Be- 
schlüsse erkannten, propagierten sie sie sofort, um sie zum Gegenstand 
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einer Diskussion zu machen. Diese Diskussion sollte die Reichsorganisa- 
tionskonferenz der KG, die für den 10. und 11, Oktober 1931 vor- 
gesehen war, vorbereiten. 

Die politische Grundlinie aller Entschließungen des 6. Plenums war 
antifaschistisch und antimilitaristisch. Es wurde u. a. festgestellt, daß 
die Aufrüstung für die Bourgeoisie die Aufgabe mit sich bringe, ge- 
eignete Reserven für den imperialistischen Krieg aufzustellen. Als 
solche Reserven betrachte sie vor allem die in den bürgerlichen Sport- 
organisationen erzogenen und ausgebildeten jungen Menschen. Im 
Prozeß der Militarisierung nehme der bürgerliche Sport durch das Vor- 
dringen des Faschismus immer eindeutiger politischen Charakter im 
Sinne der Reaktion an. Allen bewußten Arbeitersportlern wurde des- 
halb aufgetragen, ihre Aktivität zu verstärken. 

Es wurde eine generelle Wendung in der Sportpolitik gefordert, um 
durch die „‚Einheitsfront von unten“ Erfolge zu erzielen. Die Einheits- 
front sollte vor allem durch sportliche Zusammenarbeit mit den Ar- 
beitern aus anderen Sportvereinen hergestellt werden. Wettkämpfe und 
andere Verbindungen ohne eine Grundlage des gemeinsamen Kampfes 
gegen die Faschisierung und Militarisierung des Sports wurden ab- 
gelehnt. Ein solcher Beschluß war bedeutungsvoll. Er wandte sich 
gegen diejenigen, die glaubten, auch durch einen prinzipienlosen Sport- 
verkehr mit Mannschaften von Sportvereinen anderer Verbände der 
Arbeiterklasse dienen zu können. Er wandte sich aber auch gegen alle 
scktiererischen Tendenzen, die sowohl von Ultralinken als auch von 
Reformisten vertreten wurden. Die Ultralinken lehnten jede Verbindung 
mit Sportlern anderer Verbände ab. Die Reformisten spielten ein 
Doppelspiel: Unter der Flagge des Klassenkampfes lehnten sie das 
organisierte und bewußte Ringen um die Arbeitermassen in den bürger- 
lichen Verbänden ab und isolierten dadurch die Arbeitersportbewegung. 
In den Spitzen der Verbände aber trieben sie praktische Arbeitsgemein- 
schaftspolitik mit den Führern der bürgerlichen Sportbewegung 
und brachten es zur gleichen Zeit fertig, den Sportlern der KG, die durch 
sportliche Zusammenarbeit mit Arbeitern aus bürgerlichen Verbänden 
den antifaschistischen Kampf organisierten, „Mangel an sozialistischem 
Gewissen“ vorzuwerfen. Die Resolutionen des 6. RSI-Exekutivkomitees 
halfen den deutschen Arbeitersportlern sowohl die rechten und die 
linken Abweichungen als auch die mit revolutionären Phrasen drapierte 
Demagogie führender Reformisten zu bekämpfen. 

Der antifaschistische und antimilitaristische Kampf um die Gewin- 
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nung der Massen verlangt den Einsatz vielfältiger Mittel und die An- 
wendung mannigfacher Agitationsformen. Die Resolutionen gaben dazu 
viele Hinweise für die Arbeit in den Betrieben, für die Erziehung der 
Sportler, für die Jugend- und Kinderarbeit, für neue Methoden der 
Werbung, für die notwendige Verbindung zur Arbeitslosenbewegung, 
für die theoretische Arbeit, für die Pressearbeit usw. Wichtig war, daß die 
deutschen Arbeitersportler auf den Wert von Teilforderungen im poli- 
tischen Kampf hingewiesen wurden, da sie sich oft zu allgemein ge- 
haltener Losungen bedient hatten. Das 6. Plenum des Exekutivkomitees 
der RSI charakterisiert die Organisationen der roten Sportler unmiß- 
verständlich als „Sportorganisationen, die auf dem Boden des proleta- 
rischen Klassenkampfes“ stehen, die aber „keine Partei-Sportorgani- 
sationen‘“, sondern „Massenorganisationen des Roten Arbeiter- 
sports“®1! sein sollten. Ihre Wirksamkeit sollte sich deshalb auf die 
Durchführung antifaschistischer, antiimperialistischer und antimilitari- 
stischer Ziele erstrecken. Damit wurde der Weltbourgeoisie gleichzeitig 
die Antwort der revolutionären Arbeitersportler auf ihre Interventions- 
pläne gegen die Sowjetunion gegeben. 

In der Resolution über die internationale Situation der Sportbewegung 
wurden die werktätigen Sportler auf die Erfolge der Körperkultur in der 
Sowjetunion aufmerksam gemacht. Zugleich wurde gezeigt, daß der Auf- 
bau des proletarischen Sports zu einer Millionenbewegung, wie er fast 
ohne jede organisatorische Voraussetzung in wenigen Jahren in der 
Sowjetunion erfolgte, nur unter sozialistischen Verhältnissen möglich ist .#13 

Von besonders großer Bedeutung für die Arbeit der revolutionären 
Sportler war die Resolution über die technisch-methodische Arbeit. Die 
Resolution begann mit folgenden Worten: 

Im Zusammenhang mit den gesteigerten politischen Aufgaben der Arbeiter- 
sportbewegung wächst die Bedeutung der technisch-methodischen Arbeit... Sie 
ist nicht nur Mittel zur Durchführung des Kampfes um die Gewinnung der Massen 
der sporttreibenden Arbeiter, um die Gewinnung der Arbeiter, die der Sport- 
bewegung bisher fernstehen, sondern sie ist mit die Basis, die von den Arbeiter- 
sportverbänden erfaßten Mitglieder zu befühigen, die besonderen Aufgaben der 
Arbeitersportler im proletarischen Klassenkampf zu erfüllen. 

Mit dieser Feststellung wurde die allgemeine Bedeutung der Arbeiter- 
sportorganisationen als Massenorganisationen des Proletariats und ihre 
besondere Wunktion als Organisation zur körperlichen Erziehung der Mit- 
glieder gekennzeichnet. Sowohl den sogenannten „Nur-Politikern“, die 
in den Sportorganisationen ausschließlich ein Mittel zur Erfassung, Be- 
einflussung und Örganisierung der Massen für allgemeine politische 
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Aktionen sahen, als auch den „Nur-Sportlern“ aller Schattierungen, die 
die körperbildende Seite der Sportarbeit überbetonten oder die Sport- 
arbeit gar als Selbstzweck betrachteten, wurde damit eine Abfuhr er- 
teilt. Es wurde gefordert, die technisch-methodische Arbeit in den Dienst 
des Kampfes gegen die Militarisierung und Faschisierung des Sports und 
des Kampfes um die Gewinnung der Massen der sporttreibenden Arbeiter 
zu stellen. Eine Fülle von Hinweisen beantwortete Einzelfragen der 
Sportarbeit. Die Erziehung zur proletarischen Wehrhaftigkeit, zum 
Kollektivgeist und zur proletarischen Solidarität wurden zur Grund- 
lage der technisch-methodischen Arbeit erklärt. Die Förderung der all- 
gemeinen körperlichen Ausbildung, die besondere Beachtung der Massen- 
arbeit und die Hebung des durchschnittlichen Leistungsniveaus sollten 
dabei als Grundsätze gelten. Es wurde die Pflege nationaler Besonder- 
heiten im Sport und die Pflege von Sportarten, die ohne großen Auf- 
wand an Material betrieben werden konnten, empfohlen. Der Ausbau 
der proletarischen Samariterbewegung und der Aufbau einer proleta- 
rischen Pfadfinderbewegung wurden angeregt. Die Auffassung, daß 
man von anderen Sportorganisationen in technisch-methodischer Hin- 
sicht nichts lernen könne, wurde — ohne der unkritischen Übernahme 
von Formen und Methoden das Wort zu reden — als „eine Art der 
Selbstisolierung‘‘ abgelehnt. Vorgeschlagen wurde auch die „Heran- 
ziehung neuer Kräfte, jüngerer Kräfte, die schneller die neuen technisch- 
methodischen Formen und ihre Bedeutung erkennen“ und „ungehemmt 
von Traditionen an der Durchführung derselben arbeiteten“. Der 
letzte Vorschlag war bedeutsam, weil viele Funktionäre, die mit alten 
überholten Theorien noch nicht gebrochen hatten, manche Formen der 
‚Sportarbeit als „bürgerlich“ ablehnten, jedoch nicht erkannten, daß 
Übungsformen, bestimmte Elemente der Methodik und anderes nicht 
klassengebunden sind. Wettkampfgedanke, Leistungsprüfungen, Sport- 
abzeichen, Aufnahme neuer Sparten gehörten zu diesen umstrittenen 
Problemen. Die Resolution empfahl, solche Gedanken weitgehend 
zu berücksichtigen bzw. unter Beachtung der proletarischen Grund- 
sätze zu fördern. 

Richtungweisend waren auch die Ausführungen über dem Wehrsport: 


Um aber die sportliche Betätigung noch aktiver für den proletarischen Klassen- 
kampf einzusetzen, die Arbeitersportler noch stärker für den Kampf gegen die 
Bourgeoisie vorzubereiten, deshalb muß die Erziehung zur proletarischen Wehr- 
haftigkeit ihren Ausdruck im proletarischen Woehrsport finden. Die technisch- 
methodischen Formen des Wehrsports werden von diesem Grundsatz bestimmt. 
Die Sportarten, die der körperlichen Selbstverteidigung dienen, wie Jiu-Jitsu, 
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Boxen und Ringsport, Schießsport usw. werden im Wehrsportprogramm ebenso 
berücksichtigt wie das Rad- und Motorradfahren, wie überhaupt die Grundlage 
des Wehrsportprogramms eine allgemeine und vielseitige Ertüchtigung des Einzel- 
nen vorsehen muß. Der Gedanke des proletarischen Wehrsports wird um so stärker 
sein, je mehr die Arbeitersportler aller Sparten sich aktiv an den Aktionen der Ar- 
beitersportler, an ihren ökonomischen und politischen Kämpfen betätigen und die 
Kraft ihrer Organisationen dafür einsetzen. 

Die Resolution hielt in diesem Zusammenhang weiter fest, daß der 
proletarische Klassenkampf „vom Einzelnen nicht zuletzt auch in körper- 
licher Hinsicht Widerstandsfähigkeit, Ausdauer, Kraft, Geschicklich- 
keit” verlange und daß „zur Förderung dieser Eigenschaften... ., be- 
sonders auch im wehrsportlichen Interesse, die Hebung des durchschnitt- 
lichen Leistungsniveaus eine unumgängliche Notwendigkeit‘ sei. Sie 
könne jedoch nur verwirklicht werden, wenn „Enthaltsamkeit von 
körperzerstörenden Gewohnheiten (Alkohol, Tabak), maßvolle An- 
gewöhnung von Strapazen, eine vernünftige Anwendung des Wett- 
kampfes unter spezieller Berücksichtigung des Mehrkampfgedankens“ 
und andere Fragen positiv gelöst würden. Auch Leistungsbuch und 
Sportabzeichen wurden in diesem Zusammenhang genannt. 

Die vielfältigen Hinweise für die weitere Entwicklung der revolutio- 
nären Arbeitersportbewegung waren verbunden mit einer Auseinander- 
setzung mit Problemen der Sportarbeit in den Verbänden der Bour- 
geoisie und in den reformistisch geleiteten Arbeitersportverbänden. In 
der Resolution wurde darauf hingewiesen, daß „in der Periode der 
Faschisierung und der imperialistischen Kriegsvorbereitungen“ der 
einstmals von der Bourgeoisie zur Neutralisierung der Massen propa- 
gierte Sport „an sich und für sich selbst“ den politischen Zielen der 
herrschenden Klasse nicht mehr entsprach und die neue Linie der offenen 
Politisierung des Sports sich auch in der technisch-methodischen Arbeit 
der bürgerlichen Verbände niederschlug. 

Die sportliche Betätigung — so wurde weiter gesagt — ist für die Bourgeoisie aber 
nicht nur im Zusammenhang mit der Militarisierung und Faschisierung von großer 
Bedeutung, sondern auch im Hinblick ‚auf die kapitalistische Rationalisierung. 

Bewegungspausen, Pausenturnen und die Propagierung sportlicher 
Tätigkeit von seiten der Ausbeuter wurden als Versuche charakterisiert, 
die Arbeiter um des Profits willen, nicht aus Gründen der Menschlich- 
keit vor der völligen Erschöpfung zu bewahren und gleichzeitig den Ein- 
druck zu erwecken, daß die verheerenden Folgen der kapitalistischen 
Rationalisierungsmaßnahmen unter kapitalistischen Verhältnissen zu 
überwinden seien. 
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Die Resolution verwies auf die Tatsache, daß die überlaute Diskussion 
bestimmter sporttechnischer Fragen objektiv die Wirkung hatte, daß 
sie von den Kernfragen der Körperkultur wegführte. „Eine besondere 
Rolle“, so wurde gesagt, „spielt die außerordentlich breite Diskussion 
über den Zweck und das Ziel der verschiedenen Gymnastiksysteme 
(Laban, Bode usw.). Die technisch-methodische Seite der Diskussion 
soll von der Weltfremdheit und der Kleinbürgerlichkeit ablenken, die 
hinter den meisten dieser Systeme steckt. Bis in die Reihen der Arbeiter- 
klasse haben diese Systeme ihre Anhänger gefunden, womit ihr Haupt- 
zweck, das Proletariat von der Frage einer wirklichen proletarischen 
physischen Erziehung abzuhalten, schon erreicht ist.“ 

Abschließend wurde festgestellt, daß die Sportarbeit der bürgerlichen 
Organisationen den allgemeinen Aufgaben der Bourgeoisie untergeordnet 
ist; die bürgerlichen Sportverbände wurden als Klassenorganisationen 
der Bourgeoisie charakterisiert. 

In bezug auf die Sportarbeit der LSI-Verbände hielt die Resolution 
u. a. fest, daß die verschiedenen Prinzipien der Sportarbeit (Gesundheit, 
Mannschaftssport usw.) die von Reformisten dem bürgerlichen Sport 
gegenübergestellt wurden, „noch nicht eine besondere technisch-metho- 
dische Arbeit im Sinne des Proletariats“ seien, sondern daß die Über- 
betonung der Schlagworte von der Gesunderhaltung durch Sport im 
Gegenteil dazu angetan sei, „die Grenzen, die das kapitalistische System 
der Gesunderhaltung der Arbeiterklasse“ ziehe, aus dem Bereich der 
Diskussion zu entfernen. Durch den Hinweis auf die Tatsache, daß 
die von der LSI gefaßten Beschlüsse über den Wehrsport in den wichtigsten 
Sektionen der Internationale u. a, auch in Deutschland nicht zur Durch- 
führung kamen, wurde noch einmal deutlich gemacht, daß die reformi- 
stischen Sportführer allenfalls in Worten, nicht jedoch in Taten zum 
Kampf gegen den Faschismus bereit waren. 

Die Resolutionen des 6. Plenums des Exekutivkomitees der RSI 
orientierten die revolutionären Arbeitersportler aller Länder auf die 
politischen Hauptaufgaben der Arbeiterklasse. Von ihrer Lösung hing 
es ab, ob Demokratie und Frieden oder ob Nazi-Barbarei und Aggres- 
sionskriege die folgenden Jahre der Entwicklung bestimmen würden. 
In diesem Sinne sollten auch die anderen sportpolitischen und sport- 
praktischen Fragen geklärt werden. 

Die Resolutionen waren Dokumente von entscheidender Bedeutung. Sie 
können nicht hoch genug eingeschätzt werden und nehmen einen Ehren- 
platz in der Geschichte der internationalen Arbeitersportbewegung ein. 
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II. 


Die Zeit der zweiten Brüning-Regierung 
(Herbst 1931 bis Sommer 1932) 


1. Der Ruck nach rechts im Lager der Bourgeoisie 


Im Sommer 1931 hatten sich die Krisenmomente verstärkt. Die 
industrielle Produktion sank immer schneller ab. Während sie 1930 noch 
87% des Standes von 1928 betragen hatte, fiel sie 1931 auf 70%. Zur 
gleichen Zeit wuchs die Arbeitslosigkeit von 22,7 auf 34,7 %. Auch die 
Kurzarbeit stieg von 13,8 auf 19,7%. Die Reallöhne jedoch sanken von 
89 auf 78%, (1928 gleich 100%) und die Arbeitsbelastung der im Ar- 
beitsprozeß Verbliebenen wurde durch Intensitätssteigerung von 125 
auf 131% erhöht (1913/14 — 100 %,). 

Es kam zu schweren Zusammenbrüchen im industriellen Sektor der 
kapitalistischen Wirtschaft Deutschlands und zu einem Bankenkrach 
ungeahnten Ausmaßes. Der Nordwolle-Konzern, Geldgeber der NSDAP, 
dessen Geschäftspraxis auf Betrügereien großen Stils aufgebaut war, 
brach zusammen. Die Danat-Bank, eine der größten deutschen Banken, 
die durch Millionenkredite an die „„Nordwolle“ gebunden war, krachte 
und zog das ganze kapitalistische Kreditwesen Deutschlands in den 
Strudel des Zusammenbruchs, so daß am 13. Juli 1931 sämtliche deutsche 
Großbanken ihre Schalter schließen mußten und sich durch Staats- 
gelder vor der völligen Pleite retten ließen. 

Wie sehr sich die Werksportvereine dem Willen der Konzernherren 
unterworfen hatten, zeigte ein Aufruf des N WK-Hauptverbandes, dem 
Werksportverband des Nordwolle-Konzerns, in welchem u.a. aus- 
geführt wurde: „Das stolze Schiff der NWK ist in schwere Seenot ge- 
raten. Die Führung, der gerade der Hauptverband ... unendlich viel 
verdankt, ist über Bord gespült... Gerade deswegen muß aber die ver- 
bliebene Mannschaft ihre Pflicht tun und alles hintenanstellen, was nicht 
den augenblicklichen Verhältnissen Rechnung trägt ... die Ursache 
festzustellen, warum Maschine und Masten dem Sturm nicht stand- 
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yuhalten, ist nicht Aufgabe der Mannschaft, dazu sind andere Stellen 
berufen...“ 

Die gleiche Rat- und Hilflosigkeit, die aus den zitierten Sätzen der 
werksportlichen Handlanger der Konzernherren sprach, hatte auch die re- 
gierenden Beauftragten des Finanzkapitals befallen. Schon am 13. August 
1931 gab Reichskanzler Brüning in einer Sitzung der Vereinigten Reichs- 
ratsausschüsse eine vertrauliche Information über die finanz- und wirt- 
schaftspolitische Lage, in der er feststellte, daß „‚die Krise über die ganze 
Welt gegangen“ sei und daß „die Situation der Welt bisher keine Paral- 
lele gegeben habe“. „Die Ratlosigkeit der Welt“, führte Brüning weiter 
aus, „ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, daß jede Hoffnung 
auf eine Stabilisierung der Preise immer wieder zu Schanden wird. Eine 
Regelung der Weltwirtschaft gibt es erst dann, wenn der Tiefpunkt der 
Preise erreicht ist, dann erst kann sich das Produktionsvolumen den 
Preisen anpassen. Jedes Volk kann sich bis dahin nur darauf einstellen, 
wie es durchkommt.“ 

Der Vertreter Ostpreußens im Reichsrat, Freiherr von Gayl, brachte 
in der gleichen Sitzung die Forderung der Großindustriellen und der 
Großagrarier an die Brüning-Regierung auf folgende Formel: „Erwünscht 
sind Reformen der Arbeitslosenfürsorge, Lohnsenkung, Wiederherstel- 
lung der Freiheit auf dem Gebiet der deutschen Arbeit, Finanzierung 
der deutschen Ernte, Aufrechterhaltung der Ruhe und Sicherheit in 
Deutschland.“ Mit diesen harmlos klingenden Worten verkündete von 
Gayl das Programm der deutschen Reaktion: Abbau der Arbeitslosen- 
fürsorge, neue Lohnsenkungen, völlige Freiheit für Massenentlassungen 
und für Tarifänderungen; hohe Zuschüsse aus der Staatskasse für die 
Großgrundbesitzer, Terror gegen die Arbeiterklasse. Die Werktätigen 
aller Schichten sollten bluten, um die bankrotte kapitalistische Wirt- 
schaft zu retten. Brüning gab das zu, indem er z. B. erwähnte, daß „die 
Senkung der Löhne ... nicht in den Preisen zum Ausdruck gekommen“ 
sei, und im gleichen Atemzuge versprach, „die gegenwärtigen Maß- 
nahmen“ zur Erhaltung der Ruhe durch „brutalere Maßnahmen‘ zu er- 
setzen, 

Aber den reaktionärsten Kreisen der deutschen Großbourgeoisie ging 
Brüning trotzdem noch nicht weit genug. Hindenburg macht sich als 
Reichspräsident zam Vollstrecker des Willens gewisser Kreise der Junker 
und Schlotbarone, die sich im Sommer 1931 Hitler noch stärker genähert 
hatten, und trat persönlich dafür ein, daß Brüning den Rücktritt seines 
Kabinetts erklärte. In einenı vertraulichen Bericht, den die Sächsische 
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Gesandtschaft aus Berlin an das Sächsische Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten am 9. Oktober 1931 nach Dresden sandte, wurde diese 
Tatsache in folgende Worte gekleidet: „Wie ich aus sehr guter Quelle 
erfahre, ist in der Tat ein persönlicher Wunsch des Herrn Reichspräsi- 
denten das Entscheidende gewesen. Der Herr Reichspräsident, der von 
ihm persönlich nahestehenden Kreisen in der Richtung beeinflußt wird, 
einer Rechtsregierung die Tore zu öffnen, soll schon vor längerer Zeit 
den Gedanken erwogen haben..., Wirth ... und Guerard aus der Re- 
gierung zu entfernen. Diese Lockerung im Verhältnis des Reichspräsi- 
denten zu der Regierung Brüning soll sich während eines Sommer- 
aufenthalts in Dietramszell gesteigert haben, wo er in Unterhaltungen 
mit alten Freunden zu einem Kurswechsel gedrängt worden ist... Es 
ist bekannt, daß der Widerstand gegen Herrn Brüning in den Kreisen 
der Volkspartei besonders von den Vertretern der westlichen Industrie 
ausgeht, die in ihm den ehemaligen christlichen Gewerkschaftsfunktio- 
när schen, der nicht den Entschluß finden werde, sich von der Sozial- 
demokratischen Partei zu lösen und die immer mehr in den Vordergrund 
tretende Lockerung der Tarifverträge vorzunehmen. Mir wird von gut 
unterrichteter Seite übrigens mitgeteilt, daß diese letzte Annahme auf 
einem Irrtum beruht...“ 

Diese Vorgänge zeigten sehr deutlich, daß die Kennzeichnung der 
bürgerlichen Demokratie durch Lenin vollinhaltlich für die Weimarer 
Republik zutraf: 

Einmal in mehreren Jahren zu entscheiden, welches Mitglied der herrschenden 
Klasse das Volk im Parlament niederhalten und zertreten soll — das ist das wirk- 
liche Wesen des bürgerlichen Parlamentarismus... Die eigentlichen „Staats“- 
geschäfte werden hinter den Kulissen abgewickelt und von den Departements, 
Kanzleien, Stäben verrichtet. 


Hinter den Kulissen aber wurde nun festgelegt, Brüning mit der 
Regierungsumbildung zu beauftragen. Dr. Wirth und von Guerard ver- 
schwanden von der Ministerliste. Neu wurde Prof. Warmbold, ein leiten- 
des Mitglied der IG-Farben, als Wirtschaftsminister aufgenommen, 
Reichswehrminister Groener übernahm das Innenministerium zusätz- 
lich. Die Regierungsumbildung „bedeutete im ganzen einen Ruck nach 
rechts, eine Verschärfung des antidemokratischen Charakters der Re- 
gierung Brüning“. 

„Der Ruck nach rechts“ hatte sich auch in der bürgerlichen Turn- und 
Sportbewegung schon länger angekündigt und wurde nun immer oflen- 
sichtlicher. Besonders augenfällig war diese Entwicklung in der DT. 
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Von ihr wurden jetzt neue „zeitgemäße‘“‘ Methoden der Jugenderziehung, 
mehr militaristische Kriegsspiele und bessere Unterstützung der „Ost- 
mark“ gegen die „slawische Brandung‘ gefordert. Sogenannte „Lange- 
marck-Märsche“, an denen neben den Turner-Jugendgruppen auch 
Jungdo und andere reaktionäre Jugendverbände teilnahmen, waren An- 
laß, die Jugend aufs neue darauf vorzubereiten, „freudig“ ihr „Höchstes“ 
für die Ziele der Hochfinanz zu geben. Die Diskussion um die Formu- 
lierung des $ 2 der DT-Satzung!? — die schon Aufang 1931 begonnen 
hatte und vom Hauptvorstand mit dem Hinweis geglättet worden war, 
daß man auch mit der gültigen Form des $ 2 seine „vaterländischen“ 
Pflichten erfüllen könne — flammte immer wieder von neuem auf. Sie 
wurde geschürt von den völkischen Gruppen. Auf einem Kreisturntag 
im Rheinland verlangten die „Völkischen“ z. B., daß die Formulierung 
von der „vaterländischen Gesinnung“ durch die Kennzeichnung der DT 
als „Gesinnungsgemeinschaft gemeinsamer seelischer Art, die sich zu 
einer Kampfgemeinschaft um volkliche Hochziele‘“‘ entwickele, ersetzt 
werde. Noch aber kam der starke faschistische Flügel mit seinen 
Forderungen nicht durch, da führende Männer der DT eine andere Mei- 
nung über die Taktik vertraten. Sie waren gegen die „Schreibweise“ 
Neuendorfis, des Wortführers der völkischen Fraktion in der DT, und 
rieten ihm, „seinem Temperament Zügel anzulegen und die Wirkung 
seiner Worte zu bedenken“; sie waren aber nicht gegen seine faschi- 
stischen Gedanken und Handlungen, 

„Der Turner aus Sachsen‘ berichtete über eine DT-Hauptausschuß- 
sitzung, in der u. a. über Neuendorffs politische Arbeit gesprochen wurde: 
„Es waren ungewohnte Töne, die da durch den Tagungsraum ... er- 
klangen: Marxismus, Sozialismus, Klassenkampf, Karl Marx, Engels. 
Und der Ton macht nun einmal die Musik. Es stellte sich nämlich bald, 
und dabei keineswegs überraschend, heraus, daß kein einziger (hervor- 
gehoben von mir — G. Wo.) gegen Neuendorffs Stellung zum Klassen- 
kampfgedanken war.“ 

Mit einer solchen Haltung stelle sich der DT-Hauptausschuß, das 
höchste Gremium der DT nach dem Turntag, hinter Neuendorff, der nach 
seinen eigenen Worten die Meinung vertrat, „daß die Klassenkampf- 
theorie ... sich mit unserer (der DT — G. Wo.) turnerschaftlichen, uns 
durch den $ 2 der Satzung auferlegten Aufgaben der Pflege deutschen 
Volksbewußtseins schlechterdings nicht vertrüge und daß daher ein 
Anhänger der Marxschen Klassenkampftheorie nun und nimmer ein 
Turner sein könne... ..“* 


96 


Der DT-Hauptausschuß billigte durch sein Verhalten ohne Zweifel 
auch die unverschämten Drohungen, die Neuendorff gegen die Berliner 
Turnerschaft ausgestoßen hatte, als deren Mehrheit seine Absetzung 
forderte: „Wer hat denn hier zu befehlen ? Die Berliner Turnerschaft ge- 
wiß nicht. Ich habe sogar frohen Mut: muß die Deutsche Turnerschaft 
durchaus zwischen ihr und mir wählen, könnten die Berliner leicht 
zweiter Sieger werden. Im übrigen, verehrte Berliner Turnerschaft, 
schlage ich dir vor, deine überschüssigen Kräfte anderswo zu verwenden 
als zu Zwecken der Tempelhüterschaft über den $ 2.“ 

Es war gewiß nicht nur Überheblichkeit, die Neuendorff solche, jeder 
Demokratie hohnsprechenden Worte schreiben ließ und ihm den „‚frohen 
Mut“ gab, faschistische Methoden in der DT einzuführen, sondern sicher 
auch die Gewißheit, große Teile der Führung, insbesondere der DT- 
Jugendführung, auf seiner Seite zu haben. Im Herbst 1931 hatte der 
DT-Jugendausschuß auf Betreiben Neuendorffs in Kassel Beschlüsse 
gefaßt, die der „Einstellung der Turnerjugend auf die Erfordernisse der 
Zeitlage“ dienen und zur Grundlage der DT-Jugendarbeit für 1932 
werden sollten. In den Beschlüssen war ein ganzes Programm militari- 
stischer und faschistischer Jugenderziehung vorgezeichnet. Es begann 
mit der stärkeren „Erziehung zum nationalen Verantwortungsbewußt- 
sein und breiterer Volkstumsarbeit“ (erläutert als Aufklärung über den 
„Versailler Vertrag“, „Erziehung zum Wehrwillen“, „Durcharbeiten 
aller Fragen des großdeutschen Gedankens mit besonderer Berück- 
sichtigung des Verhältnisses der DT zum Turnerbund und Turnverband“ 
und „Durcharbeitung des Buches ‚Volk ohne Raum‘ von Hans Grimm“). 
Es umfaßte ferner die „straffere Zusammenfassung und Bindung an den 
Führer‘ und endete bei der „Ableistung von Dauermärschen‘“ und dem 
„Arbeitsdienst turnerischer und allgemeiner Art“. Schwerlich wird es 
als Zufall bezeichnet werden können, daß die Kasseler Beschlüsse genau 
den Forderungen entsprachen, die Reichswehr-Innenminister Groener 
bei Übernahme des Innenministeriums gestellt hatte: Arbeitsdienst und 
Wehrhaftmachung der deutschen Jugend. 

Auch der „unpolitische“ DRA beeilte sich, dem neuen Innenminister, 
der zugleich alter und neuer Reichswehrminister war, die Zuverlüssig- 
keit zu beweisen. In einer Eingabe an Groener forderte der DRA „Staats- 
politik auf weite Sicht, auch auf dem Gebiet der Leibesübungen“. — 
„Es ist hohe Zeit, zu grundsätzlicher Umkehr“, hieß es weiter, „wir 
brauchen eine Reform der körperlichen Erziehung unseres Volkes“, um 
das Volk „im höheren Sinne wehrhaft im Kampf um sein Dasein zu 


7 Wonneberger 97 


machen“. In der vorsichtigen und zurückhaltenden Sprache bürger- 
licher Sportführer, die auf die Massen ihrer Mitglieder Rücksicht nehmen 
mußten, wurde so das Erziehungsprogramm der deutschen Bourgeoisie 
für den Sport gebilligt und noch dazu der Anschein erweckt, als wäre 
man der hochherzige Förderer einer gesunden Körperkultur des Volkes. 
Der Generalsekretär des DRA, Carl Diem, vergaß allerdings Vorsicht 
und Zurückhaltung, als er in einem Vortrag auf der Heeressportschule 
Wünsdorf mit dem bezeichnenden Satz: „Der Krieg ist der vornehmste, 
ursprünglichste Sport, der Sport par excellence und die Quelle aller 
anderen Sportarten...“, die Ziele charakterisierte, die der Förderung 
des Sports durch einflußreiche Teile der Bourgeoisie wirklich zugrunde 
liegen. Diese Zusammenhänge deckte in der „Deutschen Turnzeitung“ 
ungewollt auch ein gewisser Dr. Müller auf, als er unter Bezugnahme auf 
die Eingabe des DRA schrieb: „Die Gefahr des Erliegens unserer Ver- 
eine wächst von Tag zu Tag in gefährlicher Weise...“ und den Angst- 
schrei ausstieß, daß so kein „wehrhafter‘“ Deutscher entstehen könne, 

Der „Ruck nach rechts“ brachte Aufwind für die organisierten Fa- 
schisten, füllte ihre Kassen und machte ihnen Mut, ihre Ziele offen 
auszuplaudern. Hitler verkündete im Januar 1932 vor den mächtigsten 
Industrie- und Bankkapitänen sein Aggressionsprogramm und fand 
deren Zustimmung. 

Die Faschisten nutzten zur Verbreitung ihrer Ideologie alle Möglich- 
keiten und versuchten, auch in den Sportorganisationen immer mehr 
an Boden zu gewinnen. Das war wohl auch der Hauptgrund, warum 
Major a. D. Franz Breithaupt — langjähriger Geschäftsführer der DT, 
Mitglied der NSDAP — Ende 1931 in das Münchener Hauptquartier 
Hitlers als Sportsachverständiger berufen wurde. 

Der „Völkische Beobachter“, das Hauptblatt der Faschisten, erteilte 
den faschistischen Fraktionen in der DT einen besonderen Auftrag. 
Er schrieb: „Es bedarf nur eines starken Anstoßes und das deutsche Volk 
hat in der „Deutschen Turnerschaft‘ ein Heer von Vorkämpfern für Wehr- 
haftigkeit, Rassenreinheit und Freiheit gewonnen. Dieser Anstoß muß 
von den zahlreichen Parteigenossen ausgehen, die Mitglieder der ‚Deut- 
schen Turnerschaft‘ sind.‘ 

Für die Fasckisten spielte die Turn- und Sportbewegung noch eine 
andere Rolle. Sie benutzten sie, um ihre Bürgerkriegsgarden auszubilden, 
sowie dazu, diese Ausbildung vor den Augen wachsamer Demokraten 
zu verbergen. In einem Polizeibericht wurde z. B. aus München gemeldet: 
„ haben sich in München jene SA-Mitglieder, die den Kleinkaliber- 
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schießsport betreiben wollen, zu der ‚Münchener Kleinkaliberschützen- 
gesellschaft‘ zusammengeschlossen. Bis jetzt zählt der Verein an die 
hundert Mitglieder. Um die Selbständigkeit dieses Vereins zu dokumen- 
tieren, ist es den Mitgliedern verboten, bei Veranstaltungen im Rahmen 
des Vereins irgendwelche nationalsozialistischen Abzeichen zu tragen, 
Unter den Mitgliedern wurde bereits gesagt, daß sich solch ein Verein 
sehr gut bewähren könne, wenn einmal die SA aufgelöst werden würde.“ 

Der „Ruck nach rechts“ im Lager der deutschen Bourgeoisie, dessen 
sichtbarster Ausdruck die Umbildung der Regierung war, zeigte sich 
also auch im Bereich der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung. Mili- 
tarisierung und Faschisierung der bürgerlichen Verbände schritten merk- 
lich voran. Körperliche und ideologische Wehrhaftmachung mit Hilfe 
des Arbeitsdienstes und der bestehenden bürgerlichen Turn- und Sport- 
organisationen gehörten ebenso zum offiziellen Programm der deutschen 
Bourgeoisie wie die Unterdrückung der revolutionären Arbeiterorgani- 
sationen und die maßlose Ausbeutung der Werktätigen, 


2. Nach der Reichsorganisationskonferenz der KG — 
noch aktiverer Kampf 


Infolge des Spartakiade-Verbots hatte der 2. Reichskongreß der 
Kampfgemeinschaft nicht stattfinden können. Seit dem 1. Reichs- 
kongreß, der Pfingsten 1930 in Erfurt abgehalten wurde, war aber eine 
ereignisreiche Zeit von eineinhalb Jahren vergangen. Die Kampf- 
gemeinschaft war in dieser Zeit zu einem wichtigen Faktor im sport- 
lichen und politischen Leben geworden. 

Deshalb sollte nun eine Reichsorganisationskonferenz einberufen 
werden, die in erster Linie das Ziel hatte, über organisatorische und 
finanztechnische Fragen zu entscheiden. Das erforderte auch die Be- 
handlung der politischen Hauptaufgaben. Dies zeigte sich schon in der 
Vorbereitszeit der Konferenz. Sehr ausführlich wurden die Beschlüsse 
des 6. Plenums des Exekutivkomitees der RSI besprochen. Der „Reichs- 
sportausschuß“ der KG gab zu diesem Zweck ein mehrseitiges Material 
über die „technisch-methodische Arbeit der Kampfgemeinschaft“ her- 
aus. Darin wurde versucht, die Anregungen des entsprechenden Be- 
schlusses der 6. Tagung des RSI-Exekutivkomitees für die Arbeit der 
revolutionären Arbeitersportler auszuwerten. 

In Berlin fanden sich die Funktionäre aus den Arbeitersportvereinen 
auf einer Versammlung zusammen, um die Reichsorganisationskonferenz 
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vorzubereiten. Es sprachen Walter Ulbricht und Ernst Grube. Walter 
Ulbricht legte den Arbeitersportlern nahe, „mit den Arbeitern in den 
bürgerlichen und reformistischen Verbänden unter Führung der Kampf- 
gemeinschaft Verbindung aufzunehmen und den gemeinsamen Kampf 
zu führen“. Die Versammlung faßte einen sehr wichtigen Beschluß: 

Die Funktionärkonferenz verpflichtet alle Gruppen, Abteilungen, Vereine, 
Spartenleitungen, die Vereins-, Bezirks- und Kartellvorstände, sofort die Ver- 
bindung mit den werktätigen Mitgliedern, den Vereinsfunktionären und den unteren 
Leitungen in den übrigen Sportorganisationen herzustellen. Mit ihnen sind gemein- 
same Sitzungen und Beratungen abzuhalten über die Versammlungskampapne, über 
die Durchführung von Solidaritätsspielen, die gemeinsame Benützung sportlicher 
Übungsstätten, über sportliche Betätigung im Interesse der Werktätigen, nicht des 
Kapitals und über Fragen der Sportpolitik überhaupt. Bündnis aller Werktätigen, 
Herstellung der Roten Sporteinheitsfront ist Parole und die aktuellste Aufgabe. 

Am 10./11. Oktober 1931 trafen sich dann in Berlin die 142 Dele- 
gierten aus allen Landesgebieten und aus allen Sparten zur Reichs- 
organisationskonferenz. Unter der Losung: „Gegen Diktaturverord- 
nung und Faschismus“ berieten die Delegierten über die neuen Auf- 
gaben der Arbeitersportler, die sich aus den Unterdrückungsmaßnahmen 
der 2. Brüning-Regierung gegen die Arbeiterbewegung und aus dem An- 
wachsen des Faschismus ergaben. „Rot-Sport‘“ berichtete von der 
Konferenz: „Gegenüber der faschistischen Front in Harzburg brachte 
die Reichsorganisationskonferenz der Kampfgemeinschaft den ent- 
schlossenen Kampfwillen zum Ausdruck, die antifaschistische Einheits- 
front der werktätigen Sportler herzustellen.“ 

Die Konferenz stimmte den Beschlüssen des 6. Plenums des Exekutiv- 
komitees der RSI zu und erklärte den Beitritt der KG zur RSI. 

Ernst Grube konnte bekanntgeben, daß in der KG 110006 beitrags- 
zahlende Mitglieder, die sich in 2100 Vereinen zusammengeschlossen 
hatten, erfaßt waren, daß sich die Zahl der Mitglieder in 4 Monaten also 
um etwa 10000 erhöht hatte. Weitere 500 Vereine waren für die Bei- 
tragszahlung gemeldet. Mit 1100 Vereinen, die nicht der KG angehörten, 
bestand Sportverkehr. 

In einem „Kampfappell an alle werktätigen Sportler und Sportlerin- 
nen“ und in anderen Beschlüssen wurden die Aufgaben für die nächste 
Zeit festgelegt. Allen revolutionären Arbeitersportlern wurde auf- 
getragen, die werktätigen Sportler aufzuklären und sie gegen die reaktio- 
nären Bestrebungen der Bourgeoisie zu einen und zu mobilisieren. Dabei 
sollten einige besonders wichtige Aufgaben vordringlich ins Auge gefaßt 
werden: der Kampf 
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a) gegen die Faschisierung der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung, 
b) gegen faschistischen Terror, 

€) gegen Unterdrückungsmaßnahmen der Bourgeoisie, 

d) gegen Arbeitsdienst und militaristische Zwangssportkurse. 


Bereits die nächsten Wochen ließen erkennen, daß die Sportler be- 
müht waren, nach den Weisungen der Reichsorganisationskonferenz zu 
handeln. 

Am 25. Oktober 1931 trafen sich 300 Delegierte zur 2. Landesjugend- 
konferenz Berlin-Brandenburgs und berieten mit jugendlichem Elan 
ihre speziellen Aufgaben. Ebenso standen auch die Landeskonferenzen, 
die in den Ländern nach der Reichsorganisationskonferenz veranstaltet 
wurden, im Zeichen der dort festgelegten Aufgaben. 


Gegen die Faschisierung der bürgerlichen Turn- und Sportverbände 


Die werktätigen Sportler aller Verbände sollten gegen die Faschi- 
sierung der Sportverbände mit den verschiedensten Mitteln mobilisiert 
werden: Agitation an Ausflugsorten, in Freibädern und bei sportlichen 
Veranstaltungen, Solidaritätsspiele mit Arbeitern aus allen Sportver- 
bänden, Versammlungen und Kundgebungen dienten diesem Zweck 
ebenso wie besondere Stafetten- und Sternläufe oder die Sichtagitation 
durch Transparente, die die Paddler, Ruderer und Segler auf den Wasser- 
läufen mitführten. 

Hervorragend war die Pressearbeit. Es gab keine Nummer von „Rot- 
Sport“ oder vom „Internationalen Arbeitersport“, in der nicht der 
faschistische Kurs oder die faschistenfreundliche Haltung von Führern 
des bürgerlichen Sports in Grundsatzartikeln oder Korrespondenzen 
angeprangert und alle Sportler zum gemeinsamen Handeln aufgerufen 
wurden. Auch die Zeitungen, die Gruppen und Vereine herausgaben, 
setzten diese Aufklärungsarbeit in einer Form fort, die den lokalen Be- 
dingungen entsprach und dadurch sehr wirksam war. In Berlin z. B. gab 
es Anfang 1932 ungefähr 50 Gruppenzeitungen, die insgesamt. mit einer 
Auflage von rund 10000 Stück pro Monat erschienen. 

Diese Aktivität der revolutionären Arbeitersportler war ganz im Sinne 
des Aufrufs der RSI („An die sporttreibenden Arbeiter der Welt‘), in 
dem zu einer Protestkampagne gegen den faschistischen Terror in Bul- 
garien, Jugoslawien und Polen aufgefordert und den sporttreibenden 
Arbeitern geraten wurde, „diese Protestkampagne mit der Entfaltung 
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eines Massenkampfes gegen den Faschismus und gegen die Faschisierung 
und Militarisierung des Sports im eigenen Lande“ zu verknüpfen. 

Die hartnäckigen Bemühungen blieben nicht ohne Erfolg. „Rot- 
Sport‘ konnte oft über erfolgreiche Diskussionsabende mit Sportlern 
anderer Verbände, über Solidaritätsspiele und über gemeinsame Ver- 
sammlungen berichten. Zweifelsohne war die starke Opposition, die 
sich in den bürgerlichen Verbänden gegen die militaristischen und faschi- 
stischen Bestrebungen entwickelte, zu einem bestimmten Teil auf die 
Arbeit der roten Sportler zurückzuführen. Bezeichnend war, daß es 
selbst Neuendorff und seinen Helfern in der DT nur durch die ver- 
schiedensten demagogischen Manöver und durch massive Drohungen 
gelang, die Opposition einzudämmen. 

Einem DT-Jugendführer gegenüber, der von der starken Opposition 
gegen den faschistischen Kurs berichtete, leugnete Neuendorff in der 
„Schar“, der Jugendführerzeitschrift der DT, daß diese nationalsoziali- 
stische Politik treibe, setzte aber sogleich hinzu: „Man braucht nicht 
Marx’ dicke Bücher gelesen zu haben. Man braucht nur aus der Ge- 
schichte zu wissen, daß Marx den deutschen Arbeitern als hauptsäch- 
liches Rettungsmittel für ihren Aufstieg den Klassenkampf empfohlen 
und damit volkszerstörend gewirkt hat, wie kein anderer... und dann 
muß man dem Marxismus Kampf ansagen, sonst gehört man nicht in 
die Turnerschaft.“ 

Wenig später verdeutlichte die „Schar“, was von Neuendorffs Worten 
zu halten war. Sie zitierte Auszüge aus der neuesten Ausgabe von 
Hitlers „Mein Kampf“ und erklärte die Faschisierung der Deutschen 
Turnerschaft mit einer kaum zu übertreffenden Demagogie: „Man kann 
doch nur sagen, die Nationalsozialisten sind turnerschaftlich geworden, 
nicht wir nationalsozialistisch.“ 

Angesichts einer solchen Entwicklung auf dem Gebiete der Körper- 
kultur, die dem Vordringen des Militarismus und Faschismus im all- 
gemeinen entsprach, wurde es zur Lebensfrage der Demokratie, ob es 
gelingen würde, die faschistische Flut durch gemeinsames Handeln der 
Werktätigen einzudämmen, oder nicht. Die revolutionären Arbeiter- 
sportler bekämpften deshalb das Sektierertum und den’ Schematismus 
in ihrer Arbeit, die einen erfolgreichen Kampf um die Einheitsfront der 
Arbeiter behinderten. 


Der faschistische Terror wächst 


Der Terror der faschistischen Organisationen wuchs immer weiter an. 
SA- und SS-Garden machten bei ihren Streifzügen keinen Unterschied 
zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten, zwischen Arbeiter- 
sportlern aus reformistisch geleiteten Verbänden und solchen aus der KG. 
Selbst die „Arbeiter-Turn- und Sportzeitung‘‘ mußte oft von Überfällen 
auf Sportler und Sportplätze berichten. 

Am 18. Oktober 1931 überfielen SS-Leute z. B. das Arbeitersportheim 
auf dem Jahn-Sportplatz in Braunschweig. Der Bericht der Zeugen 
enthielt folgende Schilderungen: 


++. die Sportler hatten zum größten Teil den Platz verlassen, nur die letzte Mann- 
schaft war noch beim Umkleiden in der Baracke. Da kamen im Sturmschritt 
SS-Leute (50—60 Mann) von zwei Seiten her auf die Baracke los, umringten so- 
fort. einige Sportler ... E., der an seiner blauen Sportmütze das Sportabzeichen des 
Vereins trug, griffen sie sofort und rissen ihm das Abzeichen von der Mütze, mit 
den Worten: „Das ist auch ein Marxistenhund!“ Nachdem — das geschah natür- 
lich alles im Bruchteil einer Minute — stürzten sich einige Nationalsozialisten auf 
mich und forderten von mir Papiere. Sie rissen meinen Anzug auf, zerrissen dabei 
noch mein inneres Jackettfutter, visitierten mich und fanden bei mir zwei Privat- 
briefe mit einem Fotobild und meine Antragspapiere für die Krisenunterstützung. 
Sie übergaben sie einem anderen Nationalsozialisten, offenbar dem Führer der 
Kolonne, Der ‚Führer‘ sah sich die Papiere durch und zerriß sie vor meinen Augen 
und warf sie fort, Und dann meinte er, zu mir gewendet: „Du bist wohl auch so ein 
Marxistenhund“, mit diesen Worten ballte er seine Faust, um mich damit ins Ge- 
sicht zu schlagen. Ich duckte mich, lief unter seinen Armen fort... Den anderen 
erging es schlechter. Auch sie wurden „durchsucht“, daß die Kleider in Fetzen 
gingen und auf den Befehl des SS-Führers, ,.: „Jeder, der ein marxistisches Ab- 
zeichen trägt, kriegt 'ne Wucht!“, begann ein wahlloses Prügeln. Die zu Boden 
Geschlagenen wurden mit Fußtritten traktiert, bis sie sich nicht mehr rührten... 
der große Haufen der Nazis unternahm den Angriff auf die Baracke. Aus einem 
Nebenraum wurden Eisenstangen geholt, sämtliche Fenster zertrimmert und zu- 
gleich versucht, die Tür einzuschlagen... Plötzlich ein Pfeifensignal, und die Nazis 
verschwanden. Sie hatten ... Nachricht vom Nahen eines Polizeikommandos er- 
halten. Die Polizei konnte nichts weiter tun, als sich von dem angerichteten Scha- 
den zu überzeugen und einen Krankenwagen herbeizurufen. ... An sämtlichen 
Fahrrädern (sechs), die vor der Baracke standen, waren Mäntel und Schläuche 
zerschnitten, offenbar, um den jungen Sportlern die Überlegenheit des Hitlerschen 
„Nationalsozialismus“ über den „Marxismus“ ganz unwiderlegbar klarzumachen. 


Der Wille zu gemeinsamer Tat, zu gemeinsamer Abwehr des faschi- 
stischen Terrors wuchs infolge derartiger Vorkommnisse bei den Arbeiter- 
sportlern allenthalben sehr schnell an. Nicht zuletzt, um diese Bewegung 
in reformistische Bahnen zu lenken, riefen deshalb die rechten sozial- 
demokratischen Führer die Mitglieder der SPD, der von ihnen ge- 
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leiteten Gewerkschaften und Arbeitersportverbände und des Reichs- 
banners auf, die sogenannte Eiserne Front zu bilden. Aufder Gründungs- 
konferenz, die am 16. Dezember 1931 in Berlin stattfand, vertrat Wil- 
dung die reformistischen Führungsgremien der Arbeitersportverbände. 

Statt in dieser Situation einen wirklichen Kampf gegen den Faschis- 
mus zu organisieren, wurden jetzt von reformistischen Sportführern 
lächerliche Losungen, wie „Hinein in den frischfröhlichen Kampf um 
die Freiheit!“, geprägt und Artikel veröffentlicht, die im Zeichen der 
„Eisernen Front“ die kapitalistische Rationalisierung befürworteten. 
Die Arbeitersportler mußten natürlich verwirrt werden, wenn sie Ge- 
wäsch folgenden Inhalts lasen: „Geist ist Macht und Geist lebt aus 
Seele .... Der Geist sprengt! Geist aber lebt aus Seele... Der Weg zur 
Macht aber führt über die Seele.“ Derartiges Geschwätz entsprach 
nicht der wahren Haltung jener großen Zahl von SPD-Arbeitern, die 
von der „Eisernen Front“ eine brauchbare Waffe gegen den Faschismus 
erhofften. 

Als die KPD dagegen ihre Forderungen nach der Aktionseinheit gegen 
den Faschismus immer energischer erhob, kommentierte der Redakteur 
der Arbeiter-Turn- und Sportzeitung, Kreuzburg, dieses ehrliche Be- 
mühen mit folgenden böswilligen Worten: „Sieht man ein, daß das 
Wasser ihnen zuerst in die Kehle kommt...? Der größere Klassen- 
bruder ist der Überzeugung, daß er die Naziflut übersteht, seine Er- 
ziehungsmethoden (!!— G. Wo.) sind darauf eingestellt... Auf eine rote 
Einheitsfront nach Moskauer Muster braucht man sich links von uns 
aber keine Hoffnung machen.“ — Unverhohlen wurden damit von 
Kreuzburg die Gedanken derjenigen Reformisten ausgesprochen, die 
sich mit einem Sieg des Faschismus bereits abgefunden hatten und über- 
zeugt waren, den faschistischen Terror schon irgendwie überstehen zu 
können, Das war nach Lage der Dinge jedoch nur durch völlige Aufgabe 
des antifaschistischen Kampfes, d.h. durch Verrat an der Arbeiterklasse, 
möglich; den Kommunisten, der Avantgarde im Kampf gegen den Fa- 
schismus, so folgerte Kreuzburg schadenfroh, würden die Faschisten 
bestimmt kein Pardon geben. Diese Worte aber schrieb Kreuzburg be- 
reits in einer Zeit, als für jeden, der es sehen wollte, unzweifelhaft zu er- 
kennen war, daß die SA eine auf Terror und Bürgerkrieg dressierte 
Truppe der reaktionärsten Teile des deutschen Monopolkapitals war. 

Die Berichte und Materialien über Bürgerkriegsübungen der SA und 
der SS, über das weitverzweigte Nachrichtensystem und über Stärke 
und Bewaffnung der SA waren so erdrückend und die Proteste der demo- 
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kratischen Kräfte des deutschen Volkes so entschieden, daß die Brüning- 
Regierung sich gezwungen sah, am 13. April 1932 ein wenig wirksames 
Verbot sämtlicher „militärischen Organisationen der Nationalsoziali- 
stischen Deutschen Arbeiterpartei, insbesondere die Sturmabteilungen 
(SA), die Schutz-Staffeln (SS), mit allen dazugehörigen Stäben und 
sonstigen Einrichtungen, einschließlich der SA-Beobachter, SA-Reser- 
ven, Motorstürme, Marinestürme, Reiterstürme, des Fliegerkorps, Kraft- 
fahrzeugkorps, der Führerschulen, der SA-Kasernen und der Zeug- 
meistereien‘““ auszusprechen. 

Daß es nicht ernst gemeint war mit diesem Verbot, bewiesen u. a. die 
Vorgänge in Sachsen. Die aufzulösenden Organisationen erhielten viel 
eher Kenntnis vom Verbot als die Polizei und hatten bei deren Er- 
scheinen längst alle wichtigen Materialien und Dokumente beiseite ge- 
schafft. In der dann folgenden Verbotszeit konnten die Faschisten ihre 
Bürgerkriegstruppe reorganisieren und ausbilden. Dabei spielte der 
Sport ala Aushängeschild eine wichtige Rolle. Das Weiterbestehen der 
SA und SS in illegaler Form war bereits bis in das Kleinste vorbereitet; 
die nazistischen Organisationen planten, ihr Treiben getarnt weiter- 
zuführen. Dieser Plan wurde mit stillschweigender Duldung der Behör- 
den auch ausgeführt. 

Die sächsische Nazigauleitung besaß z. B. eine Führerschule in Ham- 
merleubsdorf in der Amtshauptmannschaft Flöha, die unter dem Namen 
„Sportschule der NSDAP“ mit einer Kapazität von 120 Mann seit 
Februar 1932 in Betrieb war. Der Lehrplan umfaßte neben „Staats- 
bürgerkunde“ vor allem Geländeübungen, Schießen, andere militärische 
Übungen (z. B. Behelfsbrückenbau) und „Turnen und Sport aller Art“. 
Man hatte einen militärischen Wachdienst eingerichtet. Politisch Anders- 
denkende des Ortes wurden systematisch belästigt. 

Trotz einer Eingabe des Gewerkschaftskartells von Leubsdorf, in der 
auf den wahren Charakter der „Sportschule“ hingewiesen wurde, durfte 
die Führerschule weiterbestehen. 

Die Arbeiterklasse konnte diesen planmäßigen, vom Monopolkapital 
finanzierten Vorbereitungen eines blutigen Terrors gegen alle Demo- 
kraten nicht tatenlos zuschauen, Sie mußte sich für die Abwehr faschi- 
stischer Gewalttaten rüsten. Die revolutionären Arbeitersportler nahmen 
diese Aufgabe sehr ernst. Ihre Führung half ihnen durch theoretische 
Unterweisung und praktische Anleitung des proletarischen Wehrsports. 
Im „Techniker“ wurden fast in jeder Nummer derartige Fragen be- 
handelt. Viele Vereine, in denen der Wehrsport noch nicht planmäßig 
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und organisiert betrieben wurde, begannen darüber nach der Reichs- 
organisationskonferenz der KG die Aussprache. Die Fichte-Wander- 
gruppe Leipzig-Ost beispielsweise beschloß auf ihrer Jahreshaupt- 
versammlung, den früher vernachlässigten Wehrsport ernsthaft zu be- 
treiben. In einer Leipziger Gruppenzeitung schrieb ein Arbeiter- 
Wanderer: „Wir sehen täglich, wie die Faschisten militärisch ausgebildet 
werden. Auch wir müssen bei den kommenden Auseinandersetzungen 
mit ihnen gerüstet sein ... daher wollen und müssen wir in der kommen- 
den Zeit unserem bisherigen Nur-Wandern ein anderes Gewand geben... 
Wehrsport soll auf unseren Fahrten betrieben werden. Organisiert — 
nicht, wie bisher, planlos.“ Gleichzeitig war es notwendig, allen Ab- 
weichungen im Kampf gegen den Faschismus energisch entgegen- 
zutreten. Ernst Thälmann erklärte Ende 1931, daß es vereinzelte Ab- 
weichungen in der Frage des individuellen Terrors gebe, die vor allem 
„an der Peripherie der Partei“ zu verzeichnen seien. Er verurteilte alle 
Versuche, statt des ideologischen und wehrhaften Massenkampfes den 
individuellen Terror gegen die Faschisten im politischen Kampf an- 
zuwenden, und bezeichnete solche Tendenzen als Entfernung von den 
Positionen des Marxismus-Leninismus. Das ZK der KPD hatte schon 
am 10. November 1931 die Anwendung des individuellen Terrors ver- 
urteilt, 

Auch bei den revolutionären Arbeitersportlern gab es solche schäd- 
lichen Tendenzen, die von feindlichen Elementen noch unterstützt 
wurden, um der Polizei Handhaben zum Einschreiten gegen die revolu- 
tionären Organisationen zu geben und um jene blutrünstige Atmosphäre 
zu schaffen, die es den Faschisten ermöglichte, die eigenen Anhänger 
von der Diskussion mit revolutionären Arbeitern abzuhalten und damit 
vor der ideologischen Beeinflussung zu schützen. Im Februar 1932 warnte 
die Landesleitung Berlin-Brandenburg — Lausitz — Grenzmark der KG 
in einem Aufruf ihre Mitglieder vor diesen feindlichen Auffassungen und 
forderte sie zu schärfster Wachsamkeit auf. 


Gegen die Unterdrückungsmaßnahmen der Bourgeoisie 


Nicht nur die Durchdringung der bürgerlichen Sportorganisationen 
mit faschistischen Gedanken, nicht nur der Terror der SA-Banditen, 
sondern auch viele Maßnahmen der bürgerlichen Regierungen dieser 
Zeit bereiteten dem Faschismus den Weg. Die Sparmaßnahmen auf dem 
Gebiete des Gesundheits- und Sozialwesens, deren Folgen die Arbeiter- 
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klasse am stärksten trafen, und auch die rücksichtslos und einseitige An- 
wendung der Notverordnung vom 8. Dezember 1931 sollten den Kampf 
der Arbeiter gegen den Faschismus behindern. 

Die Presseorgane der revolutionären Arbeiterbewegung und der revo- 
lutionären Sportbewegung hatten schon immer die Streichungen im 
Sozialetat gebrandmarkt. Sie hatten auch gegen die Schließung eines 
Teiles der Berliner Schwimmhallen und gegen die Erhöhung der Ein- 
trittspreise für die wenigen anderen, die weiterhin geöffnet blieben, 
protestiert. Sie waren bereits bei den Etatberatungen gegen die volks- 
feindlichen Anträge aufgetreten. Dennoch wurde im Zuge der „Spar- 
maßnahmen‘ der Sozialetat des Reiches für 1931 um 30%, der Reichs- 
wehretat aber nur um 1%, gekürzt. Im preußischen Etat waren da- 
gegen 8,3 Millionen Mark zur Hebung der Pferdezucht vorgeschen. Davon 
sollte der feudale Union-Klub den größten Teil erhalten. Nur 0,5 Millio- 
nen Mark wurden für die „Förderung der Leibesübungen‘ bewilligt. 

Nach der Reichsorganisationskonferenz wurde der Kampf gegen die 
„Sparmaßnahmen“ mehr und mehr mit dem Kampf um Teilforderungen 
(Fahrpreisermäßigung, Hallenbenutzung usw.) und um die Aktions- 
einheit mit allen werktätigen Sportlern verbunden. Die Notverordnung 
„Zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und zum Schutze des 
inneren Friedens“ vom 8. Dezember 1931 verbot u. a. das Tragen von 
Abzeichen politischer Vereinigungen. Öffentliche Versammlungen solcher 
Organisationen waren nicht gestattet. Obwohl die KG im Sinne der Not- 
verordnung genausowenig oder genausosehr eine politische Organi- 
sation war wie beispielsweise die Deutsche Turnerschaft, begann die 
Polizei eine kleine Neuauflage der Spartakiade-Abzeichen-Jagd zu 
inszenieren, Vor ihr waren selbst Träger der ATSB-Nadel nicht sicher. 

Die Berliner Polizei hatte es besonders auf die Träger des Fichte-F ab- 
gesehen. Da eine Reihe von Verhafteten vom Schnellrichter freige- 
sprochen werden mußte, weil nicht zu beweisen war, daß der Sportverein 
Fichte zu den politischen Vereinen gehörte, erließ der sozialdemokra- 
tische Polizeipräsident von Berlin eine Sonderverfügung, mit der er 
„Fichte“ für politisch im Sinne der Notverordnung erklärte. Zugleich 
wurden die Polizisten angewiesen, alle Fichte-Abzeichenträger „zwangs- 
zustellen“. So wurde die ganze Fußballmannschaft von Fichte-Johan- 
nisthal vom Sportplatz weg verhaftet, weil sie auf ihrem Fußballhemd, 
wie schon seit Jahren, das Fichte-F trug. 

Die Proteste der Arbeiterschaft gegen solche Maßnahmen erzwangen 
schließlich, daß das Abzeichenverbot zurückgenommen werden mußte. 
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Wenn der geordnete Sportbetrieb in der KG durch die zahlreichen neuen 
Schikanen des bürgerlichen Staatsapparates auch litt — die Kampfkraft 
und die Zahl der roten Arbeitersportler stiegen weiter. Die roten Sportler 
eroberten sich die Sympathien der Arbeitermassen und wurden, besonders 
in Berlin, zum Inbegriff des Arbeitersports überhaupt. 


Gegen Arbeitsdienst und Zwangssport 


Gemeinsam mit dem kommunistischen Jugendverband Deutschlands 
(KJVD) und allen revolutionären Kräften führten die roten Arbeiter- 
sportler einen entschiedenen Kampf gegen den Arbeitsdienst. 

Die Einführung der Arbeitsdienstpflicht gehörte schon seit dem ersten 
Weltkrieg zu den Zielen der Reaktion. Mit ihr sollte vor allem ein Ersatz 
für die alte Drillstätte der preußisch-deutschen Armee geschaffen 
werden, da der Vertrag von Versailles den deutschen Militaristen nicht 
die Möglichkeit gab, mit Hilfe einer allgemeinen Wehrpflicht die gesamte 
deutsche Jugend auf den geplanten Revanchekrieg vorzubereiten. Nach 
und nach nahmen die reaktionärsten Organisationen der deutschen 
Bourgeoisie, wie z. B. Jungdo (1923) und Stahlhelm (1926), die Arbeits- 
dienstpflicht in ihr Programm auf und verbündeten sich mit den zahl- 
reichen „privaten“ Vereinen, die in wachsendem Maße den Arbeitsdienst 
in der Öffentlichkeit theoretisch zu rechtfertigen und im Verborgenen 
praktisch vorzubereiten suchten. Schon seit 1924 gab es Arbeitsdienst- 
lager. 

Mit dem Ausbruch der Wirtschaftskrise, durch die die Arbeitslosen- 
ziffer in die Höhe schnellte, hatte die Diskussion um die Arbeitsdienst- 
pflicht von neuem begonnen. Drei bürgerliche Parteien, darunter die 
NSDAP, die die Arbeitsdienstpflicht in ihr Programm aufgenommen 
hatten, machten für sie auch im Reichstag Reklame. Eine „Reichs- 
arbeitsgemeinschaft für deutsche Arbeitsdienstpflicht“ (Rada), der 
60 verschiedene, mehr oder minder rechtsgerichtete Parteien und Ver- 
einigungen angehörten, war gegründet worden, um vor allem die Arbeits- 
dienstlager-Bewegung zu propagieren. Die Arbeitsdienstpflicht wurde 
als Hilfsmittel gegen die Folgen der Wirtschaftskrise, besonders gegen 
die Arbeitslosigkeit, angepriesen. Genaue Untersuchungen ergaben je- 
doch, daß der wirtschaftliche Nutzen einer solchen Maßnahme nur 
einigen bestimmten Wirtschaftsgruppen zugute gekommen wäre, wäh- 
rend der Staat jährlich Hunderte von Millionen dafür hätte ausgeben 
müssen. Aus diesem Grunde wurde staatlicherseits die allgemeine Ar- 
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beitsdienstpflicht vorerst verworfen, dafür aber „als ein Mittel zur Milde- 
rung der Folgen der Arbeitslosigkeit‘ der freiwillige Arbeitsdienst ge- 
fördert. Eine Notverordnung vom 5. Juni 1931 und einige Durch- 
führungsbestimmungen dazu gaben dafür die gesetzliche Grundlage. 
Die Befürworter der Arbeitsdienstpflicht begannen unter dem Deck- 
mantel des freiwilligen Arbeitsdienstes (FAD) ihre Vorarbeiten für die 
Dienstpflicht. Ein Schreiben, das die „Oberste SA-Führung“ am 31. De- 
zember 1931 an die unteren Einheiten der SA richtete, enthielt genaue 
Angaben über die bereits eingeleiteten Maßnahmen. Genannt wurden u.a. 
die Auswahl der „nötigen Führer“, besonders aus den Reihen der SA 
und SS (!), die Schulung dieser Kräfte, die „Anstellung praktischer Ver- 
suche“ und die Propagierung des Arbeitsdienstgedankens. Wenig 
später gab dann die NSDAP-Reichsleitung ein Merkblatt heraus, in dem 
das ganze Programm des zukünftigen „Reichs-Arbeitsdienstes“ in seinen 
Grundformen (militärischer Aufbau, ausschließliche Konzentration auf 
Arbeitslager usw.) bereits enthalten war. 

Die Faschisten sahen die Ausbildung von Kadern für den geplanten 
faschistischen Reichsarbeitsdienst und dessen sonstige Vorbereitung als 
eine ihrer wesentlichsten Aufgaben an. Sie gingen dabei mit Stahlhelm, 
Jungdo, Bismarck-Jugend und anderen Organisationen zusammen, 
welche ähnliche Ziele verfolgten. Das „Dinta‘“ befand sich als Institu- 
tion der deutschen Großindustrie selbstverständlich ebenfalls unter den 
eifrigen Befürwortern des Arbeitsdienstes und bot sich an, bei der 
Führerschulung mitzuhelfen. Staatliche Stellen der Weimarer Repu- 
blik aber zahlten erhebliche Beihilfen für die Verwirklichung der Ziele 
der undemokratischsten und rückschrittlichsten Elemente und halfen 
50, die Republik im Sinne der Reaktion zu unterhöhlen. 

Dem Sport war im Prozeß der Vorbereitungen der Arbeitsdienst- 
pflicht eine wichtige Funktion zugedacht. Einmal wurde er als Lock- 
mittel benutzt: Manche Werber schilderten die Lager so, als wären sie 
eın Paradies, wo man sich bei Sport und Spiel und etwas Arbeit er- 
holen könnte. In Wirklichkeit war der Sport bestenfalls eine raffinierte 
Methode, um die Lagerinsassen auf den militärischen Drill und auf die 
schwere Arbeit beim Flugplatz- oder Straßenbau vorzubereiten. Zum 
anderen diente der Sport als Aushängeschild für die Arbeitsdienst- 
kampagne. Über seine Organisationen wurden Tausende von Jugend- 
lichen beeinflußt und durch entsprechende Maßnahmen erfaßt. Die 
Führer der bürgerlichen Sportorganisationen waren dabei eifrige Helfer, 
oft sogar waren sie die Initiatoren. Es fiel ihnen nicht schwer, Teile der 
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Sportjugend für den Bau von Sportanlagen im Rahmen des freiwilligen 
Arbeitsdienstes zu begeistern. Für Vereinsfunktionäre und Sportler war 
die Sache bei oberflächlicher Betrachtung in der Tat anreizend: Sport- 
anlagen, für die ansonsten kein Geld zu beschaffen war, konnten mit 
Hilfe der Arbeitsdienstbeihilfen gebaut werden; außerdem bekamen die 
Arbeitslosen meist ein Mittagessen sowie ein Taschengeld und fühlten 
sich nicht mehr überflüssig. Die Tatsache, daß Sportplatzbauten und 
ähnliche Vorhaben meist in den Städten durchgeführt wurden und daher 
keine Lager eingerichtet werden mußten, begünstigte ebenfalls die 
Werbung für den FAD. Ende Februar 1932 wurden 30,2%, aller FAD- 
Vorhaben von Turn-, Sport- und Jugendverbänden getragen, und bei 
51,4% aller Vorhaben waren die bisher durch den FAD erfaßten rund 
33000 Arbeitslosen von Turn-, Sport- und Jugendverbänden geworben 
worden. Die Zahl der FAD-Mitglieder stieg bis Ende Mai 1935 auf 
über 53000 Personen an, wovon über 29000 Jugendliche waren. 

Den Hintermännern des FAD ging es aber keineswegs um den Bau 
von Sportplätzen, sondern darum, die Jugend in Lagern zu erfassen, 
um sie dort in ihrem Sinne zu erziehen. Deshalb wurde der Arbeitsdienst 
in Form der festen Lager, mit militärischer Ausrüstung und Ordnung, 
besonders gefördert. Auch der Vorsitzende der DT, Dominicus, erklärte 
sich mit einer solchen Zielsetzung einverstanden, wenn er am 19. Mai 
1932 dem Reichsinnenminister Groener Material über die Werbe- 
methoden für den FAD innerhalb der DT übersandte und dazu schrieb: 
„Angesichts der Pläne, die Sie verfolgen, dürfte die in der DT geleistete 
Vorarbeit vielleicht für Sie von einigem Interesse sein.“ 

Der. FAD sollte außerdem noch eine besondere politische Aufgabe 
erfüllen. Er sollte die Arbeitslosen vom Nachdenken über ihre Lage und 
deren Ursachen ablenken, indem er ihnen vorspiegelte, sie wären wieder 
in den Arbeitsprozeß eingereiht. So verhöhnte Harte die Arbeitslosen 
geradezu, wenn er schrieb, der Gesamtbetrieb des FAD habe die Erwerbs- 
losen „so weit vermenschlicht‘“(!), „daß es in den Arbeitsgruppen zu 
einem duldsamen, oft sogar humorvollen Austausch der Meinungs- 
verschiedenheiten gekommen ist“. 

Das also war das Ziel: Ablenkung vom Klassenkampf, Ablenkung vom 
Kampf um die allgemeine und durchgreifende Verbesserung der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse. Eine Vorstufe solcher politischen Beein- 
flassung waren die sogenannten Erwerbslosen-Sportgruppen gewesen, 
die von bürgerlichen Sportvereinen zum gleichen Zweck ins Leben ge- 
rufen worden waren. Die DT war, wie überall, wo es galt, den Rechts- 
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kurs der Großbourgeoisie recht schnell durchzusetzen, Vortrupp und 
Beispiel anderer Verbände. Dominicus schrieb später darüber: „Un- 
streitig hat die DT den Freiwilligen Arbeitsdienst so frühzeitig und in 
einem solchen Umfange bei ihren Vereinen durchgeführt wie kein anderer 
deutscher Turn- und Sportverband. Ja, wir können mit Fug und Recht 
behaupten, daß dieses Vorgehen der DT wohl wesentlich dazu bei- 
getragen hat, daß der sozialistische Arbeiter-Turn- und Sportbund 
seinen ursprünglichen doktrinären Widerstand gegen diese Einrichtung 
aufgegeben hat.“ 

Dominicus ließ mit diesen Worten durchblicken, daß damals für den 
ATSB ein neues Kapitel reformistischer Politik „des kleineren Übels“ 
begonnen hatte. Auf Grund der ablehnenden Haltung der Mitglieder in 
den Vereinen hatte der ATSB-Vorstand die Mitarbeit am FAD zuerst 
außer Diskussion gestellt. In einem Leitartikel der „Arbeiter-Turn- und 
Sportzeitung‘ wurde der Arbeitsdienst als akute Gefahr für die Arbeiter- 
klasse bezeichnet. Aber schon wenige Wochen später lenkte man ein 
und sprach davon, daß es vielleicht doch richtig sei, ohne die Gefahr des 
Arbeitsdienstes zu vergessen, „eigene Arbeitsgruppen“ zu schaffen.®? 
Die „Zentralkommission für Arbeitersport und Körperpflege“ unter 
Wildung hatte schon vorher empfohlen, den FAD zu fördern. Die Mit- 
gliedschaft aber forderte klare Entscheidungen gegen jede Form des 
Arbeitsdienstes, auch gegen den „eigenen“, der doch unter den ge- 
gebenen Umständen nur dazu angetan sein konnte, die Fronten zu ver- 
wischen und den Arbeitsdienstgedanken populär zu machen. Auf alle 
Proteste hatten die Reformisten nur eine typisch opportunistische Ant- 
wort: „Wenn wir das Geld nicht nehmen, nehmen es andere Verbände.“ 
Daher seien, wenn „hier und da der freiwillige Arbeitsdienst im nationalen 
Fahrwasser“ segele, die Arbeiter selbst daran schuld, weil sie sich „zu 
wenig daram kümmern“. 

Kreuzburg z. B. gehörte zu denen, die den Arbeitern selbst die Schuld 
zuschoben und den reformistischen Führern jede Verantwortung für die 
Entwicklung des Arbeitsdienstes abzunehmen versuchte. Er erklärte 
biedermännisch, man habe bei der Empfehlung, den Arbeitsdienst zu 
unterstützen, „niemals ... an eine Verpflichtung der Vereine gedacht“. 

Solche Stellungnahmen, die dem Gegner direkt in die Hände arbei- 
teten, wurden von vielen Arbeitern der Verbände mit Recht als Verrat 
an ihren Klasseninteressen gebrandmarkt. Die Einsendungen an die 
„Arbeiter-Turn- und Sportzeitung‘‘ häuften sich derart, daß die Redak- 
tion nicht umhin konnte, ab und zu einen Bericht zu veröffentlichen, der 
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ihrem eigenen Bestreben, den FAD als harmlos abzutun, diametral ent- 
gegenstand. 

Der breiten Front der offenen, halboffenen und versteckten Förderer 
des faschistischen Arbeitsdienstgedankens standen die Vertreter des be- 
wußten Teils der deutschen Arbeiterklasse gegenüber. Auch in diesem 
Kampfe zählten die roten Sportler zu ihnen. Im „Internationalen Ar- 
beitersport“ veröffentlichte der Verantwortliche der KG für Jugend- 
fragen, Walter Voß, schon im September 1931 einen Artikel, der „Ar- 
beitsdienstpflicht im Dienste der Faschisierung“ betitelt war. In ihm ent- 
hüllte der Verfasser an Hand vieler Materialien die von der Bourgeoisie 
verfolgten Ziele und nahm zum Verhalten reformistischer Führer Stellung: 

Das alberne reformistische Geschwätz, daß ja niemand gezwungen wäre, Arbeits- 
dienstpflichtiger zu werden, ist nichts anderes, als die Befürwortung der Arbeits- 
dienstpflicht. ,. Die gewaltige Gefahr, die darin besteht, daß der Hunger und die 
Not, das Fehlen der notdürftigsten Kleidung und oftmals sogar einer Schlafstelle, 
größere Massen von Jungerwerbslosen den Arbeitsdienstpflichtprotektoren in 
die Arme treibt, darf von uns keinesfalls unterschätzt werden. 

Nach der Reichsorganisationskonferenz wurden die Anstrengungen 
verstärkt, die jugendlichen Sportler über den wahren Charakter des Ar- 
beitsdienstes aufzuklären. In einer Broschüre des Zentralkomitees des 
KJVD war seine Aufgabe mit einem Zweizeiler sehr treffend charakteri- 
siert worden: 

Heute mit dem Spaten für Graf und Baron, 
morgen in den Krieg gegen die Sowjetunion. 

„Wehrt Euch gegen Arbeitsdienstpflicht!* rief „Rot-Sport“ am 
2. November 1931 allen Arbeitersportlern zu, Das Berliner Organ der 
roten Arbeitersportler nannte in einem programmatischen Artikel die 
Vorgänge um den Arbeitsdienst beim richtigen Namen und zeigte, wie 
sehr die DT-Führung half, die reaktionärsten Pläne der deutschen Bour- 
geoisie zu verwirklichen. Unter Hinweis auf den Streik in einem Ar- 
beitsdienstlager bei Brieselang wurden die roten Sportler aufgefordert, 
„den Kampf der werktätigen Jugend gegen Arbeitsdienst, Faschisie- 
rung und Militarisierung zu verstärken“, 

Durch Diskussionsabende, durch Kundgebungen, durch Organisie- 
rung von Streiks in den Lagern und durch vielfältige andere Methoden 
der Aufklärung sollten die Jungerwerbslosen gegen den Arbeitsdienst 
mobilisiert werden. 

Wenige Tage später druckte die Zeitung Auszüge aus einem Rund- 
schreiben der „Reichsarbeitsgemeinschaft für deutsche Arbeitsdienst- 
pflicht“ vom 5. November 1931 ab, aus denen unwiderlegbar hervor- 
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ging, daß die Träger der „Reichsarbeitsgemeinschaft“ die Kräfte der 
Harzburger Front waren, die mit Hilfe der Regierung alles daransetzten, 
jede Arbeitsgruppe in ihre Hand zu bekommen. Die Ausbildung sollten 
„bewährte Führer“, d.h. besonders vorbereitete ehemalige Offiziere 
und Unteroffiziere der kaiserlichen Armee, der Reichswehr und der 
Polizei sowie Sportlehrer „gleichen Lebensgangs“ übernehmen. 

Den durchsichtigen Plänen der Reaktion, die unter dem Vorwand, die 
Arbeitslosigkeit beseitigen zu wollen, der Jugend die Kommißstiefel an- 
zog, setzten die roten Sportler Losungen und Forderungen des KJVD 
entgegen: Arbeit und Brot für alle Jungerwerbalosen, Arbeitsbeschaf- 
fung vom Staat zu Tarifbedingungen, Kampf gegen den Unterstützungs- 
raub, Unterstützungszahlung ohne Wartezeit, Kampf gegen die Schlie- 
Bung von Erwerbslosen-Tagesheimen und für die freie Wahl der Heim- 
leiter in den Tagesheimen. 

Die Grundlage für diese Forderungen der Jugend bildete das Arbeits- 
beschaffungsprogramm der KPD, das folgende Möglichkeiten zur un- 
mittelbaren Arbeitsbeschaffung vorsah: jährlich durch den Staat 300000 
Wohnungen bauen, das Straßennetz instandsetzen, bestimmte Flüsse 
kanalisieren und Talsperren anlegen sowie Krankenhäuser, Heilstätten 
für Kinder und Sport- und Spielplätze errichten zu lassen. Um die Geld- 
mittel für diese Bauten, die im Interesse der werktätigen Massen lagen, 
aufzubringen, sollten Ausgaben für militärische Zwecke und für die 
Polizei, Zuschüsse für die kirchlichen Unternehmungen sowie Gehälter 
und Pensionen der oberen Beamten gekürzt bzw. gestrichen und be · 
sondere Steuern von den Millionären und anderen Großverdienern er- 
hoben werden. 

Daß die Vereine der KG vom Kampfwillen gegen den Arbeitsdienst 
durchdrungen war, spiegelten u. a. die Gruppenzeitungen wider. Ein 
Leipziger Fichte-Wanderer fragte in seiner Gruppenzeitung: „Wer 
glaubt, daß es beim ‚freiwilligen Arbeitsdienst*‘ bleibt #* Die Antwort 
gab er selbst: Der FAD „ist doch nur die Generalprobe für die Arbeits- 
dienstpflicht! Und außerdem ist er ein wunderbares Erziehungsmittel 
der Faschisten, denn in den meisten Fällen ist er doch ‚von vaterlän- 
dischem Geist erfüllt‘. . .*, 

Angesichts der Arbeitsdienstpolitik der Reformisten und der Passi- 
vität eines Teils der Arbeitersportler forderte der gleiche Sportler tempe- 
ramentvoll: „Haut ihnen auch diese neuen Tatsachen um die Ohren, 
damit sie aufwachen und antreten zum wirklichen Kampf gegen den 
Faschismus...“ 
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Im Mai-Heft des Jahres 1932 faßte dann Paul Zobel im „‚Internatio- 
nalen Arbeitersport“ die bisherige Entwicklung des FAD zusammen: 

Die Arbeitsdienstpflicht ist, wie die tatsächlichen Vorgänge im Zusammenhang 
mit der notverordneten „freiwilligen“ Arbeitsdienstpflicht zeigen, keine Frage der 
theoretischen Erörterung mehr. Die Bemühungen der Bourgeoisie zur Verwirk- 
lichung der Arbeitsdienstpflicht werden sowohl ideologisch als auch organisato- 
risch mit Hochdruck betrieben und diese Tatsachen stellen auch die gesamten 
sporttreibenden Arbeiter vor die Aufgabe, dieser Forın der verstärkten Faschi- 
sierung und Militarisierung der erwerbslosen Jugend ihr besonderes Augenmerk 
zuzuwenden. Dies um so mehr, als sowohl die bürgerlichen als auch die reformi- 
stischen Sportführer ihre eifrigsten Propagandisten und Organisatoren sind. 

Wie sehr manche bürgerlichen Sportführer es auch bestritten, der Ar- 
beitsdienst mußte unter den gegebenen Verhältnissen mehr und mehr 
folgende objektive Tendenz annehmen: Arbeitszwang in Form von 
modernem Sklaventum, preußischer Drill, Schaffung einer Prätorianer- 
garde der wirtschaftlichen und sozialen Reaktion, Möglichkeit zur Or- 
ganisierung von Streikbrechern, damit Begünstigung des Lohndrucks 
und schutzlose Ausbeutung der Arbeitskraft. 

Für Groener und andere leitende Vertreter des Reichswehrmini- 
steriums war der Arbeitsdienst eine Form von staatlicher Jugend- 
erziehung. Daneben hatten sie noch andere Pläne, die helfen sollten, 
die Jugend „wehrhaft zu machen“, d.h. militaristisch zu erziehen. 

Dr. Claus, ein Mitarbeiter der Sächsischen Gesandtschaft in Berlin, 
berichtete darüber Ende April 1932 nach Dresden: „Heute habe ich 
mich bei Herrn Regierungsrat Baurichter, Reichsministerium des Innern, 
nach dem Stand der Pläne erkundigt, die Reichsminister Groener hin- 
sichtlich der Jugendausbildung hat... Das Reichsministerium habe 
zunächst nur die sportliche Betätigung der Jugendlichen im Auge ge- 
habt. Das Reichsarbeitsministerium wolle aber gern weiter gehen und 
z. B. auch den freiwilligen Arbeitsdienst einbezogen wissen. Es sei mög- 
lich, daß der in Frage kommende Dienst bei verschiedenen Organi- 
sationen abgeleistet werden könne, die das Reichsinnenministerium be- 
stimmen würde. Das Reichsinnenministerium würde dann an die Or- 
ganisationen, die zur Ausbildung der Jugendlichen zugelassen werden, 
bestimmte Anforderungen stellen können und auf diese Weise Einfluß 
auf die Organisationen gewinnen.“ 

Auf diesera Wege wollte Groener seine langgehegten Pläne, „die An- 
gehörigen der SA, wie die Mitglieder anderer Verbände, in einer großen 
nationalsportlichen Organisation zu einem freiwilligen staatspolitischen 
Zusammenwirken zusammenzufassen“, in die Tat umsetzen. 
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Als die Pläne Groeners in die Öffentlichkeit drangen, gehörte der 
DRA zu den ersten, die sich begeistert dafür einsetzten. Am 3. Mai 1932 
schrieben Lewald, Dominieus und Linnemann, die drei Vorsitzenden 
des DRA, in einem Brief an Groener: „Der deutsche Reichsausschuß 
für Leibesübungen darf mit Befriedigung und Dankbarkeit feststellen, 
daß dieser Plan die Erfüllung der vom Reichsausschuß nicht nur in der 
Öffentlichkeit, sondern auch den zuständigen Behörden gegenüber un- 
aufhörlich vertretenen Forderung bedeutet.“ 

Die drei Sportführer bedauerten, daß es bisher noch keine planvolle 
„Reichsaktion in dieser Angelegenheit‘ gegeben habe. Unter Hin- 
weis auf die zahlenmäßige Stärke des bürgerlichen Sports boten sie die 
im DRA vertretenen Turn- und Sportorganisationen und deren Führer 
als Grundstock der „Nationalsportarmee“ an. Zur Vorbereitung der 
„Reichsaktion‘ baten die drei „unpolitischen“ DRA-Führer, mit dem 
engeren Vorstand des DRA bei Groener empfangen zu werden. Es wäre 
dem engeren Vorstand — so schloß der Brief — „die größte Freude und 
die Erfüllung jahrelanger Hoffnung, bei einer Aktion mitzuwirken, die 
die ganze deutsche Jugend ohne die Sprengwirkung der Politik(! ) auf 
dem Boden der Volksgemeinschaft vereint: zu vernünftiger gesunder 
Körperübung, welche die von Euer Exzellenz erstrebte Wehrhaftig- 
keit des ganzen Volkes vorbereiten würde*, 

Auch in dieser Frage waren die roten Arbeitersportler die einzigen 
Sportler, die das Wesen der Groenerschen Pläne enthüllten und zum 
Widerstand aufriefen. Gegen den einheitlichen Block der reaktionären 
Bourgeoisie bei der Durchführung ihrer Pläne sollte die einheitliche Ak- 
tion der Arbeiterschaft gestellt werden. „Rot-Sport“ konnte aus 
Berlin und aus anderen Orten von Protestversammlungen berichten. 
Ernst Grube verpflichtete die revolutionären Arbeitersportler, alle anti- 
faschistisch eingestellten Kräfte zu mobilisieren. Eine Großberliner 
Funktionärkonferenz faßte eine „Entschließung zur sportpolitischen 
Lage gegen Arbeitsdienstpflicht und Verstaatlichung der Jugend- 
organisationen...“.110 Von der Tribüne des Reichstages herab kenn- 
zeichnet Ernst Grube den Ernst der Lage: 


Mit Hilfe des gezüchteten Untertanengeistes und des Kadavergehorsams sollen 
die Ziele des Imperialismus verwirklicht werden. Deutschland soll ein einziger 
großer Kasernenhof und ein Zwangszuchthaus werden; das ist das Ideal der Fa- 
schisten... Die Einführung der Arbeitsdienstpflicht für Jugendliche bis zu 
30 Jahren, die Faschisierung und Militarisierung des Sports ist die aktivste Vor- 
bereitung für den imperialistischen Massenmord.!" 
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Wildung und seine Letzeuen aber neschritten trotz des Protestes der 
Mitglieder in den Vereinen weiter den Weg des verderblichen Oppor- 
tunismus. Statt den Widerstand gegen Groeners halbfaschistische 
Pläne zu organisieren, sah Wildung keinen Grund, die „weitgehende 
Betreuung“ des Sports durch den bürgerlichen Staat „ohne weiteres ab- 
zulehnen“, und wollte dabei nur das „demokratische Prinzip gewahrt 
wissen“, Die roten Arbeitersportler jedoch wußten nur zu gut, daß 
Demokratie und Militarisierung einander ausschließende Erscheinungen 
sind, und setzten all ihre Kräfte ein, die mit nationalen Phrasen getarnte 
Militarisierung des deutschen Sports zu verhindern. 

Die Reichsorganisationskonferenz der KG war Auftakt und Ausgangs- 
punkt für eine verstärkte Aktivität der revolutionären Arbeitersportler 
im Kampfe gegen Faschismus und Militarismus gewesen. Indem die KG 
beharrlich an der Realisierung der Konferenzbeschlüsse arbeitete, 
stärkte sie nicht unerheblich die Kraft des bewußten Teils des deutschen 
Proletariats, der unter Führung der KPD mit aller Kraft gegen die 
faschistische und militaristische Politik der deutschen Bourgeoisie 
kämpfte, 


3. Reichspräsidentenwahl und 2. Reichskongreß der KG 


In die Zeit der 2. Brüning-Regierung fielen zwei Ereignisse, die für 
den Kampf der revolutionären Arbeitersportler gegen Faschismus und 
Krieg von besonderer Bedeutung waren: Reichspräsidentenwahl und 
Einheitskongreß der werktätigen Sportler, verbunden mit dem 2. Reichs- 
kongreß der KG. 

Auf den 13. März 1932 war die nach der Verfassung durchzuführende 
Neuwahl des Reichspräsidenten festgesetzt. Neben Hindenburg waren 
drei weitere Kandidaten von verschiedenen Gruppen der Bourgeoisie 
aufgestellt: Duesterberg, Hitler und Winter. 

Als Kandidat der Arbeiterklasse wurde vom Zentralkomitee der KPD 
Ernst Thälmann nominiert, um, wie es im Wahlaufruf des Zentralkomi- 
tees der KPD hieß, „die Millionenmassen der Arbeiterschaft ... auf- 
zurütteln“, 

Die roten Sportler traten für Ernst Thälmann ein. Sie unterstützten 
die Sammelaktion für den Wahlfonds der KPD. Die ‚Reichsleitung der 
KG beschloß, die Mitglieder aufzurufen, mindestens 5000 Mark zu 
sammeln. In verschiedenen Gebieten waren in wenigen Tagen so gute 
Sammelergebnisse zu verzeichnen, daß die Landesleitungen von Berlin- 
Brandenburg und des Ruhrgebiets die geplante Summe selbständig um 
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100% erhöhten. Versammlungen wurden veranstaltet, Aufklärungs- 
einsätze durchgeführt. Auf den Delegiertenkonferenzen, die in dieser 
Zeit in den Bezirken und Ländern stattfanden, begrüßten die Vertreter 
der Vereine die Kandidatur Ernst Thälmanns mit stürmischem Bei- 
fall. 

Am Wahltage selbst war Spielruhe angesetzt; die Sportler standen 
als Wahlhelfer ihren Mann. 

Während des Wahlkampfes wurden die Arbeitersportler Kurt Glaser, 
Halle, und Peter Creutz, Düsseldorf, Opfer faschistischer Mordkugeln.!18 

Die SPD-Führer hatten es abgelehnt, einen Arbeiterkandidaten auf- 
zustellen, weil er, wie sie sagten, keine Chancen hätte. Die reformi- 
stischen Sportführer riefen die Arbeitersportler auf, den Repräsentanten 
des deutschen Militarismus, Hindenburg, zu wählen. 

Gleichzeitig entfesselten sie eine gemeine Hetze gegen Ernst Thäl- 
mann. Die „Arbeiter-Turn- und Sportzeitung“ veröffentlichte am 
9. März 1932 auf ihrem Titelblatt im Fettdruck einen Aufruf zur Reichs- 
präsidentenwahl, in dem folgende Ungeheuerlichkeiten zu lesen waren: 
„Gehuppt wie gesprungen für uns Arbeitersportler, für die Verbände 
der Zentralkommission, ist, ob Hitler oder Thälmann nach dem Reichs- 
präsidentensessel streben. Beide sind Gegner der Demokratie! Beide 
sind eine Gefahr für den Arbeitersport im sozialistischen Sinne. Beide 
sind Verbündete!“ 

Die reformistischen Verfechter der Hindenburgwahl befanden sich 
in trauter Gemeinschaft mit Lewald, Dominieus und dem Bayrischen 
DT-Führer, Reichswehrminister a. D. Dr. Geßler, die einen Aufruf für 
die Wahl Hindenburgs unterzeichneten und damit vor allem die Mit- 
glieder der bürgerlichen Turn- und Sportverbände beeinflußten und sie 
zur Wahl des ostelbischen Junkers aufriefen, 

Dominicus gehörte auch dem sogenannten Hindenburg-Ausschuß an, 
der von den Kreisen um Brüning gebildet worden war und unter Ver- 
wendung von Regierungsmaterialien und Staatsmitteln in den Wahl- 
kampf zugunsten Hindenburgs eingriff. 

Zum Sprecher des profaschistischen Flügels der bürgerlichen Turn- 
und Sportbewegung machte sich in der Zeitschrift Turnerische Zeit- 
fragen“ ein Mitglied des Deutschen Turnerbundes, Willi Buch. Buch er- 
klärte, daß die „Völkischen“, die früher für Hindenburg gewesen seien, 
nicht mehr für ihn wären, da unter seiner Präsidentschaft Brüning habe 
regieren dürfen. „Die Stimme des völkischen Turners“, so schrieb Buch 
dann, „gebührt dem Bewerber um den Reichspräsidentenstuhl, der 
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arisch-deutschen Blutes ist und die beste Gewähr bietet, gegen Juda, 
Rom und Marxismus (im Original gesperrt — G. Wo.) einzustehen.“ 

Beim ersten Wahlgang erhielt keiner der Kandidaten, die für eine 
Wahl erforderlichen 50 %, aller abgegebenen Stimmen. Die Hindenburg- 
anhänger waren entsetzt. Noch wenige Tage vor der Wahl hatten die 
Vertrauten Hindenburgs gehofft, „daß seine Wahl bereits im ersten 
Wahlgang, wenn auch nur mit einigen 100000 Stimmen Majorität“, 
erfolgen werde. Hindenburg selbst war besonders ‚über die unfreund- 
liche Stellungnahme einer großen Zahl der Wählerschaft in Ostpreußen 
ihm gegenüber verstimmt und enttäuscht“, 

Auf Grund der Manöver der SPD-Führung hatten Millionen von 
Arbeitern ihre Stimme Hindenburg, nicht dem Kandidaten der Arbeiter- 
klasse, Ernst Thälmann, gegeben. 

Hitler hatte besondere Erfolge auf dem Lande zu verzeichnen. Seine 
Kandidatur war insofern von politischer Tragweite, als damit der Riß 
in der Harzburger Front sichtbar wurde. Darüber hinaus oflenbarte 
sich, daß Teile der deutschen Bourgeoisie mit den Methoden Hitlers nicht 
einverstanden waren und ihre Ziele lieber mit Hilfe einer Regierung 
erreichen wollten, in der die Faschisten nicht allzuviel Macht besäßen. 
Der Wahlkampf für den zweiten Durchgang der Wahl wurde sofort er- 
öffnet. Besonders die Faschisten starteten mit den Millionen ihrer Geld- 
geber von der Industrie eine Riesenkampagne, die von Hitler persönlich 
„parteiamtlich befohlen“ wurde und neben einer uniformen, auf wenige 
einheitliche Parolen zugeschnittenen Propaganda eine Wahlreise Hitlers 
per Auto und Flugzeug, die Errichtung von Meldeköpfen zur Nach- 
richtenübermittlung und die Verdreifachung der Auflage aller Partei- 
zeitungen vorsah. Duesterberg und Winter verzichteten auf die 
weitere Kandidatur, Hindenburg war sich seiner Sache sicher. Er und 
seine Umgebung zweifelten nicht, daß „er im zweiten Wahlgang un- 
bedingt siegen‘ werde, da „ziemlich genaue Berechnungen“ über die 
bisherige Stimmenverteilung es als gegeben erscheinen ließen, daß ihm 
die fehlenden 0,5% der Stimmen zufallen würden. Wie für Hitler standen 
für Hindenburg die Millionen der Hochfinanz, der Staatsapparat, der 
Rundfunk, die Macht unzähliger Propagandainstitutionen zur Ver- 
fügung. ; 

Den revolutionären Kräften der Arbeiterklasse stand ein ungleicher 
Kampf bevor. Mit geringen Mitteln, unterdrückt von den staatlichen 
Dienern der Bourgeoisie, galt es, den Wahlkampf durchzufechten. Aber 
die oft bewiesene Opferbereitschaft des bewußten Teils der Arbeiter- 
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klasse und seine freudige Mitarbeit ließen hoffen, den zweiten Durch- 
gang der Wahl zum Auftakt für einen neuen Vormarsch gestalten zu 
können, 

„Wer Hindenburg wählt, hilft den Nazis“, war die Parole der revo- 
lutionären Kräfte, 

In dieser ereignisvollen Zeit sollten ein Reichseinheitskongreß der 
sporttreibenden Arbeiterschaft und die 2. Reichskonferenz der KG zur 
Durchführung gelangen, Sie waren für die Ostertage (26. bis 28. März 
1932) nach Berlin einberufen worden. Aber der Reichseinheitskongreß, 
zu dem sich Hunderte von Delegierten von Vereinen verschiedenster 
Sportverbände angemeldet hatten und der durch Einheitskongresse in 
den Bezirken und Ländern vorbereitet worden war, wurde kurz vor 
Ostern verboten und mußte abgesagt werden. Auch der 2. Reichs- 
kongreß der KG konnte nicht in der vorgesehenen wirkungsvollen Form 
stattfinden. 

Der 2. Reichskongreß faßte keine Beschlüsse, die den revolutionären 
Arbeitersportlern neue Aufgaben gestellt hätten. Bedeutungsvoll war, 
daß der Kongreß die Beschlüsse, die von der Reichsorganisations- 
konferenz gefaßt worden waren, bestätigte und gleichzeitig für die 
schnelle und gründliche Durchführung der Resolutionen des 6. Plenums 
des Exekutivkomitees der RSI eintrat. Im Vordergrund der Diskussion 
standen die Schaffung roter Betriebssportgruppen, der Kampf um die 
Gewinnung der Erwerbslosen, der Kampf gegen die Arbeitsdienstpflicht 
und der Einsatz der klassenbewußten Arbeitersportler in allen Kämpfen 
der Arbeiterschaft. 

Der Kongreß bewies, daß sich die KG weiter gefestigt hatte. Nach 
dem 1. Reichskongreß in Erfurt waren über 12000 Vereine mit über 
60000 beitragszahlenden Mitgliedern zu ihr gestoßen. Mit weiteren 
1500 Vereinen hatte der KG engste Verbindung. 

Als politische Hauptaufgabe wurde auf dem Kongreß beschlossen, 
alles zu tun, um zu verhindern, daß der Sport „zu einem mächtigen 
Mittel der Verwirklichung der faschistischen Pläne der Bourgeoisie*“ 
werde. Daraus wurden Einzelaufgaben abgeleitet. „Herstellung der 
roten Einheitsfront für den Kampf gegen Faschisierung und Militari- 
sierung des Sports — gegen Arbeitsdienstpflicht — gegen imperiali- 
stischen Krieg — für verstärkte Betriebsarbeit und Arbeit unter den 
Erwerbslosen — für Verteidigung der Sowjetunion!“ 

Ein besonderer Aufruf „an die sporttreibende Arbeiterschaft, an alle 
werktätigen Sportler und Sportlerinnen“ nahm zur Reichspräsidenten- 
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wahl und zu den in verschiedenen Ländern des Reiches vorgesehenen 
Parlamentswahlen Stellung. 

Der Kongreß stellte sich auch hinter den Beschluß der Reichsleitung 
der KG, zur Vorbereitung des zweiten Wahlganges der Reichspräsi- 
dentenwahl einen Sternlauf nach Berlin als „Ihälmann-Stafette‘“* 
durchzuführen. Damit erhielten die roten Sportler zu ihren sonstigen 
Aufgaben, die sie auch im Wahlkampf zum zweiten Durchgang der 
Reichspräsidentenwahl freudig übernommen hatten, einen zusätzlichen 
wichtigen Auftrag. Die Thälmann-Stafette sollte von neun Punkten 
des Reiches, die jeweils nahe der Grenze lagen, sternförmig nach Berlin 
laufen. Dazu waren umfangreiche Vorarbeiten erforderlich. Die 
Stafette mußte propagiert, ihr Ablauf mußte organisatorisch vor- 
bereitet werden. Auch Schutzmaßnahmen waren einzuleiten. Am 
6. April 1932 sollten die einzelnen Stafetten in Berlin eintreffen. Der 
Berliner Polizeipräsident verbot in den letzten Märztagen jedoch die 
Stafette für Berlin. Als Leiter der KG erhob Ernst Grube gegen das 
Verbot sofort Einspruch und verlangte dessen Aufhebung. Er bewies in 
seinem Beschwerdeschreiben an das Preußische Innenministerium, daß 
die Anordnung des Polizeipräsidiums gesetzwidrig und eine offensicht- 
liche Beschränkung der Wahlagitation sei. 

Daraufhin begann das Spiel hinter den Kulissen, Statt auf die Be- 
schwerde zu antworten, wies das Preußische Innenministerium durch 
Polizeifunk alle Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten Preußens 
an, „die Durchführung der Stafette ... zu verhindern“. Und erst 
am 11. April 1932, einige Tage nach dem für die Staffel vorgesehenen 
Termin also, fertigten die Verantwortlichen im Preußischen Innen- 
ministerium ein Schreiben aus, in dem der KG scheinheilig mitgeteilt 
wurde, daß „keine Veranlassung‘ bestehe, „die Maßnahme des Polizei- 
präsidenten zu beanstanden, um so weniger als die Durchführung der 
Thälmann-Stafette auch von den übrigen Landespolizeibehörden des 
Staatsgebietes verboten worden ist“, 

Infolge der polizeilichen Willkür hatten die Staffelläufer auf dem 
Weg nach Berlin viele Hindernisse zu überwinden. Oft versuchte die 
Polizei, die Läufer aufzuhalten. Läufer aus der Staffel „Für die RSI“, 
die in der Schweiz gestartet worden war und die Grüße von Schweizer 
Arbeitersportlern für den Kandidaten der Arbeiterklasse überbrachte, 
wurden mehrmals verhaftet, aber immer gelang es, den Staffelstab zu 
retten und so den Erfolg der Staffel zu sichern. Auch keiner anderen 
Staffel konnte der Stab genommen werden. Die Staffel „Gegen den 
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imperialistischen Krieg“ begann in Baden-Baden. Von Hamburg nahm 
die Staffel „Für proletarische Wehrhaftigkeit“ ihren Ausgang. Oftmals 
geleiteten größere Sportlergruppen die Läufer mit dem Staffelstab. Im 
Ruhrgebiet wurde die Staffel „Für Lohnkampf und roten Betriebs- 
sport" über längere Strecken von 200 Läufern und 120 Radfahrern be- 
gleitet. Die Abschlußkundgebung, auf der die Stafettenstäbe, die trotz 
Verbots nach Berlin gebracht worden waren, übergeben und die in ihnen 
enthaltenen Verpflichtungen und Werbeergebnisse bekanntgegeben 
werden sollten, wurde schon bei der Eröffnung aufgelöst. Starke Schupo- 
Einheiten räumten den Sportpalast, in dem sich 10000 Menschen ein- 
gefunden hatten, um die Stafetten zu begrüßen. 

Die Thälmann-Stafette bewies die sportliche und organisatorische 
Kraft der revolutionären Arbeitersportler und ihren Willen, den anti- 
faschistischen und antimilitaristischen Kräften, deren Vorhut die KPD 
war, zu helfen, die Lebensfragen der Nation zu lösen. 

Aber die klassenbewußten Kräfte des Proletariats, zu denen die roten 
Sportler gehörten, konnten nicht verhindern, daß sowohl Hindenburg 
als auch Hitler ihre Stimmenzahl vergrößerten. Hindenburg erhielt 
19359633 Stimmen = 53,0%, Hitler 13418051 = 36,6%. 

Die Faschisten errangen besondere Erfolge in den Gebieten, in denen 
die Junker und die Großbauern die politische Macht in den Händen 
hatten. Zum Beispiel wurden in Ostpreußen 43,8%, in Osthannover 
48,5%, im Gebiet von Frankfurt a. d. O. 45,7%, und in Schleswig-Hol- 
stein 48,8%, aller abgegebenen Stimmen für Hitler gezählt, Hitler war 
wahrscheinlich ein Großteil der 21% Millionen Stimmen, die Stahlhelm- 
Duesterberg im ersten Wahlgang erhalten hatte, zugefallen, 

Für die Präsidentschaft Ernst Thälmanns hatten 4984197 Bürger 
ihre Stimme gegeben; das entsprach 13,2%, der abgegebenen Stimmen. 
Viele Arbeiter, die im ersten Wahlgang Thälmann gewählt hatten, 
waren im zweiten Wahlgang den Parolen der SPD gefolgt und hatten 
für Hindenburg gestimmt. Große Teile der Arbeiterschaft ausge- 
sprochener Industriegebiete jedoch wählten ihren Arbeiterkandidaten 
trotz der massierten und konzentrierten Hetze, die von allen Seiten 
gegen Thälmann geführt wurde, In Berlin z.B. wurden 26.0 in 
Düsseldorf 19,2% und in Merseburg 20,1%, aller abgegebenen Stimmen 
für Thälmann ausgezählt. Für die KG waren die Erfahrungen der 
Reichspräsidentenwahl und die Erfolge bei der Durchführung der 
Thälmann-Stafette Ansporn zu neuen Kämpfen gegen Krieg und 
Faschismus, gegen Militarisierung und Faschisierung des Sports. 
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IV. 
Sportler in der Antifaschistischen Aktion 
(Mitte 1932 bis Januar 1933) 


1. Die Papen-Regierung und die Sportpolitik der Bourgeoisie 


Die Wirtschaftskrise näherte sich im Frühjahr 1932 ihrem tiefsten 
Punkt. Entsprechend der damit Hand in Hand gehenden Verschärfung 
der politischen Lage polarisierten sich die Klassenkräfte immer stärker. 
Den Kern des einen Pols bildeten die reaktionärsten Elemente der deut- 
schen Bourgeoisie, die ihre Herrschaft in Gefahr sahen und ihr Heil von 
den Faschisten erwarteten. Den Gegenpol bildeten die bewußten Anti- 
faschisten, deren Kraftzentrum die Kommunisten waren. 

Industrielle und Großgrundbesitzer erstrebten die Absetzung des 
Kabinetts Brüning und die Einsetzung einer Regierung, die noch will- 
fähiger ihre Befehle ausführen und noch rücksichtsloser gegen alle 
demokratischen Bestrebungen vorgehen würde. Brünijngs Sturz wurde 
durch Verhandlungen eingeleitet, die Schleicher — politischer Berater 
Hindenburgs und graue Eminenz im Reichswehrministeriam — mit 
verschiedenen reaktionären politischen Gruppen, besonders mit den 
Nationalsozialisten, führte. 

In einer Besprechung am 8. Mai 1932 wurde Hitler um den Preis, 
eine neue Regierung zu tolerieren, u.a. die Aufhebung des SA-Verbots 
und die Auflösung des Reichstags zugesichert. Eine neue Regierung 
war so von vornherein an genau festgelegte Vereinbarungen mit den 
Faschisten gebunden. Hindenburg selbst forderte von Brüning „eine 
Ergänzung des Kabinetts durch gemäßigte Rechtapolitiker“. Hinden- 
burg verlangte vor allem, den Arbeitsminister Stegerwald abzusetzen, 
und bezeichnete dessen zahme Versuche, verödetes und verwahrlostes 
Großgrundbesitzerland zu besiedeln und eine gewisse Ordnung im 
Lohn- und Tarifwesen aufrechtzuerhalten, als „bolschewistische Sied- 
lungspläne“ und „bolschewistische Lohngesetze“. Dem Großagrarier 
und Militaristen auf dem Reichspräsidentenstuhl gingen die „bol- 
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schewistischen Siedlungspläne“ Stegerwalds am meisten gegen den 
Strich. 

Brüning mußte gehen, nachdem er es abgelehnt hatte, mit „ge- 
brochenem Rückgrat“ Außenminister in einer neuen Regierung zu 
werden. Papen wurde am 1. Juni 1932 zum Reichskanzler ernannt. 
Schon seine ersten offiziellen Handlungen ließen erkennen, wohin er das 
Staatsschiff zu steuern gedachte. Auf der vorbereiteten Ministerliste 
standen u.a. der Freiherr v. Gayl als Reichsinnenminister, der Frei- 
herr v. Braun als Ernährungs- und Landwirtschaftsminister und Reichs- 
kommissar für die Osthilfe, der Freiherr v. Eltz-Rübenach als Post- und 
Verkehrsminister, der Graf Schwerin v. Krosigk als Finanzminister 
sowie Generalleutnant v. Schleicher als Reichswehrminister und Dr. 
Warmbold, der Beauftragte der deutschen Rüstungsindustrie, als 
Reichswirtschaftsminister. Nach Bekanntgabe der Ministerliste löste 
Papen den Reichstag auf, um freie Hand für seine Politik zu haben, 
deren Charakter er in einer Sitzung des Reichsrates freimütig dahin- 
gehend kennzeichnete, „daß die Haltung der neuen Regierung wenig zu 
tun habe mit dem gewohnten üblichen Wechsel parlamentarischer 
Kabinette, sondern daß es sich um die Dokumentierung einer grund- 
sätzlichen neuen Richtung der Staatsführung ... handele, 

Papen hatte sich „die unmittelbare Aufrichtung der faschistischen 
Diktatur zum Ziele gesetzt“. Die Faschisten wußten, daß er ihnen den 
Weg zur „Machtübernahme“ bereitete, Die offizielle Aufhebung des 
SA-Verbots am 17. Juni 1932, der später die Aufnahme der faschi- 
stischen Jugendorganisationen in die staatlich geförderte Jugendpflege 
folgte; der Staatsstreich in Preußen am 20. Juli 1932, dem die SPD- 
Regierung Braun unter beschämenden Umständen zum Opfer fiel; 
die ungesetzliche Verwendung von Millionen Steuergeldern für die 
illegale Aufrüstung; das Bestreben, die Reichswehr zu einer Aggressions- 
armee umzubauen, und der verstärkte Terror gegen die Arbeiterorgani- 
sationen — das waren charakteristische Merkmale dieser Politik. Die 
Börse reagierte mit einem Ansteigen der Aktienkurse für die rüstungs- 
wichtigen Betriebe! 

Die Sportpolitik der Papen-Regierung war darauf gerichtet, „.die- 
jenigen ... physischen Kräfte des Volkes“ zu stärken, „welche die un- 
entbehrliche Grundlage der Landesverteidigang“ (wie man die Maß- 
nahmen zum Aufbau einer Aggressionsarmee nannte) bildeten. Zu 
diesem Zwecke hoffte man, „in kürzester Frist einen großen Schritt 
vorwärts tun zu können durch Bildung einer Dachorganisation für die 
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Heranbringung dieser Kräfte“. Der weitere großzügige Aufbau des 
„freiwilligen“ Arbeitsdienstes als Vorbereitung für die Einführung der 
geplanten Arbeitsdienstpflicht gehörte ebenfalls zu den Maßnahmen 
der Bourgeoisie, bei deren Verwirklichung den Sportorganisationen 
eine wichtige Rolle zugedacht war. Durch die Verwirklichung dieses 
Programms sollte die Militarisierung des Sports beschleunigt werden. 
Die Führer der bürgerlichen Sportbewegung unterstützten alle der- 
artigen Pläne und sorgten auch für die „geistige“ Aufrüstung der deut- 
schen Sportjugend. Diesem Ziele dienten z.B. die Verbreitung der 
Dolchstoßlegende ebenso wie die Beeinflussung der Studenten der Deut- 
schen Hochschule für Leibesübungen mit imperialistischen Rassenwahn- 
gedanken durch Diem; das gleiche bezweckte auch das ideologische 
und organisatorische Bemühen um das „Grenz- und Auslandsdeutsch- 
tum“, unter dessen Flagge dem deutschen Volk die Eroberungsgelüste 
der Imperialisten eingeimpft und in den Ländern mit nationalen deut- 
schen Minderheiten fünfte Kolonnen für den Fall der militärischen 
Intervention organisiert werden sollten. 

Die offene Förderung der Naziorganisationen und ihrer Umtriebe 
durch die herrschenden und regierenden Kreise wirkte auch ermunternd 
auf die faschistischen Parteigänger in den Sportorganisationen. Immer 
öfter und offener sprachen sie in der Sportpresse ihre Wünsche, Pläne 
und Ziele aus. Von Forderungen, einen Arierparagraphen in der DT ein- 
zuführen, die DT mit dem profaschistischen Turnerbund zu vereinigen 
und Österreich an Deutschland „anzuschließen“ bis zu der Epistel 
über „Friedrich Nietzsche und die Erziehung des Leibes“ war die- 
selbe Tendenz spürbar, deren Wesen in einem Artikel über Probleme der 
Bewegungslehre unmißverständlich mit dem Satz ausgedrückt wurde: 
„Wir müssen auch im Bereich der Leibesübungen etwas ‚faschistischer‘ 
denken.“ Das Ziel dieser Bestrebungen war ein zentralisierter „Ver- 
band für Leibesübungen“, der alle Sparten umfassen und vom „Turner- 
geist“ durchdrungen sein sollte. 

Auch in der Sportpolitik wurde so eine neue Etappe der Militari- 
sierung und Faschisierung eingeleitet, die sich in der Folgezeit in der 
offenen, staatlich angeordneten militaristischen Ausbildung und Er- 
ziehung der Sportjugend, in einer verstärkten ideologischen Offensive 
der Faschisten und in immer deutlicheren Bestrebungen äußerte, die 
gesamte Turn- und Sportbewegung zu zentralisieren, d.h. der Kom- 
mandogewalt besonderer Beauftragter zu unterstellen, denen es ob- 
liegen sollte, die politische Grundlinie durchzusetzen. 
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2. Die Antifaschistische Aktion 


Als am 25. Mai 1932, einem der letzten Tage der Regierungszeit Brü- 
nings, faschistische Abgeordnete im preußischen Landtag den Sprecher 
der Kommunistischen Fraktion, Wilhelm Pieck, in einem organisierten 
Überfall niederzuschlagen versuchten, rief das Zentralkomitee der KPD 
die deutsche Arbeiterklasse zur Antifaschistischen Aktion, zur gemein- 
samen Abwehr des faschistischen Terrors und aller Faschisierungs- 
bestrebungen auf. 

Die Antifaschistische Aktion sollte keine Organisation, sie sollte viel- 
mehr eine Massenbewegung, ein breites „überparteiliches Sammelbecken 
für alle zum rücksichtslosen Kampf gegen den Faschismus gewillten 
Arbeiter“ werden. 

Am 10. Juli 1932 fand in Berlin ein großer antifaschistischer Einheits- 
kongreß statt, auf dem fast 1500 Delegierte — darunter 132 Mitglieder 
der SPD und 954 parteilose Antifaschisten — anwesend waren, die die 
verschiedensten Arbeiterorganisationen, auch Arbeitersportorganisa- 
tionen, zum Kongreß entsandt hatten. Ernst Thälmann referierte zum 
Thema: „Was will die Antifaschistische Aktion?* Er konnte fest- 
stellen, daß in den Wochen, die seit dem Aufruf des Zentralkomitees der 
KPD verflossen waren, eine „mächtige Welle des antifaschistischen 
Massenkampfes‘ in ganz Deutschland entstanden war. 

„Gewerkschaftsversammlungen, Arbeitersportlerversammlungen, Ver- 
sammlungen aller Schichten der Werktätigen beschlossen die Unter- 
stützung der Antifaschistischen Aktion“, berichtete Ernst Thälmann 
und forderte statt des Burgfriedens, den die SPD-Führer anstrebten, 
die „antifaschistische Tat“, 

An die Mitglieder der SPD gewandt, formulierte Thälmann die Stel- 
lung seiner Partei zur Einheitsfront: 

Wir stellen keine Bedingung für die proletarische Einheitsfront außer der einen: 
daß die sozialdemokratischen Klassengenossen, die die Einheitsfront mit uns 
schließen wollen, bereit sind, gemeinsam mit una gegen den Faschismus zu kämpfen. 

Der Einheitskongreß benannte einen vorläufigen Reichsausschuß der 
Antifaschistischen Aktion, um die vielfältigen Kampfformen und -maß- 
nahmen zu koordinieren. 

Mit der immer offener zutagetretenden profaschistischen Politik 
der Papen-Regierung verstärkten die bewußten Kräfte der Arbeiter- 
klasse ihre Aktivität und arbeiteten unermüdlich daran, die Front der 
Antifaschistischen Aktion zu stärken und zu verbreitern. So entwickelte 
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sich die Antifaschistische Aktion sehr schnell von einer Bewegung zur 
Abwehr des faschistischen Terrors zu einer Massenbewegung gegen die 
Papensche Notverordnungspolitik, zur umfassenden Einheitsfront- 
aktion gegen die Hunger- und Kriegspolitik der deutschen Imperia- 
listen. 

Die Erfolge der revolutionären Arbeiterbewegung und die Erfolge der 
KPD in den verschiedenen Wahlkämpfen des Sommers und Herbstes 
1932 zeigten, daß die werktätigen Massen immer deutlicher erkannten, 
wer ihre Interessen vertrat, wer bereit war, durch Taten die Errichtung 
einer faschistischen Derrorherrschaft und die Entfesselung eines imperia- 
listischen Raubkrieges zu verhindern. Sehr deutlich wurde das beim 
Staatsstreich Papens in Preußen. Während die KPD vorschlug, Kampf- 
maßnahmen der Arbeiterklasse zu organisieren, ließ die SPD-Führung 
ihre von Papen unter entwürdigenden Umständen aus den Amtssitzen 
vertriebenen Minister Klage beim Staatsgerichtshof einreichen und ver- 
tröstete ihre Anhänger, die größtenteils Aktionen forderten, auf die 
nächste Reichstagswahl. Die Antifaschistische Aktion wurde im Som- 
mer 1932 zu einer Massenbewegung, in der sich alle Kräfte vereinigten, 
die bereit waren, dem vordringenden Faschismus in Deutschland ener- 
gisch entgegenzutreten; in ihr wurden alle Formen des antifaschistischen 
Kampfes vereinigt. 


3. Der Arbeitersport in der Antifaschistischen Aktion 


Die Sportler der „Kampfgemeinschaft für rote Sporteinheit‘“ folgten 
dem Ruf der KPD. Sie begannen, die antifaschistische Sportfront zu 
formieren. Wie alle demokratischen Zeitungen hatte „Rot-Sport‘ 
empört über den faschistischen Anschlag auf Wilhelm Pieck im preu- 
Bischen Landtag berichtet und seien Lesern den Aufruf der KPD, die 
Antifaschistische Aktion zu bilden, zur Kenntnis gebracht. „In der 
Antifaschistischen Aktion rote Sportler in der vordersten Front!“ — mit 
dieser Schlagzeile forderte ,„‚Rot-Sport‘“ alle Arbeitersportler „zum 
Kampf gegen Hunger, Faschismus und imperialistischen Krieg“ auf. 

Ein Aufruf „An die Mitgliedschaft!“ erläuterte den Sportlern der 
KG noch einmal das Wesen der Antifaschistischen Aktion: „Die Anti- 
faschistische Aktion ist die Einheitsfrontkampagne gegen den Faschis- 
mus, Sie sammelt alle antifaschistisch eingestellten Kräfte der Arbeiter- 
schaft und darüber hinaus der Werktätigen in der antifaschistischen 
Einheitsfront.“ 
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Der Aufruf stellte allen Arbeitersportlern die Aufgabe, „einen un- 
erbittlichen und zähen Kampf gegen die Faschisierung und Militari- 
sierung des Sports‘ zu führen. 

Die Formen und Methoden dieses Kampfes mußten tausendfältig sein. 
In erster Linie ging es darum, die Massen aufzurütteln und zum aktiven 
antifaschistischen und antimilitaristischen Handeln zu mobilisieren. 
Dazu war erforderlich, sich als Sportler an allen Aktionen des revolu- 
tionären Teils der Arbeiterklasse zu beteiligen und spezifische, der sport- 
lichen Arbeit entsprechende Formen zu finden, die Werktätigen wir- 
kungsvoll anzusprechen. Besondere Aufgaben erwuchsen den revolu- 
tionären Arbeitersportlern bei der Abwehr des faschistischen Terrors, 
beim Kampf gegen den Arbeitsdienst und beim Kampf gegen die Ein- 
führung militaristischer Zwangssportkurse, 


Der Kampf um die Massen 


Vom Ausgang des Kampfes um die Massen hing es ab, ob es den Fa- 
schisten gelingen würde, die Regierungsgewalt, die ihnen von Beauf- 
tragten des Großkapitals mehr und mehr in die Hände gespielt wurde, 
zu übernehmen, oder ob die demokratischen Kräfte die Oberhand ge- 
winnen würden. 

Im Wettlauf um den größten Masseneinfluß waren die Faschisten mit 
Hilfe der Industriegelder, mit Hilfe ihrer beispiellosen und skrupellosen 
Demagogie, ihren Hilfs- und Reserveorganisationen — zu denen auch 
Teile der bürgerlichen Turn- und Sportorganisation gehörten — im Jahre 
1932 im Vorteil. Insbesondere war es ihnen auch gelungen, wie Ernst 
Thälmanı feststellte, Teile der Jugend „durch Sport, ‚Disziplin‘ und 
vorgetäuschte Kameradschaftlichkeit* sowie durch andere, die Jugend- 
lichen anziehenden Methoden zu fesseln. 

Voraus etzung für entscheidende Erfolge der Arbeiterklasse war, daß 
es gelang, die Aktionseinheit aller Arbeiter, aller Arbeiterorganisationen 
herzustellen. In Erkenntnis dieser Tatsache richtete die Reichsleitung 
der KG im Juni 1932 einen „Offenen Brief“ an die „Mitglieder der Ver- 
bände der Zentralkommission für Arbeitersport und Körperpflege“, der 
die Aufforderung enthielt, „gemeinsam die antifaschistische Sportfront 
zu schließen“ und in ihr „gegen Faschisierung und Militarisierung des 
Sport. gegen den imperialistischen Krieg, gegen militärische Zwangs- 
sportkurse und Arbeitsdienstpflicht““ zu kämpfen. Die Sportler der 
Verbände der Zentralkommission wurden eingeladen, an den zahlreich 
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und überall stattfindenden antifaschistischen Sportkundgebungen teil- 
zunehmen. Außerdem wurde vorgeschlagen, in allen Orten Einheits- 
komitees zu bilden. 

Der Brief war allerdings nicht frei von Formulierungen, für die eine 
später von Wilhelm Pieck geübte Kritik zutrifft, da sie ausschließlich 
auf die Herstellung der Einheitsfront von unten abzielten und nicht 
die Möglichkeit der Verhandlung zwischen den Leitungen in Betracht 
zogen. 

Auch von anderen Instanzen der KG wurden Angebote zur gemein- 
samen Aktion, zur Schaffung einer antifaschistischen Sportfront an die 
Mitglieder der reformistisch geleiteten Organisationen gemacht. Gellert, 
der Vorsitzende des ATSB, erließ daraufhin eine „amtliche Bekannt- 
machung des Bundesvorstandes“, in der er u. a. erklärte, daß „solche 
Verhandlungen lediglich durch die Parteikörperschaften (der SPD — 
G. Wo.) zu pflegen‘ seien. 

Aber die reformistischen Führer der Sozialdemokratie wollten die Ver- 
suche der revolutionären Arbeitersportler, die Aktionseinheit her- 
zustellen, als „Manöver der KPD zugunsten ihrer Parteisuppe“ abtun. 
Viele Mitglieder der unteren Organisationen hingegen erkannten, daß 
Ernst Thälmann im vollen Bewußtsein seiner historischen Verant- 
wortung als Führer der revolutionären Kampfpartei des Proletariats 
und aus ehrlichem Herzen sprach, als er einem Mitglied der SPD auf 
die Frage, ob die Kommunisten die Einheitsfront auch ehrlich meinten, 
öffentlich antwortete: 

„angesichts der drohenden Gefahr, daß aus Deutschland ein Land des Galgens 
und des Scheiterhaufens wird, sollten wir Kommunisten die antifasclistische, 
proletarische Einheitsfront nicht ehrlich meinen? Die Frage der Ehrlichkeit ist 
aber eine Frage des Kampfes, der Massenmobilisation. 


Infolge der konsequenten Politik der revolutionären Kräfte wurde die 
Einheitsfront an vielen Orten trotz der ausdrücklichen Verbote reformi- 
stischer Führer und zum Entsetzen der Reaktion Wirklichkeit. 

Arbeitersportler aus sogenannten „bundestreuen“ Vereinen und Ar- 
beitersportler aus der KG veranstalteten gemeinsame antifaschistische 
Kundgebungen, fanden sich zu gemeinsamen proletarischen Feierstunden 
zusammen und standen sich als Freunde in sportlichen Wettkämpfen 
aller Art gegerüber. 

In Auswertung der Erkenntnis, daß der Kampf um die Massen zum 
ausschlaggebenden Faktor der politischen Entwicklung geworden war, 
ließen sich die Sportler der KG in ihrer gesamten Tätigkeit von den Er- 
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fordernissen dieser- Kämpfe und ihrer speziellen Aufgabe, die Massen der 
werktätigen Sportler zu gewinnen, leiten. Die Aufklärungsarbeit stand 
dabei im Vordergrund, Artikel in den Zeitungen der revolutionären Ar- 
beiterbewegung und in den Sportorganen der KG dienten dieser Auf- 
gabe ebenso wie der Vertrieb von Broschüren und die Beteiligung an den 
Veranstaltungen und Aktionen der Arbeiterklasse. Ernst Grube verfaßte 
eine Reihe von Broschüren, wie „Sport und Politik“, „Warum rote 
Sporteinheit ?* „SOS — Jugend, Sport, Arbeitsdienst“ und „Einheits- 
front und die Aufgaben der sporttreibenden Werktätigen“, in denen er 
in populärer Form zur politischen Situation und zur sportlichen Lage 
Stellung nahm und zur Bildung der antifaschistischen Einheitsfront auf- 
rief. Diese Broschüren spielten in der Agitation eine große Rolle. Sie 
wurden in großer Zahl und zu einem geringen Preis verkauft. Zur 
Schulung der eigenen Mitglieder wurden im Landesgebiet Berlin-Branden- 
burg Sportschulungstage eingeführt; deren Hauptanliegen war es, die 
Mitglieder zur besseren Arbeit in der Antifaschistischen Aktion zu be- 
fähigen. 

Der Massengewinnung und -mobilisierung dienten sportliche Groß- 
veranstaltungen wie der Tag des Roten Sports am 3. Juli 1932, die 
Reichszielfahrt nach Leipzig am 4. September 1932 und das große 
Hallensportfest in Berlin am 22. Oktober 1932; bei dem letzteren pro- 
Pagierten Sportler der KG mit Sportlern „aus allen Lagern“ den Ge- 
danken der Antifaschistischen Aktion und begeisterten 12000 Zuschauer 
mit ihren Leistungen. Diesem Ziel diente aber auch die sporttechnische 
Arbeit; mit ihr wurden durch entsprechende Gestaltung immer größere 
Kreise werktätiger Menschen angesprochen. Der „Techniker“, das Organ 
der KG für die technisch-methodische Arbeit, gab den Übungsleitern 
der Vereine dafür wertvolle Hinweise. Auch bisher im Arbeitersport 
kaum gepflegte Sportarten wie das Segelfliegen oder das Volleyball- 
spiel wurden stärker gefördert oder neu eingeführt. 

Um die massensportliche Arbeit zu verbessern, schlossen die Vereine 
der KG Wettbewerbe ab, in denen z. B. Ergebnisse leichtathletischer 
Wettkämpfe, Broschürenverkauf und vor allem der Prozentsatz der zu 
den Wettkämpfen antretenden Vereinsmitglieder bewertet wurden. 
Solche Wettbewerbe wurden auch in Form von Fernwettkämpfen zwi- 
schen Vereinen weit auseinanderliegender Städte durchgeführt. Im 
Zeichen des antifaschistischen und antimilitaristischen Kampfes standen 
2. B. auch die erfolgreiche Aktion der Berliner Arbeitersportler gegen 
eine chauvinistisch aufgezogene Olympia-Werbeveranstaltung der bürger- 
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lichen Sporttührer und die Vorbereitung einer großen Kaukasus-Hoch- 
gebirgs-Expedition durch die Dresdner Bergsteiger der KG, die in selbst- 
loser Weise dazu beitrugen, daß eine gut ausgerüstete Gruppe deutscher 
Bergsteiger aus verschiedensten deutschen Bergsteigerverbänden der 
Einladung sowjetischer Bergsteiger Folge leisten konnte. 

Die revolutionären Arbeitersportler beschränkten sich aber nicht auf 
ihre Sportarbeit. Sie unterstützten alle Aktionen des bewußten Teils der 
Arbeiterklasse. Sie standen bereit, alle Kampfmaßnahmen der Arbeiter- 
klasse gegen Papens Staatsstreich in Preußen mit besten Kräften zu 
fördern und protestierten gegen die Haltung der Reformisten, die alle 
Angebote zu wirklichen Aktionen als „Provokation“ ablehnten. Durch 
ihren aktiven Einsatz halfen sie der KPD, Stimmen zu gewinnen, und 
trugen dazu bei, daß die faschistische Welle in vielen Gebieten zum 
Stehen gebracht wurde; im Zusammenhang damit erreichten sie es, daß 
Ernst Grube, der Leiter der KG, wieder Mitglied des Reichstags wurde. 
Während der antifaschistischen Betriebswochen im August 1932 traten 
sie insbesondere gegen den Werksport der Unternehmer auf; nicht zu- 
letzt gehörten sie auch zur großen Schar der Helfer, die den Streik der 
Berliner Verkehrsarbeiter unterstützten. Die roten Sportler gehörten 
auch zu den Tausenden von Agitatoren des Proletariats, die auf das 
Land zogen, um die Landarbeiter und werktätigen Bauern, die im Banne 
der Gutsherren und Großbauern standen und im faschistischen Sinne be- 
einflußt wurden, als Bundesgenossen gegen den Klassenfeind zu gewinnen. 

Wo es galt, die Massenbasis der Antifaschistischen Aktion auszubauen 
und zu festigen, waren die Sportler der KG zur Stelle und bewiesen, 
daß sie die Forderung, die Grube in seinem wegweisenden Aufsatz 
„Der Sport in der Antifaschistischen Aktion“ aufgestellt hatte, näm- 
lich alle antifaschistischen Sportler in der antifaschistischen Sportfront 
zu sammeln, zu verwirklichen begannen. 

Noch Mitte 1932 wurde aber die Massenarbeit der revolutionären 
proletarischen Organisationen durch jene Ideologie gehemmt, wie sie 
besonders von der Neumann-Remmele-Gruppe vertreten wurde. Diese 
Ideologie war sektiererischer Natur; sie äußerte sich u. a. in einer fal- 
schen Einschätzung des Faschismus (Brüning-Regierung als faschi- 
stische Diktatur) und der Ablehnung einer echten Einheitsfrontpolitik. 
die als „Nachlaufen‘ hinter den SPD-Arbeitern bezeichnet wurde (statı 
Einheitsfront „rote Arbeiterfront“); sie fand ferner ihren Ausdruck ir 
einem familienhaften mit Schönfärberei verbundenen Spießertum ir 
Fragen der Selbstkritik, 
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Das Sektiererische einer solchen Ideologie zeigte sich im Hinblick auf 
die Jugend- und Sportarbeit darin, daß man den reformistischen Ein- 
(luß auf die Jugend unterschätzte, nur die 50000 Mitglieder der Sozia- 
listischen Arbeiterjugend und nicht die großen Massen der von der 
Sozialdemokratie, den reformistischen Sport- und Gewerkschafts- 
verbänden beeinflußten Jugend sah , die Arbeit unter diesen Jugend- 
lichen vernachlässigte und infolgedessen die revolutionären Kräfte der 
Arbeiterjugend isolierte. 

So konnte es kommen, daß der KJVD zu dieser Zeit mehr den Cha- 
rakter einer „Jugendpartei mit teilweise avantgardistischen und sek- 
tiererischen Auffassungen“ trug als den einer Massenorganisation der 
werktätigen Jugend. Ernst Thälmann forderte, die Methoden der Jugend- 
arbeit gründlich zu ändern; er forderte ‚‚mehr Lebendigkeit, mehr Be- 
geisterung, mehr Schwung, mehr Bewegung, mehr Leidenschaft‘ und 
schlug u. a. vor, „eine breite Kampagne für die revolutionär-sportliche 
Betätigung‘ zu entfalten. 

Die sektiererischen Auffassungen waren auch im Sport nicht ohne 
Einfluß geblieben. Doch nach der offenen Auseinandersetzung mit 
der sektiererischen Ideologie, die auf der Parteikonferenz der KPD 
im Oktober 1932 erfolgte, konnte die Massenarbeit verbessert werden. 
Damit wurden die Voraussetzungen für weitere Erfolge geschaffen. 


Neue Kampfformen 


Infolge der Aufhebung des SA-Verbots durch Papen häuften sich die 
Gewalttaten der Faschisten gegen die Mitglieder der Arbeiterorgani- 
sationen. 

Hitlers Garden machten dabei keinen Unterschied zwischen kom- 
munistisch und sozialdemokratisch eingestellten Arbeitern. Sie be- 
folgten die Befehle ihrer Führer, die im „Völkischen Beobachter“ mit 
schamloser Offenheit ihre Ansichten und Ziele verkündeten: „Wir haben 
nie einen Unterschied zwischen roten und rosaroten und schwarzen 
Marxisten gemacht. Wir haben von Anbeginn an dem deutschen Volk 
gesagt, daß es sich um einen Typ handelt, den Typ des November- 
verbrechers, dessen Unschädlichmachung erste Vorbedingung für die 
innere Befreiung Deutschlands ist.“ 

Was mit „Unschädlichmachung“ und „innere Befreiung‘ gemeint 
war, demonstrierten die Mordüberfälle auf Arbeiter und die Banditen- 
streiche gegen Arbeitereigentum. Unter den zahlreichen Ermordeten 
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und Verwundeten befanden sich nicht wenige Arbeitersportler sowohl 
aus Vereinen der KG als auch aus reformistischen Vereinen. 

Trotz aller Verzögerungsparolen der rechten Führer der Sozial- 
demokratie, die auf die nächsten Wahlen verwiesen und damit die 
Aktionseinheit zu verhindern suchten, fanden sich vielerorts Arbeiter- 
sportler der verschiedensten Vereine zur Abwehr faschistischer Angriffe, 
zur Antifaschistischen Aktion zusammen. 

Ein Beispiel dieser Art gaben die Arbeitersportler Nordhausens, die 
sich gemeinsam mit Arbeitern aus anderen proletarischen Organisationen 
gegen einen faschistischen Überfall erfolgreich zur Wehr setzten. Als die 
Faschisten das Verkehrslokal der Arbeitersportler im Stadtteil Salza 
stürmen wollten und zu diesem Zweck auf Lastwagen, mit Schußwaffen 
versehen, versuchten, unter Führung ihres „Kreisleiters“ Kaiser in das 
‚Arbeiterviertel einzufahren, wurde ihnen ein heißer Empfang zuteil. Sie 
mußten ihren Sturm auf die „rote Hochburg“ erfolglos abbrechen und 
zogen es vor, die Flucht zu ergreifen, als sie Arbeiterfäuste, Steine und 
Zaunlatten zu schmecken bekamen. Als es hart auf hart ging, hatten 
sich die rechten SPD-Führer zurückgezogen. Aber die Arbeiter der SPD 
und die Arbeitersportler Nordhausens ließen sich nicht beirren und er- 
rangen gemeinsam mit den Genossen der KPD einen Sieg über die or- 
ganisierten faschistischen Bürgerkriegstruppen, denen dadurch für lange 
Zeit der Geschmack an ähnlichen Abenteuern genommen wurde. 

Die Grundlage dieses gemeinsamen Handelns bildeten Bestrebungen 
von Kommunisten und SPD-Arbeitern, die Antifaschistische Aktion in 
fester, dauerhafter Form herzustellen. Allerdings wurden die vor- 
handenen Ansätze, die Einheitskomitees und Kampfausschüsse, in 
Nordhausen wie in anderen Orten von den SPD-Zentralen iimmer wieder 
untergraben, indem den SPD- und Reichsbannerarbeitern befohlen 
wurde, aus den in Massenversammlungen gewählten Aktionsausschüssen 
sofort wieder auszutreten und andere Komitees ohne Kommunisten zu 
gründen. Dadurch kam in vielen Orten die Antifaschistische Aktion 
nur in zeitweiliger Form, geboren aus der gemeinsamen Bedrohung 
durch einen faschistischen Überfall, zustande. Die Erfolge, die in der 
Abwehr des faschistischen Terrors besonders dort erzielt wurden, wo die 
Arbeiterschaft geschlossen auftrat, bewiesen, daß die Arbeiterklasse 
nicht zu schlagen war, wenn die Vertreter ihrer verschiedenen Organi- 
sationen zur einheitlichen Aktion fanden. Besonders aktiv zeigten sich 
die Arbeitersportler des Ruhrgebiets, eines der revolutionären Zentren 
Deutschlands. 


132 


Die Sportler der KG beteiligten sich aber nicht nur an den zeitweiligen 
Aktionen. Sie bereiteten sich mit festen Organisationsformen auf die 
Abwehr faschistischer Anschläge und Überfälle vor. 

Als Teil der proletarischen Selbsthilfe, die von den Arbeiterorgani- 
sationen zur Abwehr der faschistischen Gewalttaten geschaffen wurde, 
entstand der Ordnerdienst, später Organisationsschutz genannt. In 
den „Richtlinien über Durchführung des Organisationsschutzes (OS) 
in der Kampfgemeinschaft für rote Sporteinheit‘“ wurden seine Auf- 
gaben wie folgt angegeben: „Der OS übernimmt den Schutz aller Or- 
ganisationseinrichtungen und Schutz der eigenen Mitglieder. Er schützt 
den Trainingsbetrieb, die Sportplätze, Ferienheime, Zeltlager, Tum- 
hallen, Bootshäuser, Büros, eigene Sportgeschäfte, die Mitglieder- und 
öffentlichen Versammlungen der Sportler und übernimmt den Refe- 
rentenschutz.“ Der Organisationsschutz sollte also kein Ersatz für den 
Massenselbstschutz der Arbeiterklasse sein, der andere, weitergespannte 
Aufgaben bei Demonstrationen, im Betrieb, auf den Stempelstellen 
und in den Wohnbezirken zu lösen hatte: er hatte, seinem Namen ent- 
sprechend, organisationsgebundene Aufgaben. Alle Mitglieder der Ver- 
eine wurden zum Dienst im Organisationsschutz herangezogen, um „die 
Gesamtmitgliedschaft zum aktiven Kampf gegen den Faschismus“ zu 
erziehen. Aus diesem Grunde wurde es abgelehnt „Rollkommandos“ und 
„Stoßtrupps“ zu schaffen. 

Durch die eigens dafür bestimmten Leiter des Organisationsschutzes, 
die in allen Organisationseinheiten eingesetzt worden waren, wurde die 
Voraussetzung für planmäßige und geordnete Arbeit geschaffen. 

Die allgemeine wehrsportliche Ausbildung, die in den meisten Ver- 
einen und Abteilungen der KG verstärkt betrieben wurde, gab die Ge- 
währ, daß der Organisationsschutz den Faschisten nicht machtlos gegen- 
überstand, wenn es galt, Leben, Gesundheit und Eigentum der Arbeiter- 
sportler zu schützen. Besonders die Berliner Arbeitersportler erreichten 
einen hohen Grad der Organisiertheit des Organisationsschutzes und 
schufen sich eine wirksame Waffe gegen die Überfälle der Faschisten. 
Ihre Arbeit wirkte auch auf die Sportler aus reformistischen Vereinen 
befruchtend. Oft standen Arbeitersportler aus den reformistischen 
Bünden Schulter an Schulter mit ihren Klassenbrüdern aus der KG, um 
gemeinsam Veranstaltungen der Arbeiterklasse zu schützen. 

Im Juli 1932 übernahmen z. B. im Norden Leipzigs Sportler der KG 
und Sportler reformistischer Vereine gemeinsam den Schutz eines großen 
Straßenstaffellaufs der Arbeitersportvereine, als bekannt wurde, daß 
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Faschisten die Störung der Sportveranstaltung beabsichtigten. Der Er 
folg des gemeinsamen Auftretens veranlaßte die Arbeitersportler, eir 
Antifaschistisches Kampfkomitee zu bilden, um auch fernerhin in Ver- 
bindung zu bleiben und für weitere Abwehraktionen gerüstet zu sein. 

Schon Anfang August 1932 war die erweiterte Reichsleitung der KG 
zusammengekommen, um über die ersten Erfolge und die weiteren Auf. 
gaben der Arbeitersportler in der Antifaschistischen Aktion zu beraten 
Sie konnte feststellen, daß sich trotz aller Bemühungen prominente: 
Führer der „Eisernen Front“, die Aktionseinheit zu hintertreiben, ir 
vielen Orten des Reiches die Arbeitersportler in immer stärkerem Maß: 
zu gemeinsamer Abwehr des faschistischen Terrors zusammengefunden 
hatten. Gemessen an den Verhältnissen in den Monaten vorher waı 
dies ein wichtiger Schritt auf dem Wege zur Einheitsfront der Arbeiter- 
klasse. 

Mit zunehmender Aggressivität der Faschisten wuchs die Bewegung 
zur Abwehr faschistischer Überfälle stark an. Sie wurde zu einem festen 
Bestandteil des proletarischen Selbstschutzes, der dazu beitrug, daß die 
faschistischen Terrororganisationen geschlagen wurden und daß sie die 
angestrebte völlige Herrschaft über die Straße, vor allem in Berlin, nicht 
erringen konnten. Mit diesen Erfolgen versetzte die Arbeiterklasse gleich- 
zeitig der Papen-Regierung, die in ihre Politik den faschistischen Terror 
einkalkuliert hatte, einen schweren Schlag. 


Arbeitszuchthaus oder Einheitsfront 


Zu den ersten Maßnahmen der Regierung Papen gehörten solche, die 
den Arbeitsdienst betrafen. Schon längere Zeit fertig vorliegende Pläne 
der Bourgeoisie wurden nun in die Tat umgesetzt. 

Am 16. Juli 1932 kam eine neue „Verordnung über den freiwilligen 
Arbeitsdienst“ heraus, deren Sinn darin bestand, die bisherige lose 
Form des Arbeitsdienstes zu straffen und in den Händen des Staates zu 
zentralisieren. In der bürgerlichen Sportpresse wurde die Verordnung 
richtig kommentiert: „Eine Erweiterung des Umfanges der FAD ist ihr 
nächstes, die Erreichung der allgemeinen Arbeitsdienstpflicht ... letztes 
Ziel.‘ 

Zur schnellen Durchführung dieser Pläne wurde am 18. Juli ein 
„Reichskommissar für den freiwilligen Arbeitsdienst“ ernannt. Welchen 
politischen Zielen der Arbeitsdienst in der neuen, zentralisierten Form 
dienen sollte, das sprach die bürgerliche Presse, nicht zuletzt die bürger- 
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liche Sportpresse, sehr deutlich aus. Die „Pflege straffer Manneszucht“, 
die „Umformung der zufälligen, losen Werkvereinigung zu einer Arbeits- 
und Schicksalsgemeinschaft‘, die „Pflege des Führerschaftegedankens“ 
und die „Verwurzelung mit der Erd- und Heimatscholle* wurden als 
die „besonderen Aufgaben“ des Arbeitsdienstes bezeichnet, der „‚nicht 
mehr Kriegsspiel, sondern Kriegsernst“ sei. Dabei wurde nicht ver- 
schwiegen, „daß der Arbeitsdienst nicht in den Kreis der kurzfristigen 
Notmaßnahmen“ falle, „sondern sich zu einer neuen volkhaften Da- 
seinsform““ entwickele, „die wohl nicht ohne Einfluß auf die geistige 
deutsche Zukunft bleiben‘ werde. Durch ihn sollten „raum- und wirt- 
schaftspolitische Grundlagen (West-Ost-Bewegung)“, anf „denen eine 
neue freie Wirtschaftsführung sich aufbauen“ könne, geschaffen werden. 
Noch unverhohlener offenbarte der Faschistenführer Hermann Göring 
den faschistischen Charakter des Arbeitsdienstes, als er Ende 1932 sagte: 
„Der Arbeitsdienst ist eine Säule des zukünftigen Staates, Er ist höchster 
Ausdruck eines deutschen Sozialismus. Eine Erziehungsschule ohne- 
gleichen. . . Hier wird sich der Ty p desneuen deutschen Menschenbilden.“ 
Wie dieser Göringsche „deutsche Sozialismus“ aussehen sollte, ließen 
die theoretischen und praktischen „Versuche“ erkennen, die von den 
Beauftragten der NSDAP unter stiller Duldung oder sogar aktiver 
Förderung der Regierungsstellen durchgeführt wurden. Die Vorberei- 
tungen der Faschisten wurden von Konstantin Hierl geleitet. Hier! war 
Oberst a.D., alter bayrischer Generalstäbler, nach dem ersten Welt- 
krieg Organisator eines reaktionären F reikorps, einer der Arbeitermörder 
in der Novemberrevolution von 1918; er stand seit 1920 mit Hitler 
in Verbindung. Schon 1923 hatte er die allgemeine Arbeitsdienst- 
pflicht als „teilweisen Ersatz der allgemeinen Wehrpflicht“ von einer 
arstrebten „nationalen Diktatur“ gefordert und war demzufolge für 
Hitlers Münchener Hauptquartier der richtige Mann. Seine Auffassung, 
lie von Hitler und der gesamten Reichsleitung der NSDAP gebilligt 
wurde, hatte er in einem Vortrag, den er in einer Veranstaltung der 
„Reichsarbeitsgemeinschaft für deutsche Arbeitsdienstpflicht“ am 
?3. Mai 1932 hielt, dargelegt. Er forderte etwas „Ganzes, Durch- 
zreifendes“ und erläuterte einen Gesetzentwurf, der u.a. die „Strafgewalt“ 
für Arbeitsdienstführer und die Einrichtung von „Besserungsabteilun- 
zen“ (Strafabteilungen — G. Wo.) für Arbeitsdienstpflichtige, denen die 
vorgesehene „altpreußische Einfachheit“ nicht behagen würde, vorsah. 
Im Juni 1932 wurde das Schloß von Großkühnau, nordwestlich 
Dessau, das bis dahin Kindererholungsheim gewesen war, auf Weisung 
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des faschistischen Ministerpräsidenten von Anhalt dem Stabe Hierls 
als Kaderschule des faschistischen Arbeitsdienstes übergeben. Wenige 
Monate später bestanden bereits drei Lager des Arbeitsdienstes der 
NSDAP in Anhalt, die von Hierls Beauftragten offen und direkt ge 
leitet wurden. Der Staat schuf die materiellen und organisatorischen 
Voraussetzungen nach den Anweisungen Hierls; Bekleidung, Geräte, 
Unterkunft, Verpflegung usw. wurden von anhaltischen Staatsstellen 
(Polizeiverwaltung und Rechnungshof) beschafft bzw. bezahlt. 

In kurzer Zeit waren die Insassen des faschistischen Arbeitsdienst- 
lagers in der ganzen Gegend berüchtigt. Sie eprengten Versammlungen 
demokratischer Organisationen, überfielen „Reichsbanner‘“ und „Rot- 
front“, rissen Fahnen der Arbeiterorganisationen ab und bewarfen 
Angler, die in der Nähe der „Arbeitsstelle“ ihrer Beschäftigung nach- 
gingen, mit Steinen. Auch die Arbeitersportler waren vor ihren Über- 
fällen nicht sicher. „Oberfeldmeister* Rohr, ein Teilnehmer eines solchen 
Vorganges, berichtete später darüber: „Im roten Turnvereinshaus, so 
hieß das kleine Haus am anderen Ende des Dorfes, in dem der rote 
Turnverein seine Sitzungen abhielt, ist wieder Sitzung. Sofort hin und 
stören, hieß unsere Losung. Räuberzivil — man durfte ja nicht merken, 
daß der Arbeitsdienst politisch war — wurde angezogen, und dann 
gings los. Als wir hinkamen, war schon alles weg. Man hatte Lunte ge- 
rochen.‘* 

Die Arbeiter der Umgebung organisierten den Widerstand und klär- 
ten die gesamte Bevölkerung über das Unwesen des faschistischen Ar- 
beitsdienstes auf. Sehr eindrucksvoll geschah das durch Artikel und 
Bilder in den Arbeiterzeitungen. Wie geschickt die Antifaschisten ar- 
beiteten, um zu solchen dokumentarischen Bildern zu kommen, läßt 
der Bericht eines Lagerinsassen erkennen: „Ein sogenannter besserer 
Herr, lange Zeit im Kriege gewesen, hat Freude an einer disziplinierten 
Truppe. Er bittet, eine Aufnahme machen zu dürfen. Der Zugführer 
läßt halten, ausrichten, der Fremde knipst und am nächsten Tag er- 
scheint das Bild ... in einer kommunistischen Zeitung. ..* 

Zweifelsohne waren die drei Anhaltischen NSDAP-Ausbildungslager 
die „vorbildlichsten“ im faschistischen Sinne. Es gab aber unzählige 
Lager, die ebenfalls von Faschisten und Militaristen geführt wurden. 
Der Lagerbetrieb und vor allem die ideologische Ausrichtung aller dieser 
Lager wich nur wenig von dem „Musterlager‘“ der Faschisten ab. Das 
entsprach der allgemeinen Zielsetzung der deutschen Großbourgeoisie 
und war auch deshalb nicht verwunderlich, weil die Faschisten bei den 
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vielen Lehrgängen, die zur Ausbildung von Arbeitsdienstführern von 
verschiedensten "Organisationen veranstaltet wurden, ihre Hand im 
Spiel hatten. An zwei Führerlehrgängen, die im Juni 1932 vom „Zen- 
tralen Ausschuß für Arbeitslager ... beim Deutschen Studentenwerk“ 
veranstaltet wurden, nahmen z. B. Angehörige der NSDAP, insbesondere 
der 5A, der Deutschen Freischar aus den Gauen Mark, Sachsen und 
Schlesien, des J ungdeutschen Ordens, der Deutschen Turnerschaft, der 
Freien Turnerschaft; des Deutschen Pfadfinderbundes, des Akade- 
mischen Turnbundes, der Deutschen Akademischen Gildenschaft und 
der Deutschen Burschenschaften teil. 

Die Beauftragten der deutschen Großbourgeoisie hatten erkannt, daß 
sie ihren Plan, die Jugend in den Militarisierungs- und Faschisierungs- 
prozeß einzubeziehen, am ehesten durch die Zusammenfassung der 
jungen Menschen in Arbeitslagern erreichen konnten. Deswegen wurde 
die Arbeitsdienstlager-Bewegung mit allen Mitteln und von allen 
Stellen, auch vom Reichskommissar für den Arbeitsdienst, gefördert. 
Solche Projekte jedoch wie die Errichtung von Sportplätzen, Plansch- 
becken und gärtnerischen Anlagen, die meist.innerhalb der Städte lagen 
und daher ohne Lagerdienst und Lagerbetrieb ausgeführt werden konn- 
ten, wurden aus „sozialpädagogischen““ Gründen abgelehnt, weil sie 
schr oft Anlaß zu einer „Verfälschung des Arbeitsdienstcharakters“ ge- 
wesen wären, 

Die Führer der bürgerlichen Turn- und Sportverbände gehörten zu den 
eifrigen Förderern und Propagandisten des Arbeitsdienstes. Schon am 
29. Juni 1932 waren die Vorsitzenden des DRA beim Reichsarbeits- 
minister gewesen und hatten betont, daß sie selbstverständlich „‚gern mit- 
arbeiten“ würden, um die weitreichenden Pläne der Papen-Regierung 
in die Tat umzusetzen. Sie hatten auch die Kraft ihrer Organisationen 
und die in der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung vorhandenen 
geeigneten „Führer“ angeboten. 

Der Vorstand der DT rief seine Mitglieder auf, „aus erzieherischen 
Gründen ... in weitem Maße den freiwilligen Arbeitsdienst in die Wege 
zu leiten‘ und erhöhte die Prämiensumme für die besten Leistungen 
bei der Einführung des Arbeitsdienstes, die 6000 Mark betragen hatte, 
auf 20000 Mark, um die Vereine anzuspornen. 

Im „Volksbund für Arbeitsdienst“ arbeitete die DT mit dem Stahl- 
helm, dem Schlageterbund, der Bismarckjugend, dem Deutschnationalen 
Handlungsgehilfenverband und anderen rechtsgerichteten Organisa- 
tionen eng zusammen. 
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In fast allen Ausschüssen und Räten, die sich mit der Förderung, Or- 
ganisierung und ideologischen Ausrichtung des Arbeitsdienstes befaßten, 
arbeiteten bürgerliche Turn- und Sportführer aktiv mit, so z. B. im „‚Bei- 
rat für den freiwilligen Arbeitsdienst“ beim Reichsarbeitsministerium 
und in der „Berliner Arbeitsdienstgemeinschaft“. 

Den Führern der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung hatte es die 
deutsche Großbourgeoisie zu verdanken, daß unter den 285000 jungen 
Menschen, die sich allein im November 1932 im Arbeitsdienst — zu 
einem erheblichen Teile in speziellen Lagern — befanden und dort von 
besonders ausgebildeten militaristischen und faschistischen Führern 
„erzogen“ wurden, Zehntausende von Turnern und Sportlern waren. 

Die reformistischen Führer der Arbeitersportbewegung behielten ihre 
wohlwollende Haltung gegenüber dem Arbeitsdienst auch nach den 
neuen Maßnahmen der Papen-Regierung bei. Zwar konnte sie sich auf 
Grund der ablehnenden Haltung der Verbandsmitglieder eine unmittel- 
bare Unterstützung der Arbeitslagerbewegung nicht erlauben, sie ar- 
beiteten aber mit den Führern des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes, die gemeinsam mit den Faschisten, der DT und anderen 
Organisationen in Förderungsausschüssen vertreten waren und dem 
Reichsbanner, das eigene Arbeitslager einrichtete, eng zusammen. 
Statt energisch gegen jede Form des Arbeitsdienstes, insbesondere gegen 
die Form der Arbeitsdienstlager, zu kämpfen, wie es die Interessen der 
Arbeiterklasse in einem kapitalistischen Staat erfordert hätten, über- 
ließen sie die jungen Arbeitersportler den Faschisten und Militaristen. 
Andere brachten sie in Reichsbanner-Arbeitslager, wo sie die Faschisten 
später nur zu „übernehmen“ brauchten, um sie „zu deutschem Denken 
zu erziehen‘, um sie „von der marxistischen Irrlehre zu befreien‘, nach- 
dem mit den Reichsbannerführern des Lagers „kurzer Prozeß gemacht“ 
worden war. 

Für die bewußten Kräfte der deutschen Arbeiterklasse jedoch waren die 
Maßnahmen der Papen-Regierung ein Alarmsignal, noch konsequenter, 
noch geschickter und noch hartnäckiger gegen alle Formen des Arbeits- 
dienstes zu kämpfen, 

Der Initiative der Mitglieder der KPD ist es zu verdanken, daß sich 
die Mitglieder der revolutionären Arbeiterorganisationen sehr schnell 
des wahren Charakters des Arbeitsdienstes und, nach Inkrafttreten der 
neuen „Verordnungen“ Papens, der größten Gefahr, die der deutschen 
Jugend drohte, bewußt waren. 

Die Sportler der KG standen mit dem KJVD in vorderster Front im 
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Kampf gegen den Arbeitsdienst. Für sie war es klar, daß der Arbeits 
dienst eng mit der Militarisierung und Faschisierung der Sportjugen 
zusammenhing. Nicht wenige Arbeitsdienstler kamen aus der Turn- un 
Sportbewegung; sie waren zum Teil von den Funktionären ihrer Verbänd 
geworben worden. In den Lagern selbst wurde mit Hilfe des Sports ver 
sucht, die Begeisterung der jungen Menschen für den Arbeitdienst z 
wecken bzw. zu erhalten. Die revolutionären Arbeitersportler erkannte 
jedoch: Wer für die deutsche Sportjugend und ihre Zukunft ehrlich eir 
treten wollte, wer gegen eine Ausnutzung des Sports und der Turn- un 
Sportbewegung durch Militaristen und Faschisten war, der mußte unte 
den gegebenen Umständen den Arbeitsdienst der deutschen Bourgeoisi 
bekämpfen. 

„Rot-Sport‘ nahm zu den neuen Arbeitsdienstverordnungen sofor 
nach deren Erscheinen Stellung und kennzeichnete sie völlig richtig al 
eine „weitere Etappe zum Dritten Reich Hitlers“, die durch den Arbeits 
dienst der Brüning-Regierung vorbereitet worden sei und ihrerseits di 
Voraussetzung für den nächsten Schritt zum „großen Arbeitszucht 
haus“ bildete, in das die Faschisten Deutschland zu verwandeln trach 
teten. 

Die Antwort der revolutionären Arbeitersportler auf die Pläne de 
Großbourgeoisie bestand darin, die Antifaschistische Aktion stärker z 
entfalten und die Jugendlichen, besonders die zur Verzweiflung getrie 
benen jugendlichen Erwerbslosen, über den Zweck und das Wesen de 
Arbeitsdienstes aufzuklären. 

„Heran an die Arbeiter in den bürgerlichen und reformistischen Sport 
verbänden!“ war die Parole. „Zeigt ihnen an Hand der Politik ihre 
Führer, die nicht nur die Arbeitsdienstpflicht unterstützen, sonder, 
dafür die Mitgliedschaft ihrer Verbände organisieren“, forderte „Rot 
Sport“ von den revolutionären Arbeitersportlern, „daß dieser Weg i: 
das Lager des Faschismus führt...“ 

Zur Aufklärung der Jugend gab die KG die schon erwähnte Bro 
schüre: „Sos — Jugend — Sport — Arbeitsdienst“ heraus. In ih 
legte Ernst Grube an Hand von Beispielen und exakt zusammen 
gestelltem Material dar, welche Ziele die deutsche Bourgeoisie mit der 
Arbeitsdienst verfolgte und wie unsinnig die Auffassungen reformi 
stischer Führer waren, die eine Lösung der Arbeitslosenfrage mit Hilf 
des Arbeitsdienstes anstrebten. 

Den verderblichen, auf Militarisierung und Faschisierung der Jugen 
abzielenden Arbeitsdienstplänen setzte Ernst Grube die „Arbeitsbeschal 
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fungsforderungen der Werktätigen“ entgegen, die von der kommuni- 
stischen Reichstagsfraktion bereits im Mai 1932 in einem Gesetzentwurf 
zur Arbeitsbeschaffung zusammengefaßt worden waren. Der $ 7 dieses 
Gesetzentwurfes lautete: 

Alle Arbeitsleistungen, die nicht tarifimäßig entlohnt werden, wie die Pflicht- 
arbeit der Wohlfahrtserwerbalosen, der sogenannte freiwillige Arbeitsdienst, die 


Anwendung der Zwangsarbeit, besonders gegenüber den Jugendlichen, sind ver- 
boten. 


Statt Arbeitsdienst und Zwangsarbeit wurde gefordert, Wohnungen, 
Verkehrseinrichtungen und andere wichtige Dinge mit regelrechter 
Tariflohnarbeit zu bauen und dafür staatliche Hilfsmittel in Höhe von 
800 Millionen Mark zur Verfügung zu stellen. Die Gelder sollten durch 
Streichung der Ausgaben für militärische und polizeiliche Zwecke, durch 
Sperrung der Millionenentschädigangen und -abfindungen an die ehe- 
maligen Fürstenhäuser, durch Kürzung der Gehälter höherer Beamter, 
durch Erhebung einer einmaligen Millionensteuer, durch Besteuerung von 
Dividenden und Aufsichtsratstantiemen und durch eine laufende Sonder- 
steuer auf die großen jährlichen Einkommen von über 50000 Mark 
aufgebracht werden. 

Ernst Grube erwähnt in seiner Schrift als Beispiel für den Willen der 
KPD, konstruktive Vorschläge zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit zu 
machen, auch die Forderungen der kommunistischen Fraktion im Preu- 
Bischen Landtag, in denen u.a. die „Arbeitsbeschaffung durch Staat 
und Gemeinden“, der „Bau von Arbeiterwohnungen, Straßen und 
Brücken, Spiel- und Sportplätzen, Schulen, Krankenhäusern und Bade- 
anstalten, Verkehrseinrichtungen“ und die „Vollendung des Mittelland- 
kanals‘‘ vorgeschlagen wurde. 

Die revolutionären Arbeitersportler machten diese Forderungen der 
KPD zu ihren eigenen und gingen bei der Aufklärung der jungen Sportler 
von ihnen aus, um diese davon abzuhalten, freiwillig in den Arbeitsdienst 
einzutreten. Zweifelsohne war es vor allem dem unermüdlichen Auf- 
klären und Warnen der klassenbewußten Arbeiter zu verdanken, wenn 
die Zahl derer, die freiwillig in die Arbeitslager gingen, relativ gering 
blieb. Naturgemäß existieren darüber keine Berechnungen. Aber die Be- 
richte von Arbeitersportlern und Angehörigen anderer Arbeitersport- 
organisationen, der Widerstand, der dem Treiben der Lagerinsassen von 
der Bevölkerung entgegengesetzt wurde, die Flut von Artikeln, die offen- 
sichtlich wegen der starken Ablehnung des Arbeitsdienstes durch die 
werktätige Jugend geschrieben wurden, und die giftigen Bemerkungen 
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gegen die Kommunisten, die als einzige den „hohen Wert‘ des Arbeits 
dienstes nicht erkennen würden, sind Anzeichen dafür, daß der Einfluß 
des bewußten Teils der Arbeiterklasse sehr hoch eingeschätzt werden 
muß. 

Auch in den Arbeitslagern selbst wirkten die revolutionären Kräfte 
der Arbeiterklasse. Besonders aktiv war der KJVD, dem auch viele 
junge Arbeitersportler angehörten. Der Bericht eines KJVD-Mit- 
gliedes macht deutlich, in welcher Art dabei vorgegangen wurde: 


Am anderen Morgen fuhr ich mit einigen Genossen nach Meiningen, um in den 
Arbeitsdienstlagern Meiningen, Untermaßfeld, Tiefenort und anderen die Verteilung 
von Antikriegsflugblättern zu organisieren und Versammlungen zur Vorbereitung 
einer Delegiertenkonferenz der Jugendlichen der Arbeitsdienstlager durchzuführen. 
Obwohl in Thüringen schon die faschistische Frick-Regierung herrschte und die 
Lager zum Teil vom Stahlhelm und von der SA organisiert waren, konnten wir 
kurze Versammlungen abhalten und Flugblätter verteilen. In fast jedem Lager 
hatten wir einen oder zwei Genossen als Vertrauenaleute. Von ihnen erfahren wir, 
daß die Stimmung unter den Jugendlichen schlecht war, weil sie wegen geringer 
Bezahlung, wenig Ausgang und Wochenendurlaub sowie wegen militärischen Drills 


erleichtert, daß das im Thüringer Landtag von der Fraktion der Kommunistischen 
Partei eingebrachte Arbeitsbeschaffungsprogramm wirtschaftliche und politische 
Forderungen enthielt, die die meisten Jugendlichen begrüßten. 

Gegen die Gefahr, von Überfallkommandos der Frick-Polizei verhaftet zu werden, 
sicherten wir uns durch Posten... Einige Wochen später führten wir in Geraberg 
eine Konferenz mit 20 Delegierten aus neun Arbeitsdienstlagern durch. Hier wurde 
ein Streik der Angehörigen des Arbeitsdienstes beschlossen, Die Forderungen, für 
deren Durchsetzung die Jugendlichen in den Streik treten wollten, waren: Tages- 
dienst, ganitäre Einrichtungen in den Lagern, Erhöhung des Wochengeldes und 
Verlängerung des Wochenendurlaubs, Abschaffung des militärischen Drills und 
Entlassung der ehemaligen Offiziere, statt Arbeitsdienst — Lehr- und Arbeits- 
stellen für die Jugendlichen. In fünf oder sechs Lagern wurde der Streik einige Tage 


Auch an vielen anderen Orten kam es zu Streiks und Demonstra- 
tionen in Arbeitsdienstlagern. So z. B. in Menden/Westfalen, wo in einem 
Arbeitsdienstlager des „Verbandes für Leibesübungen“ eine Rebellion 
ausbrach, als ein Sportler wegen „Aufwiegelei‘ entlassen werden sollte. 
Die Sportler traten in den Streik und zogen in einem Demonstrations- 
zug vor das Mendener Rathaus, Das gesamte Lager mußte aufgelöst 
werden, weil die jungen Sportler ihren Widerstand nicht aufgaben. 

Ähnliches ereignete sich in Nowawes bei Potsdam, wo wegen schlechter 
Ernährung die Arbeit niedergelegt und gegen die Vorführung eines 
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nationalsozialistischen Films protestiert wurde, sowie in Altona, wo 
1000 Jungarbeiter wegen Lohnkürzung in den Streik traten. 

Um größere Erfolge gegen die Militarisierungsbestrebungen der Bour- 
geoisie zu erzielen, forderte Ernst Thälmann, die Teilkämpfe der Jugend- 
lichen mehr zu beachten. Vor dem ZK der KJVD im Herbst 1932 er- 
klärte er: 

Darum gilt es, noch stärker als bisher in den Arbeitsdienstpflichtlagern solche 
Forderungen zu stellen wie: Schaffung von Küchenkommissionen, Lohnkommis- 
sionen, Jungarbeiterausschüssen... Wir müssen stärker in den Lagern die Fragen 
der tariflichen Entlohnung, der gesellschaftlichen Freiheit, des freien Sonntags und 
der Schaffung eines Vertrauensleutekörpers aufrollen. In jedem Arbeitsdienstlager 
muß eine Zelle der KJVD gegründet werden. 


Es mußte versucht werden, die Pläne der Militaristen und Faschisten, 
die aus allen Arbeitslagern regelrechte Militärlager machen wollten, 
zu durchkreuzen und wenigstens die letzten Rechte demokratischer 
Selbstbestimmung der Jugendlichen zu retten. Gleichzeitig konnten 
die Jugendlichen dadurch auf weitgehendere Auseinandersetzungen, 
auf den Kampf gegen jede Form von Arbeitsdienst vorbereitet werden. 

Während die Führer der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung zu 
den Initiatoren und Organisatoren des Arbeitsdienstes gehörten, wäh- 
rend die Reformisten in den Leitungen der Arbeitersportverbände durch 
ihr Verhalten und ihre Maßnahmen den Kampf großer Teile der Ar- 
beitersportbewegung gegen den Arbeitsdienst verhinderten, hatten die 
Sportler der KG den wirklichen Sinn und die Gefährlichkeit des Ar- 
beitsdienstes erkannt und setzten im Verein mit den Mitgliedern anderer 
proletarischer Organisationen ihre Kraft ein, die Jugend, insbesondere 
die sporttreibende Jugend, aufzuklären und zum Widerstand gegen den 
Arbeitsdienst zu mobilisieren. 


Die Rolle des „Reichskuratoriums für ‚Jugendertüchtigung* 


Am 19. September 1932 wies „Rot-Sport‘“ unter der Überschrift 
„Groeners nationalsportliche Organisation notverordnet!“ auf den Er- 
laß Hindenburgs vom 13. September zur Gründung eines „Reichs- 
kuratoriums für Jugendertüchtigung“ hin. Die Zeitung der roten Sport- 
ler charakterisierte das Wesen der neuen Institution: 

Dieses Reichskuratorium soll die Kontrollinstanz über die Jugend- und Sport- 


organisationen zur Erfüllung der von der Bourgeoisie gestellten Forderungen sein, 
entsprechend ihrer faschistisch-imperialistischen Politik. Die sportliche Betätigung 
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der Jugend soll in noch stärkerem Maße nutzbar gemacht werden für die Politik 
der Bourgeoisie... Was mit dem freiwilligen Arbeitsdienst begonnen wurde, wird 
mit diesem Kuratorium verstärkt fortgesetzt. 

Ein Blick hinter die Kulissen des „Reichskuratoriums“ bestätigt voll 
und ganz diese Einschätzung. Mit der Einsetzung des „Reichskura- 
toriums“ wurde von den deutschen Militaristen ein neuerlicher Versuch 
unternommen, eines ihrer alten Ziele zu erreichen: die straffe staatliche 
Zusammenfassung der gesamten deutschen Jugend zum Zwecke einer 
systematischen militaristischen Ausbildung. Diese Versuche hatten mit 
dem „Erlaß über Jugendpflege“ vom 18. Januar 1911 begonnen, waren 
mit dem „Erlaß betreffend die militärische Vorbereitung der Jugend...“ 
vom 16. August 1914, den Eintwürfen eines „Wehrschulgesetzes“, das 
wegen dem Ende des Krieges 1918 nicht realisiert werden konnte, und 
den von Severing geäußerten Gedanken, alle Sportorganisationen unter 
einen Hut zu bringen, fortgesetzt worden; sie hatten ihr vorläufiges End: 
mit dem Abgang Groeners gefunden, der eine staatliche Nationalsport 
organisation gründen wollte. 

Der Reichswehrminister der Papen-Regierung, Schleicher, hatte so 
fort nach seinem Amtsantritt begonnen, die Ziele der reaktionärsteı 
Kreise der deutschen Bourgeoisie zu verwirklichen, die er und sein 
militaristisch gesinnten Kollegen sich zu eigen gemacht hatten. De 
Theoretiker des „Akademisch-Wissenschaftlichen Arbeitsamtes“ - 
einer getarnten militaristischen Organisation, die führend im „Reich: 
kuratorinm“ mitarbeitete — kennzeichnete das Endziel der Bestrı 
bungen wie folgt: „Nach Erreichung dieser Regelung ... nunmehr z 
den Aufgaben, die die totale Wehrhaftmachung ... (von mir hervo 
gehoben — G. Wo.) im zivilen Leben fordert.“ 

Die deutschen Militaristen hatten mit der Verwirklichung ihrer Plär » 
nicht gewartet, bis der Erlaß zur Gründung des „Reichskuratorium: 
von Hindenburg unterzeichnet worden war. Wenn Schleicher am 27. Jı 
1932 in einer geheimen Besprechung erklärt hatte, „daß man hoffe 
lich in allernächster Zeit bezüglich der Wehrsportfragen einen grol 
Schritt vorwärts machen werde“, so wurde dieser Schritt in 
Praxis zur gleichen Zeit bereits getan. Ohne jede gesetzliche Grund] 
erhielt General Edwin von Stülpnagel, der die geheime Dienststelle zur 
Vorbereitung des „Reichskuratoriums“ leitete, schon im Juli 1932 
33500 Mark aus Mitteln des Reichsinnenministeriums überwiesen, die 
laut Etatplan für die „körperliche Ertüchtigung der Jugend“ vor- 
gesehen waren. Im August erhielt Stülpnagel weitere 83000, im 
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September 77000 Mark. Mit diesen Geldern wurden u. a. die ersten 
Lehrgänge, die ersten Ausrüstungen und Waffen und das Inventar für 
die Geschäftsstelle bezahlt. 

Daneben bezahlte das Innenministerium große Beträge an „bewährte“ 
Organisationen und Personen, denen der Auftrag erteilt worden war, 
Unterführer auszubilden, die später in den Jugend- und Sportorgani- 
sationen die Grundausbildung der Mitglieder zu leiten hatten. $o er- 
hielten beispielsweise das „Akademisch-Wissenschaftliche Arbeitsamt“ 
am 27. Juli 1932: 24000 Mark, am 28. September 1932: 11000 Mark und 
am 15. Dezember 1932: 3000 Mark; der Reichsverband der Deutschen 
Kleinkaliber-Schützenverbände am 28. Juli 1932: 10000 Mark und am 
6. Dezember 1932: 8000 Mark; der Vertreter verschiedener Volkssport- 
schulen, Generalleutnant Severin, am 30. Juli 1932: 20000 Mark; 
der Landesschützenverband Oberschlesien ab 7. September 1932 in 
Raten: 12000 Mark; die „‚Freischar junger Nation“ (Admiral von Trotha) 
am 9. September 1932: 500 Mark; die Turnergilde der Deutschnationalen 
Handlungsgehilfen am 5. September 1932: 4600 Mark: der Landrat von 
Landsberg an der Warthe, Dr. Faust, ein Freund des Reichsinnen- 
ministers von Gayl, ab November 1932 in Raten: 35 000 Mark usw. usf.; 
insgesamt wurden in der Zeit des Bestehens des Kuratoriums an Ver- 
bände über 65000 Mark gezahlt, Stülpnagel, der gegenüber dem Innen 
ministerium nur global abrechnete, zahlte ebenfalls noch größere Sum- 
men an verschiedene Verbände und an die Volkssportschulen. 

Nach $ 1 seiner Satzung hatte das „Reichskuratorium“ die Aufgabe, 
die „Erziehung der deutschen Jugend zur körperlichen Leistungsfähig- 
keit, zu Zucht, Ordnungsliebe und Kameradschaft und zur Opferbereit- 
schaft für die Gesamtheit zu fördern“. Die vertraulichen Informa- 
tionen, die zwischen den Organisatoren und politisch verantwortlichen 
Personen ausgetauscht wurden, übersetzten diese für die Öffentlichkeit 
bestimmten Worte in die Sprache der deutschen Militaristen. Da wurde 
von „Ausbildung außerhalb des Heeres“, von einer „Kopfprämie von 
etwa5—10O RM“, die den Verbänden für jeden Jugendlichen erstattet 
werden sollte, den sie auf eine Schule des „Reichskuratoriums“ schick- 
ten, von den vorbereiteten Uniformen und den Ausbildungsplänen, den 
vorbereiteten Lagern auf Truppenübungsplätzen, der Übernahme einiger 
Volkssportschulen, der engen Verbindung mit dem freiwilligen Arbeits- 
dienst, der Ausbildung von jährlich 30000 Unterführern, den Außen- 
stellen in den Ländern, der Einrichtung einer Vielzahl von Geschäfts- 
stellen, der Besetzung von einträglichen Posten mit alten Freunden 
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und waschechten Militaristen gesprochen, Zugleich wurde darauf hin- 
gewiesen, daß alle internen Maßnahmen geheimgehalten werden sollten. 

Der $ 3 der Satzung legte fest, wer Mitglied des „Reichskuratoriums“ 
werden konnte, Neben den Vertretern der Reichsregierung und der 
Landesregierungen waren „Vertreter solcher Vereinigungen, die sich 
der in $ 1 bezeichneten Aufgaben widmen“ und „Einzelpersönlichkeiten, 
welche sich um die Ertüchtigung der Jugend besonders verdient gemacht 
hatten‘ vorgesehen. Dementsprechend saßen im „Reichskuratorium* 
neben dem Vorsitzenden, Reichsinnenminister von Gayl, und dem Ge- 
schäftsführenden Präsidenten, General Edwin von Stülpnagel, u. a. die 
folgenden „Vertreter“ und „Einzelpersönlichkeiten‘“: Oberstleutnant 
a.D. Krüger als einziger offizieller Vertreter einer politischen Partei, 
der NSDAP; Rittmeister a.D. Barthels vom Kyffhäuserbund; 
Dr. h. c. Diem als Generalsekretär des DRA; Staatsminister a. D. 
Dominicus als Vorsitzender des DRA und der DT; Reichsminister a.D. 
Dr. Geßler als „„Einzelpersönlichkeit“, Vorsitzender des bayrischen Teils 
der DT; Generalmajor a. D. Herrgott vom Kleinkaliber-Schützenver- 
band; Staatssekretär a. D. und Wirklicher Geheimer Rat Lewald als Vor- 
sitzender des DRA; Kriminalpolizeirat Linnemann, Vorsitzender des 
DRA und des Deutschen Fußballverbandes; Rittmeister a. D. von Moro- 
zowicz als Vertreter des Stahlhelms; Herr Mundt vom Deutschnatio- 
nalen Handlungsgehilfenverband (mit Turnergilde); Vizeadmiral a. D, 
Rösing vom Marine- Jugendbund; Herr Stange, Führer des Verbandes 
für Leibesübungen innerhalb der evangelischen Jungmännerbünde 
Deutschlands („Eichenkreuz“); Präsident Syrup als Verbindungsmann 
zum Arbeitsdienst; Vizeadmiral a. D, von Trotha als „Einzelpersönlich- 
keit", Führer der „‚Freischar junger Nation“; und Generalpräses Wolker 
von der „Deutschen Jugendkraft“, dem Verband für Leibesübungen in 
katholischen Vereinen. 

Wie im Reichsmaßstab, so waren auch im Landes- und Ortsmaßstab 
die Führer der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung gemeinsam mit 
den Führern der anderen rechtsgerichteten politischen Organisationen 
an der Militarisierung der deutschen Jugend beteiligt. 

In Sachsen z. B. arbeiteten daran u. a. mit: SA, DT, Jungdo, Eichen- 
kreuz, Stahlhelm, Verband Mitteldeutscher Ballspielvereine, Jahnbund, 
Kolonialpfadfinderbund, Sächsischer Radfahrerbund, Pfadfinderbund, 
Institut für Leibesübungen an der Universität Leipzig, Technische Not- 
hilfe, Sächsischer Keglerbund, Deutschnationale Kampf- und Jugend- 
gruppe, Verband der Ruderer, Paddler und Segler, Sudetendeutsches 
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Jungencorps, Jugendkraft, Deutscher Schwimmverband, Deutsche Frei- 
schar, Deutscher 'Turnerbund, Jungsturm, Arbeitsgemeinschaft der 
Lehrervereine für Turnen und Sport, Erzgebirgischer Radfahrerbund, 
Radfahrerunion, Lausitzer Radfahrerbund, Sächsischer Landesausschuß 
für Leibesübungen usw. 

In den Lehrgängen des „Reichskuratoriums* sollte nach Angaben 
seiner Führer „jegliche parteipolitische Betätigung verboten‘ sein. 
Dieses formale Verbot gerät in das richtige Licht, wenn man die Zahlen 
der Teilnehmer an den Lehrgängen aus den einzelnen Verbänden ver- 
gleicht. Im Monat November 1932 z.B. kamen von den 2150 Teil- 
nehmern 714 aus SA und HJ, 549 aus dem Stahlhelm, 202 aus dem 
Kyffhäuserbund, 276 aus Turn- und Sportverbänden und 133 aus ver- 
schiedenen Jugendverbänden; die Restsumme verteilte sich auf ver- 
schiedene Organisationen. Der dritte Teil der Teilnehmer war Mit-- 
glied in nazistischen Organisationen, und die Mehrzahl der anderen Teil- 
nehmer gehörte ebenfalls rechtsgerichteten, halbfaschistischen oder 
faschistenfreundlichen Organisationen an. Selbst wenn das Verbot 
parteipolitischer Betätigung eingehalten worden wäre, blieben die Tat- 
sachen bestehen, daß die politische Grundtendenz der gesamten Kura- 
toriumsarbeit extrem rechts war und daß für die Feinde der Demokratie 
die Kader mit Staatsmitteln ausgebildet wurden, die sie benötigten, um 
ihre antidemokratischen Bürgerkriegstruppen auszubilden. So wurde 
deutlich, daß dem „Reichskuratorium‘* sowohl die Aufgabe der Militari- 
sierung als auch die der Faschisierung zufie. Das „Reichskuratorium‘ 
war in dieser Zeit, wie Ernst Grube sagte, „mit der wichtigste Teil der 
faschistisch-imperialistischen Politik“. 

Die revolutionären Arbeitersportler hatten längst erkannt, welche Ziele 
die Bourgeoisie im Sport verfolgte. Nachdem durch die Einsetzung des 
„Reichskuratoriums‘ der Öffentlichkeit Einzelheiten bekannt wurden, 
begannen sie eine großangelegte Aufklärungskampagne. 

Die Zeitungen und Zeitschriften der KG legten das Wesen des „‚Reichs- 
kuratoriums“ und den Sinn seiner konkreten Maßnahmen dar und gaben 
auch die Antwort des bewußten Teils der Arbeitersportler. 

Fast in jeder Nummer von „Rot-Sport‘ erschienen Artikel gegen das 
„BReichskuratorium‘, 

Im „Internationalen Arbeitersport‘ veröffentlichte Paul Zobel einen 
Aufsatz, der in prinzipieller Art die Zusammenhänge zwischen der 
imperialistischen Politik der deutschen Bourgeoisie, ihren Sportführern 
und dem „Reichskuratorium‘* aufdeckte. Zobel nannte die Gründung 
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des „Reichskuratoriums‘ eine „neue Etappe“ in der Jugend- und Sport- 
politik der Bourgeoisie, die darauf abgestellt: sei, „die Jugend sowohl 
abzulenken von ihrer Einreihung in die proletarische Klassenfront ... 
als auch sie nutzbar zu machen für ihre Politik“. Er erläuterte 
auch, warum die bewußten Arbeitersportler das „Reichskuratorium“ 
genauso wie den Arbeitsdienst ablehnten: „Sie liegen nicht im Inter- 
esse der sporttreibenden Arbeiter... Nicht Arbeitsdienstpflicht und 
Reichskuratorium, sondern Einheitsaktion aller sporttreibenden Arbeiter 
für die Sicherung der materiellen Voraussetzungen für Sport- und Leibes- 
übungen stehen auf der Tagesordnung, Einheitsfrontaktion gegen Lohn- 
und Unterstützungsabbau, für Arbeit und Brot!“ 

Eine Sondernummer der technischen Zeitschrift der KG, die unter 
dem Titel „Wir und der Geländesport — Wehrerziehung und Arbeiter- 
schaft“ erschien, enthüllte durch Wort und Bild, was die „‚Wehrhaft- 
machung‘“ des Stülpnagel-Kuratoriums bezweckte. Grube, Zobel und 
Plener, der Reichstechniker der KG, die in diesem Heft schrieben, be- 
schränkten sich dabei nicht auf eine bloße Ablehnung der Militarisie- 
rungspläne der Bourgeoisie, sondern legten auch die positiven Ziele des 
Proletariats in den Fragen der Wehrerziehung dar, Paul Zobel schrieb z.B. 

Gegenüber dem national-chauvinistischen Gemei i 
Geist der proletarischen Solidarität, der ee wur: bg * 
im Kampf gegen die Feinde der Arbeiterklasse. Darum ergeht sowohl an die sport- 
treibenden Werktätigen in den bürgerlichen und sozialdemokratischen Verbänden 
als auch an die sportlich nicht organisierte Arbeiterschaft der Ruf zur wehrhaften 
Erziehung, zum Kampf für den Sozialismus, j 

Kurt Plener beantwortete die Frage: „Was ist Geländesport ?* und 
gab eine Fülle von Hinweisen für die Gestaltung der praktischen Arbeit: 

Die Erziehung ... zur proletarischen Wehrhaftigkeit verlangt Vielseitigkeit in 
technischer wie physischer Beziehung. Erziehung zur proletarischen Wehrhaftig- 
keit verlangt Kraft, Ausdauer, Mut, Härte, jene Eigenschaften, die der Klassen- 
kampf fordert. 

Auch in den Vereinszeitungen der KG und in den Publikationsorganen 
anderer revolutionärer Organisationen wurde der Politik des „‚Reichs- 
kuratoriums“ der Kampf angesagt. Die Zeitschrift des KJVD, „Die 
junge Garde“, wurde wegen einer Stellungnahme zum „Reichskura- 
torium‘‘ sogar auf drei Monate verboten. 

Besonders eindringlich wiesen die Veröffentlichungen der KG auf die 
Tatsache hin, daß die bürgerlichen Turn- und Sportführer Handlanger 
der deutschen Militaristen waren. „Rot-Sport“ prangerte an, daß die 
DT-Führer die Maßnahmen des „Reichskuratoriums“ jabelnd be- 
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grüßten und daß der Vorstand des Deutschen Fußballbundes sich 
genauso wie der des DRA in eine Front mit den Sturmabteilungen 
der Faschisten stellte. Ebenso kritisierte er die reformistischen Führeı 
der „Eisernen Front“, die wiederum eine Politik des Zögerns und Ab- 
wartens betrieben und dem „Reichskuratorium“ längst zugestimmt 
hätten, wenn sie den Widerstand der Mitglieder nicht zu fürchten gehabı 
hätten. 

Auf Versammlungen und Kundgebungen sowie durch die von Ab- 
geordneten im Parlament gehaltenen Reden wurde die Bevölkerung übeı 
die Ziele des „Reichskuratoriums* aufgeklärt. Am 28. September 1932 
veranstaltete die Landesjugendleitung der KG von Berlin-Brandenburz 
z. B. eine Großversammlung. Ernst Grube sprach über „Die Stellung: 
nahme der sporttreibenden Arbeiterjugend zum ‚Reichskuratorium‘“. 
Als er die Kriegspolitik der Bourgeoisie charakterisierte, wurde die Ver- 
sammlung von den zur „Überwachung“ gesandten Polizeibeamten auf: 
gelöst. Ernst Grube wurde vorübergehend verhaftet. 

Anfang November brachte die kommunistische Reichstagsfraktior 
einen Gesetzentwurf ein, der u.a. verlangte, den Versailler Vertrag s0- 
fort außer Kraft zu setzen, und vorsah, „die Ausgaben für Luftschutz- 
und Giftgasübungen, für nationalen Wehrsport und Jugendertüchti- 
gung in den Etats des Reiches, der Länder und Kommunen“ zu streichen, 
um Geld für soziale Zwecke, wie Renten, Kinderspeisung usw., zu ge 
winnen. 

Daß der Kampf des bewußten Teils der Arbeiterklasse gegen die 
militaristische Sportpolitik der deutschen Bourgeoisie nicht erfolglos 
war, bewiesen die Widerstände, denen sich die Regierungsstellen und die 
bürgerlichen Turn- und Sportführer gegenübersahen, als sie ihre Ziele 
durchzusetzen versuchten. 

In einer Besprechung im Reichsinnenministerium, die am 3. Oktober 
1932 stattfand, mußte Oberregierungsrat Erbe, leitender Mitarbeiter der 
politischen Abteilung des Ministeriums, zugeben, daß „der Gedanke. 
einen staatlich organisierten Sportverband zu errichten ... unaus- 
führbar gewesen“ wäre, „weil er auf den Widerspruch der bestehenden 
Verbände gestoßen“ sei. Dieser Widerspruch wurde ‚nicht etwa nur 
durch die liberalistische Einstellung eines Teils der bürgerlichen Turn- 
und Sportführer hervorgerufen, sondern war in einem erheblichen Maße 
auf die Haltung der Mitgliedermassen und auf den Einfluß zurück- 
zuführen, die die revolutionären Kräfte der Arbeiterklasse auf diese aus- 
übten. Die Ausführungen, die der Generalpräses der „Deutschen Jugend- 
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kraft“, Wolker, in einer Sitzung des „Reichskuratoriums“ machte, 
waren dafür ein Beweis, In einer Niederschrift über diese Sitzung, die am 
27. Oktober 1932 in Berlin stattfand, hielt der sächsische Regierungs- 
vertreter von Loeben folgendes fest: „Herr Wollker gab offen zu, daß 
er mit starken Widerständen in der katholischen Jugend zu rechnen 
hätte. Er behauptete zwar, daß dieser Widerstand nicht auf pazifi- 
stischer Grundlage beruhe, widersprach sich aber in seinen weiteren Aus- 
führungen etwas mit der Andeutung, daß seine Verbände zum großen 
Teil die Bestrebungen aus Sorge um das Anwachsen des Militarismus 
ablehnten und deutete Befürchtungen an, daß ihm seine Jugend zum 
großen Teil ins kommunistische Lager wegliefe, wenn er ihre Empfind- 
lichkeit in diesem Punkte verletze.“ 

Dieses Eingeständnis Wolkers läßt gleichzeitig erkennen, daß man 
die politische Wirksamkeit und die Bedeutung einer Organisation nicht 
nur an ihrer Mitgliederzahl messen kann, sondern daß dazu andere 
Faktoren beachtet werden müssen: die Aktivität der Mitglieder, die 
Organisiertheit und der Grad des Überzeugtseins der Mitglieder von der 
Gerechtigkeit der vertretenen Sache und — nicht zuletzt — die histo- 
rische Richtigkeit der erstrebten Ziele. Die Existenz der KG legt davon 
ebenso Zeugnis ab wie die der vielen anderen revolutionären Organi- 
sationen jener Zeit, Ihre sportpolitische Wirksamkeit war um ein Viel- 
faches größer als die anderer Sportorganisationen mit höherer Mit- 
gliederzahl. (Ende 1932 wurden von der KG etwa 250000 Sportler erfaßt.) 

So zeigte sich auch in der Einstellung und im Verhalten zum „Reichs- 
kuratorium für Jugendertüchtigung“, daß die revolutionären Arbeiter- 
sportler der Teil der deutschen Turn- und Sportbewegung waren, der 
sich allein mit aller Kraft und aller Konsequenz gegen die verderben- 
bringende militaristische und faschistische Politik der deutschen Bour- 
geoisie und ihrer Sportführer stellte und fest zu den Kräften des deut- 
schen Volkes stand, die den geschichtlichen Auftrag der deutschen Ar- 
beiterklasse, Faschismus und Krieg zu verhindern und zu bekämpfen, 
als Aufruf zur Tat empfanden und danach handelten., 


4. Die letzten Wochen der Weimarer Republik 
Von Papen zu Schleicher 


Im Herbst 1932 verschärfte sich die politische Krise weiter. Papens 
Politik der immer größeren Verelendung und Unterdrückung der Volks- 
massen stieß auf starken Widerstand in breiten Kreisen der Bevölkerung, 
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die sich der antifaschistischen Kampffront angeschlossen hatten. Es 
wurde offensichtlich, daß Papen nicht mehr lange in der Lage sein 
würde, seinen Regierungskurs zu steuern und seine unpopulären Maß- 
nahmen durchzuführen. 

Wie haltlos Papens Position war, zeigte u.a. die Abstimmung im 
Reichstag am 12. September 1932. 512 der 559 Abgeordneten des 
Reichstages stimmten einem Mißtrauensantrag gegen die Papen-Regie- 
rung zu, der von der KPD eingebracht worden war. Papen hatte wäh- 
rend der Abstimmung ein für alle Fälle vorbereitetes Dekret Hinden- 
burgs zur Auflösung des Reichstages überbracht, um seinem Sturz zu 
entgehen. Nach vielen Verhandlungen wurde in den zuständigen 
Ausschüssen entschieden, daß der Mißtrauensantrag gegen Papen rechts- 
kräftig, der Reichstag aber ebenfalls aufgelöst sei. Damit waren 
wiederum Reichstagswahlen erforderlich geworden. Sie wurden auf den 
6. November 1932 festgelegt. Papen trug sich in der Zwischenzeit mit 
Staatsstreichpläinen. Aber er war nicht in der Lage, seine Pläne zu 
verwirklichen. Es war ihm unmöglich, die Politik der deutschen Bank- 
und Industrieherren gegen den Willen der deutschen Arbeiterklasse 
durchzusetzen. Geführt von ihrer Vorhut, der KPD, brachte die Arbeiter- 
klasse dem Papen-Regime drei empfindliche Schläge bei. Sie schlug 
durch den Massenselbstschutz den faschistischen Terror, den Papen als 
Stütze seiner Herrschaft legalisiert hatte, in den Arbeitervierteln zurück; 
sie führte erfolgreiche Streikkämpfe — wie den BVG-Streik — gegen die 
Lohnabbauverordnung Papens, und sie reichte dem französischen Prole- 
tariat die Bruderhand zum gemeinsamen Kampf gegen die deutschen und 
französischen Imperialisten, nachdem Papen die letzteren zur „Zu- 
sammenarbeit“ zu gewinnen versucht hatte. 

Das Ergebnis der Reichstagswahlen sprach dann für sich. Die Kom- 
munistische Partei konnte eine dreiviertel Million Stimmen gewinnen. 
Ihre Wählerzahl betrug damit fast 6 Millionen. Das war ein gewaltiger 
Erfolg, denn er wurde errungen trotz einer maßlosen Hetze und der Ver- 
folgung aller fortschrittlichen Kräfte, er wurde erkämpft gegen die 
Millionengelder der Industrie, die den Faschisten und den anderen 
bürgerlichen Gruppen zur Finanzierung des Wahlkampfes- zugeflossen 
waren. 

Die Faschisten verloren bei dieser Wahl über 2 Millionen Stimmen, 
Ihr Vormarsch war vorerst zum Stehen gebracht worden. Die Stimmen 
der beiden Arbeiterparteien, KPD und SPD, betrugen über 13 Millionen 
und übertrafen damit die 11,7 Millionen der NSDAP um ein Beträcht- 
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liches. In Berlin war der Erfolg der KPD besonders groß. Sie konnte rund 
140000 Stimmen gewinnen und erreichte damit allein in dieser Stadt 
eine Zahl von 860000. Mit beträchtlichem Abstand folgten die anderen 
Parteien: die SPD mit 646000, die NSDAP mit 719000, die Deutsch- 
nationale Volkspartei mit 313000 und das Zentrum mit 123000 Stim- 
men. 

Angesichts dieser Situation sah sich die Papen-Regierung am 17. No- 
vember 1932 zum Rücktritt gezwungen. Hindenburg beauftragte 
General von Schleicher, den Reichswehrminister der Papen-Regierung (!), 
mit der Regierungsbildung. Schleichers Politik der „nationalen Konzen- 
tration“ unterschied sich in Inhalt und Ziel nicht von der Politik Papens, 
sie war nur auf die Anwendung anderer, geschickterer Methoden aus- 
gerichtet. Nach Schleichers Meinung bestand der Fehler der Papen- 
Regierung darin, „zu viel, besonders auf dem verfassungsmäßigen Ge- 
biet unternommen zu haben“, 

Schleichers „programmatische“ Rundfunkrede vom 15. Dezember 
1932 ließ keine Zweifel, daß er gewillt war, keinen Strich vom Kurs der 
Bourgeoisie auf die Errichtung eines Terrorregimes abzuweichen. Vom 
Reichstag verlangte er, der Regierung die Gelegenheit zu geben, „ohne 
Hineinreden und ohne die hinlänglich bekannten parlamentarischen 
Methoden ... ihr Programm durchzuführen“. Sein Programm be- 
stand in erster Linie darin, die Arbeiterklasse zu schlagen, deshalb gab 
er „warnend zur Kenntnis“, „daß eine solche Verordnung (Ausnahme- 
verordnung gegen die Arbeiterklasse — G. Wo.) fertig im Schubfach' 
liege und „in ihrer Lückenlosigkeit eine ausgezeichnete Arbeit‘ dar- 
stelle. Sein besonderer Haß galt der Vorhut der Arbeiterklasse, der 
KPD, der er „drakonische Ausnahme-Bestimmungen“ androhte, falls 
sie weiterhin ihre erfolgreiche Massenpolitik fortsetze. 

Die „körperliche und geistige Ertüchtigung der Jugend“ lag ihm als 
Reichswehrminister, der er weiterhin blieb, „besonders am Herzen“ 
Deshalb setzte er sich für die allgemeine Wehrpflicht ein und stellte fest, 
daß der Staat, solange die Wehrpflicht infolge des Versailler Vertrages 
nicht möglich sei, sich „der Dinge selbst angenommen“ habe. Das „Ku- 
ratorium für Jugendertüchtigung“ und die „Organisation des freiwilligen 
Arbeitsdienstes“ bezeichnete er „neben den staatlich unterstützten 
Sportvereinen aller Art“ als „Früchte dieser Bemühungen“. 

Seine umfassenden Pläne im Hinblick auf die Erziehung der Jugend 
hatte Schleicher kurz vor dem Antritt seiner Kanzlerschaft in einem 
als „Geheim“ bezeichneten Brief vom 17. Oktober 1932 an seinen Freund 
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von Papen dargelegt. Dieser Brief, der gewissermaßen das ganze Pro- 
gramm der deutschen Bourgeoisie zur Militarisierung der Jugend und 
des Sports enthält, hat besonderen dokumentarischen Wert. Aus ihm 
ist ersichtlich, wie planmäßig und zentral gelenkt die Entwicklung 
der verschiedenen, zum Teil als „unabhängig“, zum Teil als „freiwillig‘ 
bezeichneten Organisationen bzw. Maßnahmen gefördert und forciert 
wurde. Der Brief hatte in seinen Hauptpunkten folgenden Wortlaut 

„Sehr verehrter Herr Reichskanzler! Die Erziehung der heran- 
wachsenden Jugend zu tätiger Staatsgesinnung ist zweifellos eine der 
wichtigsten Voraussetzungen nationaler Gesundung und unabhängigeı 
Staatsführung. 

Aus dieser Erkenntnis erwachsen der Reichsregierung im Rahmen 
ihrer allgemeinen politischen und wirtschaftlichen Notstandsmaßnahmen 
Aufgaben von besonderer Dringlichkeit und weittragender Bedeutung. 
Ich nenne nur die Frage der Erweiterung des Grenz- und Landesschutzes. 
des Aufbaus des Reichskuratoriums für J ugendertüchtigung, der Weiter- 
entwicklung des freiwilligen Arbeitsdienstes, der Verbindung der tech- 
nischen Nothilfe mit Arbeitsdienst und Wehrerziehung, die Umbildung 
der preußischen Jugendpflege im Sinne ihrer Einbeziehung in die Ge- 
samtplanung für Jugendertüchtigung, die Festlegung pflichtmäßige: 
Leibesübungen in den Schulen, die Ausgestaltung des akademischen 
Werkjahres, die Unterbringung jugendlicher städtischer Erwerbsloser 
auf dem Lande durch eine freiwillige Bauernhilfe, und der Unterstüt- 
zung von freiwilligen Kameradschaften der Erwerbslosenkräfte, die als 
Notwerk der deutschen Jugend mit der Einrichtung von Gemeinschafts- 
küchen bestimmte Leistungen sportlicher Übung, handwerklicher Be- 
schäftigung und geistiger Fortbildung zu vereinigen haben. 

Alle diese teils in der Durchführung und teils in der Vorbereitung be- 
findlichen, teils noch der Prüfung bedürfenden Fragen stehen für mich 
in zwingendem Zusammenhang mit der Sicherstellung der Landes- 
verteidigung durch eine gesunde, leistungsfühige und einsatzbereite 
junge Mannschaft...“ 

„Daher“, so schloß der Brief, seien eine „planvolle Zusammenarbeit“ 
aller Amtsstellen und die „Einsetzung eines Sonderausschusses der 
Reichsregierung für Jugendfragen“, mit einer „tatkräftigen Persönlich- 
keit“ an der Spitze, erforderlich. 

Im Lager des bürgerlichen Sports hatten sich die Symptome einer 
noch stärkeren Hinwendung zur Faschisierangs- und Militarisierungs- 
politik der Bourgeoisie gehäuft. 
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So war z. B. der langjährige Schriftleiter der Zeitschrift „Die Leibes- 
übungen“, Erich Harte, der gewisse Sympathien für die reformistischen 
Anschauungen im Sport hegte, durch den Parteigänger der Militaristen 
und Faschisten Martin Boye ersetzt worden, um eine noch stärkere 
Orientierung der Zeitschrift auf die rechtsradikale bürgerliche Sport- 
politik zu erreichen. 

Der Jugendwart der DT, Edmund Neuendorff, fühlte sich sogar schon 
wie im „Dritten Reich“ und gab Dienstbefehle nach dem Muster der 
faschistischen Jugendorganisation heraus. In der „Turnerjugend“ war 
z. B. zu lesen: „Der Führer der Turnerjugend ordnet an: Zum Gedenken 
an die jungen Regimenter von Langemarck haben alle Jugendturner 
am 6. oder 13. November einen Gepäckmarsch durchzuführen. Raststelle 
bei einem Kriegerehrenmal. Kurze Gedenkfeier. Edmund Neuendorff.“ 

Auch die Deutsche Hochschule für Leibesübungen stand nicht zurück. 
Sie führte u.a. auf dem Truppenübungsplatz in Wünsdorf einen ape- 
ziellen Lehrgang zur Militärausbildung durch und nahm für das Winter- 
semester 1932/33 militärische Übungen in die Ausbildung auf. 

Diese wenigen Beispiele mögen genügen, um zu zeigen, daß die Mehr- 
zahl der Führer der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung durch Wort 
und Tat die Politik Schleichers unterstützten, der im Auftrage gewisser 
Teile der Bourgeoisie und im Namen breiter Kreise der Reichswehr- 
führung versuchte, durch scheinbar gemäßigtes Auftreten und durch 
Annäherung an die rechten Gewerkschaftsführer den Widerstand der 
Arbeiterklasse zu brechen. 


Die Arbeitersportler stehen bereit 


Unmittelbar nach den Reichstagswahlen hatte Ernst Grube den roten 
Sportlern die Aufgabe gestellt, den Kampf gegen das faschistische Sport- 
programm der Bourgeoisie entschieden weiterzuführen und die Einheits- 
front aller werktätigen Sportler im Rahmen der Einheitsfront der Ar- 
beiterklasse herzustellen. 

Nach der Übernahme der Regierungsgeschäfte durch das Schleicher- 
Kabinett verschärfte sich erneut der antifaschistische Kampf. Die 
Kommunisten erkannten die Rolle, die Schleicher von den herrschenden 
Kreisen zugedacht worden war, und vervielfachten ihre Bemühungen, 
den Machtantritt der Faschisten zu verhindern. 

Auch die revolutionären Arbeitersportler verstärkten ihre Anstren- 
gungen. Enger noch als bisher schlossen sie sich mit allen revolutionären 
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Kräften der Arbeiterklasse um die KPD zusammen. Bei allen Aktionen 
des bewußten Teils der Arbeiterklasse standen die Sportler in den 
vordersten Reihen. 

Ob beim Aufmarsch des Berliner Proletariats an den Gräbern von 
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht am 15. Januar 1933 oder bei 
der großen Demonstration am 25. Januar 1933 vor dem Karl-Liebknecht- 
Haus, wo das arbeitende Berlin trotz eisiger Kälte die Antwort auf den 
provokatorischen Aufmarsch der Faschisten vom 22. Januar gab — 
überall waren die revolutionären Arbeitersportler dabei. 

Über den Kampfaufmarsch am 15. Januar konnte „Rot-Sport“ be- 
richten: 

Der 15. Januar sah einen gewaltigen Aufmarsch des Berliner Proletariats zu den 
Gräbern der von der Noske-Soldateska Gemordeten... In den Demonstrations- 
zügen traten besonders die Sportgruppen in Erscheinung. Dieses Gedenken des 
revolutionären Berlins an die gemordeten Führer bekam dadurch noch sein be- 
sonderes Gepräge, daß der Führer der Kommunistischen Partei Frankreichs, 
Maurice Thorez, an den Gräbern Karls und Rosas den Gedanken der proletarischen 
Internationalität in einer wuchtigen Kriegserklärung gegen die Kriegshetzer zum 
Ausdruck brachte. (Hervorhebung von mir — G. Wo.) 

Es galt vor allem, die Aktionseinheit der Arbeiterklasse herzustellen. 
Die Sportler der KG versuchten immer aufs neue, mit den sporttreiben- 
den Arbeitern, gleich welcher Verbände, ins Gespräch zu kommen, sie 
waren bestrebt, mit ihnen Sport zu treiben, um sie für die Antifaschi- 
stische Aktion zu gewinnen. Dabei ließen sie sich auch durch das schein- 
revolutionäre Auftreten reformistischer Führer nieht abhalten, die das 
Ringen um die Arbeiter in den bürgerlichen Verbänden noch unter den 
Bedingungen des Jahres 1932 als Verrat an der Arbeiterklasse be- 
zeichneten und, statt die Aktionseinheit der Arbeiterklasse zu organi- 
sieren, seitenlange Schmähartikel gegen die KG verfaßten, um die 
Atmosphäre zwischen den Arbeitern in den reformistisch geleiteten 
Vereinen und denen der KG zu vergiften. 

Ungeachtet solcher und anderer Versuche, die Aktionseinheit zu 
untergraben, fanden sich in den Januartagen 1933 im ganzen Reich 
Arbeitersportler aus den verschiedensten Arbeitersportorganisationen 
und sporttreibende Arbeiter aus bürgerlichen Vereinen zusammen und 
bekundeten ihren Willen zur gemeinsamen Abwehr des Faschismns. 

Als Auftakt zu einer größeren Anzahl von Einheitskongressen, die 
Anfang 1933 im ganzen Reich organisiert werden sollten, fand am 
28. Januar 1933 u. a. ein Einheitskongreß in den Gelsenkirchener Hans- 
Sachs-Festsälen statt. Neben Ernst Grube sprach ein französischer Ar- 
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beitersportler aus Parıs, der den Sportlern des Ruhrgebietes die Grüße 
des französischen Proletariats überbrachte. Die 700 Delegierten, von 
denen viele aus Sportvereinen kamen, die nicht der KG angehörten, 
gelobten, in einer gemeinsamen Front gegen den Faschismus zu 
kämpfen. 

Die Zahl der Solidaritätswettkämpfe und Spiele zwischen Mann- 
schaften der KG und Mannschaften anderer Verbände nahm im Zeichen 
dieses Zusammenwirkens in der antifaschistischen Sportfront immer 
mehr zu. Trotz aller Winkelzüge reformistischer Leitungen konnten 
2. B. in Cottbus und in Guben große Sportveranstaltungen dieser Art 
durchgeführt werden. Die gemeinsame Grundlage all dieser Kon- 
gresse, Veranstaltungen und Wettkämpfe bildeten die gemeinsamen 
Interessen der sporttreibenden Arbeiter und die sich daraus ergebenden 
Forderungen. 

Die Sofortforderungen der sportinteressierten Werktätigen wurden 
Mitte Januar 1933 von der kommunistischen Reichstagsfraktion for- 
muliert und dem Reichstag in Form mehrerer Anträge übergeben. 

In klarer, unmißverständlicher Sprache wurde z. B. beantragt, eine 
großzügige Unterstützung der hilfsbedürftigen Jugendlichen und Kinder 
durch Lieferung von Bekleidung, Verpflegung usw. in die Wege zu leiten. 
Die Gelder sollten u. a. den Fonds des „Reichskuratoriums für Jugend- 
ertüchtigung“ und des freiwilligen Arbeitsdienstes entnommen werden. 

Einige Anträge richteten sich direkt gegen die Faschisierungs- und 
Militarisierungsmaßnahmen im Bereich des Sports und zeigten, daß 
die revolutionären Kräfte unmißverständlich für die Verteidigung der 
bürgerlich-demskratischen Freiheiten gegen die Angriffe der Reaktion 
eintraten. 


Die Anträge hatten folgenden Wortlaut: 


Antrag: „Der Reichstag wolle beschließen: Das Reichskuratorium für Jugend. 
ertüchtigung wird aufgelöst.“ 

Antrag: „Der Reichstag wolle beschließen: 1. Alle Bestrebungen für den Aufbau 
und die Durchführung des sogenannten F reiwilligen Arbeitsdienstes sind zu unter- 
binden. 2. Die zum Zwecke der Durchführung des sogenannten Freiwilligen Ar- 
beitsdienstes geschaffenen Kommissariate des Reichs und der Länder, sowie die 
unter Beteiligung privater Organisationen gebildeten Ausschüsse werden aufgelöst. 
3. Die Reichsregierung wird aufgefordert, unverzüglich dem Reichstag einen Be- 
richt über die bisher für den sogenannten Freiwilligen Arbeitsdienst verwandten 
und noch zur Verfügung gestellten Geldmittel vorzulegen.‘ 

Antrag: „Der Reichstag wolle beschließen: Die Reichsregierung zu ersuchen, 
Bestrebungen, die darauf ausgehen, die Turn- und Sportpflicht bei der männlichen 
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und weiblichen Jugend nach der Schulentlassung bis zur Volljährigkeit einzuführen, 
zurückzuweisen; bei der sportlichen Betätigung der werktätigen Jugend alle 
Pflicht und Zwangsmaßnahmen abzulehnen und das ungehemimte Koalitionsrecht 
bei der sportlichen Betätigung zu sichern.“ 


Antrag: „Der Reichstag wolle beschließen: Alle Bestimmungen, die die Ein- 
reise von Sportdelegationen und Spielmannschaften aus der Sowjetunion nach 
Deutschland erschweren und hindern, werden aufgehoben,“ 

Aber mit parlamentarischen Mitteln allein konnte die fortschreitende 
Faschisierung und Militarisierung, wie die letzten Jahre gelehrt hatten, 
nicht aufgehalten werden. Außerparlamentarische Aktionen größten 
Ausmaßes waren erforderlich. Sie sollten durch eine „Kampfwoche gegen 
den Faschismus‘ vorbereitet werden, zu der die Reichsleitung der KG 
alle antifaschistischen Sportler aufrief. 

Auf dem Hamburger Bezirksparteitag hatte Ernst Thälmann kurz 
nach der Einsetzung Schleichers als Kanzler erklärt: 

Wir müssen das Schleicher-Kabinett als ein Übergangskabinett, als ein Platz- 
halterkabinett zur Vorbereitung einer Hitler-Koalition bzw. Hitler-Regierung an- 
schen. 

Die Ereignisse bestätigten Thälmanns Worte. 

Starke Gruppen der deutschen Großbourgeoisie waren mit Schleicher 
unzufrieden, Sie glaubten, ihre Ziele mit Hilfe Hitlers und seiner legalen 
und illegalen Formationen am ehesten erreichen zu können. Der reak- 
tionärste Flügel des deutschen Finanzkapitals bereitete im Bündnis mit 
dem militaristischen Junkertum die „Machtübernahme“ durch Hitler 
vor. 

Die Eile, mit der Hitler auf den Kanzlerposten geschoben werden 
sollte „ließ erkennen, daß die Herren von Kohle und Stahl ihre Extra- 
profite in Gefahr sahen. Ihre Angst war nicht unbegründet, denn die 
Entwicklung nach den Reichstagswahlen hatte gezeigt, daß die anti- 
faschistischen Kräfte unter Führung der KPD immer stärker und 
schneller an Macht und Einfluß gewannen. Sie wußten auch, daß es 
unter Umständen nur eine Frage von Wochen sein konnte, bis in wich- 
tigen Zentren des politischen Geschehens die Aktionseinheit der Arbeiter- 
klasse im täglichen Kampf gegen den Faschismus geschmiedet werden 
würde. Dem schnellen Wachsen der antifaschistischen Front entsprach 
das Sinken des faschistischen Einflusses auf die Massen: Die Wähler- 
massen selbst des Kleinbürgertums begannen, an der Richtigkeit des 
faschistischen Weges zu zweifeln, und sogar in vielen SA-Einheiten 
war der erforderliche Kadavergehorsam kaum noch aufrechtzuer- 
halten. Die Mitgliederzahl der NSDAP nahm ständig ab. 
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Unter diesen Umständen war Hitler, der bisher alle Angebote, in der 
Regierung mitzuarbeiten, mit dem Ruf nach der ganzen Macht ab- 
gelehnt hatte, geneigt, mit Papen und anderen Politikern zusammen- 
zuarbeiten, wenn man ihm den Kanzlerposten und seinen Leuten so 
wichtige Posten wie den des Innenministers überlassen würde. Ver- 
schiedene Umstände — wie beispielsweise gewisse Siedlungspläne 
Schleichers, die eventuell in die Rechte der Großgrundbesitzer ein wenig 
eingegriffen hätten, oder auch die Gelüste von Reichswehrgenerälen, 
durch einen Staatsstreich politische Konkurrenten aus bürgerlichen 
Parteien auszuschalten — brachten zwischen dem Beauftragten der 
deutschen Großbourgeoisie, von Papen, dem Vertreter der deutschen 
Junker, Hindenburg, der schon seit langem ein „Ermächtigungsgesetz“ 
für die Reaktion anstrebte und dem als Werkzeug zur Vollstreckung 
ihrer Pläne vorgesehenen Hitler, dessen „Bewegung“ auseinander- 
zufallen drohte, recht schnell eine Übereinkunft zustande. Man einigte 
sich auf eine „nationale“ Regierung, in der Papen neben Hitler und 
neben ihnen General von Blomberg als Reichswehrminister, Graf von 
Schwerin-Krosigk als Finanzminister, Freiherr von Eltz-Rübernach als 
Verkehrsminister, Dr. Gerecke als Reichskommissar für Arbeits- 
beschaffung, Dr. Gürtner als Justizminister, Dr. Hugenberg als Minister 
für Wirtschaft und Landwirtschaft, Stahlhelmführer Franz Seldte als 
Arbeitsminister und Göring als Luftfahrtminister saßen. 

Schleicher bekam die von ihm geforderte Auflösungsorder für den 
Reichstag von Hindenburg nicht und erklärte daraufhin den Rücktritt 
seines Kabinetts. Er hatte seine Aufgabe, die ihm von der Großbourgeoisie 
zugedacht war, erfüllt; er hatte Zeit gewonnen für die Reaktion, die 
durch entsprechende Maßnahmen in der Lage war, die Errichtung einer 
„Terrordiktatur der reaktionärsten imperialistischen Schichten des 
deutschen Finanzkapitals* zu sichern. Nach dem Zwischenspiel 
General von Schleichers wäre es nureiner kraftvollen, einheitlichen Aktion 
aller Organisationen der Arbeiterklasse möglich gewesen, den Macht- 
antritt des Faschismus zu verhindern. 

In den Januartagen des Jahres 1933 standen Hunderttausende von 
Arbeitersportlern aus der KG und auch aus den von Reformisten ge- 
führten Verbänden bereit, den Kampf gegen den Faschismus im Verein 
mit allen antifaschistischen Kräften aufzunehmen. 

In einem Aufruf zur „Kampfwoche gegen den Faschismus“, der am 
Morgen des 30. Januar 1933, noch vor Bekanntwerden des Regierungs- 
antritts Hitlers, in „Rot-Sport“ veröffentlicht wurde, hieß es: 
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Stark ist der Wille der Arbeiterschaft zur Formierung der Einheitsfront. Die 
Arbeiter erkennen die Gefahr, in der sie stehen. Faschismus, verschärfte Unter- 
drückung, imperialistische Kriegsgefahr ist immer durch die Einheitsfront der 
Arbeiter abzuwehren, Parole ist: Kampf in der Antifaschistischen Aktion! An un- 
soremm Frontabschnitt heißt das: Bildung der antifaschistischen Sportfront! Die 
Kampfwoche gegen den Faschismus findet die roten Sportler bereit... Die Ar- 
beitereportler stehen im Kampf gegen den Faschismus mit in vorderster Front. Sie 
helfen, den roten Massenselbstschutz in den Betrieben, auf den Stempelstellen und 
Wohnbezirken aufbauen und bringen in der Einheitsfront Zehntausende neuer 
Kämpfer zur Antifaschistischen Aktion... 


Jedoch der Einsatz der kampfbereiten Arbeiterschaft war nur dann 
möglich, wenn die rechten sozialdemokratischen Führer endlich einer 
gemeinsamen Aktion der Mitglieder der von ihnen beherrschten Or- 
ganisationen mit den revolutionären Kräften der Arbeiterklasse zustimm- 
ten, statt weiterhin die Politik des Lavierens und des Paktierens mit der 
Bourgeoisie zu betreiben, Allein konnte die KPD den offenen Kampf 
gegen die Hitler-Herrschaft nicht aufnehmen, wollte sie nicht die Vor- 
hut der deutschen Arbeiterklasse in einem ungleichen, von vornherein 
aussichtslosen Kampf aufs Spiel setzen. 

Es kam so, wie Walter Ulbrieht schon im November 1930 voraus- 
gesagt hatte. Die SPD-Führer ließen ihre „eigene Republik‘ im Stich. 
Sie empfahlen, die Faschisten „‚abwirtschaften‘ zu lassen und lehnten 
jeden echten Widerstand ab. Der Aufruf der KPD zum Generalstreik, 
zu Massenaktionen, mit denen in dieser Situation allein dem Faschismus 
entgegengetreten werden konnte, wurde von ihnen als „Provokation“ 
abgetan. Die Gewerkschaftsführer erklärten sich gegen den Streik und 
verhinderten dadurch seine erfolgreiche Durchführung. Damit war der 
Hitler-Clique die Möglichkeit gegeben, rücksichtslose und brutale Maß- 
nahmen zur Sicherung der eingehandelten Positionen zu treffen. 

Die gewaltsame Unterdrückung aller demokratischen Kräfte begann 
mit der Verfolgung der revolutionären Vorhut der deutschen Arbeiter- 
klasse, zu der auch die revolutionären Arbeitersportler gehörten. 
Ohne zu zögern nahmen die revolutionären Kräfte den Kampf gegen 
die Hitler-Herrschaft auf. Nicht wenige Arbeitersportler reihten sich 
in die Front des heroischen Widerstandskampfes ein. 

Die Namen Werner Seelenbinder, Ernst Grube, Paul Zobel, Bern- 
hard Almstadt und die Hunderter anderer im Kampf gegen den Faschis- 
mus gefallener Arbeitersportler sind eingegangen in die Geschichte. Sie 
und ihre Freunde waren es, die halfen, die Ehre der deutschen Nation 
und die des deutschen Sports zu retten. 
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V. 
Die Lehren 


Die Frage nach dem Warum des faschistischen Sieges enthält zu- 
gleich eine andere, die Frage, ob der Sieg des Faschismus in Deutschland 
vermeidlich oder ob er unvermeidlich war. Beide Fragen sind nicht von 
der Ebene turnsportlicher Entwicklung, sondern nur vom Standpunkt 
des allgemeingesellschaftlichen Geschehens aus zu beantworten. So ge- 
sehen wird deutlich, daß die Ideen, Institutionen und Personen, die im 
Bereich der Körperkultur wirkten und agierten, nicht nur durch die 
politische Entwicklung beeinflußt wurden, sondern daß sie in dieser 
Entwicklung im Dienste oder zumindest zum Nutzen der sich bekämp- 
fenden Klassen aktiv mitwirkten. 

Die Übergabe der Macht durch die Großbourgeoisie an die organisierte 
Avantgarde des deutschen Faschismus, an die NSDAP, in den ersten 
Monaten des Jahres 1933 war ein Eingeständnis der Schwäche. So viel 
die faschistischen Demagogen auch von einer „nationalen Revolution“, 
die sie angeblich durchgeführt haben wollten, faselten — in Wirklich- 
keit hatte sich in Deutschland alles andere als eine Revolution vollzogen: 
Die kapitalistischen Eigentumsverhältnisse blieben völlig unangetastet. 
Damit blieb auch der bürgerliche Klasseninhalt der Gesellschaftsordnung 
erhalten, obwohl bedeutsame Veränderungen im politischen Leben vor 
sich gingen. Mit Hilfe der Faschisten übten nun die reaktionärsten Kreise 
des deutschen Finanzkapitals rücksichtslos die Macht aus. Dement- 
sprechend änderte sich zugleich die Staatsform. Die bürgerliche Demo- 
kratie wurde ersetzt durch die offene terroristische Diktatur. Die NSDAP 
und ihre „Gliederungen“ spielten die Rolle eines Stoßtrupps. 

Seit dem Ausbrach der Weltwirtschaftskrise war immer deutlicher 
geworden: Die Bourgeoisie suchte auf allen Gebieten des gesellschaft- 
lichen Lebens nach einem „Ausweg“ aus der wirtschaftlichen und 
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politischen Krise. Um den Zusammenbruch der alten Ausbeutergesell- 
schaft aufzuhalten, griffen die reaktionärsten Kreise der deutschen 
Bourgeoisie zu ihrem letzten Mittel, der Errichtung der faschistischen 
Diktatur. 

Die Tendenzen, die sich innerhalb der bürgerlichen Körperkultur 
immer stärker zeigten und die dann vom faschistischen Staat mit 
letzter, grausamer, selbst von einem Teil ihrer ehemaligen Verfechter 
abgelehuten Hartnäckigkeit und Konsequenz zu herrschenden Prinzi- 
pien erhoben und in die Tat umgesetzt wurden, lassen sich in drei Be- 
griffen zusammenfassen: Zentralisierung — Faschisierung — Militari- 
sierung. 

Wie sehr die prominenten bürgerlichen Sportführer hinter dieser 
Politik standen, zeigte ihr Verhalten nach dem 30. Januar 1933. Von 
wenigen Versuchen eines zaghaften Widerstandes abgesehen, begrüßten 
sie je nach ihrer politischen Bindung mehr oder minder die faschistische 
Herrschaft, oder sie kapitulierten zumindest kampflos. 

Neuendorff bot sich Hitler an. Sein Plan war, als „Führer der Deut- 
schen Turnerschaft“, der er nach dem Rücktritt von Dominicus ge- 
worden war, einen zentralisierten „Turn- und Sportbund‘ zu gründen, 
den er dann „Adolf Hitler als dritte Kampftruppe neben SA und Stahl- 
helm ... zur Verfügung stellen“ wollte. Er tat damit genau das, was 
der „Internationale Arbeitersport‘ schon 1931 vorausgesagt hatte, als 
er feststellte, daß die DT dieselben Aufgaben zu erfüllen sich anschicke, 
wie sie „solche faschistische Organisationen wie der Stahlhelm und die 
SA ... der Nationalsozialisten“ im Auftrage der deutschen Imperia- 
listen durchführten. 

Werksportführer brüsteten sich, daß sie „schon vor der Machtüber- 
nahme ihre Feuerprobe gegenüber der klassenkämpferischen Einstel- 
lung der roten Sportvereine“ bestanden und dafür gesorgt hätten, „daß 
auf einer Reihe von Plätzen die marxistischen Turn- und Sportvereine 
verdrängt werden konnten“. Und der Direktor der deutschen Turn- 
schule in Leipzig, Ohnesorge, der diesen Posten seit 1928 bekleidete, 
gab 1935 der Öffentlichkeit eine Probe des Geistes seiner Schule, indem 
er den Lesern des „Jahrbuchs der Turnkunst‘“ „treuherzig“ einen 
Spruch mitteilte, den Lehrgangsteilnehmer ins Schulbuch eingetragen 
hatten: „Barbaren nennt man uns Deutsche gern und will uns damit be- 
leidigen, wir aber sagen: ‚Gott sei Dank, daß wir es sind!‘ 

Diem bot sich mit Vorschlägen verschiedener Art den neuen Herren 
an und deckte mit seinem Namen die Politik der Faschisten, die mit 
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Hilfe der Olympischen Spiele 1936 den Gästen aus dem Ausland das 
Bild eines frjedliebenden und demokratischen Deutschland vorzu- 
täuschen suchten. 

Die Führungen der Sportverbände beeilten sich, Erklärungen abzu- 
geben, in denen sie „im Anblick des neuen Abschnitts der deutschen 
Geschichte“ alle Mitglieder aufforderten, „sich geschlossen hinter die 
nationale Regierung“ zu stellen. 

Der ganze Prozeß der Faschisierung, der selbstverständlich nicht 
ohne Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen führenden Gruppen 
der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung abging, wurde durch die 
faschistische Ideologie und Praxis begünstigt. Nicht wenige Sportler, 
die des ernsthaften und tiefgehenden politischen Denkens infolge des 
Einflusses der faschistischen und militaristischen Schlagwortagitation 
entwöhnt waren, fanden sich mit dem Faschismus sehr schnell ab, weil 
er sich außerordentlich sportfreundlich gebärdete. Erst die schlimmen 
Erfahrungen langer Kriegsjahre öffneten den meisten die Augen, so daß 
sie erkannten, daß die Sportförderung des Faschismus zu den Aggres- 
sionsvorbereitungen des deutschen Monopolkapitals gehörte. 

Einerseits entsprach also die Machtergreifung des Faschismus in 
Deutschland einer bestimmten Entwicklung der bürgerlichen Gesell- 
schaft, sie war insofern folgerichtig und durchaus kein Zufall. Anderer- 
seits aber war der Sieg des Faschismus in Deutschland auch keineswegs 
eine unabwendbare Fügung des Schicksals. In Deutschland existierte 
sehr wohl eine Kraft, die in der Lage gewesen wäre, dieser Entwicklung 
Einhalt zu gebieten. Diese Kraft war die Arbeiterklasse, der durch die 
Einheitsfront von Sozialdemokraten und Kommunisten nicht nur die 
zahlenmäßig stärksten Organisationen und die größten Stimmenzahlen 
zur Verfügung gestanden hätten, sondern die durch die Einheitsfront 
gegen den Faschismus gleichzeitig zum anerkannten und wie ein Magnet 
wirkenden Zentrum aller antifaschistischen demokratischen Kräfte gr 
worden wäre. 

Innerhalb der antifaschistischen Einheitsfront wären den Arbeiter- 
sportlern wichtige Aufgaben zugefallen. Es ist aufschlußreich, daß der 
Sozialdemokrat Grzesinski, der 1932 beim Papen-Staatsstreich in 
Preußen als Polizeipräsident von Berlin abgesetzt wurde, 1934 die Mei- 
nung äußerte, daß es Mitte 1932 möglich gewesen wäre, mit Hilfe der 
Organisationen der Arbeiterklasse — er nannte besonders die Arbeiter- 
sportler — den Angriff des Faschismus abzuwehren. „Er (Grzesinski — 
6. Wo.) war der Meinung, daß im Sommer 1932 die preußische Polizei 


11 Wonneberger 161 


noch im allgemeinen intakt war und zur Braun-Severing-Regierung 
stand. Es wäre möglich gewesen, aus den Beständen der preußischen 
Polizei große Teile der Arbeiterklasse, Sportler und andere, zu be- 
waffnen.‘ 

Aber die Einheitsfront der Arbeiterklasse kam nicht zustande. 

Die historische Schuld dafür fällt den rechten Führern der SPD und 
den reformistischen Führern der Arbeiterorganisationen zu. Sie hielten 
nach den Worten eines ihrer Vertreter „das Zustandekommen einer 
kommunistisch-sozialdemokratischen Einheitsfront nicht nur im Augen- 
blick, sondern grundsätzlich für unmöglich...“. Ihnen standen die 
Vertreter der Bourgeoisie, wenn sie nur das Wort Demokratie recht oft 
im Munde führten, näher als die Klassengenossen der KPD, für die 
„Demokratie“ allerdings nicht ein bloßes Spiel mit Worten und Parla- 
mentssitzen, sondern die Erfüllung des Kampfzieles vieler Generationen, 
eben die wirkliche Herrschaft des Volkes war. 

Die verhängnisvolle Konsequenz der reformistischen Politik, deren 
Gefährlichkeit bereits vor 1933 u.a. durch die Handlungen rechter 
Arbeitersportführer bewiesen worden ist, war dann jene Ratlosigkeit, 
von der weite Kreise der Sozialdemokratie nach der Ausrufung des 
Hitlerschen „Dritten Reiches“ erfaßt wurden. Reformistische Sport- 
führer verschacherten sogar — soweit es ihnen zugängig war — das 
Vermögen der Arbeitersportorganisationen an Hitlers Beauftragte für 
die „Gleichschaltung“ des deutschen Sports. Auch biederten sie sich 
bei Frick, dem faschistischen Innenminister, an, indem sie sich auf ihr 
„seit Jahren“ gegen die Kommunisten und gegen jede Opposition 
durchgeführten schändlichen Maßnahmen beriefen. 

Allein der bewußte Teil der Arbeiterklasse, und zwar sowohl die Mit- 
glieder der KPD als auch die Millionen, die zu ihren Anhängern zählten, 
gaben sich keinen Illusionen über den Klassencharakter des bürgerlichen 
Weimarer Staates und den klassenmäßigen Inhalt der faschistischen 
„Bewegung“ hin. 

Zu den Leitsätzen ihres politischen Handelns gehörte die Erkenntnis, 
daß nur die Einheitsfront der Arbeiterklasse in der Lage ist, den An- 
griff der Stoßtruppen der Reaktion auf die Dauer erfolgreich zu be- 
gegnen. Sie vollbrachten in der Zeit vor und nach dem 30. Januar 1933 
heroische Taten im Kampf gegen den Faschismus, sie zeigten hervor- 
ragende Beispiele eines unermüdlichen und opferbereiten Einsatzes für 
die Rechte des Volkes, für Freiheit und wahre Demokratie. Die revolu- 
tionären Arbeitersportler waren eine Säule in diesem Kampf. Allerdings 
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wirkten sich in ihrer Arbeit auch eine Reihe von Schwächen aus, die 
später, auf dem VII. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale 
und auf der Brüsseler Parteikonferenz der KPD, unnachsichtig auf- 
gedeckt wurden. Einer der Hauptmängel war die ungenügende An- 
wendung der Einheitsfronttaktik, die sich u. a. darin äußerte, daß der 
Kampf um die Einheitsfront aller Arbeiter, aller Arbeiterorganisationen, 
im wesentlichen mit sozialistischen Losungen geführt wurde, statt an- 
gesichts der faschistischen Offensive von 1931/32 die niehtkommuni- 
stischen Arbeiter zur aktiven Einheitsfront mit den kommunistischen 
Arbeitern zur Verteidigung der demokratischen Rechte des werk- 
tätigen Volkes unter entsprechenden Losungen zusammenzuschließen. 
— Solche Fehler erschwerten den Kampf um die Massen. 

Aber — und das muß nachdrücklich festgehalten werden — Fehler sind 
nicht Fehlern gleichzusetzen: Der Fehler der rechten sozialdemokra- 
tischen Führer bestand darin, einen grundsätzlich falschen Weg ein- 
geschlagen zu haben, der ins Lager des Feindes der Demokratie und der 
Arbeiterklasse führte; der Fehler der bewußten Kräfte der Arbeiter- 
klasse aber bestand darin, auf einem grundsätzlich richtigen Wege nicht 
immer bzw. nicht konsequent genug die richtigen Schritte getan zu 
haben. Darum konnte Wilhelm Pieck im Jahre 1935 in Brüssel fest- 
stellen: 

Die historische Wahrheit ist, daß nicht die KPD, nicht der Kommunismus, nicht 
der Weg der proletarischen Revolution versagt hat, sondern der Weg der SPD, 
der Weg ihrer Klassenzusammenarbeit mit der Bourgeoisie, der Weg ihrer Koali- 
tionspolitik, ; 

Es war ein Teil der Tragik der deutschen Arbeiterbewegung, daß 
große Teile der Arbeitersportler nicht den Worten des Kommunisten 
Alfred Nitzschke glaubten, der auf dem 16. Bundestag des ATSB 1928 
verlangte, den reformistischen Führern auf die Finger zu sehen, weil 
die Gefahr bestehe, daß z. B. Wildung eine „solche Arbeit leistet“, wie 
sie die bürgerlichen Regierungen „von ihm erwarten“, Statt dessen 
hatten sich viele von ihnen von dem Rechtssozialdemokraten Crispien 
einschläfern lassen, der auf Nitzschkes Warnung demagogisch ant- 
wortete: „Sind die Führer unserer Organisation Verräter, dann müssen 
sie entfernt werden, sind sie es nicht, dann müssen diejenigen, die ihre 
Organisation beschimpfen und schädigen, entfernt werden.“ Der 
Mittelsmann der Bourgeoisie, Wildung, konnte damals bleiben, die- 
jenigen aber, die — wie die Geschichte bestätigt — berechtigt warnten, 
waren als „Schädlinge“ ausgeschlossen worden. 
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Zusammenfassend kann die eingangs stellte Frage so beantwortet 
werden: 

Der Faschismus, die Herrschaft der reaktionärsten, chauvinistischsten, 
imperialistischsten Elemente des Finanzkapitals konnte in Deutsch- 
land errichtet werden, weil die deutsche Arbeiterklasse uneinig war und 
sich nicht mit allen anderen demokratischen Kräften zur antifaschi- 
stischen Volksfront vereinigte. Die Entwicklung im Bereich der Körper- 
kultur entsprach der allgemeinen Entwicklung: Die deutsche Groß- 
bourgeoisie fand in der bürgerlichen Turn- und Sportbewegung willige 
oder widerstandslose Kräfte, die ihr halfen, die Mitglieder der bürger- 
lichen Verbände mit dem Gift der faschistischen Ideologie zu verderben 
und sie in den Dienst ihrer imperialistischen Politik zu stellen, Die von 
den Reformisten gespaltene deutsche Arbeiterbewegung fand sich trotz 
allen Einsatzes der Mitglieder der KG und der mit ihnen sympathi- 
sierenden Sportler aus den verschiedensten Verbänden im entscheiden- 
den Augenblick nicht zur einheitlichen Aktion gegen die Faschisierung 
und Militarisierung des Sports zusammen und konnte daher nicht zum 
Kern einer Kampffront der antifaschistischen Sportler aus allen Sport- 
verbänden werden. Die Sportler der „Kampfgemeinschaft für rote 
Sporteinheit“ verdienen Bewunderung. Ihre Aktivität in sportlicher, 
sportpolitischer und politischer Hinsicht, ihre nimmermüde Einsatz- 
freude im Kampf für die Rechte und die Befreiung der Volksmassen 
machen sie zu Vorbildern für die Turn- und Sportjugend der Gegenwart, 
Mit ihren Taten bewiesen die Mitglieder der „Kampfgemeinschaft für 
rote Sporteinheit“, daß sie die legitimen Nachfahren jener Männer 
waren, die in der Hochzeit der deutschen Turnbewegung, in den Jahren 
der Revolution von 1848/1849, das Wohl, die Rechte und die Freiheiten 
des Volkes auf ihre Fahne geschrieben hatten, als sie 1850 ihren Turn- 
brüdern zuriefen: „Was der allgemeine deutsche Turnerbund will, das 
ist mit wenigen Worten gesagt. Er will nicht ... das Turnen lediglich nur 
dazu fördern und verbreiten, daß der Mensch stark und kräftig werde und 
esihm dann überlassen, ob er es für gut hält, diese Eigenschaft für oder 
gegen das Volk zu verwenden, er will nicht, daß der Zukunft ein Ge- 
schlecht zugeführt werde, stark au Körper, aber schwach und gebrech- 
lich an Geist und Charakter, ein Volk, dessen Glieder kräftig, dessen 
Geist aber verdorrt und unbrauchbar ist, dessen Ratlosigkeit dem Um- 
hertappen eines blirden, vernunftlosen Riesen gleichkomme. Der all- 
gemeine deutsche Turnerbund will, daß der Mensch nicht nur körperlich 
ausgebildet wurde, sondern auch geistig, er will — und damit widmet er 
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seine Kräfte einem höheren Ziele —, daß diese Eigenschaften nur für das 
Volk, zur Erringung seiner Freiheiten und Rechte, also zum Wohle des 
Volkes, zum Wohle der gesamten Menschheit, angewendet werden.“ 

Der Kampf der revolutionären Arbeitersportler gegen Militaristen 
und Faschisten in der Zeit der Weltwirtschaftskrise gehört zu den besten 
Traditionen der deutschen demokratischen Körperkultur. Er ist ein Teil 
der ruhmreichen Geschichte des deutschen Proletariats und der demo- 
kratischen Kräfte Deutschlands. 


* 


Schwimmersparte 
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Fahrt der roten Sportler nach Erfurt (Pfingsten 1930) — Bei der Abfahrt 
der Delegierten zum Reichskongreß wurde jeder Sportler von einem Schupo- 
Aufgebot nach Waffen durchsucht 
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Hallensportfest der „Kampfgemeinschaft für rote Sporteinheit# — Aufmarsch 
der Betriebssportgruppen 
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